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1 Einleitung 
In vorliegenden Studien und Veröffentlichungen zum verkehrswirtschaftlichen und ökologi-
schen Vergleich der Verkehrsträger wird das System Binnenschifffahrt / Wasserstraßen in 
aller Regel nicht umfassend und in der notwendigen Differenziertheit betrachtet. In Verbin-
dung mit unzutreffenden Randbedingungen und Annahmen resultieren hieraus Ergebnis-
se, welche der Stellung der Binnenschifffahrt im Verkehrsträgervergleich nicht gerecht 
werden. Angeregt durch den Verein für europäische Binnenschifffahrt und Wasserstraßen 
(VBW) hat die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV), vertreten durch die 
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost, dieses Gutachten in Auftrag gegeben mit dem Ziel, 
einen aktuellen, differenzierten und fachlich fundierten Vergleich der Verkehrsträger 
durchzuführen. In der hier vorliegenden Kurzfassung werden die wesentlichen Ergebnisse 
der Studie zusammenfassend dargestellt.  
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2 Verkehrswegenetze 
Eine gute Verkehrsinfrastruktur ist eine unverzichtbare Voraussetzung für die Funktionsfä-
higkeit von Wirtschaft und Gesellschaft. Sie bestimmt maßgeblich die Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaftsstandorte und die Entwicklung von Lebensqualität und Wohlstand.  
 
2.1 Bestand, Qualität, Investitionen und Wegekosten 
Ein Blick auf die Längen der Binnenverkehrswege macht deutlich, dass das Binnenwas-
serstraßennetz im Vergleich zum Schienen- und Straßennetz deutlich kleiner ist. Das 
Schienennetz ist knapp fünfmal und das Fernstraßennetz (Autobahnen- und Bundesstra-
ßen) über siebenmal so groß wie das Wasserstraßennetz.  
 
Abbildung 1: Länge der Binnenverkehrswege in Deutschland 2004 
 
Neu- und Ausbaumaßnahmen an der Verkehrsinfrastruktur haben bei allen drei betrachte-
ten Verkehrsnetzen in der Vergangenheit zu Qualitätszuwächsen geführt. Die Länge des 
Wasserstraßennetzes mit internationaler Bedeutung (Wasserstraßenklasse IV und besser) 
wuchs in der Zeit von 1991 bis 2004 um 340 km auf 5.073 km, während in ähnlichem Ma-
ße die bedeutungsärmeren Wasserstraßen zurückgingen. 
Im Schienennetz kam es sowohl durch die Steigerung der Gleisanzahl als auch durch die 
zunehmende Elektrifizierung zu einem signifikanten Qualitätszuwachs. Auch das Bundes-
fernstraßennetz erreicht durch die Zunahme von Streckenabschnitten mit einer größeren 
Fahrbahnbreite im Zeitablauf ein qualitativ höheres Niveau. 
Die Bruttoanlageinvestitionen in die Wasserstraßen sind im Vergleich zu Bundesfernstra-
ßen und Schienenwegen im Zeitraum 1991 bis 2004 deutlich unterproportional gestiegen 
und dies von einem erheblich niedrigeren Ausgangsniveau. Einem Anstieg von 12,4% 
(Summe Küsten- und Binnenwasserstraßen) stehen Zuwächse um insgesamt 32,4% 
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(Schienenwege) bzw. 38,4% (Fernstraßen) gegenüber. Entsprechend ist die Altersstruktur 
der Wasserstraßen deutlich ungünstiger als die der Schiene und der Bundesfernstraßen. 
Somit besteht die Gefahr, dass die Qualitätsentwicklung der Infrastruktur den modalen 
Wettbewerb nachteilig für die Binnenschifffahrt beeinflusst. Ist die Betriebssicherheit der 
Infrastruktur von fehlender Qualitätssicherung betroffen, so hat dies im Fall der Binnen-
schifffahrt aufgrund häufig fehlender Alternativrouten wesentlich stärkere Auswirkungen 
als z. B. beim Straßentransport. 
 
Abbildung 2: Bruttoanlagevermögen der Wasserstraßen, Schienenwege und 
Bundesfernstraßen im Jahr 2004 nach Investitionsjahrgängen 
 
 
Durch Gegenüberstellung der jeweiligen Ausgaben mit den Einnahmen für die Wege des 
Fernstraßen-, Schienen- und Binnenschiffsverkehrs kann ein Wegekostendeckungsgrad 
bestimmt werden. Die so ermittelten Kennzahlen zeigen zwar, ob eine verursachungsge-
rechte Anlastung der Kosten für die Benutzung der Verkehrswege erfolgt, lassen jedoch 
keine Rückschlüsse auf die Wirtschaftlichkeit zu. Detaillierte Berechnungen aus dem Jahr 
1987 haben im Güterverkehr für alle drei Verkehrsträger eine Wegekostenunterdeckung 
festgestellt. Bezogen auf die absolute Höhe der Unterdeckung je Tonnenkilometer ergibt 
sich hierbei ein eindeutiges Bild zugunsten der Binnenschifffahrt. Während die Binnen-
schifffahrt mit einem Wert von 11,53 € je 1.000 tkm eine vergleichsweise geringe Wege-
kostenunterdeckung aufweist, ist der vergleichbare Wert im Schienengüterverkehr fast 
viermal so hoch (41,80 €).  
Im relativen Vergleich des Verhältnisses zwischen Wegeeinnahmen und Wegekosten er-
reicht der Straßengüterverkehr mit einem Kostendeckungsgrad von 56,3 % im Jahr 1987 
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das beste Ergebnis. Im Güterverkehr der DB und in der Binnenschifffahrt werden mit 
13,7 % bzw. 8,5 % vergleichsweise deutlich geringere Deckungsgrade erzielt. Aktuellere 
fundierte Ergebnisse sind nicht verfügbar, es ist jedoch davon auszugehen, dass sich der 
Wegekostendeckungsgrad im Straßengüterverkehr durch die schrittweise Erhöhung der 
Mineralölsteuer im Rahmen der Ökosteuergesetze sowie die Einführung der Lkw-Maut auf 
Autobahnen deutlich erhöht hat. Es muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass die 
Binnenwasserstraßen als einzige der verglichenen Infrastrukturen in erheblichem Maße 
verkehrsfremde Funktionen erfüllt. 
Darüber hinaus stellen die Wegekosten nur einen Bruchteil der zur Erzielung eines Wohl-
fahrtsoptimums insgesamt verursachergerecht anzulastenden sozialen Kosten des Ver-
kehrs dar. So liegen beispielsweise allein die gesamtwirtschaftlichen Unfallkosten des 




Der Personen- und Güterverkehr ist in Deutschland in den vergangenen dreißig Jahren 
deutlich angestiegen. Insbesondere der Kraftfahrzeugverkehr auf den Bundesfernstraßen 
weist hierbei überdurchschnittliche Steigerungsraten auf. Nach vorliegenden Prognosen 
des BVWP 2003 ist auch für die kommenden Jahre ein signifikantes weiteres Verkehrs-
wachstum zu erwarten. Vor diesem Hintergrund stellt sich verstärkt die Frage, ob und in 
welchem Umfang die Verkehrswegenetze der einzelnen Verkehrsträger in der Lage sind, 
zusätzliche Aufkommen zu verkraften.  
Bundesfernstraßen 
Die Verkehrsstärken auf deutschen Autobahnen haben auf einer Vielzahl von Streckenab-
schnitten ein derart hohes Niveau erreicht, das ein störungsfreier Ablauf des Güterver-
kehrs nicht mehr gewährleistet ist. Gemessen am Anteil nicht störungsfreier Lkw-km be-
stehen im Jahr 2005 auf insgesamt 1.050 km des Autobahnnetzes erhebliche Engpässe. 
Von den Störungen sind neben den Autobahnen in den Ballungsräumen Hamburg, Berlin, 
Rhein-Ruhr, Frankfurt und München insbesondere die A1 zwischen Hamburg und Bremen 
und im weiteren Verlauf auf weiten Teilstrecken bis Köln, die A5 südlich Gießen, die A3 
zwischen Frankfurt und Nürnberg, die A6 zwischen Heidelberg und Nürnberg sowie die A8 
zwischen Karlsruhe und München betroffen (vgl. die violett und rot gekennzeichneten Ab-
schnitte in der folgenden Abbildung). 
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Abbildung 3: Intensität der Verkehrsstörungen für Lkw auf deutschen Auto-
bahnen im Jahr 2005 
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Der Anstieg der Fahrleistungen auf den deutschen Autobahnen wird sich im kommenden 
Jahrzehnt in etwa im gleichen Ausmaß fortsetzen, wie im vergangenen Zehnjahreszeit-
raum. Vor diesem Hintergrund ist eine generelle Verbesserung der Verkehrssituation auf 
den deutschen Autobahnen nicht zu erwarten. Im Gegenteil, auch unter Berücksichtigung 
der Aus- und Neubaumaßnahmen des BVWP 2003 muss in weiten Bereichen des Netzes 
mit einer weiteren Verschlechterung der Verkehrssituation gerechnet werden. 
Eisenbahnstrecken 
Auch im Einsenbahngüterverkehr kann derzeit nicht von einem störungsfreien Verkehrsab-
lauf ausgegangen werden. Nach einer aktuellen Mitteilung des Netzbeirates der DB Netz 
AG vom Mai 2007 sind neuralgische Punkte unter anderem zwischen Hamburg und Han-
nover, zwischen Karlsruhe und Basel sowie zwischen Emmerich und Duisburg zu sehen. 
Zudem wird konstatiert, dass viele Knoten überlastet sind. Diese Einschätzung stimmt mit 
den Ergebnissen einer Unternehmensbefragung des Verbandes Deutscher Verkehrsun-
ternehmen überein. Hiernach sind allein im Fern- und Ballungsnetz der DB AG 53 Ab-
schnitte durch mangelnde Streckenleistungsfähigkeit bzw. Streckenüberlastung gekenn-
zeichnet. Kapazitätsprobleme bzw. Überlastungen bestehen hiernach darüber hinaus in 
den Knoten Bremen, Hamburg, Hannover, Hamm, Köln, Frankfurt (Main), Leipzig, Nürn-
berg/Fürth und München.  
Durch die Neu- und Ausbaumaßnahmen des aktuellen Bundesverkehrswegeplans wird die 
Situation auf einer Reihe deutlich überlasteter Engpassstrecken zukünftig entschärft. Auch 
auf den Hauptabfuhrstrecken verbleibt allerdings eine Vielzahl von Streckenabschnitten 
mit Auslastungsgraden zwischen 80 % und 110 % und den damit verbundenen nachteili-
gen Effekten insbesondere für Güterzüge, für die nach derzeitigem Stand keine Neu- bzw. 
Ausbaumaßnahmen vorgesehen sind. 
Die Transportzeit der Güterzüge steigt durch Wartezeiten bereits ab einer Streckenauslas-
tung von rd. 80 % progressiv an. Kapazitätsauslastungen zwischen 80 % und 110 % der 
Nennleistungsfähigkeit kennzeichnen daher ein gegenüber geringer belasteten Strecken 
deutlich verschlechtertes Leistungsbild im Schienengüterverkehr. So erhöht sich etwa die 
Transportdauer im Schienengüterverkehr bereits bei einem Auslastungsgrad von 95 % 
gegenüber mäßig belasteten Strecken um mehr als 20 %. 
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Abbildung 4: Belastung des deutschen Schienennetzes und Streckenauslas-
tung im Jahr 2015 (Vergleichsfall BVWP 2003) 
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Bundeswasserstraßen 
Im Gegensatz zu Straße und Schiene verfügen die Binnenwasserstraßen auf allen wichti-
gen Korridoren über erhebliche Kapazitätsreserven. Dies gilt nach aktuellen Berechnun-
gen sowohl für den gegenwärtigen Stand als auch unter Berücksichtigung prognostizierter 
Aufkommenszuwächse im Jahr 2015. So verfügt von den 21 untersuchten Abstiegsbau-
werken die Schleuse Lauenburg am Elbe-Lübeck-Kanal im Jahr 2015 bezogen auf die 
Transportmenge des Jahres 2005 mit rd. 2,6 Mio. Gütertonnen über die geringste Reser-
vekapazität. Diese reicht allerdings aus, um das Transportaufkommen des Jahres 2005 zu 
Verfünffachen.  
 
Tabelle 1: Kapazitätsreserven der untersuchten Schleusen im Jahr 2015 
(Mio. t in der jeweiligen Hauptverkehrsrichtung) 
Wasserstraße Schleuse Aufkommen 2005 
in Mio. t 
Praktische Kapazi-
tät 2015 in Mio. t 
Reserve 2015  
bezogen auf 2005 
in Mio. t 
WDK Friedrichsfeld 10,3 17,7 7,4 
RHK Oberhausen 8,5 35,9 27,4 
DEK Münster 5,9 22,5 16,6 
DHK Hamm 0,6 5,3 4,7 
MLK Anderten 7,1 17,2 10,1 
Weser Minden 1,3 8,5 7,2 
KüKa Dörpen 2,4 6,1 3,7 
ESK Lüneburg 6 13,6 7,6 
ELK Lauenburg 0,5 3,1 2,6 
Main Kostheim 12,4 27,1 14,6 
Main Obernau 4,7 14,9 10,2 
MDK Kelheim 3,4 11,5 8,1 
Donau Jochenstein 4 12,9 8,9 
Neckar Feudenheim 5,6 22,4 16,8 
Mosel Koblenz 8,9 29,2 20,3 
Elbe Geesthacht 6,6 17,0 10,4 
EHK Hohenwarthe 1,9 17,3 15,4 
UHW Brandenburg 2,2 33,8 31,6 
SOW Charlottenburg 0,5 6,1 5,6 
TeK Kleinmachnow 0,6 8,9 8,3 
HOW Spandau 1,6 8,3 6,7 
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3 Steuerliche Rahmenbedingungen 
In Europa sind im Laufe der Zeit vielfach Steuerbemessungsgrundlagen und Steuersätze 
ohne eine EU-weite Abstimmung geändert worden. Steuerbefreiungstatbestände und -
vergünstigungen wurden eingeführt, die gegenwärtig vor allem durch wirtschafts- und um-
weltpolitische Aspekte begründet werden. 
Im Güterkraftverkehr sind niedrige Sozialabgaben, unterschiedliche Kraftfahrzeugsteuer-
belastungen und spezielle Subventionstatbestände (insbesondere die Treibstoffsubventio-
nierung) die Ursache für Wettbewerbsdisparitäten zwischen inländischen und ausländi-
schen Unternehmen. Im Vergleich mit Deutschland sind die steuerlichen Rahmenbedin-
gungen in den Niederlanden deutlich besser. So ist beispielsweise die deutsche Kraftfahr-
zeugsteuer doppelt so hoch wie die niederländische. Zudem sind Mineralölsteuersätze 
über 11 Cent pro Liter höher. Im Resultat ist die Jahresabgabenbelastung eines 40 t-
Lastzugs mit einer Jahresfahrleistung von 135.000 km in Deutschland insgesamt 30 % 
höher. 
Ähnlich wie im Straßengüterverkehr ergeben sich beim Eisenbahngüterverkehr speziell im 
Vergleich mit den Niederlanden Wettbewerbsnachteile für deutsche Unternehmen. Wäh-
rend in Deutschland der volle Mineralölsteuersatz erhoben wird, sind niederländische Ei-
senbahnunternehmen von dieser Steuer vollständig befreit. Ähnliche Disparitäten ergeben 
sich im europäischen Vergleich bei der Stromsteuer. 
Auch in der Binnenschifffahrt ergeben sich im europäischen Vergleich Wettbewerbsverzer-
rungen zu Lasten des deutschen Gewerbes. Durch vielfältige Steuer- und Finanzierungs-
vorteile sowie Zuschüsse gelang es den Unternehmen in den Niederlanden und Belgien in 
den 90er Jahren in weit stärkerem Maße ihre Binnenschiffsflotten zu modernisieren und so 
einen bedeutenden Wettbewerbsvorteil gegenüber ihren deutschen Konkurrenten zu er-
langen. 
In der Diskussion um die steuerlichen Rahmenbedingungen des Verkehrsträgerwettbe-
werbs in Deutschland wird von der Deutschen Bahn vielfach darauf hingewiesen, dass ihr 
durch die Befreiung der Binnenschifffahrt von der Mineralölsteuer erhebliche Wettbe-
werbsnachteile entstehen. Tatsächlich wurden in Deutschland im Jahr 2005 rd. 269.000 t 
Dieselkraftstoffe steuerbefreit an die Binnenschifffahrt geliefert. Bei einer Steuerbelastung 
von rd. 47 Cent je Liter ergibt sich hieraus ein Gesamtvolumen in Höhe von knapp 144 
Mio. EURO. Bezieht man diesen Wert auf die im Jahr 2005 in Deutschland erbrachte Ver-
kehrsleistung der Binnenschifffahrt, so entspricht dies einem Vorteil in Höhe von 0,22 Cent 
je Tonnenkilometer. 
Diesem steuerlichen Nachteil der Bahn stehen indes erheblich größere Unterschiede bei 
den Externen Kosten gegenüber. Nach den durchgeführten Vergleichsrechnungen (vgl. 
Kap. 6.6) liegen die Vorteile der Binnenschifffahrt gegenüber der Bahn im Massengutver-
kehr hier bei durchschnittlich 0,85 Cent je tkm, d. h. durch die Mineralölsteuerbefreiung 
werden nur rd. 25% des Unterschieds der Externen Kosten ausgeglichen, die bei verursa-
chergerechten Anlastung der Effekte zu Gunsten der Binnenschifffahrt zu „verrechnen“ 
wären.  
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4 Verkehrsmengen und Prognosen 
Nach vorliegenden Prognosen ist zukünftig mit einer weiteren erheblichen Steigerung des 
Güterverkehrs in Deutschland zu rechnen. So geht etwa die für den Bundesverkehrswe-
geplan 2003 im Auftrag des BMVBS erstellte Prognose davon aus, das sich die Verkehrs-
leistungen des Güterverkehrs in Deutschland (ohne Straßengüternahverkehr) im Zeitraum 
1997 bis 2015 um insgesamt 63% erhöhen werden. Starke Zuwächse werden hiernach 
insbesondere bei den internationalen Verkehren erwartet. Während die Verkehrsleistung 
im Binnenverkehr um insgesamt 34% zunimmt, wird sich der grenzüberschreitende Ver-
kehr (einschließlich Transit) im Prognosezeitraum nahezu verdoppeln (plus 97%).  
Für die Binnenschifffahrt werden Zuwächse sogar ausschließlich im internationalen Ver-
kehr prognostiziert. Bei einem Gesamtzuwachs um 44% steigt die grenzüberschreitende 
Verkehrsleistung um 61%, während im Binnenverkehr eine Abnahme um 4% erwartet 
wird. 
 
Tabelle 2: Entwicklung der Transportleistung im Güterverkehr der  
Binnenschifffahrt 1997 bis 2015 
Verkehrsleistung (Mrd. tkm) 1997 2015 Zuwachs 
Binnenverkehr 16,3 15,6 - 4 % 
Grenzüberschreitender Verkehr 45,9 74,0 61 % 
Insgesamt 62,2 89,6 44 % 
Quelle: Verkehrsprognose 2015 für den Bundesverkehrswegeplan 2003 
 
Eine Gegenüberstellung mit der tatsächlichen Entwicklung zeigt im Straßengüterverkehr 
eine recht hohe Übereinstimmung der Prognose des BVWP 2003 mit der beobachteten 
Entwicklung. In der Summe über alle Gütergruppen ist die tatsächliche Transportmenge 
lediglich um 3 % niedriger als sie 2004 gemäß BVWP Prognose hätte sein sollen. Betrach-
tet man allerdings die Gütergruppen einzeln, so fällt auf, dass sich einige Gütergruppen 
wie Getreide und Futtermittel, Eisen, Stahl und Schrott sowie Steine und Erden besser als 
prognostiziert und einige sich deutlich schlechter als erwartet entwickelt haben. Zu letzte-
ren zählen insbesondere die Verbrauchs- und Investitionsgüter sowie die Container.  
Auch die Bahn blieb insbesondere bei den Gütergruppen Investitions- und Verbrauchsgü-
ter sowie Container hinter den Erwartungen zurück. 2004 wurden in diesen Gruppen rund 
10 % weniger Güter transportiert, als dies gemäß der Prognose des BVWP 2003 zu erwar-
ten war. Die Bahn hat sich aber auch beim Massengut nicht in allen Bereichen wie prog-
nostiziert entwickelt. Günstigere als prognostizierte Entwicklungen in den Bereichen Ei-
senerze und Eisen, Stahl und Schrott sowie Mineralöl stehen schlechtere Entwicklungen in 
den Bereichen Getreide und Futtermittel; Steine und Erden, sowie chemische Erzeugnisse 
und Düngemittel gegenüber. 
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Für die Binnenschifffahrt gilt ähnlich wie für die Bahn, dass die in den Prognosen erwarte-
ten Zuwächse in vielen Fällen nicht erreicht wurden. In den Massengutbereichen Mineral-
öl, Eisenerze, Eisen, Stahl und Schrott, Steine, Erden sowie den chemischen Erzeugnis-
sen und Düngemitteln wurden die prognostizierten Mengen relativ deutlich verfehlt. 
Beim Getreide und den Futtermitteln halten sich die Abweichungen in Grenzen. Kohle 
wurde 2004 allerdings deutlich mehr transportiert, als prognostiziert wurde. Aber insbe-
sondere bei den Transporten der Gütergruppen Verbrauchs- und Investitionsgüter sowie 
Container konnte die Binnenschifffahrt deutlich größere Zuwächse als prognostiziert erzie-
len. 2004 liegt die Transportmenge in diesen Gütergruppen rund 32 % über der Sollmenge 
für 2004 gemäß der BVWP Prognose.  
Es wird deutlich, dass die Binnenschifffahrt entgegen allen Befürchtungen nicht zum gro-
ßen Verlierer des Güterstruktureffekts geworden ist. Vielmehr ist die Entwicklung insbe-
sondere im Containersegment deutlich günstiger verlaufen, als prognostiziert. Im Gegen-
satz dazu haben die beiden konkurrierenden Verkehrsträger die Erwartungen in diesem 
Segment nicht erfüllt.  
Mit einem Aufkommen von mehr als 130 Millionen Tonnen im Jahr 2004 ist der Seehafen-
hinterlandverkehr ein für die Binnenschifffahrt besonders wichtiges Segment des Trans-
portmarktes. Hierbei haben neben den Massengütern (hier dominiert die Binnenschifffahrt 
mit einem Anteil von 53% am Gesamtaufkommen) in der Vergangenheit zunehmend auch 
Containertransporte erhebliche Bedeutung gewonnen. So wurden im Jahr 2004 gut 29% 
aller Containertransporte von und zu den Seehäfen per Binnenschiff abgewickelt (Lkw 
54%, Bahn 16%). 
Die Leistungsfähigkeit der Wasserstraßenanbindung spielt hierbei für den Marktanteil der 
Binnenschifffahrt eine entscheidende Rolle. So sind die Transportrelationen mit den über 
den Rhein exzellent angebundenen ARA-Häfen (Amsterdam, Rotterdam, Antwerpen) für 
die Binnenschifffahrt deutlich günstiger als die mit den deutschen Seehäfen. Entsprechend 
erzielt die Binnenschifffahrt im Hinterland der Westhäfen beim Massengut einen Marktan-
teil von 63% und bei Containern von 49%, im Hinterland der deutschen Seehäfen hinge-
gen Anteile von lediglich 19% bzw. 2%. 
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Abbildung 5: Anteile der Verkehrsträger am Seehafenhinterlandverkehr 2004 
 
 
Neben dem Seehafenhinterlandverkehr ist die Bedeutung der Binnenschifffahrt bei den 
Gefahrguttransporten erheblich. Als sicherstem Güterverkehrsträger kommt ihr dabei eine 
besondere Rolle zu. Insbesondere bei den entzündbaren flüssigen Stoffen, dem aufkom-
mensstärksten Gefahrgut, übernimmt sie einen großen Teil der Transporte. 
Als Marktsegmente mit erheblichen Zukunftspotenzialen für die Binnenschifffahrt sind ne-
ben den Containerverkehren auch die Importkohletransporte zu nennen. Bei anhaltenden 
Ölpreissteigerungen und dem Wegfall inländischer Kohlegewinnung können die Kohle-
transporte im Seehafenhinterland bis zum Jahr 2030 (ca. 52 Mio. Tonnen) gegenüber 
2004 um bis zu 52% zunehmen. Weitere Transportmärkte mit Perspektiven für die Bin-
nenschifffahrt sind insbesondere die Transporte von Neuwagen, Schrott und Schwergut. 
Bei entsprechender Entwicklung des Biomassemarktes als Energierohstoff wird die Bin-
nenschifffahrt auch von der Entwicklung in diesem Marktsegment profitieren. 
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5 Energieverbrauch 
In der aktuellen Diskussion über die Umwelteinflüsse des Verkehrs und den Vergleich der 
Verkehrsträger spielen nicht nur die spezifischen Emissionsfaktoren der Verkehrsträger 
eine wichtige Rolle, sondern auch der Energieverbrauch. Dieser ist als Basis für Emissi-
onsschätzungen auch für deren Ergebnis essentiell. 
Fachlich fundierte Berechnungsansätze zur Bestimmung des Energieverbrauchs der Ver-
kehrsträger müssen die jeweils spezifischen Rahmenbedingungen der Transportvorgänge 
berücksichtigen. Dies umfasst sowohl die technischen Merkmale der eingesetzten Fahr-
zeuge und deren Beladung als auch die Streckencharakteristika und die jeweilige Ver-
kehrssituation.  
So ist etwa im Straßengüterverkehr der Verkehrsfluss von entscheidender Bedeutung. 
Auf der Basis umfangreicher Modellrechnungen ergeben sich für die Verkehrssituationen 
auf den deutschen Autobahnen im Jahr 2005 die folgenden durchschnittlichen Kraftstoff-
verbräuche der Last- und Sattelzüge. 
• frei, bzw. ohne Störung :    29,2 Liter je 100 km 
• teilgebunden, bzw. mittlere Störung:  30,8 Liter je 100 km 
• gebunden, bzw. starke Störung:   31,8 Liter je 100 km 
• Stop and Go :     61,9 Liter je 100 km 
Hiernach ergibt sich insbesondere beim Übergang zu Verkehrssituationen des Stop and 
go ein drastischer Anstieg des Dieselverbrauchs der Last- und Sattelzüge. Im Vergleich 
zum durchschnittlichen Verbrauchswert bei freiem Verkehrsfluss steigt der Verbrauchswert 
um mehr als 100 %. 
Hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung des Dieselkraftstoffverbrauchs der Last- und Sat-
telzüge liegen unterschiedliche Einschätzungen vor. So wird in TREMOD 2005 davon 
ausgegangen, dass schwere Nutzfahrzeuge im Jahr 2020 im Durchschnitt gegenüber dem 
Bezugsjahr 2002 einen um 18 % geringeren Energieverbrauch aufweisen werden. Im 
Handbuch der Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs werden hingegen im Jahr 2020 
gegenüber dem Jahr 2005 bei allen Straßentypen und Verkehrssituationen leicht höhere 
Energieverbräuche je Fahrzeugkilometer ausgewiesen.  
Aggregierte Werte des spezifischen Energieverbrauchs im Eisenbahngüterverkehr liegen 
in unterschiedlichen Abgrenzungen und Dimensionen aus verschiedenen Quellen vor. Die 
spezifischen Rahmenbedingungen der jeweiligen Transportvorgänge können mit diesen 
Durchschnittswerten jedoch nicht in ausreichendem Maße erfasst werden. Dies gilt insbe-
sondere für die im Vergleich zur Binnenschifffahrt im Massengutverkehr relevanten Zug-
gewichte zwischen 1.700 t und 5.000 t. Für die im Rahmen dieser Studie durchgeführten 
Transportkostenvergleichsrechnungen für ausgewählte Relationen (vgl. Kapitel 7) wurde 
der Endenergieverbrauch des Schienengüterverkehrs daher mit dem Programmpaket 
Train Check unter Berücksichtigung der jeweils spezifischen Einflussfaktoren des Energie-
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verbrauchs berechnet. Hierzu gehören die technischen Parameter der eingesetzten Loko-
motiven, Waggonanzahl, Zuglänge und Zuggewicht, das Verhältnis zwischen Brutto- und 
Nettolast der Wagen sowie die Zuggeschwindigkeit. Neben den genannten technischen 
Parametern der Züge werden auch die jeweiligen Streckencharakteristika über typische 
Streckenprofile erfasst sowie die Anzahl der Unterwegsaufenthalte berücksichtigt.  
Zur Schätzung der zukünftigen Entwicklung des spezifischen Endenergieverbrauchs wird 
in TREMOD 2005 davon ausgegangen, dass durch die Einführung neuer Fahrzeuge ge-
genüber dem gegenwärtigen Stand weitere Einsparungen erzielt werden können. Hierauf 
basierend wird angenommen, dass sich der betriebsleistungsbezogene Endenergie-
verbrauch bei allen Zug- und Betriebsarten alle 5 Jahre um 1 % vermindert. Für den Zeit-
raum 2005 bis 2020 ergibt sich hieraus eine Gesamtreduktion um 3 %.  
Auch bei der Binnenschifffahrt ist die differenzierte Schätzung des Leistungsbedarfs das 
zentrale Thema bei der Bestimmung des Energieverbrauchs. In zahlreichen 
Veröffentlichungen wird der Leistungsbedarf speziell größerer Schiffe zum Teil deutlich 
überschätzt. Diese Überschätzung ist u. a. darauf zurückzuführen, dass mit zu stark 
vereinfachenden Annahmen und Durchschnittswerten gerechnet wird. Basis für die 
Bestimmung des Leistungsbedarfs der Binnenschifffahrt und damit des Energieverbrauchs 
müssen schiffstypenspezifische Leistungs-Geschwindigkeits-Profile für die verschiedenen 
Wasserstraßenbedingungen sein.  
Der Zusammenhang zwischen Leistungsbedarf und Geschwindigkeit lässt sich durch ein 
Leistungs-Geschwindigkeitsdiagramm veranschaulichen. Ein Vergleich des Großmotorgü-
terschiffs (Länge: 95-110m, Breite: 11,45m) mit den Schiffstypen Johann Welker (Länge: 
80-85m, Breite 9,5m) und Gustav Koenigs (Länge: 67-80m, Breite: 8,2m) zeigt, dass der 
Leistungsbedarf bei gegebenem Tiefgang, gegebener Wassertiefe und gegebener Ge-
schwindigkeit mit zunehmender Schiffsgröße sinkt. Somit sinkt auch der Leistungsbedarf 
je Ladungstonne und damit der spezifische Energieverbrauch.  
Bei einer Abladetiefe von 2,5 Metern transportiert das Großmotorgüterschiff rd. 490 t bzw. 
knapp 790 t mehr Ladung als die kleineren Schiffstypen Johann Welker bzw. Gustav Koe-
nigs und benötigt gleichzeitig dafür weniger Leistung. Der Vorteil der Schiffsgröße wirkt in 
diesem Fall mehrfach. Kann das GMS mit einer Abladetiefe von mehr als 2,5 m verkehren, 
so vergrößert sich der Vorteil je Ladungstonne gegenüber den kleineren Schiffstypen noch 
weiter. Der Zuwachs an Landungsmenge überkompensiert den ansteigenden Leistungs-
bedarf erheblich.  
Auch mit Blick auf die zukünftige Entwicklung des Energieverbrauchs werden die Redukti-
onspotenziale der Binnenschifffahrt in vorliegenden Studien teils deutlich unterschätzt. So 
kann allein aufgrund der Flottenstrukturentwicklung (weiterer Anstieg des Anteils der ge-
genüber kleineren Fahrzeugen deutlich energieeffizienteren Großmotorgüterschiffe) bis 
zum Jahr 2025 von einer Verminderungen des Treibstoffverbrauchs um rd. 9% ausgegan-
gen werden. 
Im Ergebnis der auf Basis der skizzierten differenzierten Berechnungsansätze durchge-
führten Vergleichsrechnungen für ausgewählte Transportrelationen weist die Binnen-
schifffahrt bereits unter heutigen Bedingungen den geringsten spezifischen Energie-
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verbrauch auf. Auf sieben von acht Massengut- und allen fünf Containerrelationen wird 
beim Transport per Binnenschiff weniger Energie verbraucht als im Eisenbahngüterver-
kehr. Der Energieverbrauch der Last- und Sattelzüge ist bei allen untersuchten Massen-
gut- und Containertransporten am höchsten. Die folgende Abbildung veranschaulicht die 
Bandbreiten und Mittelwerte des jeweiligen Primärenergieverbrauchs je Tonnenkilometer. 
 
Abbildung 6: Bandbreiten und Mittelwerte des Primärenergieverbrauchs auf 
ausgewählten Transportrelationen 
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6 Externe Kosten 
Als externe Kosten werden unkompensierte Auswirkungen von Verkehrsteilnehmern auf 
unbeteiligte Dritte bezeichnet. Extern heißt dabei, dass ein Geschädigter keine Entschädi-





• Landschaftszerschneidung und Flächenverbrauch. 
 
6.1 Verkehrssicherheit 
In der aktuellen Diskussion zum Vergleich der externen Kosten im Güterverkehr bleiben 
die sozialen Kosten durch Verkehrsunfälle häufig entweder insgesamt unberücksichtigt 
oder werden auf Basis vergleichsweise wenig differenzierter Ausgangsdaten geschätzt. 
Für die Berechnungen der folgenden Ergebnisse wurde diese Lücke durch eine deutlich 
verbesserte Datenbasis geschlossen. Die Abgrenzung der dem Güterverkehr zuzurech-
nenden Unfälle erfolgt bei allen drei Verkehrsträgern einheitlich nach dem Kriterium „Betei-
ligung von Güterfahrzeugen“. Erfasst wird das Unfallgeschehen auf der verkehrlichen Inf-
rastruktur im Bundesgebiet. Aus den vorliegenden Grunddaten konnten Vergleichsrech-
nungen für den Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005 erstellt werden. 
Die durchgeführten Analysen und Berechnungen bestätigen die Stellung der Binnenschiff-
fahrt im Vergleich zu Lastkraftwagen und Eisenbahn als sichersten Verkehrsträger im Gü-
terverkehr. So wurden im Durchschnitt der Jahre 2000 bis 2005 bei Unfällen mit Beteili-
gung von Güterschiffen durchschnittlich 0,04 Personen getötet, im Eisenbahngüterverkehr 
hingegen 0,28 Personen und im Straßengüterverkehr gar 2,48 Personen. 
Von den insgesamt im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005 durch den Güterverkehr per Lkw, 
Eisenbahn und Binnenschiff in Deutschland verursachten gesamtwirtschaftlichen Unfall-
kosten entfallen 96,9 % auf den Verkehr mit Lastkraftwagen, 2,0 % auf den Eisenbahngü-
terverkehr sowie 1,1 % auf Binnenschiffsgüterverkehre. 
Jeweils bezogen auf die erbrachte Verkehrsleistung (Tonnenkilometer im Inland) ergeben 
sich hieraus im Straßengüterverkehr Unfallkosten in Höhe von 42,9 Cent je 100 tkm (Jahr 
2005), im Eisenbahngüterverkehr in Höhe von 6,0 Cent je 100 tkm (Durchschnitt der Jahre 
2000 bis 2005) und im Binnenschiffsgüterverkehr in Höhe von 3,3 Cent je 100 tkm (Durch-
schnitt der Jahre 2000 bis 2005). Die Unfallkostenraten des Straßengüterverkehrs liegen 
somit um mehr als das 13fache und diejenigen des Eisenbahngüterverkehrs um gut 80 % 
über den entsprechenden Raten des Binnenschiffsgüterverkehrs. 
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Abbildung 7: Summe der Unfallkosten und Unfallkostenraten im Güterverkehr 




Der Gütertransport auf Straße, Schiene und Binnenwasserstraße führt auf angrenzenden 
Flächen u. a. zu einer Lärmexposition der Bevölkerung. Die für die Lärmexposition ursäch-
lichen Schallemissionen und -immissionen von Zug, Lkw und Binnenschiff weisen in die-
sem Zusammenhang erhebliche Unterschiede auf.  
Ladungsnormiert ergibt sich für den Schienen- und Straßenverkehr am Ort der Schallent-
stehung nur ein geringer Unterschied in dem längenbezogenen Schallemissionspegel, 
während der ladungsnormierte Schallemissionspegel des Binnenschiffsverkehrs um mehr 
als 10 dB(A) leiser ist. Dieser geringere Schallemissionspegel des Binnenschiffsverkehrs 
gegenüber Straßen- und Schienenverkehr wird vom Menschen als Halbierung der Laut-
stärke wahrgenommen.  
Zudem werden die Unterschiede in der durch die verschiedenen Verkehrsträger verur-
sachten Lärmbetroffenheit der Bevölkerung durch die Ausgestaltung der Verkehrswege, im 
Wesentlichen durch die unterschiedliche Breite der Trassenführung, noch verstärkt. So 
ergibt sich am Rand eines Schienenweges ein um mehr als 15 dB(A) höherer ladungs-
normierter Schallimmissionspegel als am Rand kanalisierter Binnenwasserstraßen. Auch 
am Rand von Fernstraßen sind um mehr als 12 dB(A) höhere ladungsnormierte Schallim-
missionspegel zu erwarten. 
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Mit diesen geringeren Schallemissionen und –immissionen des Binnenschiffsverkehrs geht 
einher, dass bereits heute die in der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung für Straßen- 
und Schienenverkehr festgelegten Lärmimmissionsgrenzwerte durch den Binnenschiffs-
verkehr auch ohne weitergehende Lärmschutzmaßnahmen in aller Regel eingehalten wer-
den – ganz im Gegensatz zu Straßen- und Schienenverkehr.  
Die Quantifizierung der durch Verkehrslärm verursachten externen Kosten setzt in einem 
ersten Schritt die Ermittlung der betroffenen Bevölkerung voraus. Aufbauend auf die Er-
gebnisse einer kontinuierlichen Befragung des Umweltbundesamtes zur Lärmbetroffenheit 
der Einwohner in Deutschland wird in INFRAS 2007 die Anzahl der in Deutschland von 
Straßen- und Schienenverkehrslärm Betroffenen im Jahr 2005 nach Lärmklassen ge-
schätzt. Die Binnenschifffahrt wird hierbei nicht als Verursacher nennenswerter Lärmbeläs-
tigungen angesehen. Dies steht in Übereinstimmung mit den Ergebnissen der in den vo-
rangegangenen Abschnitten skizzierten Schallemissionsberechnungen. 
Zur Bewertung der Auswirkungen auf die lärmbelästigte Bevölkerung werden von INFRAS 
zahlreiche Studien zur Zahlungsbereitschaft der Betroffenen für die Reduktion des Umge-
bungslärmpegels ausgewertet. Unter zusätzlicher Berücksichtigung des aufgrund dauer-
haft starker Lärmexposition erhöhten Herzinfarktrisikos sowie der Behandlungskosten in-
folge erhöhter Lärmbelastung auftretender Herz-Kreislauf-Erkrankungen berechnet 
INFRAS auf Basis der Anzahl Betroffener und deren Zahlungsbereitschaft durchschnittli-
che Lärmkosten je Tonnenkilometer für den Güterverkehr mit Lastkraftwagen in Höhe von 
0,79 Cent sowie für den Eisenbahngüterverkehr in Höhe von 0,33 Cent. 
Die hierbei beim Schienenverkehrslärm gegenüber dem Straßenverkehrslärm reduzierten 
Zahlungsbereitschaften werden mit der geringeren Lästigkeit des Schienenverkehrslärms 
sowie der „gängigen Praxis“ der Berücksichtigung eines Schienenbonus von 5 dB(A) be-
gründet. Unabhängig von der wissenschaftlichen Fundierung des Schienenbonus bei 
gleich hohen Mittelungspegeln des Straßen- und Eisenbahnverkehrs stellt sich die Frage, 
ob die Anwendung des Bonus, wie von INFRAS vorgenommen, bei einer Bewertung auf 
Basis von Befragungsergebnissen gerechtfertigt ist. In der als Basis verwendeten Erhe-
bung des Umweltbundesamtes wird derjenige Teil der Bevölkerung erfasst, der sich nach 
eigener Einschätzung von Lärm gestört bzw. stark gestört fühlt. Hierbei wird die Störung 
durch Straßen- und Schienenverkehrslärm getrennt erfasst. Etwaige Lästigkeitsdifferenzen 
des Lärms der beiden Verkehrsträger finden entsprechend bereits in der Anzahl der je-
weils lärmbetroffenen Bevölkerung ihren Niederschlag. Die zusätzliche Berücksichtigung 
des Schienenbonus führt somit zu einer ungerechtfertigten Doppelerfassung etwaiger Läs-
tigkeitsdifferenzen. Ohne Anwendung des Schienenbonus erhöhen sich die durchschnittli-
chen externen Lärmkosten des Schienengüterverkehrs auf 0,84 Cent je Tonnenkilometer. 
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Die für den Klimawandel insbesondere maßgeblichen CO2-Emissionen lassen sich über 
entsprechende Emissionsfaktoren direkt aus den jeweiligen Energieverbräuchen ableiten. 
Bei Lastkraftwagen, Dieselloks und Binnenschiffen entstehen die Emissionen überwiegend 
bei der Verbrennung des Dieselkraftstoffs in den Motoren. Beim elektrisch betriebenen 
Eisenbahngüterverkehr stehen hingegen die Emissionen der Kraftwerke im Vordergrund. 
Im Elektrobetrieb der Eisenbahn entstehen je Energieeinheit die geringsten CO2-
Emissionen. Deren Entwicklung wird wesentlich von der zukünftigen Struktur der zur 
Stromerzeugung eingesetzten Energieträger bestimmt. Bei Lastkraftwagen und Binnen-
schiffen sind die zukünftigen Emissionen hingegen weitgehend von der Entwicklung des 
spezifischen Kraftstoffverbrauchs abhängig. 
Die monetäre Bewertung der durch CO2-Emissionen verursachten Klimakosten ist mit er-
heblichen Unsicherheiten verbunden. Diese Unsicherheiten, insbesondere im Hinblick auf 
die Entwicklung des Klimas und die (ökonomischen) Wirkungen des Klimawandels, spie-
geln sich in einer erheblichen Bandbreite vorliegender Schadensschätzungen wider. Nach 
Auswertung der vorliegenden Literatur und intensiver Diskussion empfiehlt das Umwelt-
bundesamt in seiner Methodenkonvention zur ökonomischen Bewertung von Umweltschä-
den die Anwendung eines zentralen Schätzwertes in Höhe von 70 € je Tonne CO2. Dieser 
Empfehlung wird in der vorliegenden Studie gefolgt. 
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Im Ergebnis der Berechnungen für ausgewählte Transportrelationen sind die CO2-
Emissionen der Last- und Sattelzügen bei allen untersuchten Transporten deutlich am 
höchsten. Dies gilt auch unter Berücksichtigung eines zusätzlichen Vor- bzw. Nachlaufs im 
Containertransport per Bahn und Binnenschiff. Auf fünf von acht untersuchten Massengut-
relationen wird beim Transport mit dem Binnenschiff weniger CO2 emittiert als im Eisen-
bahngüterverkehr. Bei den Containertransporten im Rheinkorridor emittiert das Binnen-
schiff je TEU zwischen 19% und 55% weniger CO2 als die Bahn. Gegenüber Elbschubver-
bänden weisen hingegen Containerzüge Vorteile von bis zu 15% je TEU auf. Die folgende 
Abbildung zeigt die Bandbreiten und Mittelwerte der berechneten Klimakosten für die aus-
gewählten Transportrelationen. 
 
Abbildung 9: Bandbreiten und Mittelwerte der Externen Kosten durch Klima-




In zahlreichen Studien zum Thema Verkehrsträgervergleich werden die Schadstoffemissi-
onen des Lkw und der Bahn mit relativ großem Aufwand geschätzt. Die Binnenschifffahrt 
stand dabei bisher weniger im Blickpunkt des Interesses. Ihre Emissionen werden in der 
Regel auf sehr hohem Aggregationsniveau geschätzt. Eine Anwendung globaler Emissi-
onsfaktoren für die Gesamtflotte führt jedoch zu keinen verlässlichen Ergebnissen. Das 
Emissionsniveau der Binnenschiffe wird hierbei höher dargestellt, als es in der Realität ist.  
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Die Höhe der spezifischen Abgasemissionen der Lastkraftwagen wird entscheidend von 
der jeweiligen Verkehrssituation bestimmt. Mit zunehmender Störung des Verkehrsflusses 
ergeben sich hier je Fahrzeugkilometer gravierend höhere Abgasmengen als bei freiem 
Verkehrsfluss. 
Die Abgasemissionen des elektrisch betriebenen Eisenbahngüterverkehrs werden in erster 
Linie durch die Struktur der zur Bahnstromerzeugung eingesetzten Primärenergieträger 
beeinflusst. Die Auswirkungen des Ausstiegs aus der Kernenergie auf das zukünftige E-
missionsniveau des elektrisch betriebenen Eisenbahngüterverkehrs lassen sich beim ge-
genwärtigen Kenntnisstand nicht verlässlich abschätzen.  
Die Abgasemissionen von Binnenschiffsmotoren werden durch rechtliche Regelungen 
begrenzt. Seit Januar 2003 unterliegen neue Motoren den Anforderungen der ZKR-Stufe I, 
d.h. ihre Emissionswerte müssen die dort festgelegten Grenzwerte einhalten. Mit den im 
Juli 2007 in Kraft getretenen Regelungen der ZKR-Stufe II werden die Grenzwerte der 
Stufe I verschärft und zudem der Gültigkeitsbereich der Verordnung ausgeweitet. Weitere 
Verschärfungen der Abgasgrenzwerte von Binnenschiffsmotoren werden derzeit diskutiert. 
Unter der Annahme, dass sich der aktuelle gemeinsame Vorschlag von ZKR und BMVBS 
zur Neufestsetzung der Grenzwerte durchsetzt, ergeben sich die folgenden Veränderun-
gen: 
• ZKR-Stufe III (voraussichtlich ab 2012): 
Verminderung der jeweiligen Grenzwerte der ZKR-Stufe II  
um 30% bei CO, 20% bei HC und Partikeln sowie 30% bei NOx 
• ZKR-Stufe IV (voraussichtlich ab 2016): 
Weitere Senkung der Grenzwerte gegenüber der ZKR-Stufe III  
um 75% bei HC, um 90% bei NOx und um 90% bei Partikeln. 
Die Schadstoffemissionen der Binnenschiffsmotoren werden hiernach zukünftig deutlich 
sinken. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass mit Inkrafttreten der Richtlinien je-
weils nur die neuen Motoren den verschärften Grenzwerten unterliegen. Bei einer durch-
schnittlichen Lebensdauer der Motoren von rd. 18 Jahren werden sich die verschärften 
Grenzwerte nur mit entsprechender Zeitverzögerung auf die Abgasemissionen der Ge-
samtflotte auswirken. Auch unter Berücksichtigung dieses Umstands ergeben sich für das 
Jahr 2025 gegenüber dem aktuellen Stand des Jahres 2006 für den Durchschnitt der Gü-
termotorschiffsflotte signifikante Reduktionen der Schadstoffemissionen je eingesetzter 
Kilowattstunde (vgl. die folgende Abbildung). 
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Abbildung 10: Entwicklung der Emissionsfaktoren in der Binnenschifffahrt  
- Flottenmix der Motorgüterschiffe in den Jahren 2006 und 2025 - 
 
 
Ausgehend vom gegenwärtigen Stand verursacht der elektrisch betriebene Eisenbahngü-
terverkehr deutlich geringere Emissionen an Luftschadstoffen (Stickoxide, Schwefeldioxid, 
Nicht-Methan Kohlenwasserstoffe, Kohlenmonoxid und Partikel) als der Straßen- und Bin-
nenschiffsgüterverkehr. Entsprechend liegen die Externen Kosten der Bahn bei den Luft-
schadstoffen auf allen untersuchten Transportrelationen signifikant unter denjenigen der 
Wettbewerber. Im Vergleich zwischen Binnenschifffahrt und Straßengüterverkehr liegt der 
Vorteil eindeutig beim Binnenschiff. Bandbreiten und Mittelwerte der für eine Auswahl von 
Transportrelationen ermittelten Externen Kosten der Luftschadstoffemissionen sind wie-
derum in der folgenden Abbildung dargestellt. 
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Abbildung 11: Bandbreiten und Mittelwerte der Externen Kosten durch Luft-
schadstoffe (NOx, NMHC, Partikel, CO, SO2) auf ausgewählten 
Relationen – Stand 2006 –  
 
 
Wie bereits erläutert, werden die Schadstoffemissionen der Binnenschifffahrt zukünftig 
infolge der Einführung verschärfter Grenzwerte deutlich sinken. Dies gilt in ähnlicher Wei-
se für den Straßengüterverkehr (Übergang zu Fahrzeugen der EURO 5 Schadstoffklasse). 
Beim Bahnstrom ist die Entwicklung der Emissionen wesentlich von der zukünftige Struk-
tur der Energieträger abhängig. Hier ist im Gegensatz zum Straßen- und Binnenschiffs-
güterverkehr kein eindeutiger Trend erkennbar. Gegenüber dem gegenwärtigen Stand 
sind sowohl Verbesserungen als auch Verschlechterungen möglich. Wird entsprechend für 
die Bahn von konstanten Emissionsfaktoren ausgegangen, so führen die Verbesserungen 
bei den Wettbewerbern bis zum Jahr 2025 zu einer deutlichen Verschiebung der Kostenre-
lationen.  
Gegenüber den Last- und Sattelzügen weist die Bahn auch unter diesen Rahmenbedin-
gungen Vorteile auf, der Abstand zwischen den Kostenwerten reduziert sich allerdings 
erheblich. Gegenüber der Binnenschifffahrt verliert die Bahn hingegen auf den untersuch-
ten Transportrelationen ihren Vorteil. Im Durchschnitt der Massengutrelationen stehen 
Externen Kosten der Binnenschifffahrt in Höhe von 0,03 Cent je tkm entsprechende Kos-
ten der Bahn in Höhe von 0,05 Cent gegenüber. Auf den Containerrelationen ergibt sich 
ein Verhältnis von 0,03 Cent (Binnenschiff) zu 0,04 Cent (Bahn). 
 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 25 
 Essen  
Abbildung 12: Bandbreiten und Mittelwerte der Externen Kosten durch Luft-
schadstoffe (NOx, NMHC, Partikel, CO, SO2) auf ausgewählten 




6.5 Landschaftszerschneidung und Flächenverbrauch 
Landschaftszerschneidung bezeichnet in einer relativ weiten Definition ein Zerreißen von 
gewachsenen ökologischen Zusammenhängen in räumlich getrennte Bereiche der Land-
schaft. Die Zerschneidung und Fragmentierung der Landschaft sowie der Gewässersys-
teme gilt als wesentliche Ursache für den Rückgang von Tier- und Pflanzenarten und die 
Gefährdung der Artenvielfalt (Biodiversität). In Landschaften, die durch Verkehrswege zer-
schnitten sind, werden zudem die Erholungsmöglichkeiten der Bevölkerung durch Ein-
schränkungen des ungestörten Landschaftserlebens verringert. 
Hinsichtlich der Intensität der Auswirkungen unterscheiden sich die Verkehrsträger deut-
lich voneinander. Das Straßennetz übt aufgrund der hohen Netzdichte (0,64 km/km2) und 
des hohen Verkehrsaufkommens die mit Abstand größten Zerschneidungseffekte auf ter-
restrische Lebensgemeinschaften und die Erholungsmöglichkeiten des Menschen aus. 
Schienen können i. d. R. wesentlich besser von Tieren überwunden werden, wenn auch 
bei einigen Arten hohe Verluste durch Kollisionen und Unfälle an den Oberleitungen 
(Greifvögel und Eulen) zu verzeichnen sind. Regional ergeben sich hohe Lärmbeeinträch-
tigungen von Erholungs- und Siedlungsgebieten. Unter den Wasserstraßen sind lediglich 
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die Kanäle als zusätzliche Zerschneidungsachsen terrestrischer Flächen zu werten. Die 
Netzdichte der Kanäle (0,005 km/km2) liegt allerdings so weit unter denjenigen der beiden 
anderen Verkehrsträger, dass die Auswirkungen im Vergleich vernachlässigbar gering 
sind. In natürlich vorhandenen Wasserstraßen stellen Stauanlagen allerdings eines der 
Haupthindernisse für wandernde Fischarten wie Lachs und Aal dar. Die Auswirkungen auf 
die Erholung in der Landschaft sind gering und z. T. auch positiv (z. B. Wander- und Rad-
wandermöglichkeiten auf den Betriebswegen von Kanälen). 
Beim Bau von Verkehrswegen wird Fläche „verbraucht“, d. h. meistens natürlich gewach-
sener Boden und die darauf befindliche Nutzung in unterschiedlicher Weise überprägt. 
Die drei Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße unterscheiden sich sowohl 
hinsichtlich der Größenordnung der beanspruchten Flächen als auch hinsichtlich der quali-
tativen Aspekte. Das Streckennetz der Wasserstraße ist mit ca. 6.700 km, davon 1.742 km 
Kanäle, wesentlich kürzer als das von Schiene (ca. 34.200 km) und Straße (ca. 231.600 
km). Während Straße und Schiene Flächen direkt beanspruchen, handelt es sich bei der 
Wasserstraßennutzung überwiegend um die Ausnutzung bereits vorhandener natürlicher 
Fließgewässer (indirekte Flächeninanspruchnahme).  
Die vorhandenen Trassenbreiten können nur beispielhaft verglichen werden. So ist eine 
zweigleisige Bahnstrecke knapp 14 m breit, eine sechsspurige Autobahn ca. 35 m. Die 
Fahrrinnenbreiten auf den Binnenwasserstraßen liegen zwischen ca. 40 m auf vielen Ka-
nälen und Flüssen und bis zu 150 m auf dem Rhein. 
Während die Trassenverläufe von Straße und Schiene ausschließlich dem Verkehr dienen 
und (nahezu) vollständig versiegelt sind, bleibt die Wasserstraße – trotz teilweise erforder-
lich werdender geringer Versiegelungen im Sohlen- oder Uferbereich – gleichzeitig Le-
bensraum insbesondere für die aquatische Fauna. Diese Lebensräume können teilweise 
ökologisch hochwertig sein. Neben dem Güterverkehr dient die Wasserstraße auch zahl-
reichen anderen Nutzungszwecken (u. a. Wassersport, Energiegewinnung, Fischerei). 
Hauptsächlich die qualitativen Aspekte zeigen die deutlichen Vorteile der Wasserstraße 
gegenüber den beiden anderen Verkehrsträgern. 
Die beschriebenen negativen Effekte des Verkehrs auf Natur und Landschaft lassen sich 
grundsätzlich nur schwer in monetären Größen ausdrücken. Da direkte Wertansätze hier-
zu – etwa aus Zahlungsbereitschaftsanalysen – nicht vorliegen, bedienen sich aktuelle 
Ansätze hilfsweise eines Vermeidungskostenansatzes. Hierbei werden die versiegelten 
sowie zusätzlich beeinträchtigten Flächen entlang der Verkehrswege ermittelt und die Ge-
samtkosten für deren Entsiegelung bzw. Renaturierung geschätzt (Reparaturkostenan-
satz). Bei der Abgrenzung der beeinträchtigten Flächen bestehen allerdings erhebliche 
Unsicherheiten. So führen etwa alternative Annahmen zur Länge des relevanten Schie-
nennetzes sowie zum Versiegelungsgrad der Gleisflächen zu völlig unterschiedlichen Er-
gebnissen. 
Da die Annahmen zu den jeweils relevanten Flächen beim gegenwärtigen Kenntnisstand 
nicht mit der notwendigen Fundierung abgeleitet werden können, wird auf eine Monetari-
sierung der Effekte im Rahmen der vorliegenden Studie verzichtet. Unabhängig hiervon 
bleibt festzustellen, dass die negativen Wirkungen des Straßengüterverkehrs auf Natur 
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und Landschaft in der Gesamtschau der vorliegenden Erkenntnisse diejenigen des Eisen-
bahn- und Binnenschiffsgüterverkehrs deutlich übertreffen. Eine Abstufung der Wirkungs-
intensität zwischen Eisenbahn und Binnenschiff ist indes beim gegenwärtigen Kenntnis-
stand nicht eindeutig möglich.  
 
6.6 Summe der Externen Kosten 
Summiert man die Externen Kosten aus Verkehrslärm, Verkehrsunfällen, Klimagas- und 
Luftschadstoffemissionen, so ergibt sich auf den ausgewählten Relationen sowohl im 
Transport von Massengut als auch von Containern ein eindeutiges Ergebnis zu Gunsten 
der Binnenschifffahrt. Die Vorteile der Binnenschifffahrt bleiben hierbei auch dann signifi-
kant, wenn bei der Lärmbewertung im Eisenbahngüterverkehr ein Schienenbonus berück-
sichtigt wird. 
Auf den Massengutrelationen liegen die Externen Kosten der Binnenschifffahrt im Durch-
schnitt um 83% unter denjenigen der Last- und Sattelzüge und um 70% unter denjenigen 
des Eisenbahngüterverkehrs. Auch bei den Mindest- und Maximalwerten der ermittelten 
Bandbreiten ergeben sich deutliche Vorteile für das Binnenschiff. 
 
Abbildung 13: Bandbreiten und Mittelwerte der Summe Externer Kosten (Lärm, 
Unfälle, Klimagase, Luftschadstoffe) auf ausgewählten Massen-
gutrelationen 
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Im Containertransport ergibt sich ein ähnliches Bild. Hier liegt die Summe der Externen 
Kosten der Binnenschifffahrt im Durchschnitt der betrachteten Relationen um 78% unter 
derjenigen der Last- und Sattelzüge und um 68% unter derjenigen des Eisenbahngüter-
verkehrs. 
 
Abbildung 14: Bandbreiten und Mittelwerte der Summe Externer Kosten (Lärm, 
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7 Transportkosten 
Im verkehrswirtschaftlichen Vergleich der Verkehrsträger spielen die Transportkosten eine 
herausragende Rolle. Im Rahmen der vorliegenden Studie werden Transportkostenver-
gleichsrechnungen in zweifacher Hinsicht durchgeführt: 
• Kostendegression 
Die Höhe der Transportkosten der Binnenschifffahrt wird wesentlich durch die Größe 
der eingesetzten Binnenschiffe (bzw. Verbände) sowie die transportierte Ladungsmen-
ge bestimmt. Beide Parameter werden in erheblichem Ausmaß vom Ausbauzustand 
der zu befahrenden Wasserstraßen beeinflusst. Im Rahmen von Vergleichsrechnungen 
wird die Höhe der Transportkosten je Tonnenkilometer sowie die aus veränderten 
Rahmenbedingungen resultierende Kostendegression für ausgewählte Typschiffe und 
Abladetiefen ermittelt. In einem weiteren Schritt werden analoge Berechnungen für den 
Straßen- und Eisenbahngüterverkehr angestellt. 
• Kostenvergleich für ausgewählte Relationen 
Die Höhe der Transportkosten ist bei allen drei betrachteten Verkehrsträgern von einer 
Vielzahl, weitgehend relationsspezifischer Parameter abhängig. Durchschnittsbetrach-
tungen haben entsprechend nur eine eingeschränkte Aussagekraft. Um hier zu 
verlässlichen Ergebnissen zu gelangen, werden differenzierte Vergleichsrechnungen 
für insgesamt 13 ausgewählte Transportrelationen durchgeführt. 
 
7.1 Kostendegression 
Die Transportkosten je Tonnenkilometer sinken bei allen drei Verkehrsträgern aufgrund 
der je Transportvorgang weitgehend fixen Kosten für die Bereitstellung sowie Be- und Ent-
ladung der Fahrzeuge mit zunehmender Transportentfernung. Bezogen auf eine vorgege-
bene Transportentfernung werden Kostendegressionseffekte in erster Linie durch die La-
dekapazität und die Kapazitätsauslastung der Fahrzeuge bestimmt. Die tkm-Sätze sind um 
so niedriger, je höher die Ladungsmenge in der Lastfahrt und je geringer die Leerfahrtan-
teile.  
Im Straßengüterverkehr mit Last- und Sattelzügen belaufen sich die betriebswirtschaftli-
chen Transportkosten bei einer Entfernung von 200 km und einer durchschnittlichen Bela-
dung von 12,3 t auf 14,3 Cent je tkm. Dieser Satz sinkt bei einer Entfernung von 1.000 km 
um gut 38 % auf 8,8 Cent je tkm. Die Kostenreduktion hat hierbei einen degressiven Ver-
lauf. So liegt die Reduktion bei einer Erhöhung der Entfernung von 200 km auf 300 km bei 
knapp 16 %, während eine Erhöhung von 900 km auf 1.000 km mit knapp 2 % nurmehr 
eine vergleichsweise geringe weitere Kostenreduktion je tkm zur Folge hat. 
Betrachtet man die Auswirkungen unterschiedlicher Ladungsmengen bei einer vorgegebe-
nen Transportentfernung von 300 km auf die Transportkosten je tkm, so ergibt sich das 
folgende Bild: 
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Abbildung 15: Transportkosten der Last- und Sattelzüge im Straßengüterver-
kehr in Abhängigkeit von der Ladungsmenge 
 
 
Bei vollständiger Nutzung der Ladekapazität eines Last- bzw. Sattelzuges mit 26 t sowohl 
in der Hin- als auch der Rückrichtung einer Ladungsfahrt ergeben sich ein tkm-Satz in Hö-
he von 5,72 Cent. Wird hingegen davon ausgegangen, dass der in der Lastfahrt mit 26 t 
voll beladene Last- bzw. Sattelzug leer zum Ausgangspunkt der Fahrt zurückkehrt (durch-
schnittliche Beladung für den Umlauf somit 13 Tonnen) so steigt der tkm-Satzum rd. 97 %. 
Die Kostendegression verläuft somit nahezu proportional zur ansteigenden Ladungsmen-
ge. 
Zur Ermittlung der entfernungsabhängigen Kostendegression im Eisenbahngüterverkehr 
kann auf vorliegende aktuelle Preisinformationen zurückgegriffen werden. Umgerechnet in 
Frachtsätze je Tonnenkilometer ergibt sich die stärkste Kostendegression im allgemeinen 
Wagenladungsverkehr der Railion AG. Hier liegt der tkm-Satz bei einer Transportentfer-
nung von 1.000 km mit 7,40 Cent um knapp 55 % unter dem entsprechenden Satz bei 
einer Transportentfernung von 200 km (16,04 Cent).  
Die Wagenpreise der Railon-Preistafeln zum allgemeinen Wagenladungsverkehr sind ne-
ben der Transportentfernung auch nach dem Sendungsgewicht der Ladung gestaffelt. Legt 
man den jeweiligen Mittelwert der in den Tafeln angegebenen Gewichtsklassen zugrunde, 
so ergibt sich das folgende Bild: 
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Abbildung 16: Transportpreise im Wagenladungsverkehr der Railion AG  
in Abhängigkeit vom Sendungsgewicht 
 
 
Für Sendungen mit einem Gewicht von unter 13,5 t ergibt sich ein Transportkostensatz 
von 22,87 Cent je tkm. Dieser Satz sinkt bei einer Sendungsgröße von 15 t auf 19,56 Cent 
bzw. um rd. 14,5 %, bei einem Gewicht von 20 t auf 17,07 Cent bzw. um insgesamt 
25,4 %, bei einer Sendungsgröße von 25 t auf 15,52 Cent bzw. in der Summe um 32,1 % 
sowie bei einer Tonnage von 30 t auf 14,65 Cent bzw. um knapp 36 %. Für Sendungsgrö-
ßen ab 30 t wird schließlich ein tkm-Satz von 14 Cent fällig, knapp 39 % weniger als bei 
Sendungen unter 13,5 t. 
Preise für Ganzzugverkehre werden von der DB bzw. der Railion nicht veröffentlicht. Hin-
weise auf die Veränderung der Kosten in Abhängigkeit von der Ladungsmenge je Zug las-
sen sich allerdings aus einer vorliegenden Studie des Fraunhofer-Instituts aus dem Jahr 
2003 ableiten. Bei Anwendung der in dieser Studie erarbeiteten Einheitskostensätze auf 
unterschiedliche Zugkonfigurationen lässt sich die Abhängigkeit der Kosten je tkm vom 
Ladungsgewicht der Züge berechnen. 
Betrachtet wird eine Bandbreite des Ladungsgewichts je Zug zwischen 600 t und 1.400 t 
bei einer Transportentfernung von 300 km. Ausgehend vom tkm-Satz bei einem Ladungs-
gewicht von 600 t (4,68 Cent) sinken die Kosten bei 800 t Landungsgewicht auf 3,89 Cent 
bzw. um knapp 17 % , bei 1.000 t auf 3,42 Cent bzw. um rd. 27 %, bei 1.200 t auf 3,11 
Cent bzw. um 33,5 % sowie bei 1.400 t auf 2,88 Cent bzw. um 38,5 %. 
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Abbildung 17: Transportkosten im Ganzzugsverkehr auf der Schiene in Abhän-
gigkeit vom Ladungsgewicht je Zug 
 
 
Analog zum Straßen- und Eisenbahngüterverkehr ergeben sich auch in der Binnenschiff-
fahrt mit zunehmender Transportentfernung sinkende Transportkosten je Tonnenkilome-
ter. Berechnet am Beispiel eines voll abgeladenen Großmotorgüterschiffes (110 x 11,45 
m) in der Fahrt auf dem Rhein belaufen sich die Kosten bei leerer Rückfahrt auf 2,73 Cent 
je tkm. Mit zunehmender Transportentfernung sinkt der Kostensatz je tkm auf 2,24 Cent 
(400 km), 2,08 Cent (600 km), 2,00 Cent (800 km) bzw. 1,95 Cent (1.000 km). Insgesamt 
ergibt sich somit bei einer Transportentfernung von 1.000 km gegenüber einer solchen von 
200 km eine Kostenminderung um rd. 28,5 %.  
Die Berechnungen zur Höhe der Transportkosten und zum Ausmaß der Kostendegression 
in der Binnenschifffahrt in Abhängigkeit von der Abladetiefe werden beispielhaft für eine 
Relation auf dem Rhein mit einer Transportentfernung von 300 km durchgeführt. Neben 
den Ladungsmengen in der Hauptverkehrsrichtung werden die Kosten in erheblichem Ma-
ße dadurch bestimmt, ob und in welchem Umfang auch in der Nebenverkehrsrichtung 
Transportmengen abgewickelt werden. Um hier die maximale Bandbreite der Kostengrö-
ßen zu bestimmen, wird alternativ von einer leeren Rückfahrt bzw. einer zur Hauptver-
kehrsrichtung analogen Ladungsmenge (volle Rückfahrt) ausgegangen. Die folgende Ab-
bildung zeigt die Ergebnisse für ein Großmotorgüterschiff mit einer Länge von 110 m und 
einem Tiefgang von 3,40 m. 
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Abbildung 18: Kostendegression Großmotorgüterschiff  
 
 
Bei einer Abladetiefe von 2,0 m ergeben sich Transportkosten in Höhe von 5,15 Cent 
(Rückfahrt leer) bzw. 3,44 Cent (Rückfahrt beladen) je Tonnenkilometer. Steht die maxi-
male Abladetiefe der Schiffe von 3,40 m zur Verfügung, so vermindern sich die Kosten auf 
2,41 Cent (Rück leer) bzw. 1,67 Cent (Rück voll). Gegenüber einer Abladetiefe von 2,0 m 
entspricht dies einer Verminderung um 53,2 % (Rück leer) bzw. 51,5 % (Rück voll). 
Vergleicht man die Höhe der Transportkosten ausgewählter Schiffs- und Verbandstypen 
bei unterschiedlichen Abladetiefen, so ergibt sich (Einzelfahrer und Koppelverband in bei-
den Richtungen beladen; Schubverband mit zwei vorzuhaltenden Leichtersätzen) das fol-
gende Bild: 
• Bei einer Abladetiefe von 2,0 m liegen die Transportkosten des Europaschiffes mit 
3,60 Cent je tkm um rd. 12 % über denjenigen des GMS (3,44 Cent) und um 18 % über 
den Kosten des ÜGMS (3,04 Cent). Die Kosten des Schubverbandes entsprechen bei 
diesen Abladebedingungen denjenigen des ÜGMS, während der Koppelverband mit 
2,35 Cent den deutlich niedrigsten tkm-Satz aufweist. 
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• Bereits bei einer Abladetiefe von 2,6 m vergrößert sich der Kostennachteil der (bei die-
ser Abladetiefe voll abgeladenen) Europaschiffe deutlich. Mit 2,67 Cent je tkm liegen 
die Kosten dieses Schiffes um 17 % über denjenigen des GMS (2,28 Cent) und um 
32 % über denjenigen des ÜGMS (2,02 Cent). Schub- und Koppelverbände weisen 
Kostensätze von 2,27 Cent sowie 1,74 Cent je tkm auf. 
• Die Abladetiefe von 3,4 m erlaubt eine volle Auslastung der GMS und ÜGMS sowie 
des Koppelverbandes. Die tkm-Sätze des ÜGMS und des Koppelverbandes liegen hier 
mit 1,48 Cent bzw. 1,47 Cent auf gleichem Niveau. Die tkm-Kosten des GMS betragen 
1,67 Cent und diejenigen des Schubverbandes 1,81 Cent. Bei diesen Abladebedin-
gungen übersteigen die Kosten des Europaschiffes diejenigen des GMS um 60 % und 
diejenigen des ÜGMS bzw. des Koppelverbandes gar um 80 %. 
• Eine Abladetiefe von 4,0 m führt gegenüber 3,4 m nurmehr bei den Schubverbänden 
zu einer weiteren Kostendegression. Der tkm-Satz sinkt hier auf 1,67 Cent und ent-
spricht somit den Kosten des in beiden Richtungen beladenen GMS. 
 




Es wird deutlich, dass mit zunehmender Schiffsgröße auch die Kostendegressionseffekte 
zunehmen. Dies liegt u.a. daran, dass kleinere Schiffe wesentlich früher ihre maximale 
Abladetiefe erreichen und dass der Fixkostenanteil auf ein größeres Ladungsvolumen ver-
teilt wird. 
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7.2 Kostenvergleich für ausgewählte Relationen 
Die Kostenvergleichsrechnungen werden exemplarisch für 13 ausgewählte Transportrela-
tionen durchgeführt. Die Auswahl der Relationen sichert einerseits eine große Vielfalt an 
unterschiedlichen Transportaufgaben und andererseits bietet sie dennoch ein hohes Maß 
an Vergleichbarkeit. Die große Vielfalt wird bereits dadurch deutlich, dass Container- und 
Massenguttransporte gleichermaßen in die Untersuchung einfließen. Bei den Massengut-
transporten werden sowohl Flüssigguttransporte als auch Transporte trockenen Massen-
gutes kalkuliert. Dabei handelt es sich auf allen Relationen um Güter, die dort typischer-
weise transportiert werden. Aus Sicht der Binnenschifffahrt wurden durch die Relations-
auswahl außerdem sämtliche Wasserstraßenkategorien vom frei fließenden Fluss bis zum 
Kanal berücksichtigt. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die ausgewählten 
Relationen. 
 
Tabelle 3: Ausgewählte Relationen für die Transportkostenvergleiche 
Von Nach Gütergruppe Transportentfernung (km) 
   Lkw Eisenbahn Binnenschiff
Hamburg Decin (Tschechien) Futtermittel 558 532 635 
Hamburg Salzgitter Steinkohle 211 194 200 
Rotterdam Duisburg Steinkohle 243 267 227 
Rotterdam Großkrotzenburg (Main) Steinkohle 524 557 568 
Rotterdam Dillingen (Saar) Eisenerz 457 515 671 
Linz Nürnberg Eisen und Stahl 337 331 384 
Hamburg Hannover Mineralölprodukte 145 176 259 
Antwerpen Ludwigshafen Chem. Erzeugn. 423 488 659 
Rotterdam Duisburg Container 243 268 229 
Rotterdam Basel Container 773 767 838 
Hamburg Berlin Container 314 284 357 
Hamburg Decin (Tschechien) Container 558 532 635 
Rotterdam Stuttgart Container 650 642 763 
 
Die Kostenberechnungen für den Straßengüterverkehr werden für die Fahrzeuggruppe der 
Last- und Sattelzüge durchgeführt. Hierbei wird angenommen, dass im Massengutverkehr 
keine Paarigkeit der Verkehre besteht. Dies drückt sich in der Berechnung dadurch aus, 
dass auf der Hinfahrt die Last- und Sattelzüge mit 24 t voll beladen sind, jedoch unbeladen 
zurückfahren. Anders als beim Massengutverkehr wird beim Containerverkehr unterstellt, 
das die Fahrzeuge sowohl auf der Hin- als auch auf der Rückfahrt jeweils 2 TEU transpor-
tiert, d. h. voll ausgelastet sind.. 
Bei den betriebswirtschaftlichen Kosten wird auch die am 1. Januar 2005 eingeführte Lkw-
Maut auf Bundesautobahnen berücksichtigt. Sie wird zu den streckenbezogenen Kosten 
hinzuaddiert. Hierbei wird ein Kostensatz von 12,4 Cent pro Kilometer verwendet, der dem 
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Mittelwert der EURO 0-III Motoren entspricht. Da bei Transportverbindungen mit einem 
hohen Anteil an Auslandsfahrstrecken sowie Innerorts- und Außerortsstraßen weniger 
streckenbezogene Abgaben auftreten, entstehen hier im Verhältnis geringere variable 
Kosten. 
Die Berechnung der relationsspezifischen Transportkosten des Eisenbahngüterverkehrs 
umfasst analog zu Straße und Binnenschifffahrt jeweils den gesamten Umlauf. Zur Be-
stimmung der Umlaufdauern werden hierbei neben der reinen Fahrtdauer die Zeiten der 
Zugvor- und –nachbehandlung, Wendezeiten sowie Standzeiten in den jeweiligen Häfen 
bzw. Lade-/Endladestationen berücksichtigt. 
Ausgehend von Plandaten des Duisburger Hafens wird bei den KV-Zügen generell ein 
durchschnittliches Ladungsgewicht von 750 Nettotonnen je Zug unterstellt. Bei den KV-
Zügen wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass diese bei analoger Konfiguration und 
Auslastung auch in der jeweiligen Rückrichtung beladen verkehren.  
Die Ganzzüge der Deutschen Bahn verkehren im Massengutverkehr in aller Regel als 
Pendelzüge mit planmäßigen Leerfahrten in der Rückrichtung. Aufgrund der hohen Spe-
zialisierung des Waggonparks ist Rückladung entsprechender Güter auf der spezifischen 
Relation nur in Ausnahmefällen vorhanden. Zur Zugkonfiguration und Beladung in der 
Lastfahrt werden die folgenden Annahmen getroffen: 
• Die Eisenerzzüge Rotterdam – Dillingen sind die derzeit schwersten planmäßig ver-
kehrenden Ganzzüge der Deutschen Bahn. Bei einer Anzahl von 40 Waggons mit ei-
ner Ladekapazität von jeweils 87,5 t ergibt sich ein Ladungsgewicht von 3.500 t sowie 
ein Bruttozuggewicht von gut 5.000 t 
• Bei den Kohlezügen werden entsprechend ihrer gegenwärtigen Konfiguration je nach 
Relation Ladungsgewichte von knapp 2.000 t (Hamburg – Salzgitter), 2.600 t (Rotter-
dam – Duisburg) sowie von knapp 2.900 t (Rotterdam – Großkrotzenburg) zugrunde 
gelegt.  
• Im Flüssiggutverkehr auf den Relationen Hamburg – Hannover (Mineralöl) und Ant-
werpen – Ludwigshafen (Chemische Produkte) werden jeweils Konfigurationen unter-
stellt, mit denen die maximale Zuglänge von 700 m ausgeschöpft wird. Aus der resul-
tierenden Anzahl von Kesselwagen sowie deren Ladekapazität ergeben sich Ladungs-
gewichte von gut 2.300 t (Hamburg – Hannover) bzw. rd. 1.800 t (Antwerpen – Lud-
wigshafen).  
• Für die Transporte von Futtermitteln (Hamburg – Decin) und Eisen, Stahl (Linz – Nürn-
berg) wird eine gegenüber den vorstehend behandelten Ganzzugverkehren geringere 
Anzahl von Waggons (20 bzw. 15) unterstellt. Es ergeben sich Zuglängen von 350 m 
bzw. 288 m, Ladungsgewichte von gut 1.000 t (Futtermittel) bzw. 1.500 t (Eisen, Stahl) 
sowie Bruttozuggewichte von rd. 1.700 t bzw. 2.100 t. 
Analog zu Straße und Schiene werden auch die Transportkostenberechnungen für die 
Binnenschifffahrt jeweils als Summe der Kosten des gesamten Schiffsumlaufs berechnet. 
Dabei wird berücksichtigt, in welchem Umfang auf der jeweiligen Relation Ladung für die 
Rückreise zur Verfügung steht (Auswertung differenzierter Analysedaten des Statistischen 
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Bundesamtes). Als Kostengrößen fließen die Breitstellungskosten, die Personalkosten, die 
Treibstoffkosten und die Kanalgebühren in die Betrachtung ein. Bei den Container-
transporten wird wie bei der Bahn ein weiterer Umschlag und ein Vor- bzw. Nachlauf mit 
dem Lkw berücksichtigt. Bei den Massengutverkehren hingegen wird davon ausgegangen, 
dass es sich um direkte Binnenschiffstransporte handelt.  
Als Basis für die Berechnungen wurden je Relation typische Binnenschiffe unterstellt, die 
in ihren Maximalabmessungen den Bestimmungen der jeweils relevanten schifffahrtspoli-
zeilichen Vorgaben entsprechen. Im Einzelnen wurden die Kalkulationen für folgende 
Schiffs- bzw. Verbandstypen durchgeführt: 
 
Tabelle 4: Schiffs-/Verbandstypen und Rückladung auf den ausgewählten 
Binnenschiffsrelationen 
Von Nach Gütergruppe Fahrzeug Rückladung
Hamburg Decin (Tschechien) Futtermittel Elbeschubverband 80% 
Hamburg Salzgitter Steinkohle Koppelverband leer 
Rotterdam Duisburg Steinkohle 6er-Schubverband leer 
Rotterdam Großkrotzenburg (Main) Steinkohle Koppelverband leer 
Rotterdam Dillingen (Saar) Eisenerz Koppelverband leer 
Linz Nürnberg Eisen und Stahl GMS 110 n 100% 
Hamburg Hannover Mineralölprodukte TMS 100 m leer 
Antwerpen Ludwigshafen Chem. Erzeugn. ÜTMS 135 m 89% 
Rotterdam Duisburg Container Jowi 91% 
Rotterdam Basel Container Koppelverband 96% 
Hamburg Berlin Container Elbeschubverband 100% 
Hamburg Decin (Tschechien) Container Elbeschubverband 100% 
Rotterdam Stuttgart Container GMS 105 m 100% 
 
Im Ergebnis der durchgeführten Vergleichsrechnungen weisen die Last- und Sattelzüge 
auf allen acht Massengutrelationen deutlich höhere betriebswirtschaftliche Transportkos-
ten auf als Bahn und Binnenschiff. Im Durchschnitt der acht Relationen liegen diese bei 
36,29 € je Tonne und damit um den Faktor 3,7 bzw. 4,9 über den entsprechenden Sätzen 
des Eisenbahn- bzw. Binnenschiffsgüterverkehrs. An dieser Kostenunterlegenheit der 
Straße im Massengutverkehr würde sich auch dann grundsätzlich nichts ändern, wenn von 
der (unrealistischen) Annahme ausgegangen würde, das die Fahrzeuge auch in der Rück-
richtung voll ausgelastet werden können. 
Im Vergleich zwischen Bahn und Binnenschiff ergeben sich auf fünf Relationen teils erheb-
liche betriebswirtschaftliche Kostenvorteile der Güterschifffahrt. Auf drei Relationen weist 
hingegen der Eisenbahngüterverkehr Kostenvorteile in Höhe von 8,8% (Kohle Rotterdam – 
Großkrotzenburg), 10,9% (Mineralöl Hamburg – Hannover) bzw. 32,8% (Eisenerz Rotter-
dam – Dillingen) auf.  
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Im Durchschnitt der betrachteten Massengutrelationen liegen die betriebswirtschaftlichen 
Transportkosten der Binnenschifffahrt um gut 25% unter denjenigen des Eisenbahngüter-
verkehrs. 
 




Trotz des bei Bahn und Binnenschiff berücksichtigten zusätzlichen Vor- bzw. Nachlaufs 
per Lkw weisen die Last- und Sattelzüge auch bei den Containertransporten Kosten-
nachteile auf. Mit Ausnahme der Relation Rotterdam – Duisburg, hier liegen die Transport-
kosten leicht unter denjenigen der Bahn, übersteigen die betriebswirtschaftlichen Trans-
portkosten des Straßengüterverkehrs diejenigen der Wettbewerber erheblich. Im Durch-
schnitt der betrachteten Relationen liegen die Kosten um gut 50% über denjenigen der 
Bahn und um über 100% über denjenigen der Binnenschifffahrt.  
Im Vergleich zwischen Bahn und Binnenschiff ist das Ergebnis noch eindeutiger als bei 
den Massenguttransporten. So weist das Binnenschiff auf allen betrachteten Containerre-
lationen erhebliche Kostenvorteile auf. Die Bandbreite des Kostenvorteils liegt zwischen 
gut 17% auf der Relation Hamburg – Berlin und knapp 43% im Containertransport von 
Rotterdam nach Duisburg. Im Durchschnitt der betrachteten Relationen liegen die be-
triebswirtschaftlichen Kosten der Binnenschifffahrt gut 30% unter denjenigen der Bahn. 
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Neben den betriebswirtschaftlichen Transportkosten sind für einen Verkehrsträgerver-
gleich die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten von besonderem Interesse. Im Rahmen 
dieser Studie wird unter dem Begriff der volkswirtschaftlichen Gesamtkosten die Summe 
der gesamtwirtschaftlichen Transportkosten plus der Externen Kosten aus Lärm, Unfällen, 
Klimagasen und Luftschadstoffen verstanden. Die Grunddaten der Transportkostenbe-
rechnungen (Entfernungen, eingesetzte Fahrzeuge, Beladung, etc.) werden hierbei aus 
dem betriebswirtschaftlichen Vergleich übernommen. Die Bewertung erfolgt dann aller-
dings anhand spezifischer volkswirtschaftlicher Kostensätze nach der Methodik des BVWP 
2003. Hierin sind etwa die Mineralölsteuer, Trassengebühren, Maut und Kanalabgaben 
nicht enthalten. Die Grundlagen zur Bewertung der Externen Effekte wurden bereits in 
Kapitel 5 erläutert. 
Analog zu den betriebswirtschaftlichen Kosten liegen auch die volkswirtschaftlichen Ge-
samtkosten der Last- und Sattelzüge auf allen untersuchten Massengutrelationen erheb-
lich über denjenigen von Bahn und Binnenschiff (plus 167% bzw. plus 334%). Im Vergleich 
zwischen Bahn und Binnenschiff sind hingegen bei den volkswirtschaftlichen Gesamtkos-
ten auf allen acht Massengutrelationen (betriebswirtschaftlich auf fünf von acht Relationen) 
Vorteile der Binnenschifffahrt zu erkennen. Die Kosten des Eisenbahngüterverkehrs liegen 
in einer Bandbreite zwischen 2,2% (Eisenerz Rotterdam – Dillingen) und 161% (Kohle 
Rotterdam – Düsburg) über denjenigen der Binnenschifffahrt. Im Durchschnitt der betrach-
teten Massengutrelationen ergibt sich ein Vorteil der Binnenschifffahrt in Höhe von 38,4%. 
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Abbildung 22: Volkswirtschaftliche Transportkosten der Verkehrsträger auf 
ausgewählten Massengutrelationen (einschl. Lärm, Unfälle, Kli-
magase und Luftschadstoffe) 
 
 
Auch auf den ausgewählten Containerrelationen ist die Binnenschifffahrt durchgängig die 
volkswirtschaftlich günstigste Transportalternative. Ihre volkswirtschaftlichen Gesamtkos-
ten liegen durchschnittlich 52,1% unter denjenigen der Last- und Sattelzüge und 32,7% 
unter denjenigen des Eisenbahngüterverkehrs. Der deutlichste Vorteil der Binnenschiff-
fahrt ist gegenüber den Last- und Sattelzügen auf der „langen“ Rheinrelation von Rotter-
dam nach Basel festzustellen (minus 64,5%). Gegenüber der Bahn ergeben sich die größ-
ten Kostenvorteile auf der Relation Rotterdam – Duisburg (minus 51,1%). Auf dieser Rela-
tion sind zudem die Last- und Sattelzüge der Bahn überlegen (minus 7,8%).  
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Abbildung 23: Volkswirtschaftliche Transportkosten der Verkehrsträger auf 
ausgewählten Containerrelationen (einschl. Lärm, Unfälle, Klima-
gase und Luftschadstoffe) 
 
 
Es bleibt festzuhalten, dass die Binnenschifffahrt auf allen untersuchten Relationen sowohl 
im Massengut- als auch im Containertransport volkswirtschaftlich der günstigste Verkehrs-
träger ist. Sie emittiert zwar mehr Luftschadstoffe als die Bahn, aber dafür ist sie bei den 
übrigen bewerteten Externen Effekten so günstig, dass sie diesen Nachteil deutlich über-
kompensiert. Auf drei der untersuchten Relationen ist das Binnenschiff zwar volkswirt-
schaftlich vorteilhaft, aber aus betriebswirtschaftlicher Sicht der Bahn unterlegen. 
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8 Besondere Aspekte der Binnenschifffahrt 
8.1 Mehrfachnutzung der Bundeswasserstraßen 
Meist erfolgt die Benutzung der Verkehrswege mit der Absicht, Personen und Güter mög-
lichst schnell und kostengünstig von Ort A nach Ort B zu transportieren. Im Gegensatz zu 
den Straßen und Schienen, die nur im begrenzten Umfang weitere Funktionen erfüllen 
können, bieten die Wasserstraßen ergänzend alternative Nutzungsmöglichkeiten wie 
Hochwasserabfuhr, Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung, Bewässerung, Kraft-
werksnutzung, Fischerei, ökologische Biotopfunktionen sowie Erholungs- und Freizeitakti-
vitäten. 
Biotopfunktion 
Wasserstraßen können im Gegensatz zum Asphaltband der Straßen oder dem Gleiskör-
per der Bahn – je nach Ausbauzustand – höchst komplexe und wertvolle Lebensräume 
darstellen. Dies gilt nicht nur für natürliche Wasserwege, sondern kann - wenn auch abge-
stuft – gleichermaßen für künstliche Wasserstraßen (Kanäle) zutreffen. Kennzeichnend 
hierfür ist die hohe Anzahl an gemeldeten FFH- und EU-Vogelschutzgebieten als Bestand-
teil des europäischen Schutzgebietssystems NATURA 2000 sowie die relativ dichte Kulis-
se von Natur- und Landschaftsschutzgebieten entlang der Bundeswasserstraßen. Im Ge-
gensatz zu Straßen und Eisenbahnstrecken sind Wasserstraßen letzte Rückzugsgebiete 
für geschützte und gefährdete Arten. 
Wassertourismus, Wassersport, Freizeit, Erholung, Fischerei 
Wasserstraßen haben in der Vergangenheit in vielen Städten und Regionen einen wesent-
lichen Beitrag zur industriellen Entwicklung geleistet und dadurch den Wohlstand geför-
dert. Auch heute üben Wasserstraßen einen positiven Einfluss auf die regionale Entwick-
lung aus. Dieser ergibt sich u. a. aus den vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten der Ver-
kehrswege im Wassertourismus sowie im Freizeit- und Erholungsbereich rund um das 
Wasser. 
Angesichts der steigenden Wachstumsraten im Inlandstourismus - zuletzt um 2 % - sowie 
der zunehmenden Beliebtheit von Hafenanlagen und Wasserstraßen als Erholungsgebie-
te, entwickelt sich der Wassertourismus und hier insbesondere die Segmente Wassersport 
sowie Schifffahrt zu einem wichtigen Faktor für die Regionalentwicklung. Kommunen mit 
einer Anbindung an das Wasserstraßennetz erhöhen durch ein vielseitiges Angebot an 
Freizeitaktivitäten und Erholungsmöglichkeiten ihre Standortattraktivität.  
Für den Wassersport sind die Bundeswasserstraßen sehr attraktiv, da sie nicht nur eine 
Verbindung zu den europäischen Nachbarn in Ost und West ermöglichen, sondern auch 
einen Zugang zum Mittelmeer und schwarzen Meer liefern. Zudem bieten einige Regionen 
in Deutschland ein landschaftlich reizvolles und für den Wassersport gut nutzbares Was-
serstraßennetz. 
Nach Schätzungen des Bundesverbandes Wassersportwirtschaft e.V. (BWVS) gibt es ü-
ber 7 Mio. deutsche Bürger, die aktiv Wassersport betreiben. Eine Hochrechnung auf der 
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Basis von Angaben zur Wunschsportart beziffert das Potenzial an Wassersportlern in 
Deutschland auf fast 32 Mio. Personen, so dass auch zukünftig von einem positiven 
Wachstumstrend auszugehen ist. Durch den Wassertourismus werden Einkommen und 
Beschäftigung generiert. Für viele Regionen, in denen Wassersport ausgeübt wird, ist die-
ser ein wichtiger Wirtschaftsfaktor.  
Angel- und zum Teil auch Berufs- und Nebenerwerbsfischerei wird an praktisch allen Bun-
deswasserstraßen betrieben. In einer sozio-ökonomische Analyse wird der gesamte öko-
nomische Nutzen der Angelfischerei in Deutschland auf 6,4 Mrd. EUR pro Jahr beziffert. 
Etwa 52.000 Arbeitsplätze sind hiernach direkt oder indirekt von der Angelfischerei abhän-
gig.  
Wasserwirtschaft 
Aufgaben der Wasserwirtschaft sind die Wasserbereitstellung, die Wasserversorgung, die 
Abwasserbehandlung, der Gewässerschutz, der Bau und die Unterhaltung von Gewässern 
sowie der Schutz der Gesellschaft vor Schädigungen durch das Wasser, z. B. bei 
Hochwasser. Die Bau- und technischen Aufgaben bilden den Bereich der Wassertechnik, 
die naturwissenschaftlichen und sozioökonomischen Aufgaben den Bereich der 
Wasserbewirtschaftung. 
Die Bundeswasserstraßen spielen für die Wasserbewirtschaftung nach Einzugsgebieten 
eine herausragende Rolle. Mit Entnahmen von jährlich mehr als 17 Mrd. m³ Wasser die-
nen sie wesentlich der Sicherstellung des Wasserbedarfs von Kommunen, Industrie, 
Landwirtschaft und anderen Wassernutzern. Die Menge der Einleitungen in die Bundes-
wasserstraßen ist mit mehr als 16 Mrd. m³ pro Jahr nur wenig geringer. Dabei ist zu be-
merken, dass die Mengen der vielen kleinen Wassernutzer nicht erfasst wurden. Die Zah-
len stellen damit Minimalwerte dar. Trotzdem entsprechen diese Wassermengen ungefähr 
der Hälfte der Entnahme- und Einleitungsmengen für Deutschland. 
 
8.2 Klimawandel und Hochwasserschutz 
Flüsse und ihre Einzugsgebiete bzw. die Küstenregionen unterliegen vielen, teilweise kon-
kurrierenden Nutzungen. Die Nutzungsfunktion als Bundeswasserstraße für die Schifffahrt 
ist nur eine davon. Die Erfüllung dieser Funktion setzt verlässliche Bedingungen voraus, 
die einen sicheren, leichten und gleichzeitig wirtschaftlichen Betrieb gewährleisten. Erfor-
derlich sind möglichst lagestabile Fahrrinnen von ausreichender Tiefe und Breite sowie 
moderate Fließgeschwindigkeiten. 
Die regionalen Klima- und Abflussprojektionen lassen weitreichende Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Hydrologie und Verkehrswasserwirtschaft möglich erscheinen. Ne-
ben Veränderungen der Wasserstandsverhältnisse sind auch Änderungen im Feststoff-
haushalt und hinsichtlich der thermischen Belastung der Fließgewässer zu erwarten. Un-
abhängig davon, wie wir die Eintrittswahrscheinlichkeit einzelner Szenarien und Projektio-
nen bewerten, erfordert dies, sich frühzeitig intensiv mit den Folgen eines möglichen Kli-
mawandels auseinander zu setzen. Dies ist insbesondere für den Verkehrsträger Bundes-
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wasserstraße wichtig, da hier Anpassungsmaßnahmen wegen hoher Investitionsvolumina 
und langlebiger Infrastrukturen frühzeitige Entscheidungen erfordern. 
Flussbauliche Eingriffe finden heutzutage nur dann gesellschaftliche Akzeptanz, wenn 
Lösungen unter Berücksichtigung der Anliegen der unterschiedlichen Interessengruppen 
gefunden werden. Sie müssen daher in Zusammenarbeit unterschiedlicher Disziplinen 
erarbeitet werden. Verkehrswasserbaulich initiierte Maßnahmen der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung zielen auf die Verbesserung der Schifffahrtsverhältnisse bei Niedrig- bis 
Mittelwasser. Sie werden grundsätzlich so geplant und ausgeführt, dass mindestens der 
vor der Maßnahme bestehende Hochwasserschutz gewahrt bleibt. Hierzu werden Aus-
baumaßnahmen im Hinblick auf ihre Wirkungen auf die hydraulisch-morphologischen Ver-
hältnisse und die Hochwasserabfuhr eingehend wissenschaftlich untersucht und hochwas-
serneutrale Lösungen erarbeitet. Dies geschieht wo erforderlich unter Einbeziehung kom-
pensatorisch wirkender Begleitmaßnahmen, wie z. B. durch Reaktivierung von Retentions-
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Gesamtgutachten 
 
Seite 2 Gesamtgutachten Schlussbericht 
 November 2007  
1 Einleitung 
Sowohl in der allgemeinen verkehrspolitischen Diskussion als auch im Zuge von Pla-
nungsverfahren für Aus- und Neubaumaßnahmen an Binnenwasserstraßen spielen Argu-
mente zum verkehrswirtschaftlichen und ökologischen Vergleich der Verkehrsträger häufig 
eine wichtige Rolle. In vorliegenden Studien und Veröffentlichungen zu dieser Thematik 
wird das System Binnenschifffahrt/Wasserstraßen in aller Regel nicht umfassend und in 
der notwendigen Differenziertheit betrachtet. Aus dieser fehlenden Differenziertheit in Ver-
bindung mit unzutreffenden Randbedingungen und Annahmen resultieren Ergebnisse, 
welche der Stellung der Binnenschifffahrt im Verkehrsträgervergleich nicht gerecht wird. 
Dies ist insbesondere im Bereich der Schadstoffemissionen der Fall.  
Angeregt durch den Verein für europäische Binnenschifffahrt und Wasserstraßen (VBW) 
hat die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV), vertreten durch die Was-
ser- und Schifffahrtsdirektion Ost, dieses Gutachten in Auftrag gegeben mit dem Ziel, ei-
nen aktuellen, differenzierten und fachlich fundierten Vergleich der Verkehrsträger durch-
zuführen. Dieser Vergleich findet in einer umfassenden Art und Weise statt. Er umfasst die 
Betrachtung der Infrastruktur (u. a. Bestand, Ausbau und Erhaltung) ebenso wie den Fahr-
zeugbestand, sowie fiskalische Aspekte. Neben einem expliziten Vergleich der Transport-
kosten und der Umweltverträglichkeit der Verkehrsträger werden auch aktuelle Transport-
mengen und –prognosen referiert.  
Zusätzlich zu diesem explizitem Verkehrsträgervergleich, der Abschnitt A der Studie aus-
macht, werden in Abschnitt B vertiefenden Informationen zum Verkehrssystem Binnen-
schifffahrt/Binnenwasserstraße zusammengestellt.  
Aus Gründen der besseren und auch selektiven Lesbarkeit wird jedem Abschnitt der Stu-
die eine Einleitung vorangestellt und ebenso als Abschnittsende ein Fazit gezogen. 
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A Verkehrsträgervergleich 
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1 Vergleich der Verkehrswegenetze 
1.1 Einleitung 
Eine gute Verkehrsinfrastruktur ist eine unverzichtbare Voraussetzung für die Funktionsfä-
higkeit von Wirtschaft und Gesellschaft. Sie bestimmt maßgeblich die Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaftsstandorte und die Entwicklung von Lebensqualität und Wohlstand.  
Ziel dieses Kapitels ist es, die verkehrliche Infrastruktur der Verkehrsträger im Hinblick auf 
die bisherige Entwicklung und den aktuellen Stand zu vergleichen sowie Perspektiven für 
die Zukunft aufzuzeigen. Hierfür wird in einem ersten Schritt die Entwicklung der Wasser-
straßen, Schienenwege und Fernstraßen – soweit möglich nach Qualitätsmerkmalen – 
vergleichend analysiert. In einem weiteren Schritt erfolgt dann eine Analyse des Netzzu-
standes, der maßgeblich durch die Investitionstätigkeit des Staates beeinflusst wird. Fer-
ner wird auf Basis des aktuellen Bundesverkehrswegeplans ein Ausblick für das Jahr 2015 
gegeben. 
 
1.2 Netzlängen und Qualitätsmerkmale 
Eine Gegenüberstellung der Verkehrswegelängen der betrachteten Verkehrsträger im Zeit-
raum von 1991 bis 2004 ergibt ein differenziertes Bild. Während die Gesamtnetzlänge der 
Bundeswasserstraßen (minus 36 km durch Abgabe an die Länder) und der Bundesfern-
straßen (plus 119 km) im Analysezeitraum nahezu unverändert bleibt, ist das Schienen-
netz um insgesamt rd. 6.400 km bzw. 15,6 % der Bestandslänge des Jahres 1991 ge-
schrumpft. 
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 Bundesfernstraßen 53.055 53.213 53.080 52.943 52.890 52.746 52.709 52.827 52.815 53.012 52.986 53.237 53.144 53.174
 Schienenwege 41.113 40.815 40.397 41.257 41.718 40.826 38.385 38.126 37.525 36.588 35.986 35.804 35.600 34.700
 Bundeswasserstraßen 7.341 7.341 7.681 7.681 7.343 7.339 7.339 7.300 7.300 7.300 7.300 7.305 7.305 7.305
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004
 
Quelle:  PLANCO auf Basis des Datenmaterials Verkehr in Zahlen, DIW (2006). 
 
Von den insgesamt 7.305 km des Bundeswasserstraßennetzes (Stand 2004) entfallen 
2.540 km auf regulierte Flüsse, 3.030 km auf staugeregelte Flüsse und 1.735 km auf 
Kanäle. 
Erste grobe Hinweise auf die Entwicklung der Qualität des Wasserstraßennetzes lassen 
sich durch Auswertung vorliegender Daten nach zusammengefassten Wasserstraßenklas-
sen gewinnen. So ist die Gesamtlänge der nichtklassifizierten sonstigen Wasserstraßen 
sowie der Strecken mit Wasserstraßenklassen I bis III (max. Typschiff Gustav Koenigs mit 
Tragfähigkeiten unter 1.000 t) im Betrachtungszeitraum um 376 km von 2.608 km auf 
2.232 km gesunken, während die Gesamtlänge der Strecken mit Wasserstraßenklasse IV 
und höher (Motorschiffe und Verbände mit Tragfähigkeiten ab 1.000 t) um 340 km von 
4.733 km auf 5.073 km angestiegen ist. Der Anteil der „höherwertigen“ Streckenabschnitte 
hat sich somit in den vergangenen 13 Jahren von 64,5 % auf 69,4 % erhöht.  
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Abbildung 1-2: Entwicklung der Länge des Bundeswasserstraßennetzes in km 






















Sonstige Bundeswasserstraßen 1.135 1.135 1.290 1.290 981 978 978 980 980 959 959 975 975 975
Wasserstraßenklasse IV bis VIc 4.733 4.733 4.778 4.778 4.787 4.983 4.983 5.068 5.068 5.085 5.085 5.073 5.073 5.073
Wasserstraßenklasse I bis III 1.473 1.473 1.613 1.613 1.575 1.378 1.378 1.252 1.252 1.256 1.256 1.257 1.257 1.257
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004
Quelle:  PLANCO auf Basis des Datenmaterials Verkehr in Zahlen, DIW (2006). 
 
Der Rückgang der Gesamtlänge des Schienennetzes traf im Zeitraum 1991 bis 2002 ü-
berproportional Strecken, die ausschließlich dem Güterverkehr dienen (Abnahme von 
7.468 km in 1991 auf 3.724 km in 2002, d. h. um mehr als 50 %). Bei den Mischstrecken 
(Personen- und Güterverkehr) wurden insgesamt 2.568 km bzw. knapp 8 % des Aus-
gangsniveaus (32.514 km in 1991) stillgelegt. Ein deutlicher Zuwachs ist hingegen bei den 
Strecken festzustellen, die ausschließlich dem Personenverkehr dienen (Hochgeschwin-
digkeitsnetz). Hier hat sich die Streckenlänge von 1.133 km in 1991 auf 2.133 km im Jahr 
2002 nahezu verdoppelt. 
Anhaltspunkte zur Entwicklung der Qualität des Schienennetzes lassen sich aus verfügba-
ren Daten zur Elektrifizierung sowie zur Anzahl der Gleise gewinnen. Bei beiden Merkma-
len ist ein signifikanter Qualitätszuwachs festzustellen. So stieg der Anteil zwei- und 
mehrgleisiger Strecken im Zeitraum 1991 bis 2002 von 41,2 % auf 50 % der gesamten 
Streckenlänge. Parallel erhöhte sich der Anteil elektrifizierter Strecken im Zeitraum von 
1991 bis 2004 von 39,6 % auf 55,6 % (vgl. die folgenden Abbildungen). 
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Zwei- und mehrgleisige Strecken 16.930 16.947 17.198 17.240 17.631 17.754 17.376 17.430 17.555 17.709 17.745 17.884
Eingleisige Strecken 24.183 23.868 23.199 24.017 24.087 23.072 21.009 20.696 19.970 18.878 18.241 17.920
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004
 
Quelle: PLANCO auf Basis des Datenmaterials von Eurostat (2006). 
 









Nicht elektrifizierte Linien 24.823 24.485 23.602 23.509 23.555 22.366 19.732 19.269 18.591 17.509 16.867 16.549 16.200 15.400
Elektrifizierte Linien 16.290 16.330 16.795 17.748 18.163 18.460 18.653 18.857 18.934 19.079 19.119 19.254 19.400 19.300
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004
 
Quelle:  PLANCO auf Basis des Datenmaterials von Eurostat (2006) sowie Verkehr in Zahlen, DIW (2006). 
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Im Bundesfernstraßennetz ist bei einer geringfügigen Zunahme der Gesamtstreckenlänge 
eine gegenläufige Tendenz bei Autobahnen und Bundesstraßen festzustellen. Während 
die Länge der Autobahnen im Zeitraum von 1991 bis 2004 um 1.219 km bzw. gut 11 % 
des Ausgangsniveaus zunimmt, sinkt parallel die Streckenlänge der Bundesstraßen um 
1.100 km. Der Anteil der Autobahnen am gesamten Bundesfernstraßennetz steigt hier-
durch von 20,6 % im Jahr 1991 auf 22,9 % im Jahr 2004.  
Als Orientierungswert für die Entwicklung der Qualität des Bundesfernstraßennetzes kann 
auf Angaben zur Streckenlänge nach Fahrbahnbreiten zurückgegriffen werden. Im Zeit-
raum von 1965 bis 1995 (aktuellere Daten stehen derzeit nicht zur Verfügung) ist hier eine 
signifikante Verbesserung festzustellen. Während die Länge der Strecken mit Fahrbahn-
breiten ab 7 m im Beobachtungszeitraum kontinuierlich zunimmt, sinkt parallel die Länge 
der Abschnitte mit geringeren Fahrbahnbreiten. Entsprechend erhöht sich der Anteil der 
Strecken mit Fahrbahnbreiten ab 7 m an der Gesamtlänge des Bundesfernstraßennetzes 
von 49,4 % im Jahr 1965 auf 78,6 % im Jahr 1995 erheblich. 
 
















unter 5 m 690 153 55 503
5 m - 7 m 16.464 10.881 6.978 10.564
7 m - 12 m / 7 m - 11 m 12.168 18.872 20.641 25.463
12 m und mehr / 11 m und mehr 4.566 8.783 11.852 15.089
1965 1975 1985 1995
 
Quelle:  PLANCO auf Basis des Datenmaterials Verkehr in Zahlen, DIW (2006). 
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1.3 Brutto-Anlageinvestitionen 
Die Brutto-Anlageinvestitionen sind monetäre Wertgrößen für das technische Angebotspo-
tenzial der Volkswirtschaft, hier der Verkehrswege. Zu den Brutto-Anlageinvestitionen zäh-
len sowohl Erweiterungs- und Rationalisierungsinvestitionen als auch Ersatz- bzw. Erhal-
tungsinvestitionen. Im Jahr 2005 wurden in den Bereich der Bundeswasserstraßen insge-
samt 611 Mio. Euro investiert. Dies ist allerdings nicht mit den Investitionen in Binnenwas-
serstraßen gleich zu setzen. 
 
Tabelle 1-1: Investitionen in den Bereich Bundeswasserstraßen im Jahr 2005 
Investitionen Millionen Euro
in den Bereich Bundeswasserstraßen 611
 davon in die Infrastruktur 420
  wiederum davon in die Binnenwasserstraßen 379
  bzw. in die Seeschifffahrtsstraßen 41
Quelle:  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2007).  
 
Im Zeitverlauf ergibt sich folgendes Bild für die Investitionen in die Infrastruktur der Bun-
deswasserstraßen: 
 
Tabelle 1-2: Ausgabenentwicklung Bundeswasserstraßen 2000 bis 2006 in 
Mio. Euro (gerundete Werte) 
Jahr 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 
Investitionen in Infrastruktur 514 450 432 423 408 420 397
davon Küste 69 73 67 37 27 41 40
davon Binnen 445 377 365 385 380 379 357
Quelle:  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2007).  
 
Die gesamten Brutto-Anlageinvestitionen in Wasserstraßen, Schienenwege und Bundes-
fernstraßen sind im Zeitraum 1993 bis 2004 nominal um rund 25% von 8,5 Mrd. Euro auf 
10,7 Mrd. Euro gestiegen. Profitiert von dieser Entwicklung haben insbesondere die 
Schienenwege mit einem Wachstum von 26,4 % und die Bundesfernstraßen mit einem 
Wachstum der Bruttoanlageinvestitionen von 24,4 %. Die Binnenwasserstraßen hingegen 
konnten nur einen Anstieg von 17,6 % verzeichnen. 
Einhergehend mit dieser Entwicklung ist der Anteil der Wasserstraßen an den gesamten 
Brutto-Anlageinvestitionen von 3,8 % in 1993 auf 3,5 % im Jahr 2004 gesunken. Der Anteil 
der Schienenwege steigt parallel von 48,0 % auf 48,4 %, während der Anteil der Bundes-
fernstraßen von 48,2 % auf 48,0 % geringfügig sinkt. 
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Abbildung 1-6: Brutto-Anlageinvestitionen in Wasserstraßen, Schienenwege und  
Bundesfernstraßen zu jeweiligen Preisen 
 
Quelle:  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2007) und PLANCO auf Basis des Da-
tenmaterials Verkehr in Zahlen, DIW (2006). 
Zu den deutschen Bahnen liegen dem Gutachter keine belastbaren Zahlen vor. Hintergrund hierfür sind u.a. 
die verschiedenen Quellen der Infrastrukturfinanzierung (Bund, Länder, Eigenmittel der DB-AG u.a.) sowie 
Mehrfachnutzung der Bahninfrastruktur für den Güterverkehr, den Personenverkehr sowie den Personennah-
verkehr. Daher werden für die Schiene die Zahlen aus DIW 2006 übernommen. 
 
Bezieht man die jährlichen Brutto-Anlageinvestitionen auf die jeweilige Länge des Be-
standsnetzes, so zeigen sich zwischen den Verkehrsträgern gravierende Unterschiede: 
• Im Jahr 1993 wurden je Streckenkilometer des Schienennetzes rund 101.500 € 
investiert. Dieser Wert steigt im Beobachtungszeitraum um gut 47 % auf rd. 
149.000 € im Jahr 2004. 
• Die Brutto-Anlageinvestitionen in das Bundesfernstraßennetz beliefen sich im Jahr 
1993 auf rund 77.500 € je Streckenkilometer (gut 76 % des Wertes der Schienen-
wege). Im Zeitraum bis zum Jahr 2004 ist hier ein Anstieg um knapp 25 % auf 
knapp 97.000 € festzustellen. 
• Je Kilometer Binnenwasserstraße wurden im Jahr 1993 gut 42.000 € investiert 
(41 % des Wertes der Schienenwege). Der Zuwachs bis zum Jahr 2004 verlief hier 
im Vergleich zu den Schienenwegen und auch den Bundesfernstraßen mit knapp 
24 % unterproportional. Entsprechend liegen die Bruttoanlageinvestitionen je Stre-
ckenkilometer Wasserstraße im Jahr 2004 mit rund 52.000 € bei nunmehr 35 % des 
entsprechenden Wertes der Schienenwege (54 % der Bundesfernstraßen). 
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Abbildung 1-7: Brutto-Anlageinvestitionen in Wasserstraßen, Schienenwege und 
Bundesfernstraßen zu jeweiligen Preisen je Streckenkilometer 
 
Quelle:  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2007) und PLANCO auf Basis des Da-
tenmaterials Verkehr in Zahlen, DIW (2006). 
 
1.4 Altersstruktur 
Die Alterststruktur der Verkehrswege lässt sich anhand der Investitionsjahrgänge des je-
weiligen Brutto-Anlagevermögens darstellen. Auch hier sind gravierende Unterschiede 
festzustellen: 
Schienenwege 
Das Brutto-Anlagevermögen der Schienenwege beläuft sich im Jahr 2004 auf 132,3 Mrd. € 
(in Preisen von 1995) und erreicht damit einen Anteil von 37 % am Gesamtwert der be-
trachteten Verkehrswege. Vom gesamten Anlagevermögen der Schienenwege entfallen 
knapp 37 % auf Investitionen ab dem Jahr 1994 (18 Jahre und jünger). Investitionen mit 
Jahrgängen bis zum Jahr 1974 (32 Jahre und älter) weisen hingegen nur einen Anteil von 
25,4 % auf. 
Bundesfernstraßen 
Die Bundesfernstraßen repräsentieren im Jahr 2004 ein Brutto-Anlagevermögen von 182,9 
Mrd. € (in Preisen von 1995), rd. 51 % des Gesamtwertes der Verkehrswege. Im Vergleich 
zu den Schienenwegen ist der Anteil der Investitionsjahrgänge 1994 bis 2004 mit 24 % 
deutlich geringer, derjenige der Investitionsjahrgänge bis zum Jahr 1974 mit 36,4 % hin-
gegen deutlich höher. Die Vermögenswerte der Bundesfernstraßen weisen damit im Ver-
gleich zu den Schienenwegen eine deutlich ungünstigere Altersstruktur auf. 
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Wasserstraßen 
Das Brutto-Anlagevermögen der Wasserstraßen summiert sich im Jahr 2004 auf insge-
samt 40 Mrd. € (in Preisen von 1995). Dies entspricht einem Anteil von gut 11 % des Ver-
mögenswertes aller betrachteten Verkehrswege. Im Vergleich zu Schienenwegen aber 
auch zu den Bundesfernstraßen ist die Altersstruktur der Wasserstraßen deutlich ungüns-
tiger. Hier stammt nahezu die Hälfte der Vermögenswerte (49,5 %) aus Investitionsjahr-
gängen vor dem Jahr 1975. Investitionen jüngeren Datums (ab dem Jahr 1994) erreichen 
hingegen einen Anteil von lediglich gut 17 % des gesamten Brutto-Anlagevermögens. 
Die Altersstruktur der Bundeswasserstraßen muss mittlerweile als äußerst problematisch 
angesehen werden. Über 50 % der Schleusenkammern sind älter als 65 Jahre und über 
50 % der Brücken sind älter als 40 Jahre. Mit dem hohen Alter der Anlagen und Anlagen-
teile steigen die Risiken für die Betriebssicherheit überproportional an. Um die Leistungs-
fähigkeit des Wasserstraßennetzes zu erhalten sind daher zukünftig in erheblichem Um-
fang verstärkte Substanzerhaltungsmaßnahmen und Ersatzinvestitionen unabdingbar. 
 
Abbildung 1-8: Struktur der Brutto-Anlagevermögen der Wasserstraßen, Schie-
nenwege und Bundesfernstraßen im Jahr 2004 nach Investitions-







1994-2004 24,00% 36,90% 17,20%
1985-1994 19,40% 23,90% 15,90%
1975-1984 20,20% 13,80% 17,40%
bis 1974 36,40% 25,40% 49,50%
Bundesfernstraßen Schienenwege Wasserstraßen
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1.5 Zukunftsausblick 
Gemäß BVWP 2003 beläuft sich der Finanzbedarf für die Bereiche Schiene, Bundeswas-
serstraßen und Bundesfernstraßen im Zeitraum von 2001 bis 2015 auf eine Höhe von 
148,9 Mrd. €.1 Der Vergleich der jeweiligen Infrastrukturnetze zeigt, dass bei allen dreien 
der Schwerpunkt auf die Ersatzinvestitionen gelegt werden muss. Im Rahmen des BVWP 
2003 ist ein Ersatzinvestitionsvolumen von 82,7 Mrd. € geplant. Während im BVWP ´92 
lediglich 46 % des Gesamtinvestitionsvolumens für Ersatzinvestitionen veranschlagt wur-
den, sind es im BVWP 2003 inzwischen über 55 %. Die Steigerung um 9 % Punkte beim 
Anteil der Ersatzinvestitionen am Gesamtinvestitionsvolumen macht deutlich, dass dem 
zunehmenden Bedarf an Instandhaltungsmaßnahmen Rechnung getragen wurde. Bei zu-
nehmender Netzdichte ist davon auszugehen, dass der Anteil der Ersatzinvestitionen wei-
ter steigen wird.  
 
Tabelle 1-3: Finanzierungs- / Investitionsstruktur (ohne Planungsreserven) 
 BVWP 2003 (2001-2015) BVWP ´92 (1991-2000) 
 [Mrd. €] [%] [Mrd. €] [%] 
Schienenwege der Eisen-
bahnen des Bundes 63,9 42,9 36,2 42,3 
Bundesfernstraßen 77,5 52,1 44,1 51,6 
Bundeswasserstraßen 7,5 5,0 5,2 6,1 
Insgesamt 148,9 100,0 85,5 100,0 
 davon Erhaltungsinvestitionen 
 [Mrd. €] [%] [Mrd. €] [%] 
Schienenwege der Eisen-
bahnen des Bundes 38,4 60,1 16,5 45,6 
Bundesfernstraßen 37,7 48,6 21,2 48,1 
Bundeswasserstraßen 6,6 88,0 2,1 40,4 
Insgesamt 82,7 55,5 39,8 46,5 
 davon Investitionen für Aus- und Neubau 
 [Mrd. €] [%] [Mrd. €] [%] 
Schienenwege der Eisen-
bahnen des Bundes 25,5 39,9 19,7 54,4 
Bundesfernstraßen 39,8 51,4 22,9 51,9 
Bundeswasserstraßen 0,9 12,0 3,1 59,6 
Insgesamt 66,2 44,5 45,7 53,5 
Quelle:  BVWP (2003). 
 
                                                
 
1  Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Bundesverkehrswegeplan 2003, 2003. 
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Als Bedarf für Wasserstraßeninvestitionen des BVWP 2003 sind lediglich 0,9 Mrd. € für 
Neu- und Ausbaumaßnahmen ausgewiesen, wovon 88 % für die Erhaltung verplant sind. 
Bei der Bahn liegt dieser Anteil bei 60 % und bei der Straße bei 49 %, also in beiden Fäl-
len deutlich niedriger. Lediglich im Bereich Straße sind mehr Investitionen in Neu- und 
Ausbaumaßnahmen geplant als für die Erhaltung. Netzererweiterungen sind im BVWP 
2003 im Bereich der Bundeswasserstraßen nicht vorgesehen. Die Maßnahmen umfassen 
ausschließlich Aus- und Neubauten bereits bestehender Netzelemente. 
Die obigen Budgetplanzahlen mit einem Gesamtvolumen von 66,2 Mrd. € für Neu- und 
Ausbaumaßnahmen geben nicht das volle Finanzvolumen wieder. Darin nicht enthalten 
sind die Planungsreserven, welche erfahrungsgemäß bei Großprojekten, wie sie auch bis 
2015 geplant sind, veranschlagt werden. 
Der gesamte Investitionsbedarf der einzelnen Verkehrsträger wird jedoch mit der Pla-
nungsreserve angegeben. Tabelle 1-2 zeigt den „Vordringlichen Bedarf“. Dieser umfasst 
das Investitionsvolumen für den Zeitraum von 2001 bis 2015, für welches nach geltendem 
Recht ein uneingeschränkter Planungsauftrag besteht. Es handelt sich hierbei also um fest 
geplante Investitionsvorhaben. 
Die Bundeswasserstraßen sind mit einem Anteil von lediglich 5,6 % (5,1 Mrd. €) am „Vor-
dringlichen Bedarf“ in Höhe von insgesamt 90,5 Mrd. € beteiligt. Der größte Anteil des In-
vestitionsvolumens fließt in den Straßenbau (56,9 %). Auf Maßnahmen an Schienenwegen 
der Eisenbahnen des Bundes entfallen die verbleibenden 37,5 % des Budgets. 
 
Tabelle 1-4: Vordringlicher Bedarf mit Planungsreserven im BVWP 2003 
 Vordringlicher Bedarf 
 laufende und fest dis-
ponierte Vorhaben Neue Vorhaben Summe 
 [Mrd. €] [%] [Mrd. €] [%] [Mrd. €] [%] 
Schienenwege der Eisen-
bahnen des Bundes 17,9 35,10 16,0 40,51 33,9 37,46 
Bundesfernstraßen 28,7 56,27 22,8 57,72 51,5 56,91 
Bundeswasserstraßen 4,4 8,63 0,7 1,77 5,1 5,64 
Insgesamt 51,0 100 39,5 100 90,5 100 
Quelle:  BVWP (2003). 
 
Das Brutto-Anlagevermögen der Verkehrswege gibt den Wiederbeschaffungswert der zu 
unterschiedlichen Zeiten errichteten Verkehrswege an. Das Verhältnis des „Vordringlichen 
Bedarfs“ zum Bruttoanlagevermögen erlaubt somit eine erste näherungsweise Beurteilung 
der modalen Verhältnismäßigkeit der eingesetzten Mittel. Im Durchschnitt aller drei Ver-
kehrswege liegt dieser Anteil bei 25,5 %, d. h. das Finanzvolumen der Maßnahmen des 
„Vordringlichen Bedarfs“ repräsentiert gut ein Viertel des Wertes der Bestandsnetze im 
Jahr 2004 und erreicht damit insgesamt eine durchaus bemerkenswerte Größenordnung. 
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Bei einer Gegenüberstellung der Werte für die drei Verkehrszweige ergeben sich indes 
gravierende Unterschiede. So liegt der Anteilswert der Bundeswasserstraßen mit 12,7 % 
bei weniger als der Hälfte der entsprechenden Werte der Bundesfernstraßen (28,2 %) und 
der Schienenwege (25,6 %). Ob mit dieser modalen Investitionsstruktur die angestrebte 
verstärkte Beteiligung der Binnenschifffahrt am prognostizierten Zuwachs des Güterver-
kehrs in Deutschland erreicht werden kann, muss zumindest ernsthaft in Frage gestellt 
werden. Zudem ist der BVWP nur eine Absichtserklärung des Kabinetts. Die tatsächliche 
Höhe der Investitionsmaßnahmen hängt von der jährlichen Haushaltslage ab, so dass die 
im BVWP veröffentlichten Zahlen sich eher im oberen optimistischen Bereich befinden und 
daher auch keinen verbindlichen Charakter besitzen. 
 
Tabelle 1-5: Verhältnis des Vordringlichen Bedarfs BVWP 2003 zum Brutto-
Anlagevermögen der Verkehrswege im Jahr 2004 







 [Mio. €] [Mio. €] [%] 
Schienenwege der Eisen-
bahnen des Bundes 33.900 132.302 25,6 
Bundesfernstraßen 51.500 182.874 28,2 
Bundeswasserstraßen 5.100 40.028 12,7 
Insgesamt 90.500 355.204 25,5 
Quelle:  PLANCO auf Basis des Datenmaterials Verkehr in Zahlen, DIW (2006) und BVWP (2003). 
 
1.6 Zusammenfassung 
Während die Gesamtnetzlänge der Bundeswasserstraßen und der Bundesfernstraßen im 
Analysezeitraum fast unverändert bleibt, reduziert sich das Schienennetz von 1991 bis 
2004 um mehr als 15 %. Hiervon überproportional betroffen sind Streckenabschnitte, die 
ausschließlich dem Güterverkehr dienen.  
Alle drei Verkehrsträger können einen Qualitätszuwachs verzeichnen. Der Anteil „höher-
wertiger“ Streckenabschnitte im Wasserstraßennetz steigt im Beobachtungszeitraum um 
4,9 %. Im Schienennetz kommt es sowohl durch die Steigerung der Gleisanzahl als auch 
durch die zunehmende Elektrifizierung zu einem signifikanten Qualitätszuwachs. Auch das 
Bundesfernstraßennetz erreicht im Zeitablauf ein qualitativ höheres Niveau durch die Zu-
nahme von Streckenabschnitten mit einer größeren Fahrbahnbreite. 
Die Brutto-Anlageinvestitionen sind zwar für alle drei Verkehrsträger gestiegen, jedoch 
konnten die Wasserstraßen hier mit 12,4 % im Vergleich zu 32,4 % bei den Schienenwe-
gen sowie 38,4 % bei den Bundesfernstraßen nur ein verhältnismäßig geringes Wachstum 
verzeichnen. 
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Von der Altersstruktur her weisen die Wasserstraßen gegenüber den Schienenwegen so-
wie den Fernstraßen eine deutlich ungünstigere Zusammensetzung auf. Dies muss als 
problematisch angesehen werden, da durch das hohe Alter die Risiken für die Betriebssi-
cherheit überproportional zunehmen werden. 
Zukünftig wird der Anteil der Ersatzinvestitionen aufgrund der Altersstruktur für alle Infra-
strukturnetze zunehmen. Gemäß dem Bundesverkehrswegeplan sind bei den Bundes-
wasserstraßen 88 %, im Schienennetz 60 % und im Fernstraßennetz 49 % des jeweiligen 
Budgets für Erhaltungsinvestitionen eingeplant.  
 
1.7 Fazit 
Neu- und Ausbaumaßnahmen an der Verkehrsinfrastruktur haben bei allen drei betrachte-
ten Verkehrsträgern in der Vergangenheit zu teils deutlichen Qualitätszuwächsen geführt. 
Die Bruttoanlageinvestitionen in die Wasserstraßen sind im Vergleich zu Bundesfernstra-
ßen und Schienenwegen im Zeitraum 1991 bis 2004 allerdings deutlich unterproportional 
gestiegen und dies von einem erheblich niedrigeren Ausgangsniveau. Entsprechend ist die 
Altersstruktur der Wasserstraßen deutlich ungünstiger als die der Schiene und der Bun-
desfernstraßen. Somit besteht die Gefahr, dass die Qualitätsentwicklung der Infrastruktur 
den modalen Wettbewerb nachteilig für die Binnenschifffahrt beeinflusst. Ist die Betriebssi-
cherheit der Infrastruktur von fehlender Qualitätssicherung betroffen, so hat dies im Fall 
der Binnenschifffahrt aufgrund häufig fehlender Alternativrouten wesentlich stärkere Aus-
wirkungen als z. B. beim Straßentransport. 
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2 Altersstruktur der Fahrzeuge 
2.1 Einleitung 
Die Wettbewerbsfähigkeit der Güterverkehrträger wird neben einer Reihe weiterer Fakto-
ren auch vom Modernitätsgrad der eingesetzten Fahrzeuge bestimmt. Als ein Indikator für 
den Modernitätsgrad kann dabei das jeweilige Alter der Fahrzeuge herangezogen werden. 
Nachfolgend wird entsprechend die Altersstruktur der Fahrzeugflotten im Güterverkehr 
analysiert. 
 
2.2 Lastkraftwagen und Sattelzüge 
Im deutschen Straßenverkehr wurde im Jahr 2004 eine Verkehrsleistung von 380,4 Mrd. 
Tonnenkilometer erzielt, wovon fast 30 % auf ausländische Lastkraftfahrzeuge zurückzu-
führen ist. Um einen Überblick über die Altersstruktur der deutschen Lastkraftwagenflotte 
zu bekommen ist es sinnvoll, die vom Kraftfahrtbundesamt nach Nutzlast aufgeschlüssel-
ten Bestandsdaten in vier Fahrzeuggruppen aufzuteilen (vgl. Tabelle 6-1). Zur ersten 
Gruppe zählen die Kleintransporter (bis 1.499 kg Nutzlast), die mengenmäßig den größten 
Anteil der Lastkraftwagenflotte stellen und ein Durchschnittsalter von 7,6 Jahren aufwei-
sen. Die Gruppe der leichten Lkw (1.500 – 3.499 kg Nutzlast) weist im Vergleich zu den 
Kleintransportern mit 9,3 Jahren ein etwas höheres Durchschnittsalter auf. Das Durch-
schnittsalter der mittelschweren Lkw (3.500 – 7.499 km) befindet sich mit 9,5 Jahren auf 
einem ähnlichen Niveau. Mit einem Durchschnittsalter von 7,1 Jahren ist die Fahrzeugflot-
te der schweren Lkw ( >7.500 kg Nutzlast) im Altersvergleich am jüngsten. Insgesamt ist 
jedoch festzustellen, dass die Werte der einzelnen Fahrzeuggruppen nicht stark variieren.  
 
Tabelle 2-1: Bestand deutscher Lastkraftwagen am 1. Januar 2007 nach Bau-
jahr- und Nutzlastklassen 
Baujahr 
Kleintransporter 






 > 7.500 kg 
Insgesamt 
vor 1970 5.617 2.166 806 112 8.701
1970 - 1974 3.284 1.785 829 209 6.107
1975 - 1979 6.810 4.499 1.524 758 13.591
1980 - 1984 24.727 10.588 4.064 1.709 41.088
1985 - 1989 83.963 29.524 10.354 6.893 130.734
1990 - 1994 277.910 76.807 23.553 32.788 411.058
1995 - 1999 475.939 89.669 23.321 50.593 639.522
2000 - 2006 996.262 178.091 54.981 123.750 1.353.084
Summe 1.874.512 393.129 119.432 216.812 2.603.885
Durchschnittsalter 7,6 Jahre 9,3 Jahre 9,5 Jahre 7,1 Jahre 7,9 Jahre
Quelle:  Kraftfahrt-Bundesamt (2007), S. 34.  
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Bei der Alterstruktur der Sattelzugmaschinen (Tabelle 2-2) fällt auf, dass mit steigender 
Antriebsleistung das Durchschnittsalter deutlich sinkt. Weisen Fahrzeuge mit einer An-
triebsleistung bis zu 150 kW ein gemitteltes Alter von 17,2 Jahren auf, so liegt das Durch-
schnittsalter der Fahrzeuggruppe mit einer Antriebsleistung von mehr als 350 kW bei 3,1 
Jahren. In der Summe aller Sattelzugmaschinen erreichen die Baujahre 2000 und jünger 
einen Anteil von nahezu 80 % an der Gesamtflotte. Entsprechend liegt das Durchschnitts-
alter in der Summe aller Antriebsklassen bei 4,4 Jahren. 
 
Tabelle 2-2: Bestand deutscher Sattelzugmaschinen am 1. Januar 2007 nach 
Baujahr- und kW-Klassen 
Sattelzugmaschinen mit Antriebsleistung in kW Baujahr 
bis 150 151 bis 200 201 bis 250 251 bis 300 301 bis 350 > 350  
Insgesamt
vor 1970 96 14 4 2 0 0 116
1970 - 1974 84 22 29 2 1 0 138
1975 - 1979 136 65 68 9 2 0 280
1980 - 1984 218 100 196 35 7 0 556
1985 - 1989 439 342 530 588 86 20 2.005
1990 - 1994 423 1.381 1.140 3.328 1.042 562 7.876
1995 - 1999 232 1.257 2.404 11.840 11.817 1.613 29.163
2000 - 2006 395 777 3.246 31.702 102.346 21.664 160.130
Summe 2.023 3.958 7.617 47.506 115.301 23.859 200.264
Durchschnittsalter 17,2 Jahre 11,8 Jahre 9,1 Jahre 5,4 Jahre 3,5 Jahre 3,1 Jahre 4,4 Jahre
Quelle:  Kraftfahrt-Bundesamt (2007), S. 45. 
 
2.3 Lokomotiven 
Im Güterverkehr der Deutschen Bahn AG kommen neben Elektroloks sowohl Diesel- als 
auch Kleinlokomotiven zum Einsatz. Es ist jedoch eindeutig feststellbar, dass die beiden 
zuletzt genannten Fahrzeuggruppen an Bedeutung verlieren. Dies lässt sich anhand der 
Altersstruktur des Lokomotivenbestands der Deutschen Bahn AG am 1. Januar 2007 ver-
anschaulichen (vgl. Tabelle 2-3). Während die Elektrolokomotiven ein Durchschnittsalter 
von 20,6 Jahren aufweisen, ergeben sich mit 33,0 Jahren bei den Diesellokomotiven und 
mit 43,3 Jahren bei den Kleinlokomotiven deutlich höhere Werte. Bei den Diesellokomoti-
ven ist seit dem Jahr 1985 keinerlei Neuzugang zu verzeichnen (5 Kleinlokomotiven), wäh-
rend seither mehr als 1.700 neue Elektrolokomotiven neu in Dienst gestellt wurden. 
Differenziert nach Baujahresklassen liegt das Schwergewicht der Diesellokomotiven in den 
60er und 70er Jahren, dasjenige der Kleinlokomotiven in den 50er und 60er Jahren. Bei 
den Elektrolokomotiven erreichen die Bestandszugänge in den 60er und 70er Jahren An-
teilswerte von 13,1 bzw. 17,4 % an der Gesamtflotte. Mit einem Anteil von 27,7 % ist in 
den 80er Jahren der stärkste Zuwachs zu verzeichnen. Der Zuwachs in den 90er Jahren 
entspricht mit 18 % in etwa der Größenordnung der 70er Jahre, während seit dem Jahr 
2000 wiederum ein verstärkter Bestandszuwachs (21,6 %) zu verzeichnen ist. 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 17 
 Essen  
Tabelle 2-3: Fahrzeugbestand der Deutschen Bahn AG am 1. Januar 2007 
Baujahr Diesellokomotiven Elektrolokomotiven Kleinlokomotiven  Insgesamt 
1950 - 1959 0 61 100 161
1960 - 1969 305 382 292 979
1970 - 1974 540 181 44 765
1975 - 1979 527 327 17 871
1980 - 1984 115 259 3 377
1985 - 1989 0 549 0 549
1990 - 1994 0 245 2 247
1995 - 1999 0 280 2 282
2000 - 2006 0 630 1 631
Summe 1.487 2.914 461 4.862
Durchschnittsalter 33,0 Jahre 20,6 Jahre 43,3 Jahre 26,3 Jahre
Quelle:  Müller, Martin (2007). 
 
Der Güterwagenbestand der Deutschen Bahn AG verfügte im Jahr 2005 über eine Lade-
kapazität von insgesamt gut 5,6 Mio. t. Von der Gesamtzahl der Waggons (157.348) ge-
hörten rd. 61,5 % zum Eigentumsbestand der DB AG, 38,1 % entfallen auf eingestellte 
Privatwaggons und 0,4 % auf geleaste Fahrzeuge. Eine Aufschlüsselung des Waggonbe-




Um die Altersstruktur in der deutschen Binnenschifffahrtsflotte darzustellen, bietet es sich 
an, als Abgrenzungskriterien zum einen den Schiffstyp und zum anderen die Tragfähig-
keitsklasse zu benutzen. Im Folgenden werden daher die Motorschiffs- und Leichtertypen 
jeweils nach neun Tragfähigkeits- und zehn Baujahrklassen unterteilt. Bei den Schubboo-
ten werden für die Aufschlüsselung sechs Antriebsklassen verwendet. 
Bei den Gütermotorschiffen variiert das Durchschnittsalter zwischen den Tragfähigkeits-
klassen deutlich. Während die Schiffe mit Tragfähigkeiten unter 1.000 TT ein Durch-
schnittsalter von über 60 Jahren aufweisen, sind die GMS mit Tragfähigkeiten zwischen 
2.501 und 3.000 TT mit 21 Jahren und diejenigen mit Tragfähigkeiten ab 3.000 TT mit 15 
Jahren deutlich jünger. Im Durchschnitt aller Gütermotorschiffe ergibt sich ein Alter von 58 
Jahren (vgl. Tabelle 2-4).  
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vor 1950 48 32 78 39 139 38 7 0 0 381
1950 - 1959 8 12 43 21 139 2 2 0 0 227
1960 - 1969 6 6 41 16 102 26 4 0 0 201
1970 - 1974 2 0 0 1 30 28 16 0 0 77
1975 - 1979 0 0 0 0 1 2 3 6 0 12
1980 - 1984 0 0 0 0 1 4 10 13 1 29
1985 - 1989 0 0 0 0 4 0 5 12 2 23
1990 - 1994 0 0 0 0 1 0 0 0 0 1
1995 - 1999 0 0 0 0 0 0 1 1 0 2
2000 - 2006 0 0 0 0 0 1 2 3 2 8
Summe 64 50 162 77 417 101 50 35 5 961
Durchschnittsalter 
(in Jahren) 79 72 65 65 56 54 37 21 15 58
 
Auch bei den Tankmotorschiffen nimmt das Durchschnittsalter mit zunehmender Tragfä-
higkeit signifikant ab. Das Alter der GMS liegt hier mit 16 Jahren (2.501 – 3.000 TT) noch 
unter demjenigen der vergleichbaren Gütermotorschiffe. Im Bestandsdurchschnitt ergibt 
sich bei den Tankmotorschiffen ein Alter von 34 Jahren (vgl. Tabelle 2-5).  
 


























vor 1950 0 1 3 1 0 1 0 0 0 6
1950 - 1959 1 1 5 1 49 4 4 1 0 66
1960 - 1969 4 2 4 0 35 9 2 1 0 57
1970 - 1974 1 1 0 5 59 34 19 2 2 123
1975 - 1979 0 0 0 1 1 0 3 0 1 6
1980 - 1984 0 0 0 0 3 0 6 3 1 13
1985 - 1989 0 0 0 0 5 3 3 6 0 17
1990 - 1994 0 0 0 0 1 1 6 1 0 9
1995 - 1999 0 1 0 0 6 0 0 2 0 9
2000 - 2006 0 0 0 0 9 3 6 8 3 29
Summe 6 6 12 8 168 55 49 24 7 335
Durchschnittsalter 
(in Jahren) 42 42 57 39 37 35 27 16 19 34
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Bei den Güterschubleichtern ergibt sich ein recht ausgeglichenes Bild in Beug auf das 
durchschnittliche Alter. So schwankt das Durchschnittsalter hier mit Ausnahme der Leich-
ter < 400 TT in einer geringen Bandbreite um den Wert von 26 Jahren. Über die Hälfte der 
Güterschubleichter gehören der Tragfähigkeitsklasse 401 bis 650 Tonnen an (vgl. Tabelle 
2-6). 
 


























vor 1950 17 1 1 0 1 1 0 0 0 21
1950 - 1959 9 2 0 0 0 3 0 0 0 14
1960 - 1969 36 68 1 2 4 16 9 0 0 136
1970 - 1974 9 12 4 4 4 3 4 6 0 46
1975 - 1979 6 50 3 12 12 8 21 11 0 123
1980 - 1984 8 148 5 25 16 10 19 11 0 242
1985 - 1989 11 202 1 52 15 9 7 9 1 307
1990 - 1994 1 50 1 10 1 0 0 14 1 78
1995 - 1999 0 3 0 0 0 1 0 4 0 8
2000 - 2006 0 0 0 0 0 0 1 0 0 1
Summe 97 536 16 105 53 51 61 55 2 976
Durchschnittsalter 
(in Jahren) 44 24 30 22 27 32 28 22 18 26
 
In Tabelle 2-7 ist der Bestand der Tankschubleichter aufgeschlüsselt. Mit insgesamt nur 68 
Schiffen dieser Art, ist der Anteil an der gesamten Binnenschifffahrtsflotte gering. Das 
durchschnittliche Alter aller Tankschubleichter beträgt rund 29 Jahre.  
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vor 1950 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
1950 - 1959 0 0 0 1 0 0 0 0 0 1
1960 - 1969 0 0 0 1 1 0 1 0 0 3
1970 - 1974 0 2 0 0 1 3 4 1 0 11
1975 - 1979 0 1 0 0 0 1 3 1 0 6
1980 - 1984 0 1 1 2 0 0 0 0 0 4
1985 - 1989 0 5 0 0 0 0 0 0 0 5
1990 - 1994 0 0 0 4 0 0 0 0 0 4
1995 - 1999 0 9 1 8 2 4 8 2 0 34
2000 - 2006 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe 0 18 2 16 4 8 16 4 0 68
Durchschnittsalter 
(in Jahren) k.A. 24 22 25 39 32 33 32 k.A. 29
 
Bei den Schubbooten nimmt das Durchschnittsalter mit zunehmender Motorleistung ten-
denziell ab. Einzige Ausnahme sind die Schubboote der Antriebsklasse 1.001 bis 1.500 
kW mit dem niedrigsten Durchschnittsalter von 22 Jahren. Während bei der Antriebsklasse 
unter 100 kW das Alter bei 56 Jahren liegt, beträgt der Vergleichswert in der Klasse mit 
mehr als 2.500 kW rd. 30 Jahre. 
 

















vor 1950 3 5 5 0 0 0 13 
1950 - 1959 3 5 5 0 0 0 13 
1960 - 1969 3 23 53 0 3 0 82 
1970 - 1974 0 9 18 2 2 3 34 
1975 - 1979 1 5 4 0 2 2 14 
1980 - 1984 0 15 21 3 0 2 41 
1985 - 1989 2 16 20 4 0 0 42 
1990 - 1994 0 3 2 0 0 0 5 
1995 - 1999 0 1 0 2 0 0 3 
2000 - 2006 0 0 2 0 0 0 2 
Summe 12 82 130 11 7 7 249 
Durchschnittsalter 
(in Jahren) 56 36 38 22 35 30 38 
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Die folgende Tabelle fasst den Bestand der Binnenschiffe nach Schiffstypen und Baujah-
resklassen zusammen. Vom Gesamtbestand entfallen gut 47 % auf Baujahre vor dem 
Jahr 1970. Ein weiterer Schwerpunkt liegt in den 80er Jahren (knapp 28 % des Gesamt-
bestandes). Nur gut 1,5 % der Fahrzeuge wurden seit dem Jahr 2000 neu in Dienst ge-
stellt. In der Summe ergibt sich für die Binnenschiffsflotte ein durchschnittliches Alter von 
40 Jahren. 
 










vor 1950 381 6 21 0 13 421
1950 - 1959 227 66 14 1 13 321
1960 - 1969 201 57 136 3 82 479
1970 - 1974 77 123 46 11 34 291
1975 - 1979 12 6 123 6 14 161
1980 - 1984 29 13 242 4 41 329
1985 - 1989 23 17 307 5 42 394
1990 - 1994 1 9 78 4 5 97
1995 - 1999 2 9 8 34 3 56
2000 - 2006 8 29 1 0 2 40
Summe 961 335 976 68 249 2.589
Durchschnittsalter 58 Jahre 34 Jahre 26 Jahre 29 Jahre 38 Jahre 40 Jahre 
 
Abbildung 2-1: Altersstruktur der deutschen Binnenschiffsflotte 2006 
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2.5 Zusammenfassung 
Die Analyse der Altersstruktur im Bereich der Fahrzeugflotten liefert ein eindeutiges Bild. 
Mit einem Durchschnittsalter von 7,7 Jahren sind die Sattelzüge und Lastkraftwagen die 
mit Abstand jüngsten Fahrzeuge (vgl. Tabelle 2-10).  
Ein mehr als dreimal so hohes Durchschnittsalter ergibt sich mit 26,3 Jahren bei den Lo-
komotiven im Bestand der Deutschen Bahn AG. In der Zukunft wird dieser Wert allerdings 
leicht sinken, da die Bahn in jüngster Zeit umfangreiche Investitionen (z. B. Kauf von 400 
E-Loks der Baureihe 185, wovon über 100 Fahrzeuge noch nicht ausgeliefert worden sind) 
in ihre Lokomotivflotte getätigt hat. 
Die mit Abstand älteste Fahrzeugflotte findet sich in der Binnenschifffahrt. Das mittlere 
Alter der Schiffe beträgt 40 Jahre. Sicherlich sind Binnenschiffe langlebige Wirtschaftsgü-
ter, jedoch zeigt ein Vergleich mit den Niederlanden und Belgien deutliche Defizite. So 
können diese Länder auf eine modernere Binnenschiffsflotte zurückgreifen.  
 
Tabelle 2-10: Bestand der deutschen Fahrzeugflotten im Vergleich 
Baujahr 
Sattelzüge und  
Lastkraftwagen 
Lokomotiven Binnenschiffe 
vor 1970 9.001 1.140 1.221
1970 - 1974 6.245 765 291
1975 - 1979 13.871 871 161
1980 - 1984 41.644 377 329
1985 - 1989 132.739 549 394
1990 - 1994 418.934 247 97
1995 - 1999 668.685 282 56
2000 - 2006 1.513.214 631 40
Summe 2.804.333 4.862 2.589
Durchschnittsalter 7,7 Jahre 26,3 Jahre 40,1 Jahre
 
Bei der intermodalen Gegenüberstellung der Anteilswerte am jeweiligen Gesamtbestand 
fallen zwei gegensätzliche Werte auf. Während sich mehr als 50 % der Sattelzug- und 
Lastkraftwagenflotte in der Baujahrklasse 2000 bis 2006 befinden, sind mehr als 47 % der 
Binnenschiffsflotte bereits vor 1970 zum Einsatz gekommen (vgl. Tabelle 2-11 sowie 
Abbildung 2-2). Die Bedeutung der hohen Altersstruktur der deutschen Binnenschifffahrts-
flotte wird in Teil B Kapitel 6 „Flottenentwicklung und –prognose“ genauer untersucht. 
 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 23 
 Essen  
Tabelle 2-11: Bestandsanteile der deutschen Fahrzeugflotten im Vergleich 
Baujahr 
Sattelzug- und  
Lastkraftwagenflotte 
Lokomotiven- und  
Kleinlokflotte 
Binnenschifffahrtsflotte 
vor 1970 0,32 % 23,45 % 47,16%
1970 - 1974 0,22 % 15,73 % 11,24%
1975 - 1979 0,49 % 17,91 % 6,22%
1980 - 1984 1,48 % 7,75 % 12,71%
1985 - 1989 4,73 % 11,29 % 15,22%
1990 – 1994 14,94 % 5,08 % 3,75%
1995 – 1999 23,84 % 5,80 % 2,16%
2000 – 2006 53,96 % 12,98 % 1,54%
Summe 100,00 % 100,00 % 100,00%
Durchschnittsalter 7,9 Jahre 26,3 Jahre 40,1 Jahre
 




Mit einem Durchschnittsalter von knapp 8 Jahren weist der aktuelle Bestand deutscher 
Lastkraftwagen im Vergleich zu Lokomotiven (gut 26 Jahre) und Binnenschiffen (rd. 40 
Jahre) deutlich jüngere Baujahre auf. Die Umsetzung technischer Innovationen bei Neu-
fahrzeugen – etwa zur Verminderung des Energieverbrauchs und der Schadstoffemissio-
nen – wirkt sich entsprechend in der Bestandsflotte erheblich schneller aus, als bei den 
vergleichsweise langlebigen Lokomotiven und Binnenschiffen. Zur Beschleunigung ent-
Seite 24 A Verkehrsträgervergleich Schlussbericht 
 November 2007  
sprechender Umsetzungsprozesse im Eisenbahn- und Binnenschiffsgüterverkehr sollte 
daher der Modernisierung der Bestandsflotten besondere Priorität eingeräumt werden. Mit 
der im April 2007 in Kraft gesetzten „Richtlinie über Zuwendungen für die Beschaffung von 
emissionsärmeren Dieselmotoren für den Antrieb von Binnenschiffen“ ist hierzu für die 
Binnenschifffahrt ein erster wichtiger Schritt erfolgt. 
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3 Auslastung der Verkehrswegenetze, Kapazitätsreser-
ven 
3.1 Einleitung 
Der Personen- und Güterverkehr ist in Deutschland in den vergangenen dreißig Jahren 
deutlich angestiegen. Insbesondere der Kraftfahrzeugverkehr auf den Bundesfernstraßen 
weist hierbei überdurchschnittliche Steigerungsraten auf. Nach vorliegenden Prognosen 
des BVWP 2003 ist auch für die kommenden Jahre ein signifikantes weiteres Verkehrs-
wachstum zu erwarten. Vor diesem Hintergrund stellt sich verstärkt die Frage, ob und in 
welchem Umfang die Verkehrswegenetze in der Lage sind, zusätzliche Aufkommen zu 
verkraften. In den folgenden Kapiteln wird dieser Fragestellung insbesondere mit Blick auf 




Der Kraftfahrzeugverkehr auf deutschen Bundesstraßen und Autobahnen hat in den ver-
gangenen dreißig Jahren deutlich zugenommen. So stieg die Jahresfahrleistung im Zeit-
raum 1975 bis 2004 auf den Bundesstraßen von 56,7 Mrd. km auf 109,6 Mrd. km, d. h. um 
insgesamt gut 93 %. Das stärkste Wachstum ist hierbei in den 70er und 80er Jahren fest-
zustellen. Seit dem Jahr 1993 (der „Sprung“ gegenüber dem Jahr 1992 ergibt sich aus der 
Wiedervereinigung) ist mit einem jahresdurchschnittlichen Zuwachs von 0,6 % nunmehr 
ein moderater Anstieg festzustellen. 
Auf den Autobahnen stieg die jährliche Fahrleistung von 55,4 Mrd. km auf 218,9 Mrd. km, 
d. h. um insgesamt 295 %. Auch hier weisen die 70er und 80er Jahre überdurchschnittli-
che Steigerungsraten auf. Seit 1993 steigt die Fahrleistung um durchschnittlich 2,2 % pro 
Jahr. 
Parallel zum Anstieg der Fahrleistungen hat im Beobachtungszeitraum auch die Netzlänge 
der Bundesfernstraßen zugenommen. Gleichwohl ist auch bei der durchschnittlichen tägli-
chen Verkehrsstärke (DTV) in Kfz je 24 Stunden im Zeitraum von 1975 bis 2004 mit insge-
samt knapp 53 % auf Bundesstraßen bzw. gut 92 % auf Autobahnen ein erheblicher An-
stieg zu verzeichnen. Analog zu den Fahrleistungen ist auch beim DTV in den 70er und 
80er Jahren ein stärkerer jährlicher Zuwachs festzustellen (Bundesstraßen 2,5 %, Auto-
bahnen 3,2 %), als im Zeitraum von 1993 bis 2004 (Bundesstraßen 0,6 %, Autobahnen 
1,3 %). 
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Abbildung 3-1: Entwicklung der Jahresfahrleistungen auf den Bundesfernstra-
ßen 
 
Quelle Planco Consulting GmbH auf Basis von DIW - Verkehr in Zahlen verschiedene Jahrgänge. 
 
Abbildung 3-2: Entwicklung der durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärken 
auf den Bundesfernstraßen 
 
Quelle Planco Consulting GmbH auf Basis von DIW - Verkehr in Zahlen verschiedene Jahrgänge. 
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Die Fahrleistungen der für den intermodalen Vergleich insbesondere relevanten Last- und 
Sattelzüge werden überwiegend auf Autobahnen erbracht. Von besonderem Interesse ist 
daher, ob und in welchem Ausmaß die Verkehrsbelastung einzelner Streckenabschnitte 
des Autobahnnetzes zu einer Störung des Verkehrsflusses im Straßengüterverkehr führen. 
Entsprechende Simulationsrechnungen lassen sich auf Basis der Ergebnisse der Straßen-
verkehrszählung 2005 anhand der bei PLANCO installierten Berechnungsroutinen des 
BVWP 2003 durchführen. Im ersten Schritt werden hierzu die aus der Verkehrszählung 
vorliegenden mittleren DTV-Werte und Güterverkehrsanteile anhand regional- und stre-
ckenspezifischer Ganglinien und repräsentativer Tagespegeltypen nach den Verkehrs-
stunden im Jahresverlauf differenziert. Die Berechnung der Kfz-Kilometer und Kfz-Stunden 
(jeweils getrennt für Pkw und Lkw) erfolgt hierauf aufbauend streckenspezifisch durch Ver-
knüpfung der für jede Stunde des Jahres berechneten Verkehrsstärken im Pkw- und Lkw-
Verkehr mit der Streckenlänge bzw. der für die einzelnen Stunden maßgeblichen Fahrge-
schwindigkeiten. 
Die Fahrgeschwindigkeiten werden dabei wiederum für jede Stunde des Jahres unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen Verkehrsstärke anhand streckentypspezifischer Geschwin-
digkeitsfunktionen (sog. Q-v-Funktionen) ermittelt. Die Ergebnisse der durchgeführten Si-
mulationsrechnungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
Im Ergebnis der Simulationsrechnungen wurden im Jahr 2005 auf bundesdeutschen Auto-
bahnen in der Summe rd. 37,6 Mrd. Lkw-km erbracht. Bei einem Zeitaufwand von insge-
samt gut 520,8 Mio. Std. entspricht dies einer Durchschnittsgeschwindigkeit von rd. 72 km 
pro Stunde. Von der gesamten Fahrzeit (Summe der Lkw-Stunden) entfallen knapp 70 % 
auf Geschwindigkeiten von mehr als 70 km/h, 17,6 % hingegen auf Geschwindigkeiten 
unter 50 km/h. Berechnet auf Basis der Fahrleistung belaufen sich die entsprechenden 
Anteile auf gut 80 % (> 70 km/h) bzw. knapp 10 % (< 50 km/h). 
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Abbildung 3-3: Fahrleistung und Fahrzeit der Lkw auf Bundesautobahnen im 
Jahr 2005 nach Geschwindigkeitsklassen 
 
 
Zur Bestimmung des Energieverbrauchs und der Abgasemissionsfaktoren der Last- und 
Sattelzüge wird in den gängigen Verfahren nach sog. „Verkehrssituationen“ differenziert, 
mit denen typische Verkehrsabläufe und –umgebungen abgebildet werden können.2 Die 
Verkehrssituationen werden hierbei differenziert nach Straßentypen in Abhängigkeit vom 
Verhältnis der jeweiligen stündlichen Verkehrsstärke zu der Verkehrsstärke definiert, bei 
der gemäß den zugrundeliegenden Geschwindigkeitsfunktionen belastungsbedingt „Stau-
geschwindigkeit“ (Verkehrssituation „Stop and Go“) eintritt: 
• frei, bzw. ohne Störung (QF):   QF ≤ 0,65 x QStau 
• teilgebunden, bzw. mittlere Störung (QTG): QTG > 0,65 x QStau und < 0,85 x QStau 
• gebunden, bzw. starke Störung (QG):  QG > 0,85 x QStau und < 1,00 x QStau 
• Stop and Go (QS):    QS = QStau 
 
                                                
 
2 Vgl. INFRAS Bern, Handbuch der Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs, Version 2.1, Bern, Februar 
2004. 
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Von der gesamten Fahrzeit der Lkw auf bundesdeutschen Autobahnen entfällt im Jahr 
2005 mehr als ein Viertel (26,1 %) auf Verkehrssituationen mit Störungen (16,4 % bezo-
gen auf die Fahrleistung), davon 7,8 % auf Situationen mit starker Störung bzw. Stop and 
Go (3,4 % der Fahrleistung). 
 
Abbildung 3-4: Fahrleistung und Fahrzeit der Lkw auf Bundesautobahnen im 
Jahr 2005 nach Verkehrssituationen 
 
 
Die Zusammensetzung der Verkehrssituationen ist hierbei auf den einzelnen Streckenab-
schnitten des deutschen Autobahnnetzes deutlich unterschiedlich. Während auf 55 % der 
Netzlänge keine Verkehrsstörungen festzustellen sind, erreicht der Anteil der „Störstun-
den“ (Fahrzeiten mit mittlerer bzw. starker Störung und Stop and Go) auf knapp 35 % der 
Autobahnkilometer bis zu 50 % und auf weiteren gut 10 % der Streckenkilometer mehr als 
50 % der gesamten Fahrzeit. 
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Abbildung 3-5: Anteile der Streckenlängen der Bundesautobahnen im Jahr 2005 
nach dem Anteil der „Störstunden“ an der Fahrzeit der Lkw 
 
 
Gemessen am Anteil nicht störungsfreier Lkw-km bestehen im Jahr 2005 auf insgesamt 
351 Streckenabschnitten des deutschen Autobahnnetzes mit einer Länge von insgesamt 
1.050 km erhebliche Engpässe (Anteil Störkilometer > 50 %). Neben zweispurigen Auto-
bahnabschnitten (749 km) sind von den Störungen auch dreispurige Abschnitte (267 km) 
und auf einer Länge von 34 km gar vierspurige Teilstrecken betroffen. Auf weiteren rd. 950 
Autobahnkilometern liegt der entsprechende Anteil zwischen 25 und 50 %. 
Von den Störungen sind neben den Autobahnen in den Ballungsräumen Hamburg, Berlin, 
Rhein-Ruhr, Frankfurt und München insbesondere die A1 zwischen Hamburg und Bremen 
und im weiteren Verlauf auf weiten Teilstrecken bis Köln, die A5 südlich Gießen, die A3 
zwischen Frankfurt und Nürnberg, die A6 zwischen Heidelberg und Nürnberg sowie die A8 
zwischen Karlsruhe und München betroffen (vgl. die violett und rot gekennzeichneten Ab-
schnitte in der folgenden Abbildung). 
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Abbildung 3-6: Intensität der Verkehrsstörungen für Lkw auf deutschen Auto-
bahnen im Jahr 2005 
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Um die zukünftige Entwicklung der Intensität von Verkehrsstörungen für Lkw auf den Bun-
desautobahnen analog zum Analysejahr 2005 abschätzen zu können, müssten die DTV-
Werte und Güterverkehrsanteile auf den Streckenabschnitten des Autobahnnetzes flä-
chendeckend für den Netzzustand „PlanMax“3 des BVWP 2003 zur Verfügung stehen. Da 
dies nicht der Fall ist, lässt sich eine entsprechend der Ist-Analyse differenzierte Prognose-
rechnung nicht durchführen. Aus einem Vergleich der prognostizierten Entwicklung des 
Straßenverkehrs mit der Vergangenheitsentwicklung lässt sich indes eine generelle Ein-
schätzung ableiten: 
Gemäß den Prognosen des BVWP 2003 (Integrationsszenario) wird die Fahrleistung der 
Pkw im Zeitraum 1997 bis 2015 um 13,4 % und diejenige der Lkw im Güterfernverkehr um 
55,2 % zunehmen. Bei einem Güterverkehrsanteil von durchschnittlich 21,5 % lässt sich 
aus diesem generellen Trend ein Anstieg des durchschnittlichen DTV auf Autobahnen von 
45.400 auf mindestens 55.600 Kfz ableiten.4 Gegenüber dem Stand des Jahres 2004 ent-
spricht dies einer weiteren Zunahme um rd. 13 %, verglichen mit einem Zuwachs von 
knapp 16 % im Zeitraum 1993 bis 2004. Der Anstieg der Fahrleistungen auf den deut-
schen Autobahnen wird sich hiernach im kommenden Jahrzehnt in etwa im gleichen Aus-
maß fortsetzen, wie im vergangenen Zehnjahreszeitraum. Vor diesem Hintergrund ist eine 
generelle Verbesserung der Verkehrssituation auf den deutschen Autobahnen nicht zu 
erwarten.  
Im Gegenteil, auch unter Berücksichtigung der Aus- und Neubaumaßnahmen des BVWP 
2003 muss in weiten Bereichen des Netzes mit einer weiteren Verschlechterung der Ver-
kehrssituation gerechnet werden. 
Für die Autobahnanbindung Hamburgs bestätigt dies eine aktuelle Studie der Wirtschafts-
universität Wien:5  
Der direkt zum Hafen verlaufende Autobahnabschnitt der A255 zwischen Hamburg-
Veddel und Hamburg-Stillhorn, der für 2003 eine zufriedenstellende Auslastung auf-
wies, wird voraussichtlich im Jahr 2010 beinahe und im Jahr 2015 endgültig seine Ka-
pazitätsgrenze erreichen. Die Harburger Umgehung, die als Ausweichstrecke benützt 
werden könnte, wird selbst einer hohen Verkehrsbelastung ausgesetzt sein.  
Auch bei der Zählstelle Berkhof, etwa 115 Kilometer von Hamburg-Veddel entfernt, 
wird die Belastung äußerst hoch sein. Dieser Autobahnabschnitt liegt innerhalb der Au-
tobahndreiecke Walsrode und Hannover Nord und bildet aufgrund seiner Bündelungs-
funktion ein stark frequentiertes Nadelöhr.  
                                                
 
3 Prognosenetz des BVWP 2003 mit allen derzeit unter Verkehr stehenden Netzelementen, ergänzt um 
Straßenbauprojekte die in Bau sind bzw. für die der Status „indisponibel“ gilt, zuzüglich aller Straßenbau-
projekte des „Vordringlichen Bedarfs“ des BVWP 2003. 
4 In der Vergangenheit lag der Anstieg der Pkw-Fahrleistungen auf Autobahnen regelmäßig signifikant über 
demjenigen auf Bundes-, Landes- und Kreisstraßen; insofern ist eine Schätzung auf Basis der durch-
schnittlichen Zuwachsrate eher konservativ. 
5 Frass, Johannes, Kapazitätsanalyse von Hinterlandverbindungen ausgewählter europäischer Seehäfen, 
Schriftenreihe Nr. 4 (2006) des Instituts für Transportwirtschaft und Logistik der Wirtschaftsuniversität 
Wien; die Aus- und Neubaumaßnahmen des BVWP 2003 werden in dieser Studie berücksichtigt. 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 33 
 Essen  
Richtung Berlin sieht die Situation etwas besser aus. Etwa 45 Kilometer von Hamburg-
Veddel entfernt erreicht der Auslastungsgrad allerdings immer noch Werte von bis zu 
94 % und charakterisiert damit einen instabilen Verkehrsfluss. 
Die innerstädtische Verbindung zwischen Hamburg-Südost und Hamburg-Ost wird bis 
2015 voraussichtlich durchgehend sechsspurig ausgebaut. Für das sich auf dieser 
Strecke befindliche zweispurige „Nadelöhr“ zwischen Hamburg-Südost und Hamburg 
bedeutet der Ausbau aufgrund der erwarteten Verkehrsaufkommenssteigerung aller-
dings lediglich ein Absinken des Auslastungsgrades vom Höchstwert von 134 % im 
Jahr 2003 auf 107 % im Jahr 2015. 
 
3.3 Eisenbahnstrecken 
Angaben zur Leistungsfähigkeit und Kapazitätsauslastung des Schienennetzes werden 
von der DB AG nicht veröffentlicht. Entsprechend sind umfassende quantitative Aussagen 
zur gegenwärtigen Verkehrssituation im Eisenbahngüterverkehr analog zum Straßengü-
terverkehr nicht möglich. 
Aktuelle Infrastrukturmängel und Kapazitätsprobleme im Schienennetz der Deutschen 
Bahn sind allerdings derzeit wiederholt Gegenstand von Pressemeldungen. So heißt es im 
Tagesspiegel Online vom 02.01.2007: 
Experten warnen bereits vor Engpässen. „Wenn die Kapazität der Hinterlandverbin-
dungen der Seehäfen nicht erhöht wird, können die Güter schon in absehbarer Zeit 
nicht mehr abtransportiert werden“, sagt der Geschäftsführer des Deutschen Ver-
kehrsforums, Thomas Hailer. „Dann würde zwangsläufig mehr Verkehr über die 
Straße abgewickelt werden.“ Das Verkehrsforum fordert daher mehr Investitionen in 
Schienen- und Straßeninfrastruktur. Die Bahntochter DB Netz bestätigt, dass die 
Steigerungsraten im Frachtverkehr Probleme machen. „Wir sind vielerorts bis an die 
Kapazitätsgrenze belegt.“  
Das Hamburger Abendblatt berichtet in seiner Ausgabe vom 20.04.2007: 
Schon jetzt kommt es auf der Bahn-Hauptstrecke Hamburg-Hannover oft zu Behin-
derungen: Güterzüge, Nahverkehrszüge und die schnellen ICEs müssen sich die 
Strecke teilen. Ein Problem, das sich nach allen Prognosen noch deutlich verschär-
fen könnte, wenn die Umschlagszahlen in den Seehäfen Bremerhaven und Hamburg 
weiter zulegen. Allein in Hamburg soll sich beispielsweise der Containerumschlag 
von derzeit rund acht Millionen Standard-Containern pro Jahr auf 18,1 Millionen Bo-
xen im Jahr 2015 erhöhen. Statt täglich 190 Güterzüge wie heute würden dann fast 
500 Züge den Hafen anfahren oder verlassen. Auch vom neuen Tiefwasserhafen an 
der Jade wird zusätzlicher Verkehr erwartet. Bei einer permanenten Überlastung der 
Bahn fürchten Verkehrsexperten dann eine Verlagerung auf die Straße - noch mehr 
Container-Lkw auf den Autobahnen und Nebenstrecken wären die Folge. 
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Im DVZ-Brief Nr. 20, vom 19.05.2007 heißt es unter der Überschrift „Kapazität beschäftigt 
Netzbeirat“: 
Beim Netzbeirat6 ist man verwundert, dass DB Netz den zuständigen Behörden nicht 
die Überlastung von Streckenabschnitten gemeldet hat. Dabei ist den Mitgliedern 
des Netzbeirats ziemlich klar, wo die neuralgischen Punkte liegen – unter anderem 
zwischen Hamburg und Hannover, zwischen Karlsruhe und Basel sowie zwischen 
Emmerich und Duisburg. Zudem sind viele Knoten überlastet. Die Überlastungser-
klärung hat jedoch für den Infrastrukturbetreiber unangenehme gesetzliche und fi-
nanzielle Konsequenzen – so muss er unter anderem einen Plan vorlegen, wie er 
den Engpass zu beseitigen gedenkt. 
Im Ergebnis einer aktuellen Unternehmensbefragung des Verbandes Deutscher Verkehrs-
unternehmen7 werden insgesamt 197 Mängel an Streckenabschnitten und Knoten des 
Netzes der DB AG benannt, zu deren Behebung aus Sicht der Nutzer Investitionsbedarf 
besteht. Allein im Fern- und Ballungsnetz (FuB) sind danach 53 Abschnitte durch man-
gelnde Streckenleistungsfähigkeit bzw. Streckenüberlastung gekennzeichnet.  
Neben diesen Streckenabschnitten werden Kapazitätsprobleme bzw. Überlastungen in 
den folgenden Knoten gesehen: Bremen, Hamburg, Hannover, Hamm, Köln, Frankfurt 
(Main), Leipzig, Nürnberg/Fürth und München. Speziell bezogen auf Güterbahnhöfe wer-
den schließlich die „Problemfälle“ Hamburg-Harburg (Zugbildung – fehlende Länge der 
Ausziehgleise), Duisburg-Wedau, Südberg (Kapazitätserweiterung zum Umspannen der 
Güterzüge), Ehrang (fehlende Puffergleise im Verkehr mit Frankreich, Interoperabilität Rai-
lion – SNCF Fret) und Köln-Eifeltor (Probleme bei der Bildung langer Güterzüge, man-
gelnde Anbindung) benannt. 
 
                                                
 
6 Der Netzbeirat wurde im Januar 2006 bei der DB Netz AG eingerichtet. Nach dem Allgemeinen Eisen-
bahngesetz hat der Netzbeirat u. a. die Aufgabe, Empfehlungen zur Entwicklung, zum Ausbau und zum 
Erhalt der Schienenwege zu formulieren. 
7 Investitionsbedarf für das Bundesschienenwegenetz aus Sicht der Nutzer, Ergebnisse einer Unterneh-
mensbefragung des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) unter Mitarbeit der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Aufgabenträger im SPNV (BAG-SPNV), Köln, November 2006. 
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Tabelle 3-1: Mangelnde Streckenleistungsfähigkeit bzw. Streckenüberlastung 
auf Abschnitten des Fern- und Ballungsnetzes aus Sicht der Nut-
zer 
Lfd. Nr. Von Nach Lfd. Nr. Von Nach 
1 Pinneberg Elmshorn 28 Köln Siegen 
2 Hamburg Ahrensburg 29 Köln Hürt-Kalscheuren 
3 Maschen Lüneburg 30 Mainz Hbf Frankfurt am Main 
4 Nienburg Minden 31 Aachen Hbf Düren 
5 Rotenburg Verden 32 Herzogenrath Rheydt 
6 Niebüll Westerland 33 Herzogenrath Aachen 
7 Lübeck Hbf Lübeck-Travemünde 34 Mönchengladbach Dalheim (Roermond 
8 Berlin Osb Frankfurt (Oder) 35 Rheydt-Odenkirchen Rheydt Hbf 
9 Dessau Meinsdorf 36 Viersen Venlo 
10 Abzw. Wildpark-Süd Ferch-Lienewitz 37 Frankfurt am Main Fulda 
11 Leipzig Torgau 38 Gießen Friedberg 
12 Lu-Wittenberg Falkenberg 39 Wiesbaden Ost Abzw. Kostheim 
13 Falkenberg Hoyersweda 40 Frankfurter Kreuz Frankfurt Stadion 
14 Hoyersweda Horka 41 Ludwigsh.-Oggersh. Ludwigshafen-BASF 
15 Berlin Dresden 42 Mannheim Hbf Heidelberg Hbf 
16 Treibnitz Dessau 43 Saarbrücken Illingen 
17 Uelzen Stendal 44 Karlsruhe Hbf Rastatt 
18 Braunschweig Helmstedt 45 Friedrichshafen Lindau-Aeschach 
19 Minden Wunstorf 46 Ulm Friedrichshafen 
20 Löhne Veltheim (-Hameln) 47 Tübingen Plochingen 
21 Wilhelmshaven Oldenburg 48 Backnang Schwäbisch-Hall 
22 Dörpen Aschendorp 49 Oberkotzau Hof 
23 Dortmund Kamen - Hamm 50 Nürnberg Passau Grenze 
24 Essen Hbf Bochum Hbf 51 München-Ost Mühldorf 
25 Gelsenkirchen Wanne-Eickel 52 Neu-Ulm Kempten Hbf 
26 Wesel Oberhausen 53 Pasing Buchenau 
27 Wanne-Eickel Recklinghausen Hbf    
Quelle: Unternehmensbefragung des VDV, vgl. Fußnote 7. 
 
Ein wichtiger Indikator für den Zustand des Schienennetzes sind die sogenannten Mängel-
stellen, die Züge nur mit einer verminderten Geschwindigkeit passieren können. Zu unter-
scheiden sind hierbei Langsamfahrstellen (La-Stellen), auf denen die grundsätzlich zuläs-
sige Streckengeschwindigkeit aus Sicherheitsgründen nicht mehr zulässig ist, sowie Män-
gelstellen im Netz, die im Verzeichnis der örtlich zulässigen Geschwindigkeiten (VzG) ein-
getragen sind. Diese sog. VzG-Mängel entstehen, wenn Langsamfahrstellen nicht inner-
halb der folgenden Fahrplanperiode beseitigt sind. 
In einem Entwurf zum Jahresbericht Instandhaltung für das Jahr 2002 hat die DB AG die 
Anzahl der Mängelstellen (Summe aus La-Stellen und VzG-Mängel) für das Jahr 2000 mit 
insgesamt 2.379, für das Jahr 2001 mit 2.672 und für das Jahr 2003 mit 2.395 angegeben. 
Aktuelle Angaben liegen nicht vor. In einem Berichtsentwurf des Bundesrechnungshofes 
über die Instandhaltung der Bundesschienenwege8 heißt es zu dieser Problematik: 
                                                
 
8 Bundesrechnungshof, Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages (Entwurf) nach § 
88 Abs. 2 BHO über die Instandhaltung der Bundesschienenwege, Bonn, 2007. 
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„Der Bundesrechnungshof stellt fest, dass die DB Netz AG im Jahr 2003 zwar Anga-
ben zu zahlreichen Mängelstellen im Netz machte, den Bund aber nicht in die Lage 
versetzte, sich einen zuverlässigen Eindruck vom Gesamtzustand des Schienennet-
zes zu verschaffen. Das die DB Netz AG in ihrem Instandhaltungsbericht vom März 
2006 gar keine Angaben zu den Mängelstellen machte, hält der Bundesrechnungs-
hof für nicht hinnehmbar. Er bemängelt, dass es dem BMVBS bisher nicht gelang, 
die DB Netz AG zur Vorlage aussagefähiger Angaben zu bewegen. Die bisher noch 
nicht entkräfteten Hinweise auf zahlreiche Langsamfahrstellen und VzG-Mängel im 
Netz wertet er als weiteres Indiz dafür, dass die DB Netz AG ihren Instandhaltungs-
verpflichtungen nicht angemessen nachkommt.“ 
 
Bei den „Hinweisen auf Langsamfahrstellen und VzG-Mängel“ bezieht sich der BRH auf 
entsprechende Erhebungen des Netzwerks Privatbahnen, einem Zusammenschluss von 
privaten deutschen Gütereisenbahnen sowie Eisenbahnunternehmen aus Nachbarstaaten, 
die in Deutschland tätig sind.  
 
Tabelle 3-2: Mängelstellen im Schienennetz der DB Netz AG nach Erhebun-
gen des Netzwerks Privatbahnen 
Erhebungsbereich Erhebungszeitraum Anzahl Mängelstel-
len 
Länge Mängelstellen
Ost 31. KW 2006 136 93 km 
Südost 26. KW 2006 253 132 km 
Mitte 30. KW 2005 219 159 km 
Süd 30. KW 2005 352 287 km 
Ost: Bereich der Niederlassung Ost der DB Netz AG, im Wesentlichen Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern 
Südost: Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt 
Mitte: Rheinland-Pfalz und Hessen 
Süd: Baden-Württemberg und Bayern 
 
Im Ergebnis seiner Erhebungen kommt das Netzwerk zu der folgenden Schlussfolgerung9:  
„Anzahl, Länge und ‚Alter’ von Streckenabschnitten, die mit einer Geschwindigkeits-
absenkung versehen wurden ... lassen den Schluss zu, dass die Instandhaltung des 
deutschen Schienennetzes vernachlässigt wird. Das gibt den Nutzern der Schienen-
infrastruktur ... Anlass zu großer Besorgnis. Es muss davon ausgegangen werden, 
                                                
 
9 Netzwerk Privatbahnen, Dossier Langsamfahrstellen / Zustand der Schieneninfrastruktur, o. O, August 
2006. 
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dass sich in den letzten Jahren ein mit planmäßigen Finanzmitteln nicht mehr ab-
baubarer Instandhaltungsstau aufgetürmt hat.“ 
Gerne werden freie Kapazitäten auf der Schiene als Argument für Verkehrsverlagerungen 
benutzt. Lokale Kapazitätsreserven sind aber nicht immer nutzbar. In vielen Fällen besteht 
der Verlagerungsbedarf für längere Transportrelationen, die neben den Streckenabschnit-
ten mit Kapazitätsreserven auch über Abschnitte mit Kapazitätsengpässen führen. Ein 
solches Beispiel ist die Strecke Straubing – Vilshofen. Dieser Donauabschnitt ist ein Eng-
pass auf der Wasserstraße. Die entsprechende Bahnstrecke hat hingegen noch Kapazi-
tätsreserven. Insbesondere Gegner des Donauausbaus fordern mit obiger Begründung 
eine Verkehrsverlagerung auf die Bahn. 
Erstens stellt sich die Frage ob zu verlagernden Verkehre nicht auf Engpässe10 bei der 
Bahn treffen, auch wenn lokal freie Bahnkapazitäten gegeben sind. Ein Blick auf die Bin-
nenschiffstransporte aus dem Jahr 2006 zeigt, dass rund 129.000 Tonnen Schiffsladung, 
die den Engpass Straubing – Vilshofen passiert, innerdeutsche Verkehre sind. Von diesen 
Verkehren würden bei einer Verlagerung auf die Bahn über 65 % auf Bahnengpässe tref-
fen. Die innerdeutschen Verkehre machen allerdings nur 2 % der Binnenschiffstransporte 
über Straubing – Vilshofen aus. Der größte Teil (56 %) entfällt auf Verkehren mit dem Aus-
land (3,69 Mio. t). Die Mehrheit (59 %) dieser Transporte wird zwar mit den stromabwärts 
liegenden Staaten durchgeführt, aber auf den übrigen Relationen ist die Bahn keine Alter-
native, weil auch sie Engpässe passieren müsste. Inwieweit es auch auf den Relationen 
mit den stromabwärts liegenden Staaten Bahnengpässe gibt ist nicht bekannt, aber, dass 
sie sämtlich störungsfrei sind, ist unwahrscheinlich. Letztlich fehlen nur noch die Transit-
ströme über Straubing – Vilshofen, die verlagert werden könnten. Die gut 2,825 Mio. Tran-
sittonnen sind allein schon wegen der bahnseitigen Engpässen in den Seehäfen nicht ver-
lagerbar. Vom gesamten Verkehrsaufkommen sind bestenfalls 36 % verlagerbar, und dies 
auch nur unter der Annahme, dass die Verkehre stromabwärts verlagerbar sind. Sind die 
es nicht, so bleiben lediglich 3 % (199.347 Tonnen) Verlagerungspotenzial übrig. 
Zweitens greift die reine Kapazitätsbetrachtung zu kurz. Eine Verlagerung der Verkehre ist 
nur dann sinnvoll, wenn die verlagerten Transporte zu vergleichbaren Konditionen wie auf 
der Streckenalternative durchgeführt werden können. Es muss ein ähnliches Preis-
Leistungsverhältnis auf der Bahn gegeben sein, wie es auf der Wasserstraße vorherrscht.  
Hinsichtlich der zukünftigen Streckenauslastung des deutschen Schienennetzes liegen 
quantitative Ergebnisse aus den Vorarbeiten zum BVWP 2003 vor. Für den Vergleichsfall 
des Jahres 2005, d. h. ohne die neuen Maßnahmen des BVWP, ergibt sich das folgende 
Bild. 
 
                                                
 
10  Als Engpässe der Bahn werden hier die in Tabelle 3-1 angegebenen Streckenabschnitte sowie die zuvor 
aufgeführten Knoten mit Kapazitätsproblemen aufgefasst. 
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Abbildung 3-7: Belastung des deutschen Schienennetzes und daraus resultie-
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Die rot ausgewiesenen deutlich überlasteten Engpässe mit einer Auslastung von mehr als 
110 % liegen zumeist auf Strecken, „die direkt durch ... angemeldete Vorhaben ausgebaut 
oder indirekt durch (weiträumige) Veränderungen der Zugläufe infolge von Infrastruktur-
vorhaben an anderer Stelle beeinflusst werden und deren Engpasswirkung daher in den 
Planfällen beseitigt bzw. stark gemindert wird“11, es verbleiben jedoch auf den Hauptab-
fuhrstrecken eine Vielzahl von Streckenabschnitten mit Auslastungsgraden zwischen 80 % 
und 110 %, für die nach derzeitigem Stand keine Neu- bzw. Ausbaumaßnahmen vorgese-
hen sind. 
Wie die folgende Abbildung zeigt, steigt die Transportzeit der Güterzüge durch Wartezei-
ten bereits ab einer Streckenauslastung von rd. 80 % progressiv an. Kapazitätsauslastun-
gen zwischen 80 % und 110 % der Nennleistungsfähigkeit kennzeichnen daher ein ge-
genüber geringer belasteten Strecken deutlich verschlechtertes Leistungsbild im Schie-
nengüterverkehr. So erhöht sich etwa die Transportdauer im Schienengüterverkehr bereits 
bei einem Auslastungsgrad von 95 % gegenüber mäßig belasteten Strecken um mehr als 
20 %. 
 
Abbildung 3-8: Durchschnittliche Verzögerung der Güterzüge in Abhängigkeit 




























                                                
 
11 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Bundesverkehrswegeplan 2003, Die 
gesamtwirtschaftliche Bewertungsmethodik, Berlin, 2005, S. 121. 
12 Quelle: BMVBW, Gesamtwirtschaftliche Bewertungsmethodik BVWP 2003, S. 116. 
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Besondere Probleme sind zukünftig im Großraum Hamburg zu erwarten. Im Ergebnis ei-
ner aktuellen Studie13 sind die Strecken in der Umgebung Hamburgs auch bei Verwirkli-
chung der Maßnahmen des BVWP 2003 (hier insbesondere der Y-Trasse) im Jahr 2015 
durch kritische Belastungssituationen gekennzeichnet, da die jeweiligen Kapazitätsgren-
zen erreicht, bzw. überschritten werden. Aufgrund dieser Situation hat das BMVBS im 
März 2007 eine umfassende Studie zur „Entwicklung und Bewertung eines Konzepts für 
den Schienenknoten Hamburg“ in Auftrag gegeben. Hierin sollen auf der Grundlage aktua-
lisierter Verkehrsprognosen Ausbaumöglichkeiten bzw. –Notwendigkeiten festgestellt und 
gesamtwirtschaftlich bewertet werden. Verwertbare Ergebnisse liegen aus dieser Studie 
derzeit allerdings noch nicht vor. 
 
3.4 Bundeswasserstraßen 
Abgesehen von Ausnahmefällen wird die Kapazität der Binnenwasserstraßen durch die 
Schleusen bestimmt. Um quantitative Aussagen zu gegenwärtigen und zukünftigen Kapa-
zitätsauslastungen des Netzes treffen zu können, werden für insgesamt 21 Wasserstra-
ßenabschnitte bzw. die dort jeweils maßgebenden Schleusen entsprechende Kapazitäts-
berechnungen durchgeführt. Die Methodik der Berechnung entspricht dabei dem im Bun-
desverkehrswegeplan (BVWP) 2003 verwendeten Verfahren.14 
Die Leistungsfähigkeit von Schleusen bzw. Schleusengruppen wird durch die folgenden 
drei Faktoren beeinflusst: 
• Verteilung der Schiffsankünfte; 
• Belegung der Schleusen; 
• durchschnittliche Dauer einer Schleusung von Schiffen mit einander entgegenge-
setzter Fahrtrichtung (Kreuzungsschleusendauer). 
Die Ankünfte der Schiffe sind auf freien Strecke zufallsverteilt. Die Zufälligkeit der Ankünfte 
wird durch Störfaktoren wie Engpässe oder vorherliegende Staustufen beeinflusst. Dies 
trifft insbesondere für Schleusen innerhalb einer Schleusenkette zu.  
Die Schleusenbelegungsziffer gibt die durchschnittliche Anzahl der Fahrzeuge pro Rich-
tungsschleusung bei Vollbelegung von Schleusen an. Sie ist abhängig von der Länge der 
jeweiligen Schleusenkammer(n) sowie der Struktur der die jeweilige Schleuse nutzenden 
Flotte: Anteile der Schiffsgrößenklassen und durchschnittliche Länge der Schiffe in den 
einzelnen Klassen. 
                                                
 
13 Kessel + Partner, ProgTrans, PLANCO, Eisenbahnknoten Hamburg – Ermittlung eines Mengengerüstes 
Güterverkehr Bahn 2015/2020, Studie im Auftrag der Freien und Hansestadt Hamburg, Dezember 2006. 
14  Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (2005): Die gesamtwirtschaftliche Bewer-
tungsmethodik – Bundesverkehrswegeplan 2003, Berlin. 
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Die Kreuzungsschleusungsdauer setzt sich aus den Zeiten für die Ein- und Ausfahrt der zu 
schleusenden Fahrzeuge und den Zeiten für das Füllen bzw. Leeren der Schleuse sowie 
den Torzeiten zusammen. Sie wird zunächst für Vollbelegung ermittelt. Abweichungen von 
der Vollbelegung werden bei der Berechnung der Ein- bzw. Ausfahrzeiten durch die 
durchschnittliche Belegungsziffer berücksichtigt. 
Die technischen Grunddaten der ausgewählten Schleusen (Kammerlängen, Kreuzungs-
schleusungsdauern) sowie die richtungsspezifischen Anteile der zufalls-(poisson-) verteil-
ten Schiffsankünfte sind in der folgenden Tabelle zusammengestellt. 
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Tabelle 3-3: Kammerlängen, Kreuzungsschleusendauern und Verteilung der 
Schiffsankünfte für ausgewählte Schleusen 
Poissonverteilung  
der Schiffsankünfte Wasser-
straße Schleuse Länge in m 
Kreuzungs-
schleusen-
dauer in Min. zu Berg zu Tal 
Kammer 1 222 72 
WDK Friedrichsfeld 
Kammer 2 112 33 
100 % 10 % 
Kammer 1 190 40 
RHK Oberhausen 
Kammer 2 190 40 
20 % 30 % 
Kammer 1 165 60 
DEK Münster 
Kammer 2 223 75 
100 % 100 % 
DHK Hamm 86 41 100 % 20 % 
Kammer 1 220 75 
MLK Anderten 
Kammer 2 220 75 
90 % 80 % 
Weser Minden 85 /139 [2015] 33/40 [2015] 10 % 80 % 
KüKa Dörpen 104 37 40 % 30 % 
Kammer 1 100 40 
ESK Lüneburg 
Kammer 2 100 40 
60 % 20 % 
ELK Lauenburg 115 40 20 % 80 % 
Kammer 1 342 78 
Main Kostheim 
Kammer 2 339 78 
100 % 20 % 
Main Obernau 299 72 20 % 10 % 
MDK Kelheim 190 61 10 % 10 % 
Kammer 1 227 100 
Donau Jochenstein 
Kammer 2 227 100 
50 % 40 % 
Kammer 1 190 60 
Kammer 2 105 48 Neckar Feudenheim 
Kammer 3 105 45 
100 % 10 % 
Kammer 1 170 53 
Mosel Koblenz 
Kammer 2 123/210 [2015] 42/49 [2015] 
100 % 20 % 
Kammer 1 220 82 
Elbe Geesthacht 
Kammer 2 220 82 
100 % 90 % 
Kammer 1 190 60 
EHK Hohenwarthe 
Kammer 2 190 60 
80 % 40 % 
Kammer 1 167 25 
UHW Brandenburg 
Kammer 2 210 35 
30 % 100 % 
SOW Charlottenburg 115 25 100 % 100 % 
Kammer 1 82/190 [2015] 40/40 [2015] 
Kammer 2 65/- [2015] 40/- [2015] TeK Kleinmachnow 
Kammer 3 65/- [2015] 40/- [2015] 
100 % 100 % 
HOW Spandau 115 34 100 % 100 % 
 
Die zur Berechnung der durchschnittlichen Belegungsziffern erforderlichen Angaben über 
die Struktur der jeweils die Schleusen passierenden Binnenschiffe wurden für den Ist-
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Zustand sowie das Prognosejahr 2015 aus vorliegenden Grunddaten des BVWP 2003 
übernommen15. 
Die theoretische Leistungsfähigkeit der Schleusen stellt die jährlich maximale Anzahl der 
Schiffsschleusungen dar, die sich unter der (theoretischen) Voraussetzung vollständig 
gleichverteilter Schiffsankünfte ergibt. Sie wird auf der Basis der bisher dargestellten Ein-






C  Theoretische Leistungsfähigkeit der Schleuse 
T  Anzahl der jährlichen Betriebstage der Schleuse 
h  Anzahl der täglichen Betriebsstunden der Schleuse 
b  Durchschnittliche Belegungsziffer 
sk  Kreuzungsschleusendauer 
Da die Bedingung gleichverteilter Schiffsankünfte in aller Regel nicht erfüllt wird, ist für die 
praktische Leistungsfähigkeit der Schleusen ein reduzierter Wert anzusetzen. Für über-
schlägige Berechnungen können entsprechende Abminderungsfaktoren hierbei in Abhän-
gigkeit vom Anteil der poissonverteilten Schiffsankünfte, der Kreuzungsschleusungsdauer 
sowie der Anzahl Schleusenkammern je Fallstufe bestimmt werden. Die einzelnen Minde-
rungsfaktoren ermitteln sich hierbei wie folgt (Zwischenwerte sind jeweils linear zu interpo-
lieren): 
• Anteil der poissonverteilten Ankünfte (Durchschnitt beider Richtungen) (W1) 
0,11 =W  wenn 0,0=−∅ eilPoissonant  
7,01 =W  wenn 0,1=−∅ eilPoissonant  
• Kreuzungsschleusungsdauer (W2) 
925,02 =W  wenn hsk 5,1=−∅  
975,02 =W  wenn hsk 0,1=−∅  
000,12 =W  wenn hsk 5,0=−∅  
• Anzahl der Schleusenkammern pro Fallstufe (W3) 
950,03 =W  bei 1 Schleusenkammer 
975,03 =W  bei 2 Schleusenkammern 
000,13 =W  bei 3-Schleusenkammern 
 
                                                
 
15  PLANCO Consulting GmbH, Umlegung des für die Binnenschifffahrt prognostizierten Güterverkehrs auf 
das Wasserstraßennetz, Studie im Auftrag des Bundesministers für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung – 
PLANCO’s Geographisches Informationssystem (PLANGIS) Version 04/03 
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Die auf Basis der aktuell für die jeweiligen Schleusen gültigen Betriebszeiten ermittelten 
Werte der theoretischen und praktischen Leistungsfähigkeit (Anzahl Schiffsschleusungen 
pro Richtung und Jahr) sind für den Ist-Zustand sowie das Prognosejahr 2015 in der fol-
genden Tabelle dargestellt. 
 
Tabelle 3-4: Theoretische und praktische Leistungsfähigkeit der untersuchten 
Schleusen (Anzahl der Schiffsschleusungen pro Richtung und 
Jahr) 
Theoretische Kapazität Praktische Kapazität 
Wasserstraße Schleuse 
Ist-Zustand 2015 Ist-Zustand 2015 
WDK Friedrichsfeld 26.798 24.075 21.438 19.260 
RHK Oberhausen 40.534 38.526 36.252 34.456 
DEK Münster 26.789 32.650 17.598 21.912 
DHK Hamm 7.565 7.542 4.984 4.970 
MLK Anderten 27.911 26.134 19.260 18.034 
Weser Minden 9.749 13.143 7.991 10.710 
KüKa Dörpen 9.450 8.603 7.988 7.272 
ESK Lüneburg 18.324 17.759 15.591 15.510 
ELK Lauenburg 11.266 10.743 9.021 8.603 
Main Kostheim 33.638 31.489 21.695 20.309 
Main Obernau 15.569 14.770 13.489 12.797 
MDK Kelheim 12.426 12.111 11.145 10.863 
Donau Jochenstein 19.144 15.718 14.935 12.262 
Neckar Feudenheim 27.860 27.297 19.161 18.774 
Mosel Koblenz 23.021 27.854 15.483 18.678 
Elbe Geesthacht 26.733 27.726 17.487 18.137 
EHK Hohenwarthe 27.878 26.020 21.731 20.283 
UHW Brandenburg 69.519 67.814 54.564 53.226 
SOW Charlottenburg 28.616 25.787 19.030 17.149 
TeK Kleinmachnow 27.188 25.077 18.873 16.537 
HOW Spandau 17.449 17.062 11.565 11.309 
 
Die ermittelten praktischen Kapazitäten in Anzahl Schleusungen pro Richtung und Jahr 
lassen sich unter Zuhilfenahme der aus den Vorarbeiten zum BVWP 2003 verfügbaren 
Daten (PLANGIS) zur durchschnittlichen Ladungsmenge der die Schleusen passierenden 
beladenen Fahrzeuge in Kombination mit den jeweiligen Leerfahrtanteilen in der Haupt-
verkehrsrichtung in Gütertonnen konvertieren. Stellt man die so für das Prognosejahr 2015 
ermittelten Kapazitäten den tatsächlichen Güteraufkommen des Jahres 2005 - jeweils in 
der Hauptverkehrsrichtung - gegenüber, ergeben sich hieraus die im Prognosejahr gegen-
über dem gegenwärtigen Stand zusätzlich möglichen Güteraufkommen auf den einzelnen 
Wasserstraßenabschnitten. 
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Tabelle 3-5: Kapazitätsreserven der untersuchten Schleusen im Jahr 2015 
(Mio. t in der jeweiligen Hauptverkehrsrichtung) 
Wasserstraße Schleuse Aufkommen 2005 
in Mio. t 
Praktische Kapazi-
tät 2015 in Mio. t 
Reserve 2015  
bezogen auf 2005
in Mio. t 
WDK Friedrichsfeld 10,3 17,7 7,4 
RHK Oberhausen 8,5 35,9 27,4 
DEK Münster 5,9 22,5 16,6 
DHK Hamm 0,6 5,3 4,7 
MLK Anderten 7,1 17,2 10,1 
Weser Minden 1,3 8,5 7,2 
KüKa Dörpen 2,4 6,1 3,7 
ESK Lüneburg 6 13,6 7,6 
ELK Lauenburg 0,5 3,1 2,6 
Main Kostheim 12,4 27,1 14,6 
Main Obernau 4,7 14,9 10,2 
MDK Kelheim 3,4 11,5 8,1 
Donau Jochenstein 4 12,9 8,9 
Neckar Feudenheim 5,6 22,4 16,8 
Mosel Koblenz 8,9 29,2 20,3 
Elbe Geesthacht 6,6 17,0 10,4 
EHK Hohenwarthe 1,9 17,3 15,4 
UHW Brandenburg 2,2 33,8 31,6 
SOW Charlottenburg 0,5 6,1 5,6 
TeK Kleinmachnow 0,6 8,9 8,3 
HOW Spandau 1,6 8,3 6,7 
 
Die Ergebnisse zeigen eindeutig, dass auf allen wichtigen Korridoren des Binnenwasser-
straßennetzes erhebliche Kapazitätsreserven vorhanden sind. Bezogen auf die Trans-
portmengen des Jahres 2005 bewegen sich die ermittelten Reserven im Prognosejahr 
2015 in einer Bandbreite zwischen 2,6 Mio. t (ELK Schleuse Lauenburg) und 31,6 Mio. t 
(UHW Schleuse Brandenburg). 
 
3.5 Fazit 
Die Verkehrsstärken auf deutschen Autobahnen haben auf einer Vielzahl von Streckenab-
schnitten ein derart hohes Niveau erreicht, das ein störungsfreier Ablauf des Güterver-
kehrs nicht mehr gewährleistet ist. Gemessen am Anteil nicht störungsfreier Lkw-km be-
stehen im Jahr 2005 auf insgesamt 1.050 km des Autobahnnetzes erhebliche Engpässe. 
Der Anstieg der Fahrleistungen auf den deutschen Autobahnen wird sich im kommenden 
Jahrzehnt in etwa im gleichen Ausmaß fortsetzen, wie im vergangenen Zehnjahreszeit-
raum. Vor diesem Hintergrund ist eine generelle Verbesserung der Verkehrssituation auf 
den deutschen Autobahnen nicht zu erwarten. Im Gegenteil, auch unter Berücksichtigung 
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der Aus- und Neubaumaßnahmen des BVWP 2003 muss in weiten Bereichen des Netzes 
mit einer weiteren Verschlechterung der Verkehrssituation gerechnet werden. 
Auch im Einsenbahngüterverkehr kann derzeit nicht von einem störungsfreien Verkehrsab-
lauf ausgegangen werden. Nach einer aktuellen Mitteilung des Netzbeirates der DB Netz 
AG vom Mai 2007 sind neuralgische Punkte unter anderem zwischen Hamburg und Han-
nover, zwischen Karlsruhe und Basel sowie zwischen Emmerich und Duisburg zu sehen. 
Zudem wird konstatiert, dass viele Knoten überlastet sind. Diese Einschätzung stimmt mit 
den Ergebnissen einer Unternehmensbefragung des Verbandes Deutscher Verkehrsun-
ternehmen überein. Hiernach sind allein im Fern- und Ballungsnetz (FuB) der DB AG 53 
Abschnitte durch mangelnde Streckenleistungsfähigkeit bzw. Streckenüberlastung ge-
kennzeichnet. Kapazitätsprobleme bzw. Überlastungen bestehen hiernach darüber hinaus 
in den Knoten Bremen, Hamburg, Hannover, Hamm, Köln, Frankfurt (Main), Leipzig, 
Nürnberg/Fürth und München. Durch die Neu- und Ausbaumaßnahmen des aktuellen 
BVWP wird die Situation auf einer Reihe deutlich überlasteter Engpassstrecken zukünftig 
entschärft. Auch auf den Hauptabfuhrstrecken verbleibt allerdings eine Vielzahl von Stre-
ckenabschnitten mit Auslastungsgraden zwischen 80 % und 110 % und den damit verbun-
denen nachteiligen Effekten insbesondere für Güterzüge, für die nach derzeitigem Stand 
keine Neu- bzw. Ausbaumaßnahmen vorgesehen sind. 
Im Gegensatz zu Straße und Schiene verfügen die Binnenwasserstraßen auf allen wichti-
gen Korridoren über erhebliche Kapazitätsreserven. Dies gilt nach aktuellen Berechnun-
gen sowohl für den gegenwärtigen Stand als auch unter Berücksichtigung prognostizierter 
Aufkommenszuwächse im Jahr 2015. So verfügt von den 21 untersuchten Wasserstra-
ßenabschnitten der Elbe-Lübeck-Kanal (Schleuse Lauenburg) im Jahr 2015 bezogen auf 
die Transportmenge des Jahres 2005 mit rd. 2,6 Mio. Gütertonnen über die geringste Re-
servekapazität. Diese reicht allerdings aus, um das Transportaufkommen des Jahres 2005 
zu Verfünffachen. 
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4 Wegekosten 
4.1 Einleitung 
Erste Berechnungen der Verkehrsinfrastrukturkosten haben ihren Ursprung in den sechzi-
ger Jahren und waren seit je her Bestandteil kontroverser verkehrswissenschaftlicher so-
wie verkehrspolitischer Diskussionen. Auf europäischer Ebene wurde 1969 erstmals ein 
Konzept16 in Bezug auf die optimale Gebührenhöhe im Verkehr erarbeit. Dieses geht da-
von aus, dass ein Wohlfahrtsoptimum durch stringente Anlastung sozialer Grenzkosten 
erzielt werden kann. Zur gleichen Zeit wurde auf nationaler Ebene durch eine Wegekoste-
nenquête des Bundesverkehrsministeriums17 eine Methodik der Wegekostenermittlung 
und -anlastung erarbeitet, die fortan als Grundlage für die periodisch veröffentlichten We-
gekostenberichte des DIW verwendet wurde.  
Eine zentrale Rolle bei diesen Untersuchungen spielt der Wegekostendeckungsgrad. Die-
ser ist ein Maßstab, mit dessen Hilfe das Verhältnis zwischen Wegeeinnahmen und We-
gekosten dargestellt wird. Er gibt Aufschluss darüber, inwieweit die Kosten der Verkehrs-
wege durch die Einnahmen gedeckt sind. Durch eine detaillierte Aufschlüsselung der We-
geeinnahmen und Wegeausgaben verschiedener Benutzergruppen für die unterschiedli-
chen Verkehrswege ist es möglich, die Kostendeckung für die Wege des Fernstraßen-, 
Schienen- und Binnenschiffsverkehrs zu bestimmen. Die so ermittelten Kennzahlen zeigen 
zwar, ob eine verursachungsgerechte Anlastung der Kosten für die Benutzung der Ver-
kehrswege erfolgt, lassen jedoch keine Rückschlüsse auf die Wirtschaftlichkeit zu. 
 
4.2 Methodische Grundlagen 
Die überwiegende Mehrzahl der wissenschaftlichen Arbeiten im Bereich der Wegerech-
nung konzentrieren sich auf den Straßenverkehr, so dass die Methodik zur Ermittlung und 
Anlastung der Straßenwegekosten im Vergleich zu den Schienwegen und Binnenwasser-
straßen eine deutlich höhere Komplexität aufweist. 
Generell jedoch geht es bei der Wegerechnung um die Bestimmung und Anlastung der in 
diesem Teil der Verkehrsinfrastruktur volkswirtschaftlich gebundenen Ressourcen. Dabei 
werden auch die Wegeeinnahmen bzw. Wegeentgelte mit ins Kalkül gezogen. Im Rahmen 
dieser Verkehrsinfrastrukturrechnung muss zwischen zwei zentralen Berechnungsverfah-
ren unterschieden werden (vgl. Abbildung 4-1). Die Wegeausgaberechnung benutzt als 
Grundlage die realen Zahlungsströme, so dass eine Kostenanlastung relativ einfach mög-
lich ist.  
                                                
 
16  Vgl. Europäische Kommission (1969): Bericht über die Musteruntersuchung gemäß Art. 3 der Entscheidung 
des Rates Nr. 65/270/EWG vom 13. Mai 1965 (EWG-SEK 69/700 endg.), Brüssel. 
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Bei der Wegekostenrechnung hingegen werden aus einer unternehmerischen Betrach-
tungsweise heraus anstelle der realen Investitionsausgaben die Kapitalkosten (kalk. Ab-
schreibungen + kalk. Zinsen) angesetzt. Um die Höhe der Kapitalkosten zu bestimmen ist 
ein Kapitalbewertungsverfahren (synthetisch, historisch oder bilanziell) notwendig. Die 
anderen Kosten in Form von laufenden Betriebs- und Unterhaltungskosten/ -ausgaben 
sowie die Kosten / Ausgaben der Verkehrspolizei sind bei beiden Verfahren identisch.18 
 
Abbildung 4-1: Grundlegende Verfahren der Wegerechnung 
 
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Rommerskirchen, Stefan (2002), S. 20, sowie Aberle, Gerd 
(2003), S. 376. 
 
Mit Hilfe der Wegerechnung können verschiedene Fragestellungen beantwortet werden. 
Zum einen ermöglicht sie, die in der Verkehrsinfrastruktur gebundenen volkswirtschaftli-
chen Ressourcen zu quantifizieren sowie den einzelnen Verkehrsträgern und ggf. auch 
den unterschiedlichen Fahrzeugkategorien zuzuordnen. Zum anderen können verkehrs-
trägerspezifische Deckungsgrade gebildet werden, indem die Wegeentgelte mit den We-
gekosten/ -ausgaben ins Verhältnis gesetzt werden.  
                                                                                                                                                  
 
17  Vgl. Bundesministerium für Verkehr [Hrsg.] (1969): Bericht über die Kosten der Wege des Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehrs in der Bundesrepublik Deutschland, Bad Godesberg. 
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Während die Europäische Kommission in ihrer Wegerechnung auf die Wegeausgaben-
rechnung zurückgreift, wird in Deutschland die Wegekostenrechnung benutzt. Zwar wer-
den seit 1987 die Wegerechnungen des DIW um eine Wegeausgabenrechnung ergänzt, 
jedoch liegt der Schwerpunkt der Betrachtung nach wie vor auf der Wegekostenrechnung. 
Im weiteren Verlauf wird weitestgehend der Methodik des im Jahr 2000 erstellten Gutach-
tens des DIWs über die Wegekosten und Wegekostendeckung in Deutschland gefolgt. 
Definitorisch werden daher Verkehrswege als Wegeanlagen bezeichnet, die für den Fahr-
zeugverkehr und die Verkehrssicherheit notwendig sind. Ferner werden die Verkehrsanla-
gen dem Vermögenswert der Verkehrswege zugerechnet, soweit sie eindeutig dem 
Transportvorgang zugeordnet werden können.19 
 
4.2.1 Wegekosten 
Für die Berechnung der Wegekosten wird eine volkswirtschaftliche Gesamtkostenbetrach-
tung herangezogen. Sie beinhaltet zum einen die Kapitalkosten in Form von Abschreibun-
gen und Zinsen für das Anlagevermögen, zum anderen die laufenden Kosten für Unterhal-
tung, Betrieb und Verwaltung. Die Investitionskosten werden dabei über die wirtschaftliche 
Nutzungsdauer verteilt.  
 
4.2.1.1 Kapitalkosten 
Die Höhe der Kapitalkosten wird maßgeblich durch das Anlagevermögen beeinflusst. Bei 
der Bestimmung des Anlagevermögens können, je nach Untersuchungszweck, entweder 
die Grundsätze der volkswirtschaftlichen Gesamtrechung (VGR) oder bilanzielle Verfahren 
des betriebswirtschaftlichen Rechnungswesens zum Einsatz kommen. Da es sich bei den 
Wegekostendeckungsgraden um ein gesamtwirtschaftliches Untersuchungsziel handelt, ist 
es zweckmäßig, primär gesamtwirtschaftliche Bewertungsprinzipien zu verwenden. 
Demzufolge wird das Sachanlagevermögen gemäß der VGR des statistischen Bundesam-
tes zu Wiederbeschaffungspreisen, zu Anschaffungspreisen und zu konstanten Preisen 
bewertet. Ferner wird auf das lineare Abschreibungsverfahren zurückgegriffen. In Bezug 
auf die wirtschaftliche Nutzungsdauer der Sachanlagen wird der Zeitraum bis zur endgülti-
gen Stilllegung angenommen.  
Um die kalkulatorischen Zinsen zu bestimmen, wird auf das Netto-Anlangevermögen zu-
rückgegriffen, da nur das tatsächlich gebundene Kapital verzinst werden soll. Hierbei 
kommt ein realer und damit inflationsbereinigter Zinssatz zum Einsatz.  
                                                                                                                                                  
 
18  Vgl. Aberle, Gerd (2003): Transportwirtschaft, 4. Auflage, München u.a., S. 376. 
19  Vgl. Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000): Wegekosten und Wegekostendeckung des 
Straßen- und Schienenverkehrs in Deutschland im Jahre 1997. Gutachten im Auftrag des Bundesverban-
des Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL e.V.) und des Allgemeinen Deutschen Automobil-
Clubs (ADAC e.V.), DIW [Hrsg.], Berlin, S. 3. 
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Der vom DIW in seinem Gutachten im Jahr 2000 benutzte Zinssatz in Höhe von 2,5 % ist 
aus dem langjährigen Durchschnitt der Renditen für Anleihen der öffentlichen Hand gebil-
det worden.20 
 
4.2.1.2 Laufende Kosten 
Unter den laufenden Kosten werden alle Ausgaben zusammengefasst, die für den Betrieb, 
die Unterhaltung sowie für die Verwaltung der Verkehrswege anfallen. Schwierig ist hierbei 
eine genaue Abgrenzung vorzunehmen, da die Grenzen zwischen laufenden und investi-
ven Aufwendungen fließend sind. Zudem besteht ein enger Zusammenhang zwischen den 
Investitionen und der Unterhaltung. So kann eine mangelnde Wartung unter Umständen 
die Nutzungsdauer reduzieren und als Konsequenz die Ersatzinvestitionskosten in die 
Höhe treiben. Darüber hinaus können Zurechnungsschwierigkeiten entstehen, wenn bspw. 
Verwaltungskosten in Form von Personal nicht ausschließlich den Verkehrswegen zuge-
rechnet werden können, sondern Mitarbeiter der Verwaltung zusätzlich andere Tätigkeits-
felder bearbeiten. 
 
4.2.1.3 Kosten für verkehrsfremde Funktionen 
Neben der Transportaufgabe erfüllen Verkehrswege auch verkehrsfremde Funktionen. 
Hierunter fallen die verkehrsfremden ökonomischen Funktionen, die regional-, sozial- und 
sicherheitspolitischen Funktionen sowie die Erschließungs- und Kommunikationsfunktion. 
Eine exakte Quantifizierung der zur Erfüllung verkehrsfremder Funktionen entstehenden 
Kosten ist nicht möglich. Daher muss bei der Ermittlung dieser Kosten für die einzelnen 
Verkehrsträger auf ein pauschales Verfahren zurückgegriffen werden. In den meisten Stu-
dien erfolgt die Quantifizierung durch die Anwendung des Nutzungsprinzips, d. h. es wird 
geschätzt, wie hoch die Nutzungsanteile der verschiedenen Funktionen einzustufen sind. 
 
4.2.2 Wegeeinnahmen 
Für die Benutzung der öffentlich bereitgestellten Verkehrswege fallen verkehrsträgerspezi-
fische sowie nutzergruppenabhängige Wegeentgelte an. Diese durch Abgaben, Steuern 
und Nutzungsentgelte erhobenen Wegeeinnahmen sind zur Bestimmung der Wegekos-
tendeckungsgrade den Wegekosten gegenüberzustellen. Hierbei ist die Mehrwertsteuer 
als allgemeine Verbrauchssteuer nicht als Wegeeinnahme zu berücksichtigen. 
 
                                                
 
20  Vgl. Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000): Wegekosten und Wegekostendeckung des 
Straßen- und Schienenverkehrs in Deutschland im Jahre 1997. Gutachten im Auftrag des Bundesverban-
des Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL e.V.) und des Allgemeinen Deutschen Automobil-
Clubs (ADAC e.V.), DIW [Hrsg.], Berlin, S. 12f. 
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4.3 Straßen 
4.3.1 Wegekosten  
Gemäß der Definition der europäischen Gemeinschaft müssen im Rahmen der Wegekos-
tenrechnung bei der Ermittlung der Vermögenswerte alle Anlagen erfasst werden, die für 
den Fahrzeugverkehr und die Verkehrssicherheit notwendig sind. Hierzu zählen bei den 
Straßen nicht nur der unmittelbare Straßenbereich sondern auch die öffentlichen Parkflä-
chen sowie die Straßenmeistereien, da sie dem Transportvorgang eindeutig zugeordnet 
werden können. 
Einen bemerkenswert hohen Wert bei den Kapitalkosten des Straßenverkehrs weisen die 
kalkulatorischen Zinsen auf. So rechnete das DIW in Berlin für das Jahr 1997 kalkulatori-
sche Zinskosten von rund 9,932 Mrd. € aus. Dies entspricht einem Anteil von 40,3 % der 
gesamten Wegekosten im Straßenverkehr (vgl. Tabelle 4-1).  
 
Tabelle 4-1: Wegeausgaben und Wegekosten für das Jahr 1997 im Straßen-
verkehr 

























































































- Kalkulatorische Zinsen 
Laufende Ausgaben / -kosten 
















































































Dem Verkehr zuzurechnende  
Ausgaben / Kosten 
15,164 3,374 2,750 6,124 24,631 4,213 4,152 8,365
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000). 
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Tabelle 4-2: Wegeausgaben und Wegekosten im Straßenverkehr nach Fahr-
zeugkategorien (Jahr 1997) 






















































































Inländische Fahrzeuge zusammen 
- Motorisierte Zweiräder 
- Personen- und Kombinationskraftwagen
- Kraftomnibusse 
- Nutzfahrzeuge des Güterverkehrs 
• Lastkraftwagen 
davon mit zul. Gesamtgewicht 
bis      3,5 t 
über   3,5 t bis 12,0 t 
über 12,0 t bis 18,0 t 
über 18,0 t 
• Sattelzüge 
• Gewöhnliche Zugmaschinen 













































































































- Personen- und Kombinationskraftwagen 
- Kraftomnibusse 
- Nutzfahrzeuge des Güterverkehrs 
davon mit Gesamtgewicht  
bis     3,5 t 




















































Fahrzeuge insgesamt 15,164 3,374 2,750 6,124 24,631 4,213 4,152 8,365
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000). 
 
Ferner liefert das DIW21 in seinem Gutachten für das Jahr 1997 eine sehr detaillierte Auf-
schlüsselung der Wegeausgaben und Wegekosten. Wie in Tabelle 4-2 ersichtlich ist, sind 
dort je nach Fahrzeugkategorie die Ausgaben und Kosten für die Straßen insgesamt sowie 
für die Bundesfernstraßen einzeln aufgeschlüsselt.22 
Um die Wegeausgaben bzw. Wegekosten des Straßengüterverkehrs zu ermitteln, müssen 
die in Tabelle 4-2 aufgelisteten Posten jeweils für die inländischen und ausländischen 
Nutzfahrzeuge addiert werden. Auf insgesamt 6,599 Mrd. € nach Wegeausgabenrechung 
und 10,718 Mrd. € nach Wegekostenrechnung beziffern sich die Summen im Straßengü-
terverkehr. Hieraus ergeben sich bei einer Verkehrsleistung des gewerblichen Güterver-
kehrs für das Jahr 1997 in Höhe von 151,3 Mrd. Tonnenkilometer Wegeausgaben von 
43,62 € und Wegekosten in Höhe von 70,84 € je 1.000 Tonnenkilometer (vgl. Tabelle 4-3). 
 
                                                
 
21  Vgl. Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000): Wegekosten und Wegekostendeckung des 
Straßen- und Schienenverkehrs in Deutschland im Jahre 1997. Gutachten im Auftrag des Bundesverban-
des Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL e.V.) und des Allgemeinen Deutschen Automobil-
Clubs (ADAC e.V.), DIW [Hrsg.], Berlin, S. A-12 und S. A-16. 
22  Als Grundlage hierfür wurden achslastabhängige Äquivalenzfaktoren für die Fahrleistungen nach dem 
AASHO-Road-Test verwendet. 
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Tabelle 4-3: Wegeausgaben und Wegekosten im Straßengüterverkehr 
 Straßengüterverkehr 
Methodik Wegeausgabenrechnung Wegekostenrechnung 
Jahr 1997 1997 
Wegeausgaben / -kosten 6,599 Mrd. € 10,718 Mrd. € 
Wegeausgaben / -kosten je tkm 43,62 € je 1.000 tkm 
70,84 € 
 je 1.000 tkm 
 
Aktuellen Schätzungen zur Folge ergeben sich 2010 für die Bundesfernstraßen Wegekos-
ten in Höhe von insgesamt 17,94 Mrd. €.23 Dieser und die anderen Werte in Tabelle 4-4 
sind jedoch nicht mit den älteren Daten vom DIW vergleichbar, da hier eine andere Re-
chenmethodik verwendet wurde. Durch eine stärkere Differenzierung der Kostenarten und 
einer Anpassung der Annahmen über Verschleiß und wirtschaftliche Nutzungsdauer von 
Bauelementen errechnen sich hier deutlich höhere Gesamtkosten.  
 
Tabelle 4-4: Wegekostenrechnungsergebnisse von Prognos/IWW für die 
Bundesfernstraßen 



















3,40 Mrd. € 
3,62 Mrd. € 







2,28 Mrd. € 
2,44 Mrd. € 




Quelle: Rommerskirchen, Stefan (2002) 
 
4.3.2 Wegeeinnahmen  
Gemäß der Wegekostenenquête setzten sich die Wegeeinnahmen des Straßenverkehrs 
aus den Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuern sowie den Parkgebühren zusammen.24 Wäh-
rend die Kraftfahrzeugsteuern unstrittigerweise vollständig den Wegeeinnahmen zuge-
rechnet werden können, ergeben sich bei den Mineralölsteuern Abgrenzungsschwierigkei-
ten. Diese bestehen darin, dass auch auf andere Produkte wie bspw. Heizöl Mineralöl-
steuern erhoben werden. 
Die Tabelle 4-5 zeigt die Wegeeinnahmen für das Jahr 1997 im Straßenverkehr. Zur Er-
mittlung dieser Wegeeinnahmen wurden detaillierte Fahrleistungs- und Kraftstoff-
verbrauchsrechnungen erstellt, um eine Basis für die Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer-
berechnung zu erhalten. Die Ergebnisse spiegeln wider, dass allein aufgrund der hohen 
Verkehrsleistung über 50 % der Wegeeinnahmen auf den Bundesfernstraßen generiert 
werden. Ferner werden über 18 % der gesamten Wegeeinnahmen von Nutzfahrzeugen 
erbracht.  
                                                
 
23  Vgl. Rommerskirchen, Stefan (2002): Wegekostenrechnung für das Bundesfernstraßennetz – unter Be-
rücksichtigung der Vorbereitung einer streckenbezogenen Autobahnbenutzungsgebühr, Basel / Karlsruhe, 
S. Z-10. 
24  Vgl. Bundesministerium für Verkehr [Hrsg.] (1969): Bericht über die Kosten der Wege des Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehrs in der Bundesrepublik Deutschland, Bad Godesberg, S. 118. 
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Tabelle 4-5: Wegeeinnahmen im Straßenverkehr 1997 
Fahrzeugkategorie Wegeeinnahmen  












































Inländische Fahrzeuge zusammen 
- Motorisierte Zweiräder 
- Personenkraftwagen 
- Kraftomnibusse 
- Nutzfahrzeuge des Güterverkehrs 
• Lastkraftwagen 
davon mit zul. Gesamtgewicht
bis      3,5 t 
über   3,5 t bis 12,0 t 
über 12,0 t bis 18,0 t 
über 18,0 t 
• Sattelzüge 
• Gewöhnliche Zugmaschinen 

























































- Nutzfahrzeuge des Güterverkehrs 
        davon mit Gesamtgewicht  
  bis     3,5 t 


























Fahrzeuge insgesamt 36,423 11,302 7,890 19,191 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000). 
 
Während die inländischen Fahrzeuge insgesamt 35,2 Mrd. € Wegeeinnahmen generiert 
haben, sind es bei den ausländischen Fahrzeugen lediglich 1,2 Mrd. €. Bezogen auf die 
Gesamteinnahmen sind dies nur 4 %.  
 
4.3.3 Wegekostendeckungsgrad 
Das im Jahr 2000 veröffentlichte Gutachten des DIW mit dem Bezugsjahr 1997 berechne-
te für den Straßenverkehr die in Tabelle 4-6 aufgelisteten Deckungsgrade der Wegerech-
nung. Während nach Wegeausgabenrechnung der Pkw mit 350,9 % und der Lkw mit 
111,8 % eine Überdeckung aufweist, zeigt sich nach Wegekostenrechnung eine Überde-
ckung von 216 % beim Pkw und eine Unterdeckung von 68,8 % beim Lkw.  
Aktuelle Berechnungen der Deckungsgrade würden jedoch ein anderes Bild ergeben, da 
durch eine schrittweise Erhöhung der Mineralölsteuer im Rahmen der Ökosteuergesetze 
seit 1999 sowie der Einführung der Lkw-Maut die Wegeeinnahmen deutlich gestiegen 
sind. Allein die Lkw-Mautumsätze betrugen im Jahr 2005 insgesamt 2,86 Milliarden Euro 
(brutto). Die hieraus entstehenden Deckungsgrade der Wegerechnung für den Straßen-
verkehr dürften deutlich höher liegen als die vom DIW errechneten Daten für das Jahr 
1997. Die Mautumsätze zeigen bisher eine steigende Tendenz auf, da bereits im Novem-
ber 2006 die Jahresumsätze von 2005 erreicht wurden. 
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Tabelle 4-6: Deckungsgrade der Wegerechnung im Straßenverkehr 1997 
Methodik Wegeausgaben / Wegekosten Wegeeinnahmen Deckungsgrad 
Wegeausgabenrechnung 
Global 













– Pkw  










Quelle:  Eigene Darstellung mit Datenmaterial aus Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000) in 
Anlehnung an Aberle, Gerd (2001). 
 
Die Tabelle 4-7 listet die nach Fahrzeugkategorien aufgeschlüsselten Deckungsgrade der 
Wegerechnung für das Jahr 1997 auf. Hier zeigt sich, durch die Differenz zwischen der 
Wegeausgabenrechnung und der Wegekostenrechnung, in welchem Maße die Kapitalkos-
ten (insbesondere hier die kalkulatorischen Zinsen) Einfluss auf die Höhe der Deckungs-
grade nehmen. So sind beispielsweise die Deckungsgrade nach Wegeausgabenrechnung 
für inländische Lastkraftwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 12,0 bis 18,0 t 
rund 40 % höher als die vergleichbaren Werte nach Wegekostenrechnung.  
In den vorliegenden Berechnungen des DIW werden die Kosten für verkehrsfremde Funk-
tionen des Straßenverkehrs mit 5 % der Wegekosten berücksichtigt.  
 
Tabelle 4-7: Deckungsgrade der Wegerechnung im Straßenverkehr 1997 
Fahrzeugkategorie Wegeausgabendeckungsgrad  
in % (Wegeausgabenrechnung) 
Wegekostendeckungsgrad  






















































































Inländische Fahrzeuge zusammen 
- Motorisierte Zweiräder 
- Personen- und Kombinationskraftwagen
- Kraftomnibusse 
- Nutzfahrzeuge des Güterverkehrs 
• Lastkraftwagen 
davon mit zul. Gesamtgewicht 
bis      3,5 t 
über   3,5 t bis 12,0 t 
über 12,0 t bis 18,0 t 
über 18,0 t 
• Sattelzüge 
• Gewöhnliche Zugmaschinen 













































































































- Personen- und Kombinationskraftwagen 
- Kraftomnibusse 
- Nutzfahrzeuge des Güterverkehrs 
  davon mit Gesamtgewicht  
  bis     3,5 t 




















































Fahrzeuge insgesamt 240,2 335,0 286,9 313,4 147,9 268,2 190,0 229,4
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000). 
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4.4 Schienenwege 
4.4.1 Wegekosten  
Bei der Ermittlung der Vermögenswerte der Schienenverkehrswege gilt anlog zur Straße 
der Grundsatz, dass nur die Anlagen erfasst werden, die auch für den Schienenfahrzeug-
verkehr sowie für die Verkehrssicherheit notwendig sind. Daher werden in der Wegekos-
tenrechnung des Schienenverkehrs etwa nicht die Bahnhöfe insgesamt, sondern nur die 
Bahnsteige und Stellwerke berücksichtigt.  
Ein signifikant großer Unterschied zwischen den Wegeausgaben und Wegekosten ist im 
Schienenverkehr nicht festzustellen. Die Differenz zwischen den Investitionen der Wege-
ausgabenrechung und den Kapitalkosten der Wegekostenrechung beträgt lediglich 0,516 
Mrd. € (vgl. Tabelle 4-8).  
Obwohl die Betriebsleistung des Schienengüterverkehrs mit 224,5 Mio. Zug-Kilometer nur 
23,82 % der gesamten Schienenverkehrsleistung beträgt, so verursacht dieser jedoch 
55 % der Wegekosten. Dies deutet darauf hin, dass der Güterverkehr im Vergleich zum 
Personenverkehr deutlich kostenintensiver ist und dementsprechend auch stärker an den 
Kosten beteiligt sein sollte. 
 
Tabelle 4-8: Wegeausgaben und Wegekosten der Deutschen Bahn AG 1997 




- Kalkulatorische Zinsen 
Laufende Ausgaben / -kosten 























Dem Verkehr zuzurechnende Ausgaben / Kosten 









Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000). 
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Die Bahnstrukturreform von 1994, mit der die verkehrspolitischen Weichen für den Schie-
nenverkehr in Deutschland neu gestellt wurden, hat die betriebswirtschaftliche Wegekos-
tenrechnung der Schienenwege stark beeinflusst. Im Rahmen dieser Neugestaltung wurde 
die Deutsche Bahn AG gegründet. Hierbei kam es zu einer fundamentalen Abwertung und 
Ausbuchung des Anlagevermögens der Bahn im Vergleich zum Jahr 1993 um rd. 75 %. 
Zudem erfolgte eine völlige Entschuldung sowie eine Übernahme weiterer Altlasten durch 
den Bund. Ferner werden seit 1998 Ausbau- und Erweiterungsinvestitionen der DB AG 
fast ausschließlich als Baukostenzuschüsse des Bundes finanziert. Das bedeutet, dass 
seitens der Deutschen Bahn AG keine Zins- und Rückzahlungsverpflichtung besteht und 
die Zuschüsse im Anlagevermögen auch nicht aktiviert werden müssen. 
Folglich ergeben sich zwischen den volkswirtschaftlich und betriebswirtschaftlich ermittel-
ten Wegekosten der Deutschen Bahn AG starke Differenzen.25 
Nach Angaben des DIW belaufen sich die Wegeausgaben im Jahr 1997 für den Schie-
nengüterverkehr auf einen Wert von 4,983 Mrd. €. Demgegenüber bewegen sich die er-
rechneten Wegekosten für das Jahr 1997 auf einem Niveau in Höhe von 5,266 Mrd. € (vgl. 
Tabelle 4-9). Bei einer Schienengüterverkehrsleistung von 73,9 Mrd. Tonnenkilometer 
(1997) betragen die Wegekosten 71,25 € je 1.000 Tonnenkilometer. Im Gegensatz hierzu 
liegen die Wegeausgaben bei ungefähr 67,43 € je 1.000 Tonnenkilometer. 
 
Tabelle 4-9: Betriebs- und volkswirtschaftliche Wegekosten im Schienengü-
terverkehr 
 Schienengüterverkehr 
Methodik Wegeausgabenrechnung Wegekostenrechnung 
Jahr 1997 1997 
Wegeausgaben / -kosten 4,983 Mrd. € 5,266 Mrd. € 
Wegeausgaben / -kosten je tkm 67,43 € je 1.000 tkm 
71,25 € 
je 1.000 tkm 
 
4.4.2 Wegeeinnahmen 
Da bis zur Strukturreform der Deutschen Bahn keine spezifischen Wegeentgelte bezahlt 
wurden, mussten zur Bestimmung der Wegeeinnahmen in älteren Studien globale Be-
triebserträge und Ausgleichszahlungen des Bundes für gemeinwirtschaftliche Verpflich-
tung herangezogen werden. Durch die institutionelle Trennung von Netz und Betrieb sowie 
die Öffnung des Marktes für Dritte wurden nach der Reform Nutzungsentgelte für die Infra-
struktur eingeführt. Fortan war es möglich, die Wegeeinnahmen genauer abzuschätzen. 
Daher wurde in der Wegekostenrechung des DIW für das Jahr 1997 das Trassenpreissys-
tem der Deutschen Bahn AG mit berücksichtigt.  
                                                
 
25  Vgl. Aberle, Gerd (2001): Globalisierung, Verkehrsentwicklung und Verkehrskosten, Gießen, S. 5f. 
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Zudem werden die von der Deutschen Bahn AG für den Fahrbetrieb bezahlten Mineralöl-
steuern auf Dieselkraftstoff als Wegeeinnahme berücksichtigt. Hintergrund dieser Vorge-
hensweise ist das Ziel, eine bessere Vergleichbarkeit der Ergebnisse zwischen dem 
Schienen- und Straßenverkehr zu erreichen. Mit einem Betrag von 0,247 Mrd. € und ei-
nem Anteil von rd. 4,7 % an den gesamten Wegeeinnahmen fallen die Mineralölsteuern im 
Schienenverkehr jedoch nicht so stark ins Gewicht (vgl. Tabelle 4-10). Ferner ist feststell-
bar, dass der Personenverkehr rd. 84 % und der Güterverkehr nur für 16 % der Wegeein-
nahmen generiert. 
 
Tabelle 4-10: Wegeeinnahmen der Deutschen Bahn AG 1997 
Betriebsleistungen Wegeinnahmen in Mrd. € 













Verkehr insgesamt 942,3 100,00 5,022 0,247 5,270
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000). 
 
4.4.3 Wegekostendeckungsgrad 
Im Schienenverkehr ergeben sich die in Tabelle 4-11 aufgeführten Deckungsgrade der 
Wegerechnung für das Jahr 1997. Um eine Vergleichbarkeit mit den anderen Verkehrsträ-
gern zu gewährleisten, wurde auch das im Rahmen der Bahnreform von 1994 ausgebuch-
te Anlagevermögen bei der Berechnung der Deckungsgrade mit berücksichtigt.  
Eine nähere Betrachtung der Werte zeigt, dass es lediglich im Personenverkehr, unab-
hängig vom Wegerechnungsverfahren, zu einer leichten Überdeckung (103,0-118,9 %) 
kommt. Dies ist auf die Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs durch den Bund 
zurückzuführen. Auffallend niedrig ist der Deckungsgrad im Güterverkehr. Er beträgt 
16,7 % nach der Wegeausgabenrechnung und 15,8 % der Wegekosten. Allgemein ist der 
Unterschied zwischen der Wegeausgabenrechnung und der Wegekostenrechnung im 
Schienenverkehr relativ gering. 
 
Tabelle 4-11: Deckungsgrade der Wegerechnung im Schienenverkehr 1997 
Methodik Wegeausgaben / Wegekosten Wegeeinnahmen Deckungsgrad 
Wegeausgabenrechnung 
Global 
– Personenverkehr  




5,270 Mrd. € 
 4,440 Mrd. € 











5,270 Mrd. € 
 4,440 Mrd. € 




Quelle:  Eigene Darstellung mit Datenmaterial aus Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000) in 
Anlehnung an Aberle, Gerd (2001). 
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4.5 Binnenwasserstraßen 
4.5.1 Wegekosten 
In Bezug auf die Wegekosten sind bei der Binnenschifffahrt die natürlichen und künstli-
chen Bundeswasserstraßen sowie Schifffahrtsschleusen und –hebewerke wegerech-
nungsrelevant. Auf insgesamt 0,510 Mrd. € nach Wegeausgabenrechnung und 0,626 
Mrd. € nach Wegekostenrechnung wurden die Ausgaben bzw. Kosten für das Jahr 1987 
für die Binnenschifffahrt vom DIW beziffert (vgl. Tabelle 4-12). Hierbei wurden sowohl die 
Binnenschifffahrts- als auch Seeschifffahrtsstraßen berücksichtigt. Mit einem Anteil von 
60 % an den gesamten Wegekosten liegen die Kapitalkosten für die Bundeswasserstra-
ßen zwischen den Vergleichswerten von Straße und Schiene.  
Für die verkehrsfremden Funktionen, wurde ein Betrag von 0,566 Mrd. € (rd. 46 % der 
Gesamtkosten) abgezogen.  
 
Tabelle 4-12: Wegeausgaben und Wegekosten in der Binnenschifffahrt 1987 




- Kalkulatorische Zinsen 
Laufende Ausgaben / -kosten 
- Unterhaltung 
- Betrieb und Verwaltung 
Gesamtausgaben / -kosten 
Abzüglich: 
- Mehrwertsteuer 



















Dem Verkehr zuzurechnende Ausgaben / Kosten 0,510 0,626
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Enderlein, Heinz / Kunert, Uwe (1990). 
 
Über 80 % der Wegekosten entstanden auf den abgabepflichtigen Wasserstraßen (vgl. 
Tabelle 4-14). Die Ergebnisse der Wegerechnung in Verbindung mit der erbrachten Ver-
kehrsleistung von 49,7 Mrd. Tonnenkilometer (1987) ergeben für die Wegeausgabenrech-
nung 10,26 € und für die Wegekostenrechnung 12,60 € je 1.000 Tonnenkilometer (vgl. 
Tabelle 4-13).  
 
Tabelle 4-13: Betriebs- und volkswirtschaftliche Wegekosten der Binnenschiff-
fahrt 1987 
 Binnenschifffahrt 
Methodik Wegeausgabenrechnung Wegekostenrechnung 
Jahr 1987 1987 
Wegeausgaben / -kosten 0,510 Mrd. € 0,626 Mrd. € 
Wegekosten / -ausgaben je tkm 10,26 € je 1.000 tkm 
12,60 € 
 je 1.000 tkm 
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an Enderlein, Heinz / Kunert, Uwe (1990) sowie DIW (1990). 
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4.5.2 Wegeeinnahmen 
Als Wegeeinnahmen zählen die Wasserstraßen-Befahrungsabgaben und die Schleusen-
entgelte. Hierbei ist zu beachten, dass nicht auf allen Teilen des Wasserstraßennetzes 
Schifffahrtsabgaben erhoben werden. Die gesamten Wegeentgelte in dem hier betrachte-
ten Jahr 1987 betrugen lediglich 53 Mio. €.26  
 
4.5.3 Wegekostendeckungsgrad  
Die letzte vom DIW für die Binnenschifffahrt durchgeführte Wegekostendeckungsrechnung 
stammt aus dem Jahr 1990 und liefert die in Tabelle 4-14 aufgeführten Daten für das Be-
zugjahr 1987. Die nach dem globalen Verfahren durchgeführten Wegeausgaben- und We-
gekostenrechungen ergeben Deckungsgrade zwischen 8,5 bis 10,4 %. Dies bedeutet, 
dass nur 8,5 % nach Wegekostenrechnung und 10,4 % nach Wegeausgabenrechnung 
durch Wegeeinnahmen gedeckt sind. 
Dieser sehr gering erscheinende Wert muss jedoch relativiert werden. Im Gegensatz zu 
den anderen Verkehrsträgern besitzen die Binnenwasserstraßen in einem hohen Ausmaß 
verkehrsfremde Funktionen, die in den Berechnungen vom DIW nicht ausreichend berück-
sichtigt worden sind. So erfüllen die Binnenwasserstraßen im Bereich der Gewässerbe-
wirtschaftung neben der eigentlichen Transportfunktion auch die Aufgaben der Nahrungs-
mittelerzeugung (Be- und Entwässerung) sowie Energiegewinnung (Wassermühlen und 
Wasserkraftwerke). Zudem werden die Binnenwasserstraßen für Freizeitaktivitäten (z. B. 
Angeln) als auch für die Trinkwasser- und Brauchwassergewinnung sowie für Abwasser-
bewirtschaftungszwecke genutzt. Die nicht dem Binnenschiffsverkehr zurechenbare Kos-
ten- bzw. Ausgabenbelastung wird bei den bisherigen Rechnungen auf 30 bis 50 % ge-
schätzt.27 Ferner muss bei der Bewertung der Deckungsgrade der Binnenwasserstraßen 
berücksichtigt werden, dass 80 % der Gütertransporte der Binnenschifffahrt auf dem ab-
gabenbefreiten Rhein erfolgen.  
 
Tabelle 4-14: Deckungsgrade der Wegerechnung im Binnenschiffsverkehr 
1987 
Methodik Wegeausgaben / Wegekosten Wegeeinnahmen Deckungsgrad




– nicht abgabepflichtig 
 0,626 Mrd. €
 0,518 Mrd. €
0,108 Mrd. €
0,053 Mrd. € 
 0,053 Mrd. € 




Quelle:  Eigene Darstellung mit Datenmaterial aus Enderlein / Kunert (1990) sowie Aberle (2001). 
                                                
 
26  Vgl. Enderlein, Heinz / Kunert, Uwe (1990): Berechnung der Kosten und Ausgaben für die Wege des Ei-
senbahn-, Straßen-, Binnenschiffs- und Luftverkehrs in der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 1987, 
Berlin, S. 37. 
27  Vgl. Aberle, Gerd (2001): Globalisierung, Verkehrsentwicklung und Verkehrskosten, Gießen, S. 11. 
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4.6 Zusammenfassung 
Wegekosten und Wegekostendeckungsgrade der Verkehrsträger sind abhängig von 
• der Wahl der Rechnungsmethodik (Kosten- oder Ausgabenrechnung), 
• der Berücksichtigung kalkulatorischer Zinsen, 
• der Höhe der angesetzten Kosten für verkehrsfremde Leistungen, 
• den benutzten Zurechnungsschlüsseln bei der Kostenallokation, 
• den als Wegeeinnahme bzw. Wegeentgelte definierten Posten.28 
Methodisch bedingt ergeben sich bei der Wegekostenrechnung generell höhere Werte als 
bei der Wegeausgabenrechung. Aber auch intermodal kommt es zu recht großen Unter-
schieden. So sind die Wegeausgaben je Tonnenkilometer im Schienengüterverkehr um 
mehr als 50 % höher als im Straßengüterverkehr. Ein anderes Bild zeigt sich bei der We-
gekostenrechnung. Hier ist der Unterschied zwischen Schiene und Straße minimal (vgl. 
Tabelle 4-15). 
 
Tabelle 4-15: Wegekosten und Wegeausgaben der Verkehrsträger 












Jahr 1997 1997 1997 1997 1987 1987 
Wegeausgaben / 
-kosten 6,599 Mrd. € 10,718 Mrd. € 4,983 Mrd. € 5,266 Mrd. € 0,510 Mrd. € 0,626 Mrd. € 
Wegeausgaben / 
-kosten je tkm 
43,62 €  
je 1.000 tkm 
70,84 € 
 je 1.000 tkm 
67,43 € 
je 1.000 tkm 
71,25 € 
je 1.000 tkm 
10,26 € 
je 1.000 tkm 
12,60 € 
je 1.000 tkm 
Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an aus Linke, Heike / Rieke, Heilwig / Schmied, Martin (2000) und 
Enderlein, Heinz / Kunert, Uwe (1990) sowie DIW (1990). 
 
Da das aktuellst verfügbare Datenmaterial der Binnenschifffahrt aus dem Jahr 1987 
stammt, kann ein intermodaler Vergleich nur erfolgen, wenn das Bezugsjahr für alle Ver-
kehrsträger identisch ist. Dementsprechend bietet die Tabelle 4-16 einen Überblick über 
die Wegekosten, die Wegekostendeckung sowie die Wegekostendeckungsgrade des Gü-
terverkehrs im Jahr 1987 (nur alte Bundesländer). 
 
                                                
 
28  Vgl. Aberle, Gerd (2001): Globalisierung, Verkehrsentwicklung und Verkehrskosten, Gießen, S. 8. 
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Tabelle 4-16: Wegekosten, Wegekostendeckung und Wegekostendeckungs-
grade im Güterverkehr des Jahres 1987 
Wegekosten Wegekostendeckung Verkehrsträger 
Mrd. € € je  
1.000 tkm 





Lastkraftwagen 6,467 45,21 - 2,826 - 19,76 56,3 % 
DB-Güterverkehr 2,876 48,42 - 2,483 - 41,80 13,7 % 
Binnenschifffahrt 0,626 12,60 - 0,573 - 11,53 8,5 % 
Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Aberle, Gerd (2003). 
 
Im Ergebnis der Berechnungen bestand im Jahr 1987 im Güterverkehr aller drei betrachte-
ten Verkehrsträger eine Wegekostenunterdeckung. Bezogen auf den absoluten Wert der 
Unterdeckung je Tonnenkilometer ergibt sich hierbei ein eindeutiges Bild zugunsten der 
Binnenschifffahrt. 
Während die Binnenschifffahrt mit einem Wert von 11,53 € je 1.000 tkm eine vergleichs-
weise geringe Wegekostenunterdeckung aufweist, ist der vergleichbare Wert im Schie-
nengüterverkehr fast viermal so hoch (41,80 €). Auch die Lastkraftwagen erreichen mit 
einer Unterdeckung von 19,76 € je 1.000 tkm einen im Vergleich zum Binnenschiff 
schlechteren Wert. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass sich im Straßengüter-
verkehr seit 1987 durch die schrittweise Erhöhung der Mineralölsteuer im Rahmen der 
Ökosteuergesetze sowie die Einführung der Lkw-Maut auf Autobahnen die Wegeeinnah-
men deutlich erhöht haben.  
Im relativen Vergleich des Verhältnisses zwischen Wegeeinnahmen und Wegekosten er-
reicht der Straßengüterverkehr mit einem Kostendeckungsgrad von 56,3 % im Jahr 1987 
das beste Ergebnis. Im Güterverkehr der DB und in der Binnenschifffahrt werden mit 
13,7 % bzw. 8,5 % vergleichsweise deutlich geringere Deckungsgrade erzielt.  
Mit Blick auf die Binnenschifffahrt ist hierbei allerdings zu berücksichtigen, dass die Bin-
nenwasserstraßen im Gegensatz zu den anderen Verkehrswegen in erheblichem Umfang 
wichtige verkehrsfremde Funktionen erfüllen, die bei den vorliegenden Berechnungen 
nicht in einem ausreichenden Maße berücksichtigt worden sind. 
 
4.7 Fazit 
Im Vergleich der Verkehrsträger wies die Binnenschifffahrt im Jahr 1987 den geringsten 
Wegekostendeckungsgrad auf. Insbesondere der Lkw wies deutlich günstigere Werte auf, 
die durch weitere Steuererhöhungen und die Einführung der Lkw-Maut inzwischen noch 
günstiger sein dürften. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass die Binnenwasserstra-
ßen als einzige der verglichenen Infrastrukturen in erheblichem Maße verkehrsfremde 
Funktionen erfüllt. 
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Darüber hinaus stellen die Wegekosten nur einen Bruchteil der zur Erzielung eines Wohl-
fahrtsoptimums insgesamt verursachergerecht anzulastenden sozialen Grenzkosten des 
Verkehrs dar. So liegen beispielsweise allein die gesamtwirtschaftlichen Unfallkosten des 
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5 Steuerliche Rahmenbedingungen 
5.1 Einleitung 
Die aktuelle Verkehrspolitik und die damit verbundenen steuerlichen Rahmenbedingungen 
auf europäischer Ebene sind von politischen Entscheidungen der Vergangenheit geprägt. 
Gerade Deutschland kann hierbei auf eine lange Tradition zurückblicken.29 Bereits im Mit-
telalter wurden als steuerpolitische Maßnahmen Wegezölle erhoben.  
Vor dem Hintergrund der Diskussion um mögliche internationale Wettbewerbsverzerrun-
gen, der Konkurrenz zwischen den Verkehrsträgern sowie der fiskalpolitischen Beeinflus-
sung intermodaler Verkehrsverlagerungen werden nachfolgend die aktuellen steuerlichen 
Rahmenbedingungen im Güterverkehr grenzüberschreitend näher betrachtet.  
 
5.2 Straßenverkehr 
5.2.1 Steuerliche Regelungen 
Zu den verkehrspezifischen Steuern im Straßengüterverkehr zählen insbesondere die 
Kraftfahrzeug- und die Mineralölsteuer. Während die Kraftfahrzeugsteuer fahrleistungsun-
abhängig ist, handelt es sich bei der Mineralölsteuer um eine fahrleistungsabhängige 
Steuer. Zusätzlich müssen schwere Nutzfahrzeuge für die Benutzung von Autobahnen und 
ausgewählten Bundesstraßen eine Gebühr (Maut) entrichten. Im europäischen Vergleich 
zeigen sich bei der Steuer- und Gebührenhöhe starke Differenzen. 
 
5.2.1.1 Kraftfahrzeugsteuer für Nutzfahrzeuge 
In Deutschland ist die gesetzliche Grundlage für die Kraftfahrzeugsteuer das Kraftfahr-
zeugsteuergesetz (KraftStG) 2002 in seiner Fassung vom 24.03.2007. Das Gesetz be-
steuert u. a. das Halten von im Inland zugelassenen Fahrzeugen für die Benutzung öffent-
licher Straßen. Ferner regelt es Vergünstigungstatbestände, die gezielt ökologisch vorteil-
hafte Kraftfahrzeugtechnik oder bestimmte Wirtschaftssubjekte fördern sollen.  
Für den Güterkraftverkehr interessante Kfz-Steuer-Vergünstigungen ergeben sich für den 
Kombinierten Verkehr gem. § 3 Abs. 1 Nr. 9 KraftStG:  
„Von der Steuer befreit ist das Halten von Fahrzeugen, solange sie ausschließlich für die 
Zustellung und Abholung von Behältern mit einem Rauminhalt von fünf Kubikmetern oder 
mehr, von wechselbaren Aufbauten oder von Kraftfahrzeuganhängern verwendet werden, 
die im Vor- oder Nachlauf im Kombinierten Verkehr 
                                                
 
29  Vgl. Eckey, Hans-Friedrich / Stock, Wilfried (2000): Verkehrsökonomie – Eine empirisch orientiere Einfüh-
rung in die Verkehrswissenschaften, Wiesbaden, S. 317-333. 
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Schiene/Straße zwischen Be- oder Entladestelle und nächstgelegenem geeigneten 
Bahnhof oder 
Binnenwasserstraße/Straße zwischen Be- oder Entladestelle und einem innerhalb eines 
Umkreises von höchstens 150 Kilometern Luftlinie gelegenen Binnenhafen oder 
See/Straße mit einer Seestrecke von mehr als 100 Kilometern Luftlinie zwischen Be- 
oder Entladestelle und einem innerhalb eines Umkreises von höchstens 150 Kilometern 
Luftlinie gelegenen Seehafen 
befördert worden sind oder befördert werden. Voraussetzung ist, dass die Fahrzeuge äu-
ßerlich als für diese Zwecke bestimmt erkennbar sind.“ 
Außerdem sieht der § 4 KraftStG eine Erstattung von bis zu 100 % der Steuer bei der Be-
förderung von Fahrzeugen mit der Eisenbahn vor. Um diese Steuervergünstigung im vol-
len Umfang erhalten zu können, muss ein Kraftfahrzeughalter innerhalb eines Jahres auf 
mehr als 124 Fahrten, beladen oder leer, von der Eisenbahn befördert worden sein. Er-
reicht er dieses Ziel nicht, kann er bei mehr als 93 Fahrten 75 %, bei mehr als 62 Fahrten 
50 % und bei mehr als 31 Fahrten 25 % der Jahressteuer zurückerstattet bekommen. Ziel 
dieser steuerlichen Vergünstigung ist eine intermodale Verlagerung von der Straße auf die 
Schiene. Um einen noch stärkeren Anreiz für diesen Wechsel im Güterfernverkehr zu ge-
ben, werden Fahrten, die länger als 400 Kilometer sind, zweifach und Strecken, die sogar 
länger als 800 Kilometer sind, dreifach gerechnet. Mit dieser Steuervergünstigung des 
Kombinierten Verkehrs sollen die Straßen entlastet werden. 
Für alle Fahrzeuge, die nicht in den Genuss der oben beschriebenen Regelung kommen, 
wird eine Kraftfahrzeugsteuer erhoben. Bei den Nutzfahrzeugen sind die Steuerklassen 
nach Schadstoffklassen (bzw. Geräuschklasse) und dem zulässigen Gesamtgewicht 
unterteilt (s. Abbildung 5-1). Es ist deutlich zu erkennen, dass die Steuersätze mit 
steigender Umwelt- und mit steigender Gewichtsbelastung des Verkehrswegs Straße 
zunehmen.  
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Abbildung 5-1: Kraftfahrzeugsteuersätze für Nutzfahrzeuge in Deutschland (in € 
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andere Fahrzeuge (gem. § 9 Abs. 4d KraftStG)
 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis des KraftStG (BGBl. I S. 356, 2002), i. d. F. vom 24.03.2007.  
 
In den einzelnen europäischen Staaten variieren die Berechnungsmethoden und die Kraft-
fahrzeugsteuersätze zum Teil sehr stark. Abbildung 5-2 zeigt die unterschiedliche Kraft-
fahrzeugsteuerbelastung in Europa für einen 40-t-Referenz-Lkw.30 Mit einer Kraftfahr-
zeugsteuer von 2.962 € pro Jahr ist Österreich im europäischen Vergleich Spitzenreiter. 
Aber auch Deutschland, mit einem Betrag von 1.521 €, gehört neben Finnland und der 
Schweiz zu den Ländern mit der höchsten steuerlichen Belastung. In den Niederlanden 
hingegen beträgt die Kraftfahrzeugbelastung nur 720 € pro Jahr.  
                                                
 
30  Vgl. Kummer, Sebastian (2006): Einführung in die Verkehrswirtschaft, Wien, S. 205. 
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Abbildung 5-2: Vergleich der Kraftfahrzeugsteuerbelastung in Europa für einen 



























































Quelle: Kummer, Sebastian (2006), S.205. 
 
5.2.1.2 Mineralölsteuer 
Bei der Mineralölsteuer handelt es sich um eine Territorialsteuer, die durch eine Betan-
kung im Ausland umgangen werden kann.31 Innerhalb Europas existieren zum Teil starke 
Differenzen in Bezug auf diese Steuer. Hieraus entstehen Anreize, eine Art „Tank-
Tourismus“ zu betreiben. Im grenzüberschreitenden Güterverkehr können Kraftwagenfah-
rer eine Betankung in dem Land vornehmen, in dem bei unterstellten gleichen Nettoprei-
sen der niedrigste Mineralölsteuersatz herrscht. Auch hier können Wettbewerbsverzerrun-
gen entstehen. Einen Überblick der Mineralölsteuersätze in Europa liefert die Abbildung 
5-3.  
 
                                                
 
31  Vgl. Kummer, Sebastian (2006): Einführung in die Verkehrswirtschaft, Wien, S. 206. 
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Quelle: Kummer, Sebastian (2006), S.206. 
 
Der direkte Vergleich zwischen Deutschland und den Niederlanden zeigt eine Differenz 
von 11,05 Cent pro Liter. Dies ist ein Wettbewerbsvorteil zugunsten niederländischer Spe-
ditionen. Deutsche Unternehmen können nur im grenznahen oder grenzüberschreitenden 
Verkehr von den günstigeren Mineralölsteuersätzen im Ausland profitieren.  
Hinter Großbritannien und der Schweiz liegt Deutschland auf Platz drei im europäischen 
Vergleich. Dies liegt nicht zuletzt darin begründet, dass im Rahmen der Ökosteuergesetze 
die Mineralölsteuer zwischen 1999 und 2003 schrittweise erhöht worden ist.  
Im Jahr 2003 betrug der Anteil der Ökosteuer an der gesamten Jahresabgabenbelastung 
bei einem 40-t-Referenz-Lkw 30,5 %. Nicht nur durch die Ökosteuer sondern auch durch 
die im Jahr 2005 eingeführte Lkw-Maut hat sich die Abgabenlast im hier betrachteten Fall 
seit 1999 mehr als verdoppelt (vgl. Abbildung 5-4).  
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Abbildung 5-4: Entwicklung der Jahresabgabenbelastung eines deutschen 40 t-
Lastzuges (Euro II) 1999-2006 
 
Quelle: Bundesverband Güterkraftverkehr und Logistik (2006). 
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In der EU ergibt sich durch die deutsche Ökosteuer ein Wettbewerbsproblem, denn viele 
Staaten praktizieren diese Zusatzbelastung nicht. Vielmehr kann festgestellt werden, dass 
Länder wie Frankreich, die Niederlande, Belgien und Italien sogar Treibstoffsubventionen 
an die jeweiligen inländischen Straßenverkehrsunternehmen zahlen.  
 
5.2.1.3 Straßennutzungsgebühren für schwere Nutzfahrzeuge 
Unter Berücksichtigung der europäischen Richtlinie 93/89 EWG schlossen Belgien, Dä-
nemark, Deutschland, Luxemburg und die Niederlande 1994 eine Abmachung über die 
Erhebung einer fahrleistungsunabhängigen Straßenbenutzungsgebühr in Form einer Euro-
vignette, die Gültigkeit auf den Straßen innerhalb der partizipierenden Länder besaß.  
In Deutschland wurde die Eurovignette ab dem 01.01.2005 zugunsten einer Lkw-Maut 
abgeschafft. Für alle anderen Verbundstaaten, die an der Abmachung von 1994 beteiligt 
waren, gilt nach wie vor die zeitabhängige Eurovignette (vgl. Tabelle 5-1). 
 
Tabelle 5-1: Übersicht über die Mauterhebung in Europa (Stand: August 2004) 
Land zeitabhängige Gebühr 
streckenabhängige Maut je 
gebührenpflichtigen km sonstiges 
Belgien Eurovignette   
Dänemark Eurovignette   
Deutschland (keine USt.)  0,09 – 0,14 €  
Frankreich (exkl. 19,6 % USt.)  0,14 – 0,19 €  
Griechenland (keine USt.)  0,02 – 0,03 €  
Großbritannien (exkl. 17,5 % USt.)          M6: 0,15 – 0,18 € Stadtmaut in London 
Italien (exkl. 20 % USt.)  0,04 – 0,11 €  
Kroatien (keine USt.)  0,12 – 0,18 €  
Luxemburg Eurovignette   
Mazedonien (keine USt.)  0,08 – 0,17 €  
Niederlande Eurovignette   
Norwegen   Stadtmaut 
Österreich (exkl. 20 % USt.)  0,13 – 0,273 € Brenner-, Pyhrn-, Tauernauto-bahn 
Polen Vignette  Maut (A2, A4) 
Portugal (exkl. 17 % USt.)  0,10 – 0,14 €  
Rumänien Vignette   
Schweden Eurovignette   
Schweiz (keine USt.) 
 0,03 – 0,45 € + pauschale Zusatz-LSVA für 
Fahrzeugkombinationen über 
34 t zul. GG 
Serbien und Montenegro  0,13 – 0,28 €  
Slowakische Republik Vignette   
Slowenien (exkl. 20 % USt.)  0,06 – 0,15 €  
Spanien (exkl. 16 % USt.)  0,10 – 0,13 €  
Tschechische Republik Vignette   
Türkei (keine USt.)  0,02 – 0,03 €  
Ungarn Vignette   
Weißrussland   Transitstrecke Polen-Russland 
Quelle: Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (2004). 
 
5.2.2 Förderung 
Dem Staat stehen finanzpolitische Instrumente zur Verfügung, mit denen er unterstützend 
bei der Finanzierung von Güterkraftverkehrsunternehmen eingreifen kann. Hierzu zählen 
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insbesondere Kreditbürgschaften sowie Krediterleichterungen, die durch öffentliche Institu-
tionen meist im Rahmen einer Mittelsstandsförderung vergeben werden. Die Bedingungen 
und Ausgestaltung dieser Finanzmittel sind von Land zu Land sehr verschieden. 
Ferner besteht die Möglichkeit für den Staat durch angepasste Abschreibungsmodalitäten 
Entlastungen für Transportunternehmen zu erzielen. Unter der Voraussetzung, dass ein 
Wirtschaftssubjekt Gewinne erwirtschaftet, können Steuervorteile durch eine kürzere Ab-
schreibungsdauer und / oder höhere Abschreibungssätze generiert werden. 
Im europäischen Durchschnitt ergeben sich Laufzeiten für Abschreibungen bei den Lkw / 
Sattelzugmaschinen von 5,4 Jahren und bei den Anhängern / Aufliegern von 6,7 Jahren 
(vgl. Tabelle 5-2). Während die Schweiz recht niedrige Nutzungsdauern aufweist, liegen 
die vergleichbaren Werte für den spanischen Güterkraftverkehr am oberen Ende. Deutsch-
land hingegen befindet sich in diesem Vergleich im Mittelfeld, hat aber immer noch über-
durchschnittlich lange Abschreibungszeiträume. In den Niederlanden ist nicht die gesetz-
lich vorgeschriebene, sondern die wirtschaftliche Nutzungsdauer relevant. Aufgrund der 
hohen Qualitätsstandards in der Nutzfahrzeugindustrie ist davon auszugehen, dass die 
wirtschaftliche Nutzungsdauer immer höher ist als der in Tabelle 5-2 angegebene EU-
Durchschnitt. Generell ist festzustellen, dass Anhänger / Auflieger eine höhere Nutzungs-
dauer aufweisen als ihre Lkw / Sattelzugmaschinen. 
 
Tabelle 5-2: Laufzeiten für Abschreibungen im Güterkraftverkehr 
 
Land Lkw / Sattelzugmaschine Anhänger / Auflieger 
Deutschland: 
Brachentabelle Nr. 9 
 
Tabelle allgemein verwendbare Wirtschaftsgüter 
 
< 7,5 t 6 Jahre 






Belgien 4 Jahre 8 Jahre 
Finnland 5-6 Jahre 10 Jahre 
Frankreich 4 Jahre 5 Jahre 
Italien 6 bis 11 Jahre je nach km-Leistung aber Wahlrecht für Steuerpflichtige 
12 Jahre 
Niederlande Keine festen Fristen, ausschlaggebend ist wirtschaftliche Nut-zungsdauer. 
Schweiz  2,5 Jahre 3 1/3 Jahre 
Spanien 10, 12 oder 14 Jahre 18 Jahre 
EU-Durchschnitt 5,4 Jahre 6,7 Jahre 
Quelle:  Deutsches Verkehrsforum (2001): Wettbewerbsbedingungen im Straßengüterverkehr der EU: Be-
standsaufnahme und Harmonisierungsbedarf, Berlin. 
 
5.3 Schienenverkehr 
5.3.1 Steuerliche Regelungen 
Die steuerlichen Regelungen im Schienenverkehr beeinflussen sowohl den intermodalen 
als auch den internationalen Wettbewerb. Im Güterverkehr spielen hierbei die Mineral-
ölsteuer und die Stromsteuer eine Rolle. Die Mehrwertsteuer kann hingegen vernachläs-
sigt werden, da die Güter in aller Regel auf Rechnung von Händlern oder Herstellern 
transportiert werden und die gezahlte Mehrwertsteuer somit im Gegenzug als Vorsteuer 
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geltend gemacht werden kann. Die Höhe der Mehrwertsteuer spielt hierbei keine Rolle. 
Ähnlich wie im Straßenverkehr sind im Eisenbahnsektor die Mineralölsteuersätze auf der 
europäischen Ebene nicht harmonisiert. Folglich ergeben sich Wettbewerbsdisparitäten für 
die nationalen Eisenbahnunternehmen. Bis auf Deutschland haben alle Länder reduzierte 
Mineralölsteuersätze für den Eisenbahnverkehr. Während in den Niederlanden keine Mi-
neralölsteuer erhoben wird, fielen in Deutschland hierfür im Jahr 2001 umgerechnet 41 
Cent pro Liter an. 
 
Abbildung 5-5: Mineralölsteuern für die Bahn im europäischen Vergleich (Stand: 
05/2001) 
 
Quelle:  Sauter-Servaes, Thomas (2006): Mineralöl- und Mehrwertsteuer im europäischen Vergleich, For-
schungs-Informations-System [Hrsg], Bonn. 
 
In Rahmen der „Ökologischen Steuerreform“ wurde in Deutschland eine zusätzliche Steu-
er auf Strom eingeführt. Da die Verkehrsleistungen im Güterverkehr der Bahn überwie-
gend mit Strom erbracht werden, sind hieraus – trotz des auf 56 % ermäßigten Stromsteu-
ersatzes – erhebliche zusätzliche Kosten entstanden. Die Bahn sieht sich hierdurch so-
wohl im Wettbewerb mit der Schifffahrt als auch gegenüber konkurrierenden europäischen 
Eisenbahnunternehmen benachteiligt. So machen nahezu alle EU-Mitgliedsstaaten von 
der Möglichkeit Gebrauch, den Schienenverkehr von Energiesteuern zu befreien.32  
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5.3.2 Förderung 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Wohnungswesen beziffert für den Zeitraum 
von 1994 bis 2005 das Ausgabenvolumen des Bundes einschließlich aller Regionalisie-
rungsmittel auf einen Betrag von 232 Mrd. €. Umgerechnet ergibt sich hieraus eine jährlich 
durchschnittliche Belastung des Bundeshaushalts von 19,3 Mrd. €. Im Jahr 2005 erreich-
ten die Ausgaben des Bundes eine Höhe von 18,8 Mrd. €. Mit einem Anteil von 7 % an 
den Gesamtausgaben des Bundes erscheint dieser Wert recht groß, jedoch wurde der 
Großteil des Geldes nicht für die Deutsche Bahn AG benutzt sondern für Tilgungen, Altlas-
ten sowie für das Bundeseisenbahnvermögen (BEV) eingesetzt.33 
11,3 Mrd. € an Darlehen und 28,8 Mrd. € Baukostenzuschüsse gingen insgesamt zwi-
schen 1994 und 2005 an die Deutsche Bahn AG. Demzufolge wurde seitens des Bundes 
ein durchschnittlicher Betrag von 3,7 Mrd. € pro Jahr in Infrastrukturmaßnahmen investiert. 
Darüber hinaus erhielt die Deutsche Bahn AG indirekt jedoch anteilig Regionalisierungs-
mittel von durchschnittlich 3,6 Mrd. € pro Jahr.34 
Gemäß dem Schienenwegeausbaugesetz (SchWAbG) kann die DB Netz AG auf zinslose 
Darlehen für Investitionen in das Bundesschienenwegenetz zurückgreifen. Bei dem als 
Regelförderung bezeichneten Verfahren müssen jedoch die Abschreibungsgegenwerte 
pro Jahr zurückgezahlt werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Neu- und Ausbau-
investitionen auch durch Baukostenzuschüsse zu finanzieren. Bei dieser seit 1998 fast 
ausschließlich durchgeführten Finanzierung bestehen seitens der Deutschen Bahn AG 
keine Zins- und Rückzahlungsverpflichtungen. 
 
5.4 Binnenschifffahrt 
5.4.1 Steuerliche Regelungen 
5.4.1.1 Besteuerung von reinvestierten Veräußerungsgewinnen 
Deutsche Unternehmen (insbesondere Partikuliere in der Trockenschifffahrt) erwirtschaf-
ten seit nun bald einem Jahrzehnt keine ausreichenden Gewinne, um Eigenkapital für die 
Schiffsmodernisierung zu bilden. Das nominale (in Bilanzen ausgewiesene) Eigenkapital 
vieler Unternehmen ist aufgebraucht bzw. bereits negativ. Allerdings gibt es in den meisten 
Fällen stille Reserven durch die potenziellen Veräußerungswerte bereits weitgehend ab-
geschriebener Schiffe. Aufgrund der zwischen 1999 bis 2005 in Deutschland geltenden 
Rechtslage waren durch Verkauf aktivierte stille Reserven sofort steuerpflichtig. Sie konn-
                                                                                                                                                  
 
32 Vgl. hierzu: Lenkungskreis Schienenverkehr im Deutschen Verkehrsforum, Eckpunktepapier zur Belastung 
des öffentlichen Verkehrs durch energiepolitische Maßnahmen, o. O., April 2005 
33  Vgl. Monopolkommission (2007): Wettbewerbs- und Regulierungsversuche im Eisenbahnverkehr – Son-
dergutachten der Monopolkommission gemäß § 36 AEG, Bonn, S. 49f. 
34  Vgl. Monopolkommission (2007): Wettbewerbs- und Regulierungsversuche im Eisenbahnverkehr – Son-
dergutachten der Monopolkommission gemäß § 36 AEG, Bonn, S. 50. 
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ten daher nur mit dem verbleibenden Teil für den Ankauf neuer(er) Schiffe verwendet wer-
den. Eine damit notwendige hohe Fremdfinanzierung verbot sich aufgrund der beschränk-
ten Rentabilität und wurde angesichts des Rückzugs vieler Banken aus der langfristigen 
Kreditgewährung an mittelständische Unternehmen weiter erschwert. 
Im Gegensatz zum damaligen deutschen Steuersystem ist in den Niederlanden seit jeher 
ein Verfahren erlaubt, welches beim Verkauf eines Schiffes aufgelöste stille Reserven bis 
zu 3 Jahre als Rücklage für Neuinvestitionen bilanzieren und damit der sofortigen Besteu-
erung entziehen kann. Diese Regelung führt zu einer in die Zukunft verlagerten Versteue-
rung des Veräußerungsgewinns. Darüber hinaus kann bei einer periodisch wiederholten 
Veräußerung in Verbindung mit einem Schiffsneukauf eine kumulative Wirkung der Steu-
erverschiebung bis zur Auflösung der Gesellschaft entstehen.35 
Durch diese steuerrechtliche Praxis wird es den niederländischen Unternehmen im Ge-
gensatz zu den europäischen Wettbewerbern ermöglicht, kostengünstiger ihre Flotte zu 
modernisieren.  
In Deutschland bestand bis zum 24.03.1999 eine ähnliche Regelung wie in den Niederlan-
den. Aus Angst vor Steuersparmodellen wurde diese jedoch im Rahmen einer Novellie-
rung des Einkommensteuergesetzes (EStG) abgeschafft. Der hierfür relevante § 6b EStG 
wurde dahingehend verändert, dass dessen Gültigkeit für Binnenschiffsunternehmen auf-
gehoben wurde (vgl. Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002). Die hieraus entstandene 
Stagnation der Investitionspolitik führte zu einer Überalterung und einer gleichzeitigen 
technischen Unterlegenheit der deutschen im Vergleich zur niederländischen Flotte. Erst 
am 5. Mai 2006 wurde seitens der Bundesregierung mit der Bekanntgabe des Gesetzes 
zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung dieser Entwicklung entge-
gengesteuert. Im Rahmen dieses Reformpaketes wurde den Binnenschiffsunternehmen 
rückwirkend zum 1. Januar 2006 und befristet auf fünf Jahre das Recht wieder eingeräumt, 
Veräußerungsgewinne steuerfrei in andere Schiffe zu reinvestieren. 
 
5.4.1.2 Mineralölsteuer 
Gem. § 4 Abs. 1 Nr. 4 MinöStG sind Schweröle als Betriebsstoffe für die gewerbliche Bin-
nenschifffahrt von der Mineralölsteuer befreit. Ziel dieser steuerpolitischen Maßnahme ist 
eine Angleichung der Wettbewerbsverhältnisse der auf anderen Wasserstraßen ver-
kehrenden Schifffahrt an die aufgrund internationaler Verträge für das Rheinstromgebiet 
geltende Abgabenbefreiung.36  
 
                                                
 
35  Für eine ausführliche Berechung s. PLANCO Consulting GmbH, Potenziale und Zukunft der deutschen 
Binnenschifffahrt, Essen 2003, S. 246f. 
36  Vgl. Bundesregierung (2006): Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Finanzhilfen des Bun-
des und der Steuervergünstigungen für die Jahre 2003 bis 2006, Berlin, S. 100. 
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5.4.1.3 Versicherungssteuer und Sozialversicherungssysteme 
Ein Vergleich zwischen den Niederlanden und Deutschland zeigt, dass in Bezug auf die 
Steuer- und Sozialversicherungssysteme zum einen die niederländischen Versicherungs-
steuern deutlich geringer ausfallen und zum anderen bestimmte berufsbedingte Beiträge 
nur auf der deutschen Seite zu entrichten sind. So werden Beiträge zur Berufsgenossen-
schaft, die eine steigende Tendenz aufgrund der sich verschlechternden Alterstruktur 
ausweisen, nur in Deutschland erhoben. 
 
5.4.2 Förderung 
Im Rahmen der Förderung besteht die Möglichkeit für den Staat, die Binnenschifffahrtsun-
ternehmen mit Hilfe von Kreditbürgschaften, Krediterleichterungen sowie Zuschüssen als 
auch durch Bereitstellung von Wagniskapital zu unterstützen. Auch hier zeigen sich spe-
ziell zwischen Deutschland und den Niederlanden länderspezifische Besonderheiten. 
 
5.4.2.1 Staatliche Kreditbürgschaften und Krediterleichterungen 
Niederländische Unternehmen (nicht nur aus der Binnenschifffahrt) können auf eine 
Staatsgarantie mit einem Kreditvolumen von maximal 900.000 € und einer Laufzeit von 
höchstens 6 Jahren zurückgreifen. Diese Garantie wird der finanzierenden Bank gegeben, 
die eine Gebühr von 3 % des Kreditvolumens an den Staat abzuführen hat. In der Regel 
wird diese Gebühr an den Kreditnehmer weitergegeben.  
Hauptstandbein der Mittelstandsförderung in Deutschland sind vergünstigte – teilweise 
dann auch öffentlich gesicherte – Kredite für Gründer sowie kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU). Die Kreditanstalt für Wiederaufbau vergibt aus öffentlichen Mitteln Darlehen 
zu vergünstigten Zinssätzen und gründerfreundlichen Konditionen. Zwei Drittel der Investi-
tionen in ein neues/gebrauchtes Schiff können mit einer Kombination aus einem Darlehen 
aus dem Eigenkapitalhilfeprogramm (EKH), das vollständig über eine Bundesbürgschaft 
abgesichert ist, und dem ERP-Existenzgründungs-Darlehensprogramm finanziert werden. 
Die Höchstsätze für beide Programme betragen jeweils 500.000 €. 
Während der Staat in den Niederlanden (bis zu 900.000 €) eine Kreditbürgschaft mit nied-
rigen Garantiegebühren der gesamten niederländischen Wirtschaft gewährt, bekommen in 
Deutschland nur Existenzneugründer eine solche Garantie (bis zu 500.000 €). Die Moder-
nisierung der Schiffe bestehender Unternehmen in Deutschland wird hierdurch benachtei-
ligt. 
 
5.4.2.2 Förderung von Wagniskapital 
In den Niederlanden können Unternehmen von privaten oder institutionellen Kreditgebern 
Wagniskapital bekommen. Durch staatliche Förderung erhält der Geldgeber hierbei bis zu 
einem jährlichen Gesamtvolumen von 270.000 € die Möglichkeit, mit der Höhe schrittweise 
abnehmende prozentuale Beträge von seinem zu versteuernden Einkommen abzuziehen 
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(bis 31.000 € 26,5 %, die sich auf 3 % des letzten bis zur Grenze von 270.000 € verliehe-
nen Euros vermindern). 
Zwar gibt es in Deutschland keine finanzielle Förderung von Wagniskapital, jedoch gibt es 
Wagniskapitalgeber aus dem öffentlichen Bereich. Hierzu zählt beispielsweise die gbb 
Beteiligungs-AG, ein Tochterunternehmen der Deutschen Ausgleichsbank (einer Bank der 
Bankengruppe der Kreditanstalt für Wiederaufbau), sowie Wagniskapitalgesellschaften 
aus dem Umfeld der Sparkassen. 
Weder in Deutschland noch in den Niederlanden sind Informationen über den Umfang des 
tatsächlich in das Binnenschifffahrtsgewerbe fließenden Wagniskapitals verfügbar.  
 
5.4.3 Zuschüsse 
In Deutschland besteht eine im internationalen Vergleich sehr weit gehende Förderung 
von Anlagen für den Kombinierten Verkehr (bis 80 % Zuschuss). In den Niederlanden liegt 
die Förderung bei 50 % mit einer engen Höchstbegrenzung der Fördersumme. Allerdings 
können in den Niederlanden im Gegensatz zu Deutschland auch konventionelle Um-
schlagseinrichtungen gefördert werden. 
In Bezug auf Zuschüsse für umweltentlastende Investitionen an den Schiffen können die 
niederländischen Unternehmen auf eine attraktivere Förderung zurückgreifen. Zwar gibt es 
in Deutschland verschiedene Möglichkeiten, über die Kreditanstalt für Wiederaufbau zins- 
und tilgungsbegünstigte Darlehen für energiesparende oder andere umweltentlastende 
Investitionen zu bekommen, jedoch werden keine direkten Zuschüsse gewährt.  
In den Niederlanden37 hingegen gibt es neben einer Vielzahl direkter Zuschüsse auch Ab-
züge vom zu versteuernden Gewinn oder von der zu entrichtenden Einkommensteuer. Es 
besteht für die niederländischen Unternehmen daher ein deutlicher Vorteil gegenüber dem 
deutschen System, wo der Subventionsanteil erst über eine Reihe von Jahren realisiert 
wird. Auch wenn in letzter Zeit weitere Förderprogramme der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau für das Binnenschifffahrtsgewerbe geöffnet wurden, handelt es sich immer um Darle-
hen. Direkte Zuschüsse in diesem Bereich gibt es nicht. Für Ausbildungs- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen speziell für die Binnenschifffahrt, Forschungs- und Entwicklungsprojek-
te sowie Beratungsmaßnahmen hingegen werden direkte Zuschüsse gewährt.38 
 
                                                
 
37  Diese Fördermaßnahmen gelten in aller Regel nicht speziell für die Binnenschifffahrt, aber auch für diese. 
Eine Übersicht über die bestehenden Programme befindet sich auf den Internetseiten des Bureau Innovatie 
Binnenvaart (www.innovatie.binnenvaart.nl). 
38  Eine Übersicht über die für die Binnenschifffahrt relevanten Förderprogramme kann auf der Internetseite 
des Bundesverbands der Deutschen Binnenschifffahrt e.V. (BDB) heruntergeladen werden 
(www.binnenschiff.de). 
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5.4.4 Förderung schifffahrtsnaher Institutionen 
Der niederländische Staat gewährt verschiedenen der Binnenschifffahrt nahe stehenden 
Institutionen eine finanzielle Förderung. Die jährlichen Beiträge schwanken, da grundsätz-
lich keine Dauerförderung beabsichtigt ist. Vielmehr ist das Ziel, eine Anschubfinanzierung 
zu gewähren. Die niederländische Institutionenlandschaft ist in ihrer schwer übersehbaren 
Vielfalt nicht unbedingt ein Vorbild. Sie unterstreicht jedoch die gegenüber Deutschland 
stärkere politische Wertschätzung dieses Sektors. In Deutschland gibt es eine vergleichba-
re Förderung nur für das Short Sea Shipping Inland Waterway Promotion Center (SPC), 
welches im BMVBS angesiedelt ist. 
 
5.5 Fazit 
In Europa sind im Laufe der Zeit vielfach Steuerbemessungsgrundlagen und Steuersätze 
ohne eine EU-weite Abstimmung geändert worden. Steuerbefreiungstatbestände und -
vergünstigungen wurden eingeführt, die gegenwärtig vor allem durch wirtschafts- und um-
weltpolitische Aspekte begründet werden. 
Im Güterkraftverkehr sind niedrige Sozialabgaben, unterschiedliche Kraftfahrzeug-
steuerbelastungen und spezielle Subventionstatbestände (insbesondere die Treibstoffsub-
ventionierung) die Ursache für Wettbewerbsdisparitäten zwischen inländischen und aus-
ländischen Unternehmen. Zwar gibt es in Deutschland eine zielgerichtete umweltpolitische 
Förderung, die im internationalen Vergleich jedoch in keinem Verhältnis zu den sonstigen 
Belastungen steht. Im Vergleich mit Deutschland sind die steuerlichen Rahmenbedingun-
gen in den Niederlanden deutlich besser. So ist beispielsweise die deutsche Kraftfahr-
zeugsteuerbelastung doppelt so hoch wie die niederländische. Zudem sind Mineralölsteu-
ersätze über 11 Cent pro Liter höher. Im Resultat ist die Jahresabgabenbelastung eines 
40 t-Lastzugs mit einer Jahresfahrleistung von 135.000 km in Deutschland insgesamt 
30 % höher. 
Ähnlich wie im Straßengüterverkehr ergeben sich beim Eisenbahngüterverkehr speziell im 
Vergleich mit den Niederlanden Wettbewerbsnachteile für deutsche Unternehmen. Wäh-
rend in Deutschland der volle Mineralölsteuersatz erhoben wird, sind niederländische Ei-
senbahnunternehmen von dieser Steuer vollständig befreit. Ähnliche Disparitäten ergeben 
sich im europäischen Vergleich bei der Stromsteuer. 
Das Binnenschiff ist zwar im Gegensatz zum dieselbetriebenen Güterzug von der Mineral-
ölsteuer befreit, jedoch ergeben sich auch hier im europäischen Vergleich Wettbewerbs-
verzerrungen. Durch vielfältige Steuer- und Finanzierungsvorteile sowie Zuschüsse gelang 
es den Niederlanden und Belgien, die Flotten in den 90er Jahren zu modernisieren und so 
einen bedeutenden Wettbewerbsvorteil gegenüber ihren deutschen Konkurrenten zu er-
langen. 
Festzuhalten bleibt, dass eine weitere Harmonisierung der steuerlichen Rahmenbedingun-
gen in der Europäischen Union notwendig ist, um internationale Wettbewerbsverzerrungen 
im Güterverkehr abzubauen. 
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6 Verkehrsmengen und Prognosen 
6.1 Einleitung 
Sämtliche Verkehrsprognosen zeigen erhebliche Steigerungen im Verkehrsaufkommen 
und der Verkehrsleistung. So geht beispielsweise die Europäische Kommission von einer 
Verdoppelung des Verkehrs im Zeitraum 2000 bis 2020 aus. In welchen Segmenten des 
Verkehrsmarktes besondere Steigerungen zu erwarten sind und inwieweit die Binnen-
schifffahrt daran partizipieren kann ist Gegenstand des nachfolgenden Kapitels. So muss 
in diesem Zusammenhang u. a. besonderes Augenmerk auf den Seehafenhinterlandver-
kehr und sogenannte binnenschiffsaffine Gütergruppen geworfen werden. 
 
6.2 Allgemeines Wachstum des Verkehrs 
Es ist erwartet worden, dass die Binnenschifffahrt im Rahmen des allgemeinen Wachs-
tums des Güterverkehrs Verlierer des Güterstruktureffekts sei. Nachfolgend wird im Ver-
gleich der Verkehrsträger herausgearbeitet, inwiefern diese Aussage zu relativieren ist. 
Außerdem gilt es zu prüfen, ob im Massengutsegment der Binnenschifffahrtstransporte 




Nach der Prognose des aktuellen Bundesverkehrswegeplans (BVWP 2003) wird das Gü-
tertransportaufkommen der Verkehrsträger Binnenschiff, Bahn und Straße in Deutschland 
insgesamt von 1997 bis 2015 um 40 % wachsen. Dabei wurde der Straßengüternahver-
kehr nicht berücksichtigt. Die Transportleistung gemessen in Tonnenkilometern wird um 
63 % zunehmen. Folglich wird gemäß dieser Prognosen das Wachstum der Verkehrsleis-
tung weiter vom Wirtschaftswachstum determiniert. Neuere Prognosen befinden sich zur-
zeit in Bearbeitung. Mit ihrer Fertigstellung ist allerdings nicht vor Abschluss dieses Projek-
tes zu rechnen. 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung testete im Rahmen des 
Bundesverkehrswegeplans 2003 verschiedene Szenarien. In sämtlichen Szenarien wächst 
der Straßengüterfernverkehr überdurchschnittlich. Im sogenannten Integrationsszenario 
werden verbesserte Rahmenbedingungen für die Bahn verwirklicht. In diesem Szenario 
übernimmt die Bahn einen größeren Teil des Verkehrswachstums. Lediglich die Binnen-
schifffahrt wächst in allen Szenarien unterproportional. Nichts desto trotz steigt gemäß der 
prognostizierten Szenarien das Transportaufkommen der Binnenschifffahrt bis 2015 ge-
genüber 1997 um 25 % bis 27 % und ihre Transportleistung um 42 % bis 44 %. 
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Auch die EU-Kommission kommt zu einer der BVWP-Prognose ähnlichen Einschätzung 
für das Jahr 2020: 39 
 
Tabelle 6-1: Zunahme des Verkehrs in der EU-25 im Zeitraum 2000-2020 





Quelle: EU-Kommission, Generaldirektion Energie und Verkehr; Für ein Mobiles Europa – Nachhaltige 
Mobilität für unseren Kontinent. Halbzeitbilanz zum Verkehrsweißbuch der Europäischen Kommissi-
on von 2001, Brüssel 2006., S. 36. 
 
 
Tabelle 6-2: BVWP-Prognose für den Güterverkehr der Bundesrepublik 
Deutschland 1997–2015 nach Verkehrsträgern (Integrationssze-
nario) 
Absolute Werte Anteil (%)  




Transportaufkommen (Mio. t) 
Bahn 294,9 394,0 21,1 20,2  33,6 
darunter: KV 33,7 88,3   162,3 
Straßengüterfernverkehr 868,5 1.260,6 62,2 64,6  45,2 
Straßengüternahverkehr 2.324,0 2.681,0   15,4 
Binnenschiff 233,5 296,5 16,7 15,2  27,0 
darunter: Seehafen-
Hinterlandverkehr 
136,6 185,8   36,0 
Gesamt 3.720,8 4.632,1 100 100 24,5 
Transportleistung (Mrd. tkm) 
Bahn 72,8 114,9 19,6 19,0  57,8 
darunter: KV 14,8 39,0   163,6 
Straßengüterfernverkehr 235,6 401,1 63,6 66,2  70,3 
Binnenschiff 62,2 89,6 16,8 14,8  44,1 
darunter: Seehafen-
Hinterlandverkehr 
38,6 60,5   56,7 
Gesamt 437,1 689,2 100 100 57,7 
Quelle: BMVBS; Anmerkung: Das Integrationsszenario unterstellt wirksame Maßnahmen zur Wettbewerbs-
stärkung der Schiene. 
                                                
 
39  EU-Kommission; Generaldirektion Energie und Verkehr, Für ein Mobiles Europa – Nachhaltige Mobilität für 
unseren Kontinent. Halbzeitbilanz zum Verkehrsweißbuch der Europäischen Kommission von 2001, Brüs-
sel 2006. 
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Eine Gegenüberstellung verschiedener, früherer deutschlandweiter Prognosen mit der 
tatsächlichen Entwicklung40 zeigt eine recht hohe Übereinstimmung der Prognose mit der 
beobachteten Entwicklung im Straßengüterverkehr. In der Summe über alle Gütergruppen 
ist die tatsächliche Transportmenge lediglich um 3 % niedriger als sie 2004 gemäß BVWP-
Prognose hätte sein sollen. Betrachtet man allerdings die Gütergruppen einzeln, so fällt 
auf, dass einige Gütergruppen wie Getreide und Futtermittel; Eisen, Stahl und Schrott; 
sowie Steine und Erden sich besser als prognostiziert und einige sich deutlich schlechter 
als erwartet entwickelt haben. Zu letzteren zählen insbesondere die Verbrauchs- und In-
vestitionsgüter, sowie die Container. 41 
 
Abbildung 6-1: Entwicklung des Straßenverkehrs in Deutschland nach 
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Prognosen für den Schienengüterverkehr lagen in der Vergangenheit regelmäßig zu hoch. 
Verlagerungseffekte durch verbesserte Rahmenbedingungen der Bahn wurden nicht reali-
                                                
 
40  Ratzenberger, R. und Albrecht, J.: Überprüfung ausgewählter langfristiger Verkehrsprognosen; in: Interna-
tionales Verkehrswesen 7+8/2006, Seiten 315 ff. 
41  Ähnliche prozentuale Abweichungen gibt es zwar auch bei der Kohle und dem Eisenerz, dort ist das 
Transportvolumen auf der Straße aber vergleichsweise gering und somit bewirken selbst kleinere Abwei-
chungen hohe relative „Fehleinschätzungen“. 
42  Die Sollmenge 2004 wurde durch lineare Interpolation der Werte für 1997 und der Prognose für 2015 ermit-
telt. Die Trendentwicklung 2015 ist die Trendfortschreibung der Werte von 1997 und 2004 auf das Jahr 
2015. Beim Straßengüterverkehr sind die für 2004 angegebenen Werte im Gegensatz zu den Werten für 
die Binnenschifffahrt und die Bahn geschätzt. 
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siert. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt die EU-Kommission.43 Aufgrund dieser Ergebnisse 
hat sie die Stärkung der einzelnen Verkehrsträger im Gegensatz zum vorherigen Verlage-
rungsziel in den Vordergrund gerückt. Auch die Bahn liegt insbesondere bei den Güter-
gruppen Investitions- und Verbrauchsgüter, sowie Container hinter den Erwartungen zu-
rück. 2004 waren es rund 10 % weniger transportierte Güter in diesen Gruppen als es ge-
mäß der BVWP-Prognose zu erwarten war. Die Bahn hat sich aber auch im Massengutbe-
reich nicht wie prognostiziert entwickelt. Günstigere als prognostizierte Entwicklungen in 
den Bereichen Eisenerze und Eisen, Stahl und Schrott, sowie Mineralöl stehen schlechte-
re Entwicklungen in den Bereichen Getreide und Futtermittel; Steine und Erden, sowie 
chemische Erzeugnisse und Düngemittel gegenüber. 
 
Abbildung 6-2: Entwicklung der Bahnverkehre in Deutschland nach 














0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0 120,0
Ist 1997 Ist 2004 Soll 2004 (BVWP 2003) Prognose 2015 (BVWP 2003) Trend 2015 (1997 - 2004)  
 
Für die Binnenschifffahrt gilt ähnlich wie für die Bahn, dass die in den Prognosen erwarte-
ten Zuwächse in vielen Fällen nicht erreicht wurden. In den Massengutbereichen Mineral-
öl; Eisenerze; Eisen, Stahl und Schrott; Steine, Erden, sowie den chemischen Erzeugnis-
sen und Düngemitteln wurden die prognostizierten Mengen relativ deutlich verfehlt. 
 
                                                
 
43  EU-Kommission; Generaldirektion Energie und Verkehr, Für ein Mobiles Europa – Nachhaltige Mobilität für 
unseren Kontinent. Halbzeitbilanz zum Verkehrsweißbuch der Europäischen Kommission von 2001, Brüs-
sel 2006. 
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Abbildung 6-3: Entwicklung der Binnenschifffahrt in Deutschland nach 
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Beim Getreide und den Futtermitteln halten sich die Abweichungen in Grenzen. Kohle 
wurde 2004 allerdings deutlich mehr transportiert als prognostiziert wurde. Aber insbeson-
dere bei den Transporten der Gütergruppen Verbrauchs- und Investitionsgüter, sowie Con-
tainer konnte die Binnenschifffahrt deutlich größere Zuwächse als prognostiziert erzielen. 
2004 liegt die Transportmenge in diesen Gütergruppen rund 32 % über der Sollmenge für 
2004 gemäß der BVWP-Prognose. Es wird deutlich, dass die Binnenschifffahrt entgegen 
allen Befürchtungen nicht zum großen Verlierer des Güterstruktureffekts geworden ist. Mit 
einem Anteil von 5 % an den Transporten in diesen Gütergruppen liegt der Anteil 1,6 %-
Punkte höher als prognostiziert. Die Binnenschifffahrt hat anders als erwartet zu Lasten 
der beiden anderen Verkehrsträger Containertransporte durchgeführt. Sowohl die Bahn als 
auch die Straße haben ihren prognostizierten Marktanteil nicht erreicht. 
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Tabelle 6-3: Modal-Split-Anteile nach Gütergruppen 2004 in % 
 Binnenschifffahrt Bahn Straße 
Getreide, Futtermittel 10 % 1 % 89 %
Kohle 37 % 58 % 5 %
Mineralöl 33 % 28 % 39 %
Eisenerze 65 % 35 % 0 %
Eisen, Stahl, Schrott 13 % 42 % 45 %
Steine, Erden 15 % 13 % 72 %
Chem. Erzgn., Düngemittel 18 % 23 % 59 %
Investitions- u. Verbrauchs-
güter, Container 5 % 15 % 79 %
Insgesamt 16 % 21 % 64 %
 
6.2.2 Wachstumsmärkte 
Abbildung 6-3 zeigt, wo die Wachstumsmärkte der Binnenschifffahrt liegen. Neben den 
bereits erwähnten Gütergruppen Verbrauchs-, Investitionsgüter und Container liegen sie 
bei den Nahrungs- und Futtermitteln, der Kohle, sowie den chemische Erzeugnissen und 
Düngemitteln.  
Im Rahmen der BVWP-Prognose wurde zwar von Steigerungsraten im Containersegment 
von gut 4 % p.a. ausgegangen. Zwischen 1997 und 2004 konnten aber jährliche Zuwachs-
raten von über 10 % realisiert werden. Bei den Erwartungen bezüglich der weiteren Zu-
nahme der Containertransporte insgesamt, werden Containertransporte auch weiterhin ein 
Wachstumsmarkt der Binnenschifffahrt bleiben. Auch bei den Verbrauchsgütern, für die 
eine jährliche Steigerung der Transportmenge von fast 5 % prognostiziert wurde, wurden 
die Erwartungen mit über 7 % jährlichem Zuwachs deutlich übertroffen. Bei den Investiti-
onsgütern liegt die BVWP-Prognose zwar deutlich über der tatsächlichen Entwicklung, 
aber auch in diesem Segment sind Steigerungen zu verzeichnen gewesen und auch zu-
künftig zu erwarten. 
Bei den Nahrungs- und Futtermitteln wird im Rahmen der BVWP-Prognose von einer jähr-
lichen Steigerung von rund 2 % ausgegangen. Zwischen 1997 und 2004 konnte sogar eine 
Steigerung von über rund 3,6 % erzielt werden. Da zu den Futtermitteln auch die Ölsaaten 
gehören und diese im Rahmen der Bioenergiegewinnung von großer Bedeutung sind, ist 
davon auszugehen, dass zukünftig auch weiterhin die prognostizierte Zuwachsrate bei den 
Transporten übertroffen werden wird. Gleiches gilt auch für die landwirtschaftlichen Pro-
dukte (Getreide). Für diese Gütergruppe wurde ein jährlicher Zuwachs von fast 2 % prog-
nostiziert. In der Realität stagnierte dieser Markt. Diese Stagnation wird aber bei weiterem 
Ausbau der Bioenergiegewinnung in Zuwächse umgewandelt werden. 
Ein weiterer Wachstumsmarkt sind die chemischen Erzeugnisse und Düngemittel. Bei den 
Transporten dieser Gütergruppe wurden in der BVWP Wachstumsraten von über 2 % p.a. 
prognostiziert. Es konnten aber lediglich 0,6 % realisiert werden. Allerdings gilt auch bei 
dieser Gütergruppe, dass bei einem Anwachsen der Bioenergiegewinnung, die Steige-
rungsraten zunehmen werden. Das Bioethanol dieser Anlagen fällt in die Kategorie chemi-
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sche Erzeugnisse. Es besteht die Chance, dass einige der geplanten Bioethanolanlagen 
an einer Wasserstraße errichtet werden. Somit besteht die Möglichkeit deren Fertigproduk-
te mit dem Binnenschiff zu vertreiben. 
Letzter bedeutender Wachstumsmarkt sind die Kohletransporte. Für diese Transporte 
prognostizierte die BVWP jährliche Steigerungen von rund 2 %. Tatsächlich waren es zwi-
schen 1997 und 2004 gut 3 %. Auch zukünftig ist davon auszugehen, dass der Markt der 
Kohletransporte von großer Relevanz für die Binnenschifffahrt ist. Wenn es tatsächlich zur 
erwarteten vollständigen Substitution heimischer Kohle durch Importkohle kommt, wird die 
Binnenschifffahrt davon profitieren. 
 
6.2.3 Bedeutung der Binnenschifffahrt im Seehafenhinterlandverkehr 
Die Bedeutung der Binnenschifffahrt im Seehafenhinterlandverkehr variiert nach Ladungs-
kategorie und Seehafenregion. In Hinterlandverkehr der niederländischen und belgischen 
Seehäfen (Westhäfen)44 ist die Binnenschifffahrt deutlich stärker im Vergleich zu den an-
deren Verkehrsträgern als im Hinterlandverkehr der deutschen Seehäfen. Ihr Anteil am 
Modal-Split im Hinterlandverkehr der deutschen Seehäfen beträgt gut 7 %, im Hinterland-
verkehr der Westhäfen hingegen gut 55 %.  
In 2004 wurden rund 109 Mio. t (ca. 11Mio. TEU) Überseecontainer in den deutschen 
Seehäfen und den Westhäfen umgeschlagen, die von Deutschland aus versandt, in 
Deutschland empfangen oder durch Deutschland transportiert wurden. Gut 49 % der Con-
tainer wurden in deutschen Seehäfen umgeschlagen. Verteilen sich auch die Container-
mengen auf die Seehafenkategorien fast gleich, so ist der Binnenschiffsanteil bei den Hin-
terlandtransporten vollkommen unterschiedlich.  
Der Anteil der Binnenschifffahrt an den Containerhinterlandtransporten der deutschen 
Seehäfen liegt mit rund 961.000 t bei lediglich 2 %. Bei den Westhäfen liegt der Binnen-
schiffsanteil mit knapp 31 Mio. t hingegen bei 49 %. Das Binnenschiff ist damit im Hinter-
landverkehr der Westhäfen bei den Containertransporten der dominierende Verkehrsträ-
ger. Dieser hohe Anteil ist durch die sehr gute Wasserstraßenanbindung, die der Rhein 
bietet, bedingt. Im Hinterland der deutschen Seehäfen sind keine vergleichbar großen und 
damit kosteneffizienten Schiffseinheiten einsetzbar. Dieser wasserstraßenbedingte Unter-
schied wird ebenfalls deutlich, wenn man sieht, dass Nordrhein-Westfalen rund 40 % aller 
deutschen Seehafenhinterlandtransporte mit dem Binnenschiff im Containerbereich auf 
sich vereinigt. Lediglich Rheinland-Pfalz mit 29 % und Baden-Württemberg mit 15 % ha-
ben noch zweistellige Anteile an den Containertransporten mit dem Binnenschiff.  
                                                
 
44  Rotterdam, Amsterdam, Antwerpen und Zeebrügge 
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Fasst man diese drei Bundesländer als „Rheinschiene“ zusammen, so vereinigt diese rund 
84 % der Binnenschiffscontainertransporte mit Quelle oder Ziel in Deutschland auf sich.45  
Der Bahnanteil im Hinterlandverkehr der Westhäfen (ca. 20 %) wird mit der Fertigstellung 
der Betuve-Linie (Rotterdam-Ruhrgebiet) wahrscheinlich steigen. Auch eine Wiederbele-
bung des Eisernen Rheins (Antwerpen-Ruhrgebiet) würde einen positiven Einfluss auf den 
Bahnanteil haben. Auch wenn diese Maßnahmen dazu dienen sollen Verkehre von der 
Straße auf die Schiene zu verlagern besteht die Gefahr, dass die Bahn auch Aufkommen 
der Binnenschifffahrt übernehmen wird. 
Für die weitere Entwicklung der Containerverkehre im Seehafenhinterlandverkehr ist der 
Jade-Weser-Port von großer Bedeutung. Nach den aktuellen Planzahlen des Betreibers 
wird für 2016 bei Vollauslastung der ersten Ausbaustufe ein Containerumschlag von knapp 
3 Mio. TEU erwartet. Weiter wird ein Feederanteil von 60 % prognostiziert, so dass rund 
1,2 Mio. TEU im Hinterlandverkehr erwartet werden. Auch wenn es einer Verbesserung 
der Schienenanbindung des Jade-Weser-Ports bedarf, d. h. die momentane Anbindung 
nicht für die erwarteten Mengen ausgelegt ist, wird die Binnenschifffahrt kaum vom neuen 
Tiefwasserhafen profitieren können. Eine leistungsfähige Wasserstraßenanbindung ist 
nicht vorhanden und somit werden zumindest die Hauptmengen von Bahn und Lkw trans-
portiert werden müssen. 
 
                                                
 
45  Die angegebenen Anteile beziehen sich ausschließlich auf die Summe der Seehafenhinterlandverkehre mit 
den deutschen Bundesländern. In den Grafiken wurden auch die Seehafenhinterlandverkehre berücksich-
tigt, die ihre Quelle oder ihr Ziel nicht in Deutschland haben und als Transitmengen durch Deutschland 
transportiert werden. 
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Beim trockenen Massengut wird die Bedeutung der Binnenschifffahrt als Transportträger 
großer Mengen deutlich. Im Seehafenhinterlandverkehr entfiel auf die deutschen Seehäfen 
lediglich ein Anteil von 26 % und rund 74 % auf die Westhäfen. Der Anteil der Binnen-
schifffahrt liegt bei den Westhäfen mit rund 64 Mio. t bei 68 %. Hingegen liegt er bei den 
deutschen Seehäfen bei 16 % (ca. 5,5 Mio. t).46 Insgesamt wurden 2004 rund 128 Mio. t 
trockenen Massenguts im Seehafenhinterlandverkehr transportiert. Damit ist das trockene 
Massengut die aufkommensstärkste Ladungskategorie im Seehafenhinterlandverkehr. 
Wichtigste Gütergruppe beim trockenen Massengut sind die Eisenerze. Sie machen 33 % 
der trockenen Massengüter im Seehafenhinterlandverkehr aus (36 % bei den Westhäfen 
und 26 % bei den deutschen Seehäfen). Weitere bedeutende Gütergruppen sind die che-
mischen Erzeugnisse und Düngemittel (17 % insgesamt) sowie die Kohle (16 % insge-
samt). Zusammen machen diese Gütergruppen rund zwei Drittel der Transporte trockenen 
Massenguts im Seehafenhinterlandverkehr aus. 
 
                                                
 
46  Im Gegensatz zu den Containertransporten ist es bei den Masseguttransporten notwendig auf die Definiti-
on von Seehafenhinterlandverkehren hinzuweisen. Güter, die in den Seehäfen nicht nur kurzfristig für den 
weiteren Umschlag auf die Hinterlandverkehrsträger gelagert werden, sondern dort in einem Zwischenlager 
gelagert werden, werden nicht mehr als Seehafenhinterlandverkehr, sondern als Kontinentalverkehr er-
fasst. Insbesondere bei Kohle- und Mineralöltransporten ist diese Unterscheidung von Bedeutung. 
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Das Bundesland mit dem höchsten Aufkommen im Seehafenhinterlandverkehr trockenen 
Massenguts ist Nordrhein-Westfalen. Rund 44 % der Transporte haben Quelle oder Ziel in 
Nordrhein-Westfalen. Der Anteil bei den Binnenschiffstransporten Nordrhein-Westfalens 
liegt sogar bei 73 %. 
Das flüssige Massengut ist die Ladungskategorie mit dem geringsten Aufkommen im 
Seehafenhinterlandverkehr. Insgesamt wurden 43 Mio. t flüssigen Massenguts transpor-
tiert. 86 % dieser Transporte (37 Mio. t) werden über die Westhäfen abgewickelt und nur 
14 % (6 Mio. t) über die deutschen Seehäfen. 30 % der Transporte werden auf Relationen 
mit Niedersachsen abgewickelt. Bei der Binnenschifffahrt sind es 22 % von oder zu die-
sem Bundesland. Allerdings sind dabei nicht die Transporte berücksichtigt, die von Mine-
ralöl verarbeitenden Industrien in den Seehäfen ins Hinterland gehen. Allein in Richtung 
Nordrhein-Westfalen waren dies 2004 7,75 Mio. t per Binnenschiff und 332.000 t per Bahn. 
Auch bei dieser Ladungskategorie wird die Binnenschifffahrt ihrem Ruf als Massengut-
transportmittel gerecht. Insgesamt hat das Binnenschiff einen Anteil am Modal-Split von 
48 % (ca. 21 Mio. t). Im Hinterland der Westhäfen hat das Binnenschiff mit 50 % (ca. 19 
Mio. t) sogar den größten Anteil am Modal-Split. Im „echten“ Seehafenhinterlandverkehr ist 
die Bahn beim flüssigen Massengut ohne größere Bedeutung. 
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Beim konventionellen Stückgut haben die deutschen Seehäfen und die Westhäfen ähn-
lich große Anteile am Aufkommen (37 Mio. t, d. h. 52 % deutsche Seehäfen; 34 Mio. t, 
d. h. 48 % Westhäfen). Von den insgesamt 72 Mio. t werden 79 % auf der Straße transpor-
tiert. Im Hinterland der deutschen Seehäfen dominiert der Lkw die Transporte noch deutli-
cher. Dort sind es mit rund 31 Mio. t etwa 84 %. Im Hinterland der Westhäfen sind es mit 
rund 25 Mio. t 74 %. 
Die Bedeutung der guten Wasserstraßenanbindung wird bei den Anteilen der Binnenschiff-
fahrt und der Bahn wieder deutlich. Bei den Westhäfen mit dem Rhein als Hinterlandan-
bindung hat die Binnenschifffahrt mit gut 8 Mio. t einen Anteil von 24 % am Modal-Split 
und dies obwohl sie nicht der typische Verkehrsträger für konventionelles Stückgut ist. Die 
Bahn hat auf diesen Relationen mit rund 600.000 t lediglich einen Anteil von 2 %. Dabei ist 
allerdings auch die relativ schlechte Bahnanbindung zu berücksichtigen. Mit Fertigstellung 
der Betuve-Linie und einer Wiederbelebung des Eisernen Rheins wird die Bahn wahr-
scheinlich Anteile hinzugewinnen. 
Im Hinterland der deutschen Seehäfen hingegen hat die Bahn mit einem Aufkommen von 
rund 5 Mio. t einen Anteil am Modal-Split von 14 %. Dort kommt die Binnenschifffahrt mit 
knapp 1 Mio. t lediglich auf einen Anteil von 3 %. 
Die Bundesländer Nordrhein-Westfalen (23 %) und Niedersachsen (16 %) vereinen über 
ein Drittel des deutschen Aufkommens auf sich. Bei der Binnenschifffahrt hat Nordrhein-
Westfalen einen Anteil von 45 % und Niedersachsen von 19 %, d. h. sie vereinen bei die-
sem Verkehrsträger zwei Drittel auf sich. 
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Abbildung 6-7: Verkehre konventionellen Stückguts im Seehafenhinterlandver-




















6.3 Potenziale in Spezialmärkten 
6.3.1 Containerverkehr 
Der Containerverkehr der Binnenschifffahrt hat, in Tonnen gemessen, scheinbar keine 
große Bedeutung. Er machte 2004 lediglich 6 % des gesamten Binnenschiffsaufkommen 
aus. Massengüter wie Kohle, Mineralölprodukte, Eisenerze, Steine und Erden oder chemi-
sche Erzeugnisse und Düngemittel haben mengenmäßig eine deutlich größere Bedeu-
tung. Sie haben jeweils einen zweistelligen Anteil am Gesamtaufkommen. Aber abgese-
hen von der Kohle haben sie im Vergleich zu 1997 sämtlich an Bedeutung eingebüßt. Die 
Bedeutung der Containertransporte hat sich hingegen in diesem Zeitraum verdoppelt, d. h. 
1997 lag der Anteil noch bei 3 %. 
Aussagekräftiger als die Angabe in Tonnen ist bei Containern die Angabe in TEU. 2004 
wurden in deutschen Binnenhäfen rund 1,6 Mio. TEU umgeschlagen. Das sind 548.000 
TEU mehr als 1999, was einer Steigerung um 52 % in fünf Jahren entspricht. Die Binnen-
schifffahrt hat dabei von dem Trend zunehmender Containerisierung profitiert. Stückgüter 
und andere hochwertige Güter werden insbesondere im Im- und Export (im Vor- und 
Nachlauf zu den Seehäfen) in Containern transportiert. Der Bund unterstützt diese Ent-
wicklung durch die Förderung von Terminalstandorten. Das hohe Wachstum der Contai-
nertransporte in der Binnenschifffahrt ging bisher eindeutig zu Lasten des Lkw-Transports 
und war somit verkehrspolitisch gewünscht. 
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Tabelle 6-4: Containerumschlag nach Bundesländern in 1.000 TEU 
Bundesland * 2001 2002 2003 2004 
Schleswig-Holstein 7 8 19 18
Hamburg 25 32 48 61
Niedersachsen 21 28 26 39
Bremen 58 73 55 65
Nordrhein-Westfalen 462 501 553 643
Hessen 64 62 69 76
Rheinland-Pfalz 408 422 452 467
Baden-Württemberg 174 182 189 180
Bayern 8 15 18 19
Sachsen-Anhalt 7 10 14 23
Sachsen 3 1 2 0
Bundesgebiet 1.237 1.333 1.445 1.592
* Während in Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen kein wasserseitiger Containerumschlag in Binnenhä-
fen stattfand, wurden in Berlin und Brandenburg zeitweilig geringe Umschlagmengen unter 100 TEU er-
fasst. 
 
Nordrhein-Westfalen hat einen Anteil von 40 % an dieser Umschlagmenge. Die weiteren 
Bundesländer entlang der Rheinschiene Rheinland-Pfalz (29 %) und Baden-Württemberg 
(11 %) haben zusammen noch einmal den gleichen Anteil an diesem Aufkommen, d. h. 
gut 80 % des Containerumschlags in deutschen Binnenhäfen findet entlang der Rhein-
schiene statt. Dies macht deutlich, dass der Markt entlang der Rheinschiene gut erschlos-
sen ist. 
Weitere Umschlagpotenziale bestehen in den noch nicht bzw. noch nicht ausreichend er-
schlossenen regionalen Teilmärkten außerhalb der Rheinschiene. Beschränkungen u. a. 
bei den Brückendurchfahrtshöhen sind der wesentliche hemmende Faktor für eine Weiter-
entwicklung dieser Teilmärkte. So ist im westdeutschen Kanalnetz lediglich der Mittelland-
kanal für einen uneingeschränkten zweilagigen Containertransport ausgebaut. Die ande-
ren Kanalabschnitte können zweilagig allenfalls durch Ballastieren befahren werden. Auf 
dem Rhein hingegen ist teilweise sogar der sechslagige Containertransport möglich. 
Wie bereits die Darstellung des Seehafenhinterlandverkehrs und insbesondere der Ver-
gleich der prognostizierten Transportmengen mit den realisierten gezeigt haben, hat die 
Binnenschifffahrt durchaus die Möglichkeit an weiteren Aufkommenszuwächsen bei den 




Die Fluss-See-Schifffahrt erfüllt zum Teil zusätzlich zu denen der Kurzstrecken-
Seeverkehre auch Aufgaben, wie sie die Binnenschifffahrt übernimmt. Gegenüber dem 
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gebrochenen Transport mit See- und Binnenschiff hat sie einen Kostenvorteil von 10-
30 %.47 Umschlags- und Liegekosten in den Seehäfen entfallen ebenso wie die Notwen-
digkeit der zeitlichen Abstimmung zwischen Binnen- und Seeschiff. Außerdem sinkt durch 
die geringere Anzahl von Umschlägen auch das Beschädigungsrisiko. Binnen-
Seeverkehre finden vor allem auf Relationen mit Großbritannien, Spanien, Portugal, Skan-
dinavien, dem Baltikum, Polen und Russland statt.  
Einer der wichtigsten Binnen-See-Knoten ist Duisburg. In Duisburg ist die Fluss-See-
Schifffahrt ein bedeutendes Transportsegment. Unter anderem aus diesem Grund wird der 
Duisburger Hafen auch als „westlichster Seehafen“ Deutschlands bezeichnet. Rund 2.000 
Fluss-See-Schiffe laufen den Hafen jährlich an. Das entspricht rund 2 Millionen Tonnen 
Fracht48. Transportiert werden Stahlcoils, Aluminium, Anlagenteile etc. Linien-Seeverkehre 
werden von Duisburg nach verschiedenen Häfen in Skandinavien, den baltischen Staaten, 
Polen, Irland, Großbritannien, Frankreich, Spanien, Portugal, Italien und Griechenland 
angeboten.  
Die Prognosen zeigen einen Anstieg der Transportmengen auch auf den Binnen-See-
relevanten Relationen. Derzeit liegt der Marktanteil der Fluss-See-Schifffahrt in Westeuro-
pa unter 10 %. In Russland und der Ukraine dagegen transportieren Fluss-See-Schiffe 
rund ein Drittel des Güteraufkommens der Binnenschifffahrt. Zur Zeit sind die russischen 
Wasserstraßen für ausländische Flaggen gesperrt. Eine Öffnung dieses Wasserstraßen-
systems für den internationalen Fluss-See-Verkehr durch ein internationales Zweitregister 
ist derzeit in der Diskussion. Hierdurch würden sich neue Potenziale auch für die westeu-
ropäische Binnenschifffahrt ergeben.  
Ein Hindernis für die verstärkte Nutzung der Fluss-Seeverkehre auf dem Rhein ist immer 
noch die aufwendige Transitklarierung, welche von den Niederlanden im EU-Verkehr ge-
fordert wird. Allerdings sind Erleichterungen in Aussicht gestellt. Erforderlich ist auf der 
Ebene der EU eine international einheitliche Rechtslage für Transiterklärung und Verzol-
lung.  
Kurzstreckenseeverkehre sind auch auf Ebene der EU ins Blickfeld gerückt. Die Kommis-
sion hat in Berichten zur Entwicklung des Kurzstreckenverkehrs Maßnahmen vorgestellt, 
welche sich an verschiedene Ebenen wenden – neben der Kommission an die Mitglied-
staaten, maritime Industrien und Häfen bzw. Hafenverwaltungen.49 Die vorgeschlagenen 
Maßnahmen zielen auf eine Verbesserung der Informationspolitik über die Angebote des 
Binnen-See-Verkehrs, eine verstärkte Netzwerkbildung sowie die Neuordnung von Verwal-
tungsverfahren ab.  
                                                
 
47  Binnenschifffahrt, ZfB, Nr. 1: Fluss- See- Schifffahrt, Stand und Entwicklungsperspektiven, S.13; Januar 
2001. 
48 Duisburger Hafen AG: Duisport 3/2000. 
49 Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über das „Programm zur Förderung des 
Kurzstreckenseeverkehrs (KOM/2003/155-1)“ und „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates über intermodale Ladeeinheiten“ (KOM/2003/155-2). 
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Weiter wurde im Rahmen des EU-Projekts „Motorways of the Sea“ in Bonn das Short Sea 
Shipping Inland Waterway Promotion Center (SPC) eingerichtet. Das SPC ist verstärkt 
auch für Fluss-See-Verkehre und Inlandverkehre beratend und vermarktungsunterstützend 
tätig. Das im Rahmen vom EU-Förderprogramm „Marco Polo“ unterstützte Projekt der 
Spedition Kukla GmbH wurde vom SPC angestoßen. Kukla setzt wie die Samskip-
Reederei50 einen Paletten-angepassten 45-Fuß-Container zum Transport von Haushalts-
geräten ein, der von Gernsheim nach Rotterdam mit dem Binnenschiff erfolgt. 
Die Zukunftsaussichten für den Binnen-See-Verkehr werden allgemein positiv gesehen. 
Sie können in erheblichem Maße Lkw-Verkehre ersetzen, müssen allerdings auch mit die-
sem kooperieren, um Haus-Haus-Verkehre anbieten zu können.  
 
6.3.3 Kontinentale Behälterverkehre 
Wie bereits erwähnt hat die Binnenschifffahrt bei den Containertransporten die Erwartun-
gen übererfüllt. In der Regel finden diese Transporte als Seehafenhinterlandverkehre statt. 
Auf den nicht seehafenbezogenen sogenannten kontinentalen Relationen hat sich als 
Transportbehälter der Wechselbehälter durchgesetzt. Im Gegensatz zu den Container-
transporten hat die Binnenschifffahrt an diesem Aufkommen nicht partizipieren können. 
Auf diesen kontinentalen Relationen dominiert der Lkw. Auf aufkommensstarken Relatio-
nen erzielt die Bahn noch einen nennenswerten Anteil. 
Gründe für das schlechte Abschneiden der Binnenschifffahrt bei diesen Transporten liegen 
zum einen im wirtschaftlichen Bereich und zum anderen im technischen und verkehrlichen. 
Im wirtschaftlichen Bereich fallen Zusatzkosten des zum Teil mehrfach gebrochenen Ver-
kehrs an, die beim Lkw-Transport nicht anfallen. Im technischen Bereich kommt zum tra-
gen, dass Wechselbehälter andere Abmessungen als Seecontainer haben und in der Re-
gel auch nicht stapelbar sind. Aus verkehrlicher Sicht gilt es zu berücksichtigen, dass nur 
wenige Binnenrelationen ein hinreichendes Aufkommen für einen Liniendienst per Binnen-
schiff vorweisen. 
Zur Lösung dieser Restriktionen werden drei Entwicklungsrichtungen verfolgt: 
• Schaffung spezieller Möglichkeiten an Bord der Schiffe, die nicht stapelbaren Wech-
selbehälter so zu befestigen, dass der Stauraum auch in mehreren Ebenen übereinan-
der – vergleichbar mit dem See-Container – ausgenutzt werden kann; 
• Das DST in Duisburg ehemals (VBD Duisburg) entwickelte im Auftrag des Landes 
Nordrhein-Westfalen ein Konzept, bei dem Binnenschiffe im Unterdeck Massengut be-
fördern, auf dem Oberdeck Wechselbehälter. Dieses Konzept hat mehrere Vorteile: 
Die Behälter brauchen nicht gestapelt zu werden; die Binnenschiffe können auch Rela-
tionen mit geringerem Behälteraufkommen bedienen, soweit sie ergänzend Massengut 
fahren können; geringe Brückehöhen sind kein so gravierendes Problem wie bei reinen 
                                                
 
50  Vgl. auch Abschnitt 6.3.3. 
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Containerschiffen. Nach Einschätzung des DST wäre ein solches Konzept gemischter 
Transporte auch wirtschaftlich wettbewerbsfähig. 
• Entwicklung von stapelbaren Wechselbehältern, die hinsichtlich Palettenstauraum und 
Abmessungsvorschriften kompatibel mit den existierenden Behältern sind, aber con-
tainergleich gestapelt werden können und somit keine umfangreichen Veränderungen 
an den Schiffen erforderlich machen. 
Zum letzten Punkt hat die EU-Kommission eine Richtlinie über intermodale Ladeeinheiten 
vorgeschlagen. Vorgeschlagen wird die Entwicklung einheitlicher stapelbarer Transportbe-
hälter, welche die Vorteile der Wechselbehälter (palettengerecht) und der Seecontainer 
(stapelbar) miteinander vereinen. 
Dass durch solche Behälter Transporte verlagert werden können, zeigt die Samskip-
Reederei. Sie setzt palettengerechte 45-Fuß-Container mit hierfür ausgelegten Schiffen im 
Short-Sea-Verkehr ein und tritt damit in Konkurrenz zum Ro/Ro-Trailerverkehr. Diese Con-
tainer erlauben es, ohne Kostennachteile im Vor- und Nachlauf den Lkw zu nutzen und 
dabei auch die EU-Richtlinie 96/53 über die höchstzulässigen Abmessungen für Straßen-
fahrzeuge zu beachten. Dieses Beispiel unterstreicht auch die Marktpotenziale des Fluss-
See-Verkehrs beim Einsatz geeigneter intermodaler Ladeeinheiten. 
 
6.3.4 Schwergut 
Neben den Massenguttransporten sind Schwerguttransporte aus technischer Sicht ideale 
Binnenschiffstransporte. Im Gegensatz zum Transport auf der Straße ist der Transport 
schwerer Güter mit dem Binnenschiff besser als Projektladung zu bezeichnen. Ladungen, 
die auf der Straße als Schwerguttransporte durchgeführt werden, sind in der Regel vom 
Gewicht her für die Binnenschifffahrt absolut unproblematisch. Diese Projektladungen ha-
ben in der Binnenschifffahrt eher das Problem zu niedriger Brückendurchfahrtshöhen. Fol-
gende Vorteile hat der Schwerguttransport auf dem Wasser gegenüber dem auf der Stra-
ße: 
• Freier Verkehrsweg; 
• Beim Straßentransport werden für größere Schwerguttransporte Straßen gesperrt 
werden; 
• Geringere Schäden; 
• Bei Straßentransporten entstehen häufig Schäden an Straßen- und Brückenbauwer-
ken sowie Bäumen; 
• Geringere Belastung der Allgemeinheit; 
• Straßensperrungen, Überholverbote, Lärm verursachen beim Straßentransport Belas-
tungen, die beim Binnenschiffstransport entfallen. 
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Üblicherweise wird durch den Binnenschiffstransport der Straßentransport nicht vollkom-
men überflüssig. Ein gewisser Vor- und Nachlauf ist wie bei den Containertransporten 
auch bei den Projektladungen zu berücksichtigen. Dem verkürzten Abschnitt des Straßen-
transports stehen beim gebrochenen Transport Binnenschiff/Straße höhere Kosten ge-
genüber (Hafengebühren, Umschlagkosten). Auch an die Binnenhäfen sind für diese 
Transporte besondere Ansprüche geknüpft. Sie benötigen hoch belastbare Uferanlagen 
mit entsprechendem Umschlaggerät. Außerdem muss die Straßenanbindung der Häfen für 
den Schwerguttransport ausgebaut sein. 
Bisherige verkehrspolitische Bemühungen für eine Verbesserung des Marktanteils der 
Binnenschifffahrt waren nicht sehr erfolgreich. Sie setzten auf: 
• Restriktivere Handhabung der Genehmigung durchgehender Straßentransporte, wenn 
eine Binnenschiffsalternative existiert (restriktivere Interpretation des Begriffs der 
Zumutbarkeit einer Alternative zum Straßentransport); 
• Reduktion der Schifffahrtsabgaben auf abgabepflichtige Wasserstraßen; 
• Vereinfachtes Genehmigungsverfahren mit der Möglichkeit von Dauergenehmigungen, 
wenn das Binnenschiff Teil der Transportkette ist; 
• Lockerung der Auflagen für die Zu- bzw. Ablieferung auf der Straße nach/ von Binnen-
häfen - z. B. flexiblere Sperrzeiten.  
Mehr Erfolg als diese administrativen Ansätze verspricht die marktkonforme Lösung durch 
die Häfen. Der erfolgreich eingeführte Schwergut-Shuttle Mannheim – Rotterdam ist ein 
gutes Beispiel hierfür. Er ist durch folgende innovative Ansätze charakterisiert: 
• regelmäßige wöchentliche Abfahrt (statt bedarfsorientierter Fahrten); 
• Preiskalkulation auf der Basis von Beiladung (statt sonst für das gesamte Schiff); 
• Zusammenfassen des Ladungsaufkommens der Region in einem Hafen (Mannheim) 
statt sporadischer Aufkommen in verschiedenen Häfen, dadurch Auslastungsverbes-
serung für Schiff und Umschlagsanlagen; 
• Feederdienst per Schiff von Heilbronn; 
• Anpassung an Niedrigwasser durch verminderte Beiladung anderer Güter. 
Damit ergeben sich für die Kunden wesentliche Vorteile: 
• Kurzfristige Buchungsmöglichkeit; 
• Günstiger Preis; 
• Fester Fahrplan; 
• Angebot auch bei Niedrigwasser; 
• Ergänzende Dienstleistungen im Schwergutterminal Mannheim; 
• Um mehrere Tage günstigere Laufzeit gegenüber dem durchgehenden Straßentrans-
port (insb. am Wochenende). 
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Entsprechende Angebote sind aufgrund des hohen Aufkommens auch für die Relation 
Rhein-Ruhr-Region – Rotterdam/ Antwerpen möglich. Ihre Mobilisierung kann durch das 
Engagement eines interessierten Hafens wesentlich erleichtert werden. 
Nur bei der problemlosen Abwicklung es Vor- bzw. Nachlaufs auf der Straße hat die Bin-
nenschifffahrt eine Chance verstärkt an dem Segment der Schwerguttransporte zu partizi-
pieren. Die Beantragung und Bearbeitung einer Schwertransport-Genehmigung erfordert 
einen hohen Verwaltungs- und Abstimmungsaufwand. Bevor ein Schwertransport auf die 
Straße geht, muss der Spediteur eine Genehmigung bei der zuständigen Straßenver-
kehrsbehörde einholen. Diese muss sich mit allen für die Streckenführung zuständigen 
Behörden abstimmen und prüfen, ob dem Schwertransport Hindernisse wie Brücken oder 
die begrenzte Traglast einer Straße entgegenstehen. Eine Beschleunigung und Vereinfa-
chung des Genehmigungsprozesses wird durch das Internet möglich. Die Stadt Mülheim 
an der Ruhr hat dafür mit Förderung des Landes Nordrhein-Westfalen sowie der Europäi-
schen Union die Plattform TransPonline entwickelt51, die von allen Genehmigungsbehör-
den in Deutschland eingeführt werden soll. Die Hafenkooperation InterPorts hat wiederum 
mit den Initiatoren eine Verlinkung ihrer Informations-Plattform52 vereinbart. Damit werden 
genehmigende Behörden ebenso wie beantragende Spediteure unmittelbar auf Alternati-
ven mit der Binnenschifffahrt aufmerksam gemacht. Dieses System könnte zu einem guten 
Vermarktungsinstrument für einen neu geschaffenen Schwergutshuttle der Rhein-Ruhr-
Region werden und Pilotcharakter entwickeln. 
 
6.3.5 Neuwagentransporte per Schiff 
Neuwagentransport der deutschen Automobilhersteller zu den jeweiligen Händlern werden 
in der Regel mit dem Lkw durchgeführt. Es gibt allerdings Beispiel dafür, dass diese 
Transporte auch auf das Binnenschiff verlagert werden können. 
Beispielweise Ford in Köln nutzt das Binnenschiff zur Neuwagendistribution. Durch diese 
Maßnahme erzielte Ford deutliche Kosteneinsparungen. Die Neuwagen werden im Hafen 
Köln Niehl I und II auf Ro-Ro-Schiffe verladen. Insgesamt wurden dort 199953 und 200054 
jeweils rund 230.000 Kfz umgeschlagen. Der Anteil der Binnenschifffahrt am Versand von 
Neufahrzeugen des Werkes Köln belief sich auf 80 %. Dabei wurde das Binnenschiff län-
gere Zeit nur auf der ersten (kurzen) Teilstrecke bis zum Terminal im GVZ Neuss einge-
setzt. Inzwischen gibt es jedoch auch nennenswerte Transportmengen nach dem nieder-
ländischen Nordseehafen Vlissingen, um dort auf das Seeschiff nach England verladen zu 
werden. Als Alternative kommen hier auch Binnen-See-Transporte ohne Umladung in ei-
nem Nordseehafen in Frage.  
                                                
 
51  <www.transponline.de> 
52  <www.interports.org> 
53  Hafen und Güterverkehr Köln AG (HGK): Umweltbericht '99, Juni 2000 
54  HGK: Umweltbericht '00, Juni 2001 
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Inzwischen (2004) werden rund 243.000 Pkw in Köln Niehl umgeschlagen. Auf der Straße 
müssten rund 48.600 Lkw-Fahrten durchgeführt werden um dieselbe Menge Fahrzeuge zu 
transportieren. Die Transporte auf der Wasserstraße werden mit RoRo-Schiffen durchge-
führt, die bis zu 500 Fahrzeuge transportieren können.55 Auch in weiteren Rheinhäfen fin-
det der Fahrzeugumschlag auf das Binnenschiff via Ro-Ro-Rampe statt. In Neuss, Düs-
seldorf und in Duisburg Logport ist dies der Fall.  
Bei der Pkw-Logistik kann die Binnenschifffahrt davon profitieren, dass die Lkw-Maut und 
eingeschränkte Lenkzeiten den Straßentransport belasten. Abgesehen von diesem Wett-
bewerbsvorteil ist auch noch das Transportrisiko in der Binnenschifffahrt geringer. Nicht 
nur dass die Binnenschifffahrt deutlich niedrigere Unfallzahlen vorweist als der Straßen-
verkehr, sondern auch spezifische Risiken beim Pkw-Transport entfallen, wie z. B. Lack-
schäden an den Fahrzeugen durch aufgewirbelten Rollsplitt. Dies macht deutlich, dass 
weitere zusätzliche Pkw-Transporte mit dem Binnenschiff möglich sind. Außerdem sind 
weiter reichende Überlegungen nicht unrealistisch, die inländische Pkw-Distribution deut-
scher Hersteller auf der Langstrecke per Binnenschiff durchzuführen. Hierzu sind bisher 
allerdings keine Ansätze bekannt geworden. 
 
6.3.6 Schrott 
Schrott wird in vermehrtem Maße weniger als Abfall, sondern vielmehr verstärkt als Roh-
stoff angesehen. Auf der Beschaffungsseite dieses Rohstoffs werden drei Quellen unter-
schieden: 
• Industrieabfall aus der Metallverarbeitung (Bleche, Späne, etc.), 
• Sammelschrott (klassische Altmaterialien), 
• Schrott aus Abbrüchen (z. B. von Altindustrieanlagen). 
Wichtigste Abnehmer sind die Stahlwerke. Entlang der Rheinschiene werden einige auf 
dem Wasserweg versorgt. Neben den Stahlwerken in Duisburg sind dies auch die Stahl-
werke am Oberrhein. Insbesondere Elektrostahlwerke, wie die am Oberrhein sind auf 
Schrottlieferungen angewiesen. Elektrostahlwerke arbeiten mit einem Schrottanteil von 
100 %. Der Anteil der Elektrostahlwerke an der deutschen Stahlproduktion beträgt immer-
hin rund ein Fünftel. Bei der Alternative zum Elektrostahlwerk, dem Oxygenstahlverfahren 
wird immerhin noch ein Schrottanteil zwischen 20 und 30 % eingesetzt.  
Insgesamt wurden im Jahr 2000 51,3 Mio. t Stahl in Deutschland produziert. Im Mittel wur-
den 47 % davon auf der Basis von Schrott erzeugt. Dies entspricht einem Schrott-
verbrauch von 24 Mio. t. 
                                                
 
55  HGK: Umweltbericht '04, Juni 2005 
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Zwei Effekte werden zukünftig von Bedeutung sein: 
• Der Trend zu Elektrostahlwerken, für die Schrott der Rohstoff ist, wird sich fortsetzen 
und somit zu einer erhöhten Schrottnachfrage führen. 
• Langfristig werden sich die Transportströme umkehren. Zur Zeit ist Deutschland Netto-
exporteur von Schrott. Im Zuge der De-Industrialisierung in den klassischen metallori-
entierten Branchen in Deutschland wird das deutsche Schrottaufkommen sinken d.h. 
das deutsche Schrottangebot wird sinken. Zur Deckung des Bedarfs muss verstärkt 
auf Schrottimporte aus Übersee zurückgegriffen werden. 




In den letzten Jahren haben sich die Erwartungen bezüglich der Importkohleströme mehr-
fach verändert. Zwei Studien des Energiewirtschaftlichen Instituts an der Universität Köln 
(EWI) und der Prognos AG spiegeln diese Bandbreite wider. Während die Prognose aus 
dem Jahr 2005 („Referenzprognose“)56 sinkenden Kohleverbrauch vorhersagt, ist das Re-
sultat einer Szenariostudie aus 2006 („Ölpreisvariante“)57 leicht steigender Kohle-
verbrauch.  
In der Referenzprognose wird für das Jahr 2030 ein gegenüber dem Basisjahr kaum ver-
änderter (gegenüber 2006 allerdings stark gesunkener) realer Ölpreis unterstellt (37 $/bbl 
auf Preisbasis 2000). Die Ölpreisvariante hingegen geht von einem deutlich höheren Öl-
preis von 60 $/bbl aus. 
Die übrigen Prognoseannahmen (Wirtschaftsentwicklung, Bevölkerungsentwicklung, politi-
sche Bedingungen einschl. Förderung erneuerbarer Energien, Auslaufen der Kernenergie, 
ausgeweiteter Emissionshandel) sind in beiden Varianten gleich.  
In der Referenzprognose wird der Primärenergieverbrauch gegenüber 2002 um 15,3 % 
zurückgehen. In der Ölpreisvariante ist es sogar ein Rückgang um 17,0 %. 
Zwischen den Beiden Prognosen bestehen erhebliche strukturelle Unterschiede beim Pri-
märenergieverbrauch: 
• In der Referenzprognose gewinnen Naturgas und „sonstige“ (vor allem regenerative) 
Energieträger an Gewicht. Der Steinkohleverbrauch geht hingegen um 56 % (!) zurück, 
bei Braunkohle wird ein leichter Rückgang erwartet. 
                                                
 
56  Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (Hrsg.), Dokumentation Nr. 54: EWI/Prognos-Studie „Die Ent-
wicklung der Energiemärkte bis zum Jahr 2030“, Kurzfassung, Mai 2005. 
57  Energiewirtschaftliches Institut an der Universität Köln und Prognos AG, Auswirkungen höherer Ölpreise 
auf Energieangebot und – nachfrage (Ölpreisvariante der Energiewirtschaftlichen Referenzprognose 2030), 
August 2006. 
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• In der Ölpreisvariante steigt umgekehrt der Steinkohleeinsatz gegenüber 2002 um 
6,4 %, während Mineralöl einen deutlich sinkenden Beitrag zur Primärenergieversor-
gung leistet. Auch bei Naturgasen wird in diesem Szenario ein Rückgang erwartet. 
Tabelle 6-5: Primärenergieverbrauch in Deutschland 2002 und Prognosen 
2030 (in Petajoule) 









Mineralöl 5.349 4.612 3.966 -737 -1.383
Naturgase 3.142 3.822 2.677 680 -465
Steinkohle 1.855 817 1.974 -1.038 119
Braunkohle 1.661 1.497 1.502 -164 -159
Kernenergie 1.800 0 0 -1.800 -1.800
Sonstige *) 517 1.381 1.767 864 1.250
Insgesamt 14.324 12.129 11.886 -2.195 -2.438
Quelle:  Energiewirtschaftliches Institut an der Universität Köln und Prognos AG (Berechnungen Planco 
Consulting GmbH) 
*) Außenhandelssaldo Strom; regenerative Energien 
 
In der Referenzprognose deckt die Steinkohle 2030 nur noch 7 % des Primärenergie-
verbrauchs. 2005 trug sie noch 13 % dazu bei. Im Gegensatz zur Referenzprognose wird 
in der Ölpreisvariante 2030 der Anteil der Steinkohle auf 17 % angestiegen sein. 
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Abbildung 6-8: Vergleich der Prognoseergebnisse für den Primärenergie-
verbrauch 
 
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 2006. 
 
Die Autoren der beiden Prognosen schätzen die Referenzprognose aus 2005 als realisti-
scher ein. Allerdings gibt es in jüngerer Zeit zunehmend Einschätzungen, die eher für die 
Ölpreisvariante sprechen.58 Hinzu kommt ein verstärktes energiepolitisches Bemühen, die 
Abhängigkeit von Gasimporten zu begrenzen. Neu- und Ausbauplanungen bei den Kohle-
kraftwerken zeigen, dass die Energieerzeuger verstärkt auf die Kohle setzen. So werden 
die Kraftwerke in Duisburg-Walsum, in Hamm-Uentrop und in Karlsruhe ausgebaut und 
bestehende Kraftwerkblöcke durch neue leistungsfähigere ersetzt. Die Langfristigkeit sol-
cher Investitionen zeigt, dass die Annahme eines rückläufigen Kohlebeitrages zur Ener-
gieversorgung in der Referenzprognose unwahrscheinlicher geworden ist. Insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass auch die Kohleimporteure sich bereits auf die Entwicklung ge-
mäß der Ölpreisvariante einstellen, erscheint die Ölpreisvariante als die Prognose mit grö-
ßerer Eintrittswahrscheinlichkeit. Aus diesem Grund dient die Ölpreisvariante als Basis für 
die weiteren Überlegungen. 
                                                
 
58  Vgl. www.energieverbraucher.de 
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Wesentlichen Einfluss auf die Kohleeinfuhren hat die heimische Förderung. Nach aktuel-
lem Diskussionsstand wird davon ausgegangen, dass diese bis spätestens 2030 ganz 
oder zumindest fast ganz eingestellt sein wird. Für die Entwicklung der Einfuhrmengen von 
Kohle bis zum Jahr 2030 ergibt sich folgende Bilanz: 
 
Tabelle 6-6: Kohleverbrauch und Kohleeinfuhren in Deutschland 2004 und 
2030 (in Mio. t) 
Verbrauchsdeckung 2004 2030 Ölpreisvariante 
heimische Förderung 26 0 
Einfuhr1) 44 71 
Gesamtverbrauch 70 71 
1) davon 2004 im Seehafenhinterlandverkehr 15 Mio. t. 
 
In der Ölpreisvariante wird eine Zunahme der Kohleeinfuhren um 61 % erwartet. Weiter 
wird davon ausgegangen, dass Importkohleströme aus Osteuropa zurückgehen werden. 
Es sind Kostengründe, die für einen Rückgang dieser Importe sprechen. So gibt es in Po-
len ähnliche Probleme wie in Deutschland bei der Kohleförderung. Die Kohle muss aus 
großen Tiefen gefördert werden, was die Produktion im Vergleich mit den Konkurrenzlän-
dern aus Übersee teuer macht. 
Man kann davon ausgehen, dass unter diesen Rahmenbedingungen die Kohleimporte 
2030 ausschließlich über die Seehäfen abgewickelt werden. Vereinfachend kann man die-
se Importmengen dann als Seehafenhinterlandverkehre59 bezeichnen. Unterstellt man, 
dass die regionale Aufteilung der Seehafenhinterlandverkehre sich bis 2030 nicht ändert, 
so ergibt sich folgendes Bild. 
                                                
 
59  Auf die Problematik der Definition von Seehafenhinterlandverkehren wurde bereits hingewiesen. 
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Tabelle 6-7: Kohletransporte zu den deutschen Bundesländern im Seehafen-
hinterland 2004 und 2030 in 1.000t 
Bundesländer 2004 2030 Ölpreisvariante 
Baden-Württemberg 1.978 9.265 
Bayern 235 1.099 
Berlin 5 22 
Brandenburg 56 264 
Bremen 1.060 4.963 
Hamburg 11 50 
Hessen 1.119 5.242 
Mecklenburg-Vorpommern 46 214 
Niedersachsen 3.647 17.078 
Nordrhein-Westfalen 6.133 28.720 
Rheinland-Pfalz 11 51 
Saarland 334 1.564 
Sachsen 1 2 
Sachsen-Anhalt 5 25 
Schleswig-Holstein 426 1.997 
Thüringen 2 12 
Summe 15.069 70.568 
 
Die Kohleströme im Seehafenhinterland gehen in hohem Maße in die Bundesländer, die 
auch über eine entsprechende Anzahl von Kohlekraftwerken verfügen. 
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Abbildung 6-9: Seehäfen mit Importkohleumschlag und Kohlekraftwerkstandorte 
in Deutschland 
 
Quelle: VDKI 2004. 
 
Geht man weiter davon aus, dass die regionalen Modal-Split-Anteile der Binnenschifffahrt 
unverändert bleiben, so ergeben sich folgende Kohletransporte durch die Binnenschiff-
fahrt. Bei den Seehafenhinterlandverkehren hatte die Binnenschifffahrt 2004 einen Anteil 
von 73 % an den Kohletransporten. 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 103 
 Essen  
Tabelle 6-8: Kohletransporte mit dem Binnenschiff zu den deutschen Bundes-
ländern im Seehafenhinterland 2004 und 2030 in 1.000t 
Bundesländer 2004 2030 Ölpreisvariante 
Baden-Württemberg 1.842 8.626 
Bayern 59 275 
Berlin 3 16 
Brandenburg 1 4 
Bremen 1.041 4.873 
Hamburg 0 0 
Hessen 811 3.798 
Mecklenburg-Vorpommern 0 0 
Niedersachsen 2.158 10.104 
Nordrhein-Westfalen 4.913 23.008 
Rheinland-Pfalz 9 41 
Saarland 201 942 
Sachsen 0 2 
Sachsen-Anhalt 2 10 
Schleswig-Holstein 1 3 
Thüringen 0 0 
Summe 11.040 51.702 
 
Insgesamt wurden 2004 34,1 Mio. t Kohle mit dem Binnenschiff transportiert. Darunter 
befinden sich allerdings auch Versandmengen aus der heimischen Kohleförderung, die ja 
voraussichtlich 2030 eingestellt sein wird. Ebenfalls in den 34,1 Mio. t sind die Kohlemen-
gen enthalten, die unter die Definitionsproblematik des Seehafenhinterlandverkehrs fallen 
und nicht als solcher ausgewiesen wurden. Letztlich muss man unter diesen Annahmen 
die 34,1 Mio. t als Referenzgröße für die zukünftige Entwicklung heranziehen. So gesehen 
würden gemäß der Ölpreisvariante die Kohleverkehre mit dem Binnenschiff bis 2030 um 
52 % zunehmen. 
 
6.3.8 Biomasse als Energierohstoff 
Die Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen wird zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Dabei können neue Marktpotenziale für die Binnenschifffahrt entstehen. Bisher 
lag das Hauptaugenmerk auf lokalen Lösungen. So wurden Gülle, Restholz aus Sägewer-
ken und Getreide vergast oder verbrannt und aus Pflanzenöl Biodiesel gewonnen. 
Zukünftig werden großindustrielle Biomass-to-Liquid-Anlagen (BtL-Anlagen) hinzu kom-
men, die besser motorverträgliche (synthetische) Kraftstoffe der zweiten Generation (im 
Gegensatz zum Biodiesel der ersten Generation aus Pflanzenöl) aus Biomasse herstellen. 
Sie werden vorzugsweise in Verbindung mit petrochemischen Anlagen entstehen, welche 
die zahlreichen Nebenprodukte weiterverarbeiten, Prozesswärme abnehmen und für die 
Produktion von Bio-Kraftstoffen erforderliche weitere Einsatzstoffe liefern. Durch diese 
Entwicklung wird es verstärkt zu Rohstofftransporten auch über größere Entfernungen 
kommen. 
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Die Herstellung biomasse-basierter Kraftstoffe wird durch Beimischungsziele der EU60 wie 
der deutschen Regierung unterstützt. Bis 2020 sollen diese Kraftstoffe 8 % des gesamten 
deutschen Kraftstoffverbrauchs decken. Da diese Kraftstoffe CO2-neutral sind, wären sie 
bei einem erwarteten Übergang der Kfz-Steuer auf eine CO2-Abgabe zusätzlich im Vorteil. 
Nach Schätzungen der Fachagentur für nachwachsende Rohstoffe könnte heimische Bio-
masse im Jahr 2030 bis zu 17 % des Energiebedarfs decken.  
Schätzungen über das derzeitige oder zukünftig erwartete Aufkommen oder gar Progno-
sen der damit entstehenden Verkehrsströme liegen zur Zeit noch nicht vor. Prognosen 
werden dadurch erschwert, dass sich ganz neue Märkte entwickeln werden, deren jeweili-
ge Wettbewerbsfähigkeit schwer zu schätzen ist.  
Die Transportströme werden wesentlich von der Preisentwicklung in den Aufkommenslän-
dern, der ganzjährigen Verfügbarkeit und der verkehrlichen Erreichbarkeit abhängen. Ü-
berseeische Lieferanten dürften von der Kostengunst des Seetransports profitieren. Die 
EU-Handelspolitik wird die Biokraftstoff- und die Biorohstoffproduktion unterstützen.  
Möglich sind verschiedene Szenarien oder deren Kombination:  
• wachsende auf diesen Markt ausgerichtete Produktion von Biomasse (Raps, Holz) in 
Deutschland;  
• sinkender Einsatz von Holzhackschnitzeln in der Verbrennung zugunsten der 
Umwandlung in chemischen Prozessen;  
• steigende Einfuhr von Holzpellets und niedrigpreisigem Holz aus Übersee;  
• steigende Einfuhr von Soja, Einsatz von Sojaöl für die Weiterverarbeitung zu Energie-
stoffen. 
Mit einer steigenden Einfuhr von Holz und Holzprodukten ist zu rechnen. Aber auch regio-
nale Transporte von Rapsöl und Rapskuchen aus Ölmühlen zu Dieselanlagen (neben dem 
Futtermittelsektor) werden zunehmen.  
Die Verkehrspolitik und die Entwicklungsplanungen der Binnenhäfen müssen frühzeitig in 
Planungsüberlegungen der Energiewirtschaft eingebunden werden, um hafennahe Pro-
duktionsstandorte und Umschlagskapazitäten zu sichern und damit ihrerseits eine effizien-
te Energiegewinnung zu unterstützen. Ein positives Beispiel in dieser Hinsicht ist die ge-
plante Bioethanolanlage in Papenburg, deren Bau inzwischen sicher ist. 
 
6.3.9 Loco-Verkehr der Binnenhäfen als Gewerbestandorte 
Die Markchancen der Binnenschifffahrt sind in den vergangenen Jahrezehnten nicht opti-
mal entwickelt worden, weil Produktions- und Logistikstandorte überwiegend hafenfern 
                                                
 
60  Die EU-Richtlinie (2003/30/EC) schreibt aktuell einen Biokraftstoffanteil von 2% vor und ab 2010 einen von 
5,75%. Eng mit der genannten Richtlinie im Zusammenhang steht die Richtlinie (2003/96/EC), welche es 
allen EU-Mitgliedern erlaubt die Mineralölsteuer auf Biokraftstoffe vollständig zu erlassen. 
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entwickelt wurden. Durch eine verstärkte Gewerbeansiedlung an den Hafenstandorten 
wird auch die Binnenschifffahrt als Verkehrsträger gestärkt. Es entstehen sogenannte Lo-
co-Verkehre in den Binnenhäfen, bei denen es keinen teuren Vor- oder Nachlauf bedarf. 
Beispiele verdeutlichen die Möglichkeiten, die aus einer entsprechenden Ansiedlungspoli-
tik entstehen: 
• Die Ansiedlung des Pkw-Logistikers Harms in Duisburg Logport verdeutlicht diese 
Möglichkeiten. Durch Zusatzleistungen zur eigentlichen Automobillogistik entstand dort 
ein Dienstleistungsgewerbe, das auch an einem wasserfernen Ort hätte aufgebaut 
werden können. Durch den Standort in Logport wurde jedoch der Weitertransport der 
aufbereiteten Fahrzeuge per Binnenschiff möglich.  
• Auch der interkommunale Industriepark Dorsten/Marl, der unmittelbar an den Dorste-
ner Hafen grenzt ist ein solches Beispiel. Durch die Lage am Wasser besteht die 
Chance, hafenaffines Gewerbe anzusiedeln und so durch den Gewerbestandort Bin-
nenhafen Verkehre auf die Wasserstraße zu bringen.  
• Ähnliche Vorgehensweisen wie in Dorsten/Marl sind am Dortmund-Ems-Kanal zu be-
obachten. Der Euro-Hafen Emsland und das geplante GVZ in Lingen setzen ebenfalls 
explizit auf die Attraktivität der Binnenwasserstraße für Industrie- und Gewerbeansied-
lungen.  
Andererseits gibt es aber in vielen Binnenhäfen einen erheblichen Flächenmangel. Diese 
Situation wird dadurch verschärft, dass in einigen Häfen städtebauliche Begehrlichkeiten 
bzw. Planungen einer Freizeitnutzung von Wassergeländen die Nutzung der bestehenden 




Der Transport gefährlicher Güter spielt in der Binnenschifffahrt eine wichtige Rolle. Gut ein 
Fünftel des Transportaufkommens der Binnenschifffahrt in Deutschland entfällt auf Ge-
fahrgüter.61 Über 80 % des gesamten Gefahrgutaufkommens in der Binnenschifffahrt ent-
fallen dabei auf entzündbare flüssige Stoffe (in erster Linie Mineralölprodukte). Marktführer 
beim Gefahrgutumschlag sind die Kölner Häfen, wo im Jahr 2004 schätzungsweise knapp 
8 Mio. t Gefahrgüter umgeschlagen wurden.  
                                                
 
61  Vgl. Wirtschaft und Statistik Ausgabe 5/1999, sowie Statistisches Bundesamt 2006, Gefahrguttransporte – 
Bereitstellung von Angaben zum Gefahrguttransport für die Jahre 2003/2004 und Schaffung der inhaltli-
chen und programmtechnischen Voraussetzung für den zukünftigen jährlichen Nachweis. 
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Allerdings hat der sicherste Verkehrsträger, das Binnenschiff, mit nur 19 % den geringsten 
Anteil am Gefahrgutaufkommen im Kontinentalverkehr. Zählt man die Gefahrguttransporte 
im Seeverkehr hinzu, so liegt der Binnenschiffsanteil bei 15 %. Dominiert werden die Ge-
fahrguttransporte vom Lkw, dem Verkehrsträger, der gemessen an den absoluten Unfall-
zahlen, der unfallgefährdetste ist. 
 
Abbildung 6-10: Gefahrguttransporte nach Verkehrsträgern 2004 
 
1) Wert beruht auf dem DESTATIS-Schätzverfahren und enthält alle Güterfahrzeuge ab 3,5t Nutzlast. 
2) EU25: ohne Deutschland, Griechenland, Malta; mit Norwegen. Für den Durchgangsverkehr 
(1,8 Mill. t) ist weiterhin zu beachten, dass Durchfahrten noch nicht von allen Meldestaaten einheit-
lich übermittelt werden und daher mit gewissen statistischen Unsicherheiten behaftet sein können. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Gefahrguttransporte (Bereitstellung von Angaben zum Gefahrguttransport 
für die Jahre 2003/2004 und Schaffung der inhaltlichen und programmtechnischen Voraussetzung 
für den zukünftigen jährlichen Nachweis), Wiesbaden 2006, S. 8. 
 
Der Zeitverlauf zeigt, dass es in den Jahren 2001 bis 2004 keinen erkennbaren Trend 
beim Gefahrgutaufkommen gab. Nach einem deutlichen Rückgang in 2002 im Vergleich 
zu 2001 kam es in den Folgejahren zu einem kontinuierlichen Anstieg. Das Aufkommen 
von 2001 wurde aber nicht wieder erreicht. Die Entwicklung bei der Verkehrsleistung im 
Kontinentalverkehr verlief ähnlich. Allerdings wurde gemessen in Tonnenkilometern 2004 
eine sogar leicht größere Verkehrleistung erbracht als 2001. Dies bedeutet, dass 2004 die 
Gefahrgüter über größere Distanzen transportiert wurden als 2001. 
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Tabelle 6-9: Gefahrguttransporte1) Menge und Verkehrsleistung nach Ver-
kehrsträgern 2001 bis 2004 
 Bahn Binnen-schiff Straße
2) Seeverkehr Kontinen-talverkehr 
Gesamt-
verkehr 
Jahr in 1.000 t 
2001 46.936 53.084 176.092 69.413 276.112 345.525 
2002 48.088 50.806 152.327 66.754 251.221 317.975 
2003 52.062 47.268 153.765 66.410 253.095 319.505 
2004 53.941 49.942 156.198 74.061 260.081 334.142 
Jahr in Mio. Tonnenkilometer3) 
2001 12.697 15.241 21.272 k.A. 49.210 k.A. 
2002 12.868 14.091 19.758 k.A. 46.717 k.A. 
2003 13.863 12.963 20.351 k.A. 47.177 k.A. 
2004 13.837 13.651 22.112 k.A. 49.600 k.A. 
Jahr Veränderungen zum Vorjahr (Tonnen) in % 
2002 2,5 % -4,3 % -13,5 % -3,8 % -9,0 % -8,0 % 
2003 8,3 % -7,0 % 0,9 % -0,5 % 0,7 % 0,5 % 
2004 3,6 % 5,7 % 1,6 % 11,5 % 2,8 % 4,6 % 
Jahr Veränderungen zum Vorjahr (Tonnenkilometer) in % 
2002 1,3 % -7,5 % -7,1 % k.A. -5,1 % k.A. 
2003 7,7 % -8,0 % 3,0 % k.A. 1,0 % k.A. 
2004 -0,2 % 5,3 % 8,7 % k.A. 5,1 % k.A. 
1) Ohne Gefahrklasse 7 (Radioaktive Stoffe). 
2) 2001 bis 2003 EU-15 ohne Griechenland mit Norwegen, ab 2004 EU-25 ohne Griechenland und 
Malta mit Norwegen. 
3) Die der Berechnung der Verkehrsleistung zugrunde liegende Entfernung enthält auch Strecken, die 
die Fahrzeuge im Ausland zurückgelegt haben, sofern Start- und/oder Endpunkt der Fahrt in 
Deutschland liegt. 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis: Statistisches Bundesamt, Gefahrguttransporte (Bereitstellung von 
Angaben zum Gefahrguttransport für die Jahre 2003/2004 und Schaffung der inhaltlichen und pro-
grammtechnischen Voraussetzung für den zukünftigen jährlichen Nachweis), Wiesbaden 2006.  
 
Betrachtet man den Modal-Split, so zeigt sich, dass der Anteil der Binnenschifffahrt ge-
messen and der transportierten Menge nahezu konstant geblieben ist. Betrachtet man 
hingegen die Verkehrsleistung, so ist der Binnenschiffsanteil gesunken. Dies ist vor dem 
Hintergrund der bereits erwähnten größeren Transportdistanzen eine bedenkliche Entwick-
lung. Würden die Gefahrgüter tendenziell über kürzere Distanzen transportiert, so wäre 
der gestiegene Modal-Split-Anteil des Lkws verständlich. Von den tendenziell längeren 
Distanzen hätte aber eher das Binnenschiff profitieren müssen.  
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Tabelle 6-10: Modal-Split der kontinentalen Gefahrguttransporte 2001 bis 2004 
 Bahn Binnenschiff Straße1) 
Jahr Anteil an der transportierten Menge in % 
2001 17 % 19 % 64 % 
2002 19 % 20 % 61 % 
2003 21 % 19 % 61 % 
2004 21 % 19 % 60 % 
Jahr Anteil an der erbrachten Verkehrsleistung in % 
2001 26 % 31 % 43 % 
2002 28 % 30 % 42 % 
2003 29 % 27 % 43 % 
2004 28 % 28 % 45 % 
1) 2001 bis 2003 EU-15 ohne Griechenland mit Norwegen, ab 2004 EU-25 ohne Griechenland und 
Malta mit Norwegen. 
 
Um die Möglichkeiten der Binnenschifffahrt am Gefahrgutaufkommen zu partizipieren be-
urteilen zu können, ist ein detaillierterer Blick auf die Gefahrklassen notwendig. 
 
Tabelle 6-11: Gefahrklassen bei der Güterbeförderung 
Gefahrklasse Beschreibung 
1 Explosive Stoffe und Gegenstände mit Explosivstoff 
2 Gase und Druckgaspackungen 
3 Entzündbare flüssige Stoffe 
4.1 Entzündbare feste Stoffe, selbstzersetzliche Stoffe und desensibilisierte exp-
losive Stoffe 
4.2 Selbstentzündliche Stoffe 
4.3 Stoffe, die in Berührung mit Wasser entzündbare Gase entwickeln 
5.1 Entzündend (oxidierend) wirkende Stoffe 
5.2 Organische Peroxide 
6.1 Giftige Stoffe 
6.2 Ansteckungsgefährliche Stoffe 
7 Radioaktive Stoffe 
8 Ätzende Stoffe 
9 verschiedene gefährliche Stoffe und Gegenstände 
 
Zwei Drittel des gesamten Gefahrgutaufkommens entfallen auf Gefahrklasse 3 (Entzünd-
bare flüssige Stoffe). Das zweithäufigste Gefahrgut, die ätzenden Stoffe (Gefahrklasse 8), 
machen zusammen mit den entzündbaren Stoffen bereits drei Viertel der gesamten trans-
portierten Gefahrgüter aus. Nimmt man die Gase (Gefahrklasse 2) und die giftigen Stoffe 
(Gefahrklasse 6.1) hinzu, so hat man 91 % des gesamten Gefahrgutaufkommens erfasst. 
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Tabelle 6-12: Gefahrguttransporte insgesamt nach Gefahrklassen in 1.000t 
Gefahrklassen 2001 2002 2003 2004 
1 1.128 2.247 2.292 2.077 
2 15.271 15.003 14.723 16.592 
3 180.893 167.513 174.162 177.792 
4.1 17.578 8.648 4.928 5.447 
4.2 5.068 4.173 2.876 2.898 
4.3 2.010 1.090 1.130 1.071 
5.1 1.711 2.133 1.851 1.969 
5.2 64 71 87 87 
6.1 21.988 20.824 18.743 18.232 
6.2 368 353 1 5 
8 20.091 21.488 22.852 24.119 
9 9.970 7.689 9.458 9.933 
Summe 276.140 251.232 253.103 260.222 
Gefahrklasse 7 (Radioaktive Stoffe) werden auch in dieser Darstellung nicht berücksichtigt. 
Aufgrund von Zuordnungsproblemen und Schätzungenauigkeiten kommt es zu geringfügigen Abweichungen 
zwischen den in Tabelle 6-9 angegebenen Gesamtgefahrgutmengen und den jeweiligen Summen über die 
Gefahrklassen.  
 
Die Binnenschifffahrt hat zwar ihren größten Anteil am gefahrgutspezifischen Modal-Split 
bei den selbstentzündlichen Stoffen (Gefahrklasse 4.2), aber das Aufkommen dieser Ge-
fahrenklasse ist insgesamt sehr gering (knapp 3 Mio. t, d. h. rund 1 % des gesamten Ge-
fahrgutaufkommens). Bedeutsamer ist, dass der Modal-Split-Anteil bei den entzündbaren 
flüssigen Stoffen mit 23 % relativ hoch ist, d. h. die Binnenschifffahrt hat bei dem aufkom-
mensstärksten Gefahrgut ihren größten Anteil am Modal-Split. Hier kommt ihr spezifischer 
Vorteil zum tragen. Sie kann (flüssiges) Massengut in großen Mengen sicher transportie-
ren. Der dennoch hohe Lkw-Anteil in diesem Massengutsegment ist insbesondere auf die 
Feinverteilungsverkehre, z. B. Tankstellenversorgung, in den entsprechenden Gütergrup-
pen zurückzuführen. 
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Tabelle 6-13: Gefahrguttransporte nach Gefahrklassen und Verkehrsträgern 
2004 




klasse in 1.000t Modal-Split-Anteile in % 
1 165 56 1.856 8 % 3 % 89 % 
2 5.450 2.996 8.146 33 % 18 % 49 % 
3 33.899 40.038 103.855 19 % 23 % 58 % 
4.1 1.319 574 3.554 24 % 11 % 65 % 
4.2 1.136 980 782 39 % 34 % 27 % 
4.3 256 95 720 24 % 9 % 67 % 
5.1 651 60 1.258 33 % 3 % 64 % 
5.2 24 0 63 28 % 0 % 72 % 
6.1 2.599 1.105 14.528 14 % 6 % 80 % 
6.2 1 1 3 20 % 20 % 60 % 
8 4.320 2.693 17.106 18 % 11 % 71 % 
9 4.120 1.345 4.468 41 % 14 % 45 % 
Summe 53.940 49.943 156.339 21 % 19 % 60 % 
Aufgrund von Zuordnungsproblemen und Schätzungenauigkeiten kommt es zu geringfügigen Abweichungen 
zwischen den in Tabelle 6-9 angegebenen Gesamtgefahrgutmengen und den jeweiligen Summen über die 
Gefahrklassen.  
 
Die Bedeutung der einzelnen Gefahrklassen am gesamten Gefahrgutaufkommen der Bin-
nenschifffahrt ist in den letzten Jahren nahezu unverändert geblieben. Das Gefahrgutauf-
kommen in der Binnenschifffahrt wird von den entzündbaren flüssigen Stoffen dominiert. 
Im Schwerpunkt handelt es sich dabei um Mineralölprodukte. 
 
Tabelle 6-14: Anteile der Gefahrklassen am gesamten Gefahrgutaufkommen 
der Binnenschifffahrt 2001 bis 2004 in % 
Gefahrklassen 2001 2002 2003 2004 
1 0 % 0 % 0 % 0 % 
2 5 % 5 % 6 % 6 % 
3 82 % 81 % 80 % 80 % 
4.1 2 % 1 % 1 % 1 % 
4.2 2 % 2 % 2 % 2 % 
4.3 0 % 0 % 0 % 0 % 
5.1 0 % 0 % 0 % 0 % 
5.2 0 % 0 % 0 % 0 % 
6.1 1 % 2 % 2 % 2 % 
6.2 0 % 0 % 0 % 0 % 
8 5 % 6 % 6 % 5 % 
9 2 % 3 % 3 % 3 % 
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Auch bei den Gefahrgutumschlagstellen der Binnenschifffahrt wird die Dominanz der Ge-
fahrklasse 3 bei den Gefahrguttransporten der Binnenschifffahrt deutlich. Die zehn Um-
schlagstellen mit dem größten Gefahrgutaufkommen insgesamt sind gleichzeitig auch die 
zehn Umschlagstellen mit der größten Umschlagmenge der Gefahrklasse 3. 
 
Tabelle 6-15: Anteile der Umschlagstellen am Gefahrgutaufkommen der Bin-
nenschifffahrt insgesamt und der Gefahrklasse 3 in % 





1 KOELN DEUTZ  11,5 % 11,5 % 
2 KARLSRUHE 7,4 % 18,9 % 
3 LUDWIGSHAFEN 6,0 % 24,9 % 
4 DUISBURG I (RUHRORTER HAEFEN AG.) 5,9 % 30,8 % 
5 HAMBURG 5,7 % 36,5 % 
6 WESSELING 4,4 % 40,9 % 
7 GODORF 3,4 % 44,4 % 
8 GELSENKIRCHEN 3,4 % 47,8 % 
9 KELSTERBACH 2,5 % 50,3 % 
10 BRUNSBUETTEL 2,5 % 52,8 % 
Gefahrklasse 3 
1 KOELN DEUTZ- 11,0 % 11,0 % 
2 KARLSRUHE 8,2 % 19,3 % 
3 HAMBURG 6,7 % 25,9 % 
4 WESSELING 5,4 % 31,3 % 
5 DUISBURG I (RUHRORTER HAEFEN AG.) 4,8 % 36,1 % 
6 LUDWIGSHAFEN 4,3 % 40,3 % 
7 GELSENKIRCHEN 4,2 % 44,5 % 
8 GODORF 4,1 % 48,6 % 
9 KELSTERBACH 3,1 % 51,8 % 
10 BRUNSBUETTEL 3,0 % 54,7 % 
Quelle: Schätzungen auf Basis: Statistisches Bundesamt, Gefahrguttransporte ..., Wiesbaden 2006.  
 
Betrachtet man die Wasserstraßen, an denen die genannten Umschlagstellen liegen, so 
sind dies viermal der Rhein (Deutz, Karlsruhe, Ludwigshafen und Duisburg), zweimal die 
Elbe (Hamburg und Brunsbüttel) und jeweils einmal der Rhein-Herne-Kanal (Gelsenkir-
chen) und der Main (Kelsterbach). Durch Hamburg und Brunsbüttel wird bei dieser Zu-
sammenstellung sogar eine typische Binnenschiffsrelation für Mineralölprodukte erfasst. 
Auch bei den übrigen Umschlagstellen handelt es sich um typische „Mineralölhäfen“ oder 
Chemiestandorte.  
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Die wichtigsten Umschlagstellen für die übrigen Gefahrklassen zeigen die beiden nachfol-
genden Tabellen.62  
 
Tabelle 6-16: Anteile der Umschlagstellen am Gefahrgutaufkommen der Bin-
nenschifffahrt in den Gefahrklassen 1, 2 und 4.1 in % 





1 CHEMISCHE WERKE HUELS  22,4 % 22,4 % 
2 MANNHEIM 14,4 % 36,8 % 
3 KOELN DEUTZ  9,5 % 46,3 % 
4 DUISBURG I (RUHRORTER HAEFEN) 8,4 % 54,7 % 
5 LUDWIGSHAFEN 5,7 % 60,4 % 
6 GELSENBERG, RUHR OEL GMBH  5,1 % 65,5 % 
7 NEUSS-DUESSELDORF 4,3 % 69,8 % 
8 KOBLENZ 4,1 % 73,9 % 
9 BONN-RHEINDORF 2,7 % 76,6 % 
10 FRANKFURT FECHENHEIM  2,3 % 78,8 % 
Gefahrklasse 2 
1 KOELN DEUTZ 24,4 % 24,4 % 
2 LUDWIGSHAFEN 22,9 % 47,3 % 
3 CHEMISCHE WERKE HUELS  18,1 % 65,4 % 
4 KARLSRUHE 10,7 % 76,1 % 
5 LINGEN 5,8 % 81,8 % 
6 KREFELD-UERDINGEN 4,7 % 86,5 % 
7 DORMAGEN 4,4 % 90,9 % 
8 HOLTHAUSEN 3,2 % 94,1 % 
9 DUISBURG I (RUHRORTER HAEFEN) 2,0 % 96,1 % 
10 WESSELING 1,1 % 97,2 % 
Gefahrklasse 4.1 
1 HEILBRONN 29,0 % 29,0 % 
2 KOELN DEUTZ  15,2 % 44,3 % 
3 RHEINBERG-OSSENBERG- 12,3 % 56,6 % 
4 LUDWIGSHAFEN 10,7 % 67,2 % 
5 LEVERKUSEN 7,9 % 75,1 % 
6 KREFELD-UERDINGEN 6,0 % 81,1 % 
7 FRANKFURRT FECHENHEIM  4,7 % 85,8 % 
8 HALDENSLEBEN 1,9 % 87,8 % 
9 IBBENBUEREN 1,1 % 88,9 % 
10 BRUNSBUETTEL 1,1 % 90,0 % 
Quelle: Schätzungen auf Basis: Statistisches Bundesamt, Gefahrguttransporte ..., Wiesbaden 2006.  
                                                
 
62  Für diese Darstellung mussten die Gefahrklassen 4.2; 6.1; 6.2; 9 und die Klassen 8; 4.3 jeweils zusam-
mengefasst betrachtet werden. Eine weitere Differenzierung war mit gegebener Datenbasis nicht möglich. 
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Tabelle 6-17: Anteile der Umschlagstellen am Gefahrgutaufkommen der Bin-
nenschifffahrt in den Gefahrklassen 5.1 und der zusammenge-
fassten Gefahrklassen 4.2; 6.1; 6.2; 9 und 8; 4.3 in % 





1 LUDWIGSHAFEN 26,0 % 26,0 % 
2 HAMBURG 19,7 % 45,8 % 
3 HANAU 15,3 % 61,0 % 
4 FRIEDRICHSHALL (KALI-CHEMIE) 11,1 % 72,1 % 
5 BLUMENTHAL (ZU BREMEN) 4,9 % 77,0 % 
6 SACHSENHAGEN 3,9 % 80,9 % 
7 KREFELD-UERDINGEN 2,8 % 83,7 % 
8 MAGDEBURG (HAFEN TRENNUNGSDAMM) 2,5 % 86,2 % 
9 BREMERHAVEN 1,8 % 88,0 % 
10 DEGGENDORF 1,2 % 89,2 % 
aggregierte Gefahrklassen 4.2; 6.1; 6.2; 9 
1 DUISBURG I (RUHRORTER HAEFEN) 25,0 % 25,0 % 
2 MAINZ 9,8 % 34,8 % 
3 GERMERSHEIM 8,3 % 43,1 % 
4 BREMERHAVEN 4,9 % 48,0 % 
5 BLUMENTHAL (ZU BREMEN) 4,7 % 52,8 % 
6 NEUSS-DUESSELDORF 4,6 % 57,3 % 
7 WOERTH 4,5 % 61,9 % 
8 EMMELSUM 3,7 % 65,6 % 
9 FRANKFURT FECHENHEIM  3,7 % 69,3 % 
10 GERNSHEIM 3,4 % 72,7 % 
aggregierte Gefahrklassen 8; 4.3 
1 LUDWIGSHAFEN 18,9 % 18,9 % 
2 KOELN DEUTZ  14,9 % 33,8 % 
3 LEVERKUSEN 9,4 % 43,1 % 
4 KREFELD-UERDINGEN 7,2 % 50,4 % 
5 FRANKFURT FECHENHEIM  6,0 % 56,4 % 
6 DUISBURG I (RUHRORTER HAEFEN) 4,2 % 60,6 % 
7 DORMAGEN 2,8 % 63,4 % 
8 DIERGARDT,ZECHE (ZU HOMBERG) 2,6 % 66,0 % 
9 HAMBURG 2,2 % 68,2 % 
10 CHEMISCHE WERKE HUELS  2,1 % 70,3 % 
Quelle: Schätzungen auf Basis: Statistisches Bundesamt, Gefahrguttransporte ..., Wiesbaden 2006.  
 
Mineralölprodukte und chemische Erzeugnisse dominieren die Gefahrguttransporte in der 
Binnenschifffahrt. Deren prognostizierte Entwicklung verläuft unterproportional zur Ge-
samtmenge aller Gutarten der Gefahrguttransporte (vgl. Abschnitt 6.2.1). Unterstellt man 
eine unveränderte Struktur der durch die Binnenschifffahrt transportierten Gefahrgüter, so 
würde der Gefahrgutanteil an den gesamten Binnenschiffstransporten bei trendmäßiger 
Seite 114 A Verkehrsträgervergleich Schlussbericht 
 November 2007  
Entwicklung bis zum Jahr 2015 auf 17 % gesunken sein. Es würden dann rund 45 Mio. t 
Gefahrgüter von der Binnenschifffahrt transportiert werden. Dies wären rund 5 Mio. t weni-
ger als 2004. 
Während das Gesamtaufkommen gefährlicher Güter leicht rückläufig sein wird, wird davon 
ausgegangen, dass sich die Struktur ändert: 
• Rückgang bei Gasen und entzündbaren flüssigen Stoffen (insb. Benzin und andere 
Mineralölprodukte); 
• Wachstum bei entzündbaren festen Stoffen, bei giftigen und insb. bei ätzenden Stof-
fen. 
Anders als bei den Mineralölprodukten wird dabei der kombinierte Verkehr an Bedeutung 
gewinnen. Weiter besteht für die Binnenschifffahrt die Chance, an den Transporten der 
Biokraftstoffe zu partizipieren. Diese könnten dann den Rückgang der Mineralöltransporte 
kompensieren (vgl. Abschnitt 6.3.8). Insgesamt besteht für die Binnenschifffahrt bei den 




Die Binnenschifffahrt hat wider Erwarten beim Güterstruktureffekt gut abgeschnitten, d. h. 
die Entwicklung insbesondere im Containersegment ist deutlich günstiger verlaufen als 
prognostiziert. Im Gegensatz dazu haben die beiden konkurrierenden Verkehrsträger die 
Erwartungen in diesem Segment nicht erfüllt. Betrachtet man die Potenziale in diesem 
Transportsegment, so hat die Binnenschifffahrt noch weitere Steigerungsmöglichkeiten 
und kann im Verkehrsträgervergleich durchaus noch Anteile gewinnen. Außerdem sind bei 
der Binnenschifffahrt auch im Massengutsegment Potenziale vorhanden, wie z. B. der Be-
reich der Importkohletransporte deutlich macht. Ebenso ist die Bedeutung des Binnen-
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7 Energieverbrauch, Energiebilanz, Energiequellen 
7.1 Einleitung 
In der aktuellen Diskussion über die Umwelteinflüsse des Verkehrs und den Vergleich der 
Verkehrsträger spielen nicht nur die spezifischen Emissionsfaktoren der Verkehrsträger 
eine wichtige Rolle, sondern auch der Energieverbrauch. Dieser ist als Basis für Emissi-
onsschätzungen auch für deren Ergebnis essentiell. 
Bei der Bestimmung des Energieverbrauchs können grundsätzlich zwei Varianten unter-
schieden werden. Zum einen top-down-Ansätze, die auch als makroskopische Methode 
bezeichnet werden, zum anderen die bottom-up-Ansätze.  
Bei den top-down-Ansätzen wird von einer hoch aggregierten Ebene aus versucht, durch 
fortschreitende Disaggregation detailliertere Informationen zu ermitteln. Beim bottom-up 
Ansatz wird der Energieverbrauch hingegen für spezifische Transportvorgänge bestimmt 
und in weiteren Schritten für möglichst repräsentative Konfigurationen bzw. Durch-
schnittswerte aggregiert. 
Grundsätzlich gilt, dass mit zunehmendem Aggregationsgrad die Schätzungenauigkeiten 
aufgrund einer Fülle von Zurechnungs- und Abgrenzungsproblemen ansteigen. Entspre-
chend sollten die Berechnungen soweit wie möglich an den spezifischen Bedingungen der 
jeweiligen Transporte anknüpfen. So ist etwa der durchschnittliche Dieselverbrauch je tkm 
im Straßengüterverkehr als Basis für einen Vergleich mit dem Eisenbahn- und Binnen-
schiffsgüterverkehr wenig aussagekräftig, da hiermit die spezifischen Bedingungen des 
Fernverkehrs mit Last- und Sattelzügen nicht abgebildet werden können. 
 
7.2 Energieverbrauch des Straßengüterverkehrs 
Der Dieselverbrauch von Last- und Sattelzügen wird, neben der Ladungsmenge und den 
technischen Parametern der befahrenen Straßen (Steigung, Kurvigkeit), in erster Linie 
durch die Fahrgeschwindigkeit bzw. die je nach Verkehrsmenge und Zusammensetzung 
unterschiedlichen Verkehrssituationen bestimmt. In Anlehnung an die Vorgehensweise der 
aktuellen Version des Handbuchs der Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs lassen sich 
in Abhängigkeit vom Verhältnis der jeweiligen stündlichen Verkehrsstärke zu der Ver-
kehrsstärke, bei der gemäß den zugrunde liegenden Geschwindigkeitsfunktionen belas-
tungsbedingt „Staugeschwindigkeit (QStau)“ (Verkehrssituation „Stop and Go“) eintritt, die 
folgenden Verkehrssituationen definieren: 
• frei, bzw. ohne Störung (QF):   QF ≤ 0,65 x QStau 
• teilgebunden, bzw. mittlere Störung (QTG): QTG > 0,65 x QStau und < 0,85 x QStau 
• gebunden, bzw. starke Störung (QG):  QG > 0,85 x QStau und < 1,00 x QStau 
• Stop and Go (QS):    QS > QStau 
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Auf der Basis umfangreicher Modellrechnungen (vgl. hierzu Kap. 3.2) ergeben sich für 
diese Verkehrssituationen auf den deutschen Autobahnen im Jahr 2005 die folgenden 
durchschnittlichen Kraftstoffverbräuche der Last- und Sattelzüge. 
• frei, bzw. ohne Störung :    29,2 Liter je 100 km 
• teilgebunden, bzw. mittlere Störung:  30,8 Liter je 100 km 
• gebunden, bzw. starke Störung:   31,8 Liter je 100 km 
• Stop and Go :     61,9 Liter je 100 km 
Hiernach ergibt sich insbesondere beim Übergang zu Verkehrssituationen des Stop and 
go ein drastischer Anstieg des Dieselverbrauchs der Last- und Sattelzüge. Im Vergleich 
zum durchschnittlichen Verbrauchswert bei freiem Verkehrsfluss steigt der Verbrauchswert 
um mehr als 100 %. 
Für die sonstigen Außerortsstraßen sowie die Innerortsstraßen liegen keine den Autobah-
nen entsprechenden Grundlagendaten vor, die eine Differenzierung nach Verkehrssituati-
onen erlauben würden. Auf der Basis der straßentypspezifischen Kraftstoffverbrauchsfunk-
tionen des BVWP ergeben sich hier durchschnittliche Verbräuche der Last- und Sattelzüge 
in Höhe von 27,8 Litern (außerorts) bzw. 33,5 Litern (innerorts) je 100 km. Diese 
Verbrauchswerte korrespondieren mit Durchschnittsgeschwindigkeiten von 60 km/h (au-
ßerorts) bzw. 40 km/h (innerorts). 
Zur Bestimmung des Gesamtenergieverbrauchs ist neben den Verbrauchswerten der Last- 
und Sattelzüge auch der Energieaufwand der Bereitstellungskette der Kraftstoffe ab För-
derung des Rohöls über den Raffinerieprozess bis zur Betankung der Fahrzeuge zu be-
rücksichtigen. Nach Ermittlungen des ifeu-Instituts (TREMOD 2005) ergibt sich einschließ-
lich der Verdunstungsverluste und des Transports der Energieträger ein Gesamtaufwand 
von 48,6 Megajoule Primärenergie je kg Dieselverbrauch63. 
Hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung des Dieselkraftstoffverbrauchs der Last- und Sat-
telzüge liegen unterschiedliche Einschätzungen vor. So wird in TREMOD 2005 auf der 
Basis von Einschätzungen des Umweltbundesamtes davon ausgegangen, dass schwere 
Nutzfahrzeuge im Jahr 2020 im Durchschnitt gegenüber Fahrzeugen der EURO3-Norm 
(Bezugsjahr 2002) einen um 18 % geringeren Energieverbrauch aufweisen werden. Im 
Handbuch der Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs werden hingegen für die Gruppe 
der Last- und Sattelzüge mit zulässigem Gesamtgewicht zwischen 34 t und 40 t im Jahr 
2020 gegenüber dem Jahr 2005 bei allen Straßentypen und Verkehrssituationen leicht 
höhere Energieverbräuche je Fahrzeugkilometer ausgewiesen.  
 
                                                
 
63  Ifeu – Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg GmbH, Fortschreibung „Daten- und Rechen-
modell“: Energieverbrauch und Schadstoffemissionen des motorisierten Verkehrs in Deutschland 1960-
2030, Endbericht, Heidelberg, November 2005 
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7.3 Energieverbrauch des Schienengüterverkehrs 
Aggregierte Werte des spezifischen Energieverbrauchs im Eisenbahngüterverkehr liegen 
in unterschiedlichen Abgrenzungen und Dimensionen aus verschiedenen Quellen vor. So 
beziffert die Deutsche Bahn den spezifischen Primärenergieverbrauch der Traktion im 
Schienengüterverkehr des Jahres 2004 auf 0,47 Megajoule je tkm. In TREMOD 2005 wer-
den die Endenergieverbräuche der DB ebenfalls für das Jahr 2004 je „angebotenem Ton-
nekilometer“64 für die Elektrotraktion mit 16,7 Wattstunden, für die Dieseltraktion mit 4,2 
Gramm und für Rangiervorgänge mit 0,27 Gramm angegeben. Im Grundlagenbericht zum 
EcoTransit-Projekt werden schließlich nach Zuglängen und Gutarten differenzierte End-
energieverbräuche der Elektrotraktion je Tonnenkilometer ermittelt. Für einen „langen Zug“ 
mit einem Bruttogewicht von 1.500 t wird hier der Endenergieverbrauch beim Transport 
von Massengütern mit 29,0 Wattstunden je tkm spezifiziert. 
Die spezifischen Rahmenbedingungen der jeweiligen Transportvorgänge können mit die-
sen aggregierten Durchschnittswerten nicht in ausreichendem Maße erfasst werden. Dies 
gilt insbesondere für die im Vergleich zur Binnenschifffahrt im Massengutverkehr relevan-
ten Zuggewichte zwischen 1.700 t und 5.000 t. Für die im Rahmen dieser Studie durchge-
führten Vergleichsrechnungen für ausgewählte Transportrelationen (vgl. Abschnitt 9.4) 
wurde der Endenergieverbrauch des Schienengüterverkehrs daher mit dem Programmpa-
ket Train Check unter Berücksichtigung der jeweils spezifischen Einflussfaktoren des E-
nergieverbrauchs berechnet. Hierzu gehören die technischen Parameter der eingesetzten 
Lokomotiven, Waggonanzahl, Zuglänge und Zuggewicht, das Verhältnis zwischen Brutto- 
und Nettolast der Wagen sowie die Zuggeschwindigkeit. Neben den genannten techni-
schen Parametern der Züge werden auch die jeweiligen Streckencharakteristika über typi-
sche Streckenprofile erfasst sowie die Anzahl der Unterwegsaufenthalte berücksichtigt. 
Über eine Regressionsrechnung lässt sich aus den für die einzelnen Relationen berechne-
ten Energieverbrauchswerten der durchschnittliche Energieverbrauch in Kilowattstunden je 
Zugkilometer in Abhängigkeit vom jeweiligen Zuggewicht (Bruttotonnen) ableiten. Die Er-
gebnisse der Berechnungen sind für den erfassten Bereich der Zuggewichte zwischen 
1.000 und 5.000 Bruttotonnen in der folgenden Abbildung dargestellt. 
 
                                                
 
64  Zur Ableitung der theoretischen Kennzahl „angebotene tkm“ vgl. TREMOD 2005, S. 123 f. 
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Abbildung 7-1: Durchschnittlicher Energieverbrauch der Güterzüge (Elektrotrak-
tion) in Wattstunden je Bruttotonnenkilometer in Abhängigkeit 
vom Zuggewicht (Bruttotonnen) 
 
 
Die Energiebereitstellungskette des Bahnstroms umfasst den Aufwand ab der Förderung 
der Energieträger bis zum Stromabnehmer der Fahrzeuge einschließlich Umform- und 
Leitungsverlusten. Der von der Bahn genutzte Strom (Bahnmix) stammt im Jahr 2004 zu 
rund 27 % aus öffentlichen Kraftwerken sowie zu 83 % aus eigenen Kraftwerken. Aufge-
gliedert nach dem Anteil am Stromverbrauch dominiert hierbei der Primärenergieträger 
Steinkohle (35 %), gefolgt von Kernkraft (24 %), Braunkohle (14 %), Wasser-/Windkraft 
(12 %) und Erdgas (7 %). Die verbleibenden 8 % entfallen auf sonstige Energieträger. Die 
Wirkungsgrade der Stromproduktion (Verhältnis der Nettostromerzeugung zum Primär-
energieeinsatz) variieren je nach Energieträger. Der Gesamtwirkungsgrad der Energiebe-
reitstellungskette des Bahnstrommixes wird von ifeu in TREMOD 2005 mit rd. 32 % ermit-
telt. Dies entspricht einem Aufwand von 11,5 Megajoule Primärenergie je Kilowattstunde 
Stromverbrauch. 
Zur Abschätzung der zukünftigen Entwicklung des spezifischen Endenergieverbrauchs 
wird in TREMOD 2005 davon ausgegangen, dass durch die Einführung neuer Fahrzeuge 
gegenüber dem gegenwärtigen Stand weitere Einsparungen erzielt werden können. Hier-
auf basierend wird angenommen, dass sich der betriebsleistungsbezogene Endenergie-
verbrauch bei allen Zug- und Betriebsarten alle 5 Jahre um 1 % vermindert. Für den Zeit-
raum 2005 bis 2020 ergibt sich hieraus eine Gesamtreduktion um 3 %.  
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7.4 Energieverbrauch in der Binnenschifffahrt 
Die Anwendung der top-down Methode stößt bei der Binnenschifffahrt an ihre Grenzen. Es 
gibt zwei Hauptproblempunkte bei diesem Ansatz. Zum einen existiert ein statistisches 
Abgrenzungsproblem. Während das Statistische Bundesamt bei der Transportleistung 
explizit die Binnenschifffahrt ohne Küstenschifffahrt angibt, wird bei der Energiebilanz der 
Dieselkraftstoffverbrauch für Binnen- und Küstenschifffahrt gemeinsam ausgewiesen. Zum 
anderen wird der im Ausland gebunkerte Treibstoff der Binnenschifffahrt nicht erfasst. Ins-
besondere die Binnenschiffe auf der Rheinschiene nehmen aber in nicht zu vernachlässi-
gendem Maße Treibstoff in Rotterdam auf.65 Dieses zweite Problem lässt sich nicht ohne 
weiteres lösen.66 Somit ist ein hochaggregierter top-down-Ansatz zur Bestimmung des 
Energieverbrauchs der Binnenschifffahrt ungeeignet. 
Dem tragen die jüngeren der zu diesem Thema oder zum Thema Schadstoffemissionen 
veröffentlichten Studien Rechnung.67 So werden in der Studie des Umweltbundesamtes 
und beim EcoTransIT-Projekt differenzierte Werte sowohl für die eingesetzte Leistung, als 
auch für die Wasserstraßenbedingungen unterstellt.  
Die Differenzierung dieser Werte ist allerdings nicht hinreichend. Bezüglich der Wasser-
straßenbedingungen wird in beiden Studien zwischen „freifließendem Fluss“ und „stauge-
regeltem Fluss“ und nach Fahrtrichtung, d. h. Bergfahrt oder Talfahrt, unterschieden. Die-
se Wasserstraßenklassifikation ist nicht hinreichend, denn die dritte Klasse, die Kanäle, 
fehlen. Dies ist insbesondere wenn die Transportrelation Hamburg-Berlin, wie beim Um-
weltbundesamt, als Beispielrelation gewählt wird, nicht exakt. Ein Abschnitt dieser Relation 
führt immer über eine Kanalstrecke. Diese Ungenauigkeit bei der Wasserstraßenklassifika-
tion bedingt je 100 Tonnenkilometern Leistung eine Abweichung von rund 9 % im kalkulier-
ten Brennstoffverbrauch. 
Neben dieser Ungenauigkeit ist insbesondere bei der Studie des Umweltbundesamtes die 
geringe Differenzierung bezüglich der eingesetzten Schiffstypen auffällig. Während beim 
EcoTransIT-Ansatz vier Tragfähigkeitsklassen unterschieden werden, sind es beim Um-
                                                
 
65  „Laut der vom BMVBW herausgegebenen Datenquelle Verkehr in Zahlen 2003/2004, Seite 274, nehmen 
die an die Binnenschifffahrt verkauften Mengen an Diesel und Gasöl seit Mitte der 90er Jahre so stark ab, 
dass das betroffene Gewerbe selbst – die Bunkerbetriebe – den Rückgang nicht nachvollziehen kann.“ 
Spitzer, Erwin, Umweltverträglichkeit vergleichen – aber richtig!, in: Internationales Verkehrswesen, 57 
(2005) 4, S. 156. 
66  Vgl. Gohlisch, Gunnar; u.a., Umweltauswirkungen der Binnenschifffahrt, in: Internationales Verkehrswesen, 
57 (2005) 4, S. 150ff. 
67  Vgl. Gohlisch, Gunnar; u.a., Umweltauswirkungen der Binnenschifffahrt, in: Internationales Verkehrswesen, 
57 (2005) 4, S.150ff; ifeu (Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg GmbH) EcoTransIT: Eco-
logical Transport Information Tool, Heidelberg 2005, sowie VBD, Emissionen luftverunreinigender Stoffe 
durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen, Essen 2001. 
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weltbundesamt lediglich zwei.68  
Eine geringe Differenzierung der Schiffstypen ist nur dann unproblematisch, wenn Schiffs-
typen nur geringe Unterschiede in ihrem Leistungsbedarf je Tonnenkilometer aufweisen. 
Bei der Studie des Umweltbundesamtes wird dies unterstellt. Selbst bei den feiner diffe-
renzierten Typen im EcoTransIT-Projekt sind die Unterschiede im Leistungsbedarf je Ton-
nenkilometer nicht sehr groß, d. h. der Größenvorteil großer Schiffe wird in beiden Studien 
unterschätzt. So wird bei der Studie des Umweltbundesamtes angegeben, dass das grö-
ßere Schiff (2.500 t Tragfähigkeit) gegenüber dem kleineren Schiff (1.100 t Tragfähigkeit) 
beim Energieverbrauch lediglich einen Vorteil von 5 % hat. In der EcoTransIT-Studie sind 
es immerhin schon 25 % Vorteil eines Schiffs mit einer Tragfähigkeit von 2.500 Tonnen 
gegenüber einem Schiff mit einer Tragfähigkeit von 1.250 Tonnen. Vergleicht man diese 
Angaben mit denen, die sich aus der Studie „Technische und wirtschaftliche Konzepte für 
flussangepasste Binnenschiffe“ der VBD69 herleiten lassen, so sind die besagten Größen-
vorteile deutlich zu niedrig. In der VBD-Studie werden Standardschiffstypen gegenüberge-
stellt (Gustav Koenigs verlängert mit 1.100 t Tragfähigkeit; Johann Welker mit 1.500 Ton-
nen Tragfähigkeit, Großmotorschiff mit 3.000 t Tragfähigkeit). Die dort ermittelten Leis-
tungsanforderungen entstammen schiffstypischen Leistungsprofilen. Vergleicht man den 
Brennstoffbedarf je Tonnenkilometer des Großmotorschiffs anhand dieser Angaben mit 
denen des Johann Welker oder des Gustav Koenigs, so kommt man auf Größenvorteile 
beim Brennstoffverbrauch von 41 % bzw. 49 % für das Großmotorschiff. 
Offensichtlich ist die wenig differenzierte Ermittlung des Leistungsbedarfs der Binnenschif-
fe ein zentrales Problem bei den bisherigen ökologischen Vergleichen der Verkehrsträger. 
Da sämtliche weitere Kalkulationen bezüglich der Schadstoffemissionen darauf aufbauen, 
setzt sich dieser Mangel über die gesamten Vergleiche fort. Unter diesen Umständen ist 
dann auch der bottom-up-Ansatz beim Verkehrsträgervergleich nicht aussagekräftig, da 
der Vorteil der günstigeren Datenlage nicht hinreichend berücksichtigt wird. 
Neben diesem grundsätzlichen Einwand gegen die Methodik der beiden genannten Stu-
dien gibt es speziell an der Studie des Umweltbundesamtes weitere Kritikpunkte. So ist 
allein wegen der Auswahl der Beispielrelationen dringend von einer Verallgemeinerung der 
Ergebnisse abzuraten.70 Auch die Annahme des Durchschnittsverbrauchs von 180 g/kWh 
ist in Zweifel zu ziehen.  
                                                
 
68  Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (jetzt Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung) kritisierte eben die Vorgehensweise, dass zwei Schiffstypen auf Basis von transpor-
tierten Gütern gebildet wurden anstatt Standardtypen zu verwenden. S. Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen, Stellungnahme zum Anhang des Berichts I3.1-69733/1 „Umweltauswirkungen 
der Binnenschifffahrt im Vergleich mit Bahn und Lkw Transport“ des Umweltbundesamtes vom 23.03.2004, 
Bonn 2005. 
69  VBD, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Duisburg 2004. 
70  S. Spitzer, Erwin, Umweltverträglichkeit vergleichen – aber richtig!, in: Internationales Verkehrswesen, 57 
(2005) 4, S. 156. Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Stellungnahme zum An-
hang des Berichts I3.1-69733/1 „Umweltauswirkungen der Binnenschifffahrt im Vergleich mit Bahn und Lkw 
Transport“ des Umweltbundesamtes vom 23.03.2004, Bonn 2005. 
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Neuere Binnenschiffsmotoren emittieren zwar weniger Schadstoffe, haben aber einen 
leicht höheren Treibstoffverbrauch (s. Abschnitt 8.3.4).71 Somit ist die Standardannahme 
von 200 g/kWh realistischer.72 Schwerpunkt der methodischen Verbesserung der Ver-
kehrsträgervergleiche muss allerdings die Bestimmung des Leistungsbedarfs der relevan-
ten Schiffstypen auf den unterschiedlichen Wasserstraßen sein.  
Der Leistungsbedarf der Binnenschiffe aus hydrodynamischer Sicht ist nicht mit einem so 




××= //  
Die Formel des Umweltbundesamtes vernachlässigt den Einfluss des Tiefgangs und der 
Wassertiefe auf den Verbrauch ebenso wie den Einfluss der Schiffsabmessungen 
(Schiffsgröße) völlig. Für alle Schiffe wird dieselbe Motorauslastung für die jeweiligen 
Wasserstraßentypen unterstellt. Dies ist, wie nachfolgend gezeigt wird, so nicht haltbar. 
Im beschränktem Fahrwasser ist der Fahrwiderstand eines Schiffs stärker als in unbe-
grenztem Wasser von der Schiffsgeschwindigkeit abhängig. Dabei werden zwei Formen 
der Beschränkung unterschieden:  
1. Das Wasser ist nach unten begrenzt (Flachwasser). 
2. Das Wasser ist zusätzlich seitlich begrenzt (Kanal). 
Beide Beschränkungen bewirken in der Regel eine beträchtliche Widerstandserhöhung.  
Dabei stehen zwei Effekte im Vordergrund: 
1. Insbesondere im Kanal entsteht ein Rückstrom. Somit muss das Schiff eine erhöh-
te Strömungsgeschwindigkeit überwinden. 
2. Es entsteht eine stärkere Wellenbildung. Das Schiff schiebt einen Wellenberg vor 
sich her. So gesehen fährt das Schiff kontinuierlich zu Berg.73 
Es wird deutlich, dass neben der Schiffsform und der Ausgestaltung der Antriebs- und Ru-
deranlage insbesondere der Wasserstraßenquerschnitt in Relation zum eingetauchten 
Schiffskörper von ausschlaggebender Bedeutung für den Fahrwiderstand ist. 
 
                                                
 
71  Auch bei der Bestimmung des gesamten Energieverbrauchs der Binnenschiffe wird neben deren Ver-
brauchswerten auch der Energieaufwand der Bereitstellungskette der Kraftstoffe ab Förderung des Rohöls 
analog zum Lkw berücksichtigt (s. Abschnitt 7.2). 
72  Zur Kritik an den unterstellten Emissionsfaktoren der einzelnen Schadstoffe s. Abschnitt 8.3.4. 
73  Vgl. Schneekluth, Herbert, Hydromechanik zum Schiffsentwurf, 3. A., Herford 1988, S. 541ff. 
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Abbildung 7-2: Fahrwiderstand als Funktion der Geschwindigkeit 
 
Quelle:  In Anlehnung an Ilgmann, Gottfried, Gewinner und Verlierer einer CO2-Steuer im Güter- und Perso-
nenverkehr, Ottobrunn 1998, S. 122. 
 
Abbildung 7-2 zeigt die Widerstandskurve eines Schiffs im flachen Wasser im Vergleich zu 
einem Schiff im tiefen Wasser. Es ist deutlich zu erkennen, wie die oben beschriebenen 
Effekte den Leistungsbedarf im flachen Wasser aufgrund des höheren Widerstands beein-
flussen. Bis zur so genannten kritischen Geschwindigkeit (VKrit) ist bei ansonsten gleichen 
Rahmenbedingungen der Fahrwiderstand im flachen Wasser immer höher als im tiefen. 
Die kritische Geschwindigkeit kann von einem Verdrängerschiff nicht überschritten wer-
den. Traditionelle Motorgüterschiffe sind Verdrängerschiffe. Da es sich bei Binnenwasser-
straßen um flaches Wasser mit zum Teil zusätzlicher seitlicher Begrenzung des Fahrwas-
sers handelt, sind die oben beschriebenen und in der Grafik verdeutlichten Effekte nicht 
vernachlässigbar. 
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In Abbildung 7-3 wird der Einfluss der Schiffsgröße und -form auf den Leistungsbedarf bei 
gegebener Wasserstraße und Geschwindigkeit deutlich.74 
 
Abbildung 7-3: Leistungs-Geschwindigkeitsverhalten verschiedener Schiffsty-
pen bei einer Abladetiefe von 2,50 Metern und einer Wassertiefe 
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Zum Beispiel ist bei einem Tiefgang von 2,50 Metern und einer Wassertiefe von 7,50 Me-
tern der Leistungsbedarf bei gegebener Geschwindigkeit bei kleineren Schiffen höher als 
bei großen Schiffen. Andersherum betrachtet gilt, dass bei gegebener Leistung große 
Schiffe schneller fahren. Bei einer Leistung von 600 Kilowatt erreicht das Gustav Koenigs 
eine Geschwindigkeit von 15,8 km/h, das Johann Welker eine Geschwindigkeit von 16,5 
km/h und das GMS eine Geschwindigkeit von 17,1 km/h. Je höher die vorgegebene Ge-
schwindigkeit ist, umso größer wird der Vorteil großer Schiffe. Der höhere Leistungsbedarf 
der kleineren Schiffe erklärt sich daraus, dass diese bei höheren Geschwindigkeiten näher 
an ihre schiffsspezifische Grenzgeschwindigkeit kommen als die großen Schiffe.  
Bei einer Abladetiefe von 2,5 Metern transportiert das Großmotorgüterschiff ca. 490 t bzw. 
knapp 790 t mehr Ladung als die kleineren Schiffstypen Johann Welker bzw. Gustav Koe-
nigs und benötigt dafür weniger Leistung. In diesem Fall wirkt der Vorteil der Schiffsgröße 
                                                
 
74  An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass sich die Geschwindigkeitsangaben in diesem Kapitel aus-
schließlich auf die Geschwindigkeit gegenüber dem Wasser beziehen. Bei fließenden Gewässern muss bei 
der Bergfahrt die Fließgeschwindigkeit von der Geschwindigkeit gegenüber dem Wasser abgezogen wer-
den, um die Geschwindigkeit gegenüber Land zu erhalten. Bei der Talfahrt muss sie addiert werden. 
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mehrfach. Mehr Ladung wird mit weniger Leistung transportiert. Bei niedrigen Wassertie-
fen und entsprechend niedrigen Abladetiefen kehrt sich der Leistungsvorteil großer Schiffe 
allerdings in einen Leistungsnachteil um.  
Aus diesem Grund unterscheidet die VBD bei der Bestimmung der Emissionen luftverun-
reinigender Stoffe durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen auch den Leistungs-
bedarf verschiedener Schiffstypen nach Wasserstraßentypen und Geschwindigkeiten.75 
Der Leistungsbedarf der größeren Schiffe ist bei den relativ niedrigen Geschwindigkeiten 
im Kanal (11 km/h) bei 4 m Wassertiefe durchweg größer als derjenige der kleineren 
Schiffseinheiten (s. Abbildung 7-4). 
 
Abbildung 7-4: Leistung in Abhängigkeit des Tiefgangs im Kanalsystem bei ei-
ner Schiffsgeschwindigkeit von 11 km/h und 4 m Wassertiefe  
 
* Näherungswerte 
Quelle:  VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Weiterentwicklung des 
landesweiten Emissionskatasters für den Schiffsverkehr in NRW und Aktualisierung auf das Jahr 
2000, 2001, S. A4-4. 
 
Dabei gilt es allerdings zu berücksichtigen, dass der höhere Leistungsbedarf der größeren 
Schiffe bei der Kanalfahrt auch mit einer höheren Tragfähigkeit einhergeht (s. Abbildung 
7-5). So ist beispielsweise die Tragfähigkeit eines 110m Großmotorschiffs bei 2,5 Metern 
Tiefgang (auch wenn es damit lediglich zu 60 % ausgelastete ist) um rund 700 Tonnen, 
d. h. 64 %, größer als die eines Gustav Koenigs und um rund 450 Tonnen, d. h. 33 %, 
                                                
 
75  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Weiterentwicklung des 
landesweiten Emissionskatasters für den Schiffsverkehr in NRW und Aktualisierung auf das Jahr 2000, 
2001. 
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größer als diejenige eines Johann Welker. Der Zuwachs der Ladungsmenge überkompen-
siert den angestiegenen Leistungsbedarf erheblich. 
 




Quelle:  VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Weiterentwicklung des 
landesweiten Emissionskatasters für den Schiffsverkehr in NRW und Aktualisierung auf das Jahr 
2000, 2001, S. A4-2. 
 
Betrachtet man exemplarisch den unterschiedlichen Leistungsbedarf eines Johann Wel-
kers und eines Großmotorgüterschiffs je transportierter Tonne auf einer Rhein- (Antwerpen 
– Ludwigshafen) und einer Kanalrelation (Hamburg – Salzgitter)76, so ergibt sich folgendes 
Bild. Wenn in beiden Fällen jeweils ökonomisch optimales Verhalten unterstellt wird, so 
benötigt das Johann Welker auf dem Rhein 194,08 Megajoule je Tonne und das GMS 
110,49 Megajoule je Tonne, also 43 % weniger Energie. Auf der Kanalrelation ist der Vor-
teil des GMS wegen des größeren Leistungsbedarfs geringer. Dort benötigt das Johann 
Welker 31,28 Megajoule pro Tonne und das GMS 26,76 Megajoule, d. h. 14 % weniger 
als. Der Vorteil größerer Schiffseinheiten ist somit selbst auf stark beschränkten Fahrwas-
sern wie den Kanälen erheblich. 
Aus den geschilderten Zusammenhängen lässt sich folgern, dass für einen Verkehrsträ-
gervergleich anhand eines bottom-up-Ansatzes detailliertere Angaben zu den Wasserstra-
ßen und Schiffstypen notwendig sind, als sie in der Studie des Umweltbundesamtes bzw. 
im Rahmen des EcoTransIT-Projekts verwendet wurden. Lediglich die VBD hat im Rah-
                                                
 
76  Weitere Vergleiche zwischen verschiedenen Schiffskonfigurationen befinden sich in Abschnitt 9.2.3. Dort 
werden auch die weiteren Annahmen bzgl. der Rahmenbedingungen der Berechnungen angegeben. 
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men der Bestimmung der Binnenschiffsemissionen in Nordrhein-Westfalen eine differen-
zierte Vorgehensweise gewählt. 
Um eine hinreichende Datenbasis für den bottom-up-Ansatz zu erhalten, wurden verschie-
dene Studien bezüglich des Leistungsbedarfs unterschiedlicher Schiffstypen nach Ge-
schwindigkeit, Tiefgang und Wasserständen der Wasserstraßen ausgewertet.77 Nachfol-
gend wird am Beispiel des Großmotorschiffs bei 2,5 Metern Tiefgang gezeigt, wie eine 
hinreichende Datenbasis für den bottom-up-Ansatz entwickelt werden kann. Technisch 
gesehen werden vorliegende einzelne Kurven und Punkte verschiedener Leistungs-
Geschwindigkeitsdiagramme interpoliert. Die am Beispiel des Großmotorschiffs für einen 
Tiefgang von 2,5 Metern gezeigten Zusammenhänge wurden für andere relevante Tief-
gänge und weitere Schiffstypen bestimmt.  
 
Abbildung 7-6: Eingesetzte Leistung in Abhängigkeit der Wassertiefe für ver-




























                                                
 
77  Vgl. VBD, Emissionen luftverunreinigender Stoffe durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen, Essen 
2001; VBD, Weiterentwicklung des landesweiten Emissionskatasters für den Schiffsverkehr in NRW und 
Aktualisierung auf das Jahr 2000, Duisburg 2001; VBD, Technische und wirtschaftliche Konzepte für fluss-
angepasste Binnenschiffe, Duisburg 2004; VBD, Zukunftsorientierte Technologien zur Modernisierung der 
Binnenschiffsflotte – Chancen und Möglichkeiten einer beschleunigten Implementierung technischer Neue-
rungen in bestehende Binnenschiffe, Duisburg 2005. 
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Abbildung 7-6 zeigt den Zusammenhang zwischen der Wassertiefe und der eingesetzten 
Leistung für verschiedene Geschwindigkeiten. Es wird deutlich, welchen entscheidenden 
Einfluss die Wassertiefe auf den Leistungsbedarf hat. Schaut man sich das Beispiel der 
Iso-Geschwindigkeitskurve für v = 16 km/h an, so fällt auf, dass bei einer Erhöhung der 
Wassertiefe von 4 Metern auf 4,5 Metern der Leistungsbedarf von rund 785 Kilowatt auf 
rund 500 Kilowatt sinkt. Dies entspricht einem Rückgang um 37 %. Eine weitere Vertiefung 
der Wasserstraße um einen halben Meter auf 5 Meter bewirkt einen weiteren Rückgang 
des Leistungsbedarfs um 20 % auf rund 400 Kilowatt. 
Anders interpretiert bedeutet der Zusammenhang zwischen Leistungsbedarf und Wasser-
tiefe, dass bei höherem Wasserstand bei gleicher Leistung eine höhere Geschwindigkeit 
(s. Abbildung 7-7) erreicht wird. So wird bei einer Wassertiefe von 4 Metern und einer Leis-
tung von 200 Kilowatt eine Geschwindigkeit von rund 10 km/h erreicht während bei 5 Me-
tern eine Geschwindigkeit von rund 13 km/h erzielt wird. Bei 6 Metern Wassertiefe wird bei 
gleicher Leistung eine Geschwindigkeit von 14 km/h erreicht. Daraus wird ersichtlich, dass 
die oben beschriebenen Effekte des flachen Wassers umso stärker zum Tragen kommen, 
je geringer das Flottwasser78 ist. Ausgehend von einer Wassertiefe von 4 Metern ist eine 
Steigerung der Wassertiefe um 25 % auf 5 Meter verbunden mit einer Geschwindigkeits-
steigerung um rund 30 %. Bei einer weiteren Steigerung der Wassertiefe um einen Meter, 
d. h. um 20 %, auf 6 Meter fällt die Geschwindigkeitssteigerung deutlich niedriger nämlich 
nur noch um 1 km/h, d. h. um 7 %, aus. 
 
                                                
 
78  Als Flottwasser bezeichnet man den Abstand zwischen dem tiefsten Punkt eines Schiffes in Fahrt zur 
Flusssohle. 
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Abbildung 7-7: Schiffsgeschwindigkeit in Abhängigkeit von der Wassertiefe und 































Letztlich kann der Zusammenhang zwischen den Größen „Wassertiefe“, „eingesetzte Leis-
tung“ und „Geschwindigkeit“ für einen gegebenen Schiffstyp mit gegebenem Tiefgang 
auch noch in der Variante mit Iso-Wassertiefen dargestellt werden. Auch in dieser Darstel-
lung wird sehr gut deutlich, dass die Wassertiefe einen entscheidenden Einfluss auf das 
Verhältnis zwischen eingesetzter Leistung und Geschwindigkeit hat (s. Abbildung 7-8). 
 
Abbildung 7-8: Eingesetzte Leistung in Abhängigkeit von der Geschwindigkeit 
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Die in drei Darstellungen isoliert gezeigten Zusammenhänge zwischen Leistung, Wasser-
tiefe und Geschwindigkeit können auch in einer dreidimensionalen Darstellung zusam-
mengefasst veranschaulicht werden (s. Abbildung 7-9). Da für alle drei isoliert dargestell-
ten Zusammenhänge Informationen vorliegen, ergeben sich für die Interpolation hinrei-
chend viele Basis- und Kontrollpunkte.79 Im Ergebnis lässt sich eine Fläche ermitteln, die 
jede mögliche Kombination aus Wassertiefe, eingesetzter Leistung und Geschwindigkeit 
für ein gegebenes Schiff bei gegebenem Tiefgang angibt. 80 
 
Abbildung 7-9: Zusammenhang zwischen eingesetzter Leistung, Schiffsge-
schwindigkeit und Wassertiefe für ein Großmotorschiff mit 2,5 m 
Tiefgang 





















































Aus diesen Informationen lässt sich z. B. für die Fahrt im Kanal direkt die eingesetzte Leis-
tung ablesen. Um mit der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (hier mit 11 km/h angesetzt) 
zu fahren, benötigt ein GMS bei einem Tiefgang von 2,5 m und einer Wassertiefe von 3,5 
m eine Leistung von rd. 560 kW. 
                                                
 
79  Außerdem konnte der Zusammenhang ausgenutzt werden, dass sämtliche der dargestellten Zusammen-
hänge monoton verlaufen. 
80  Die einzelnen farbigen „Bänder“ in der Grafik sind Flächen gleicher Geschwindigkeitsbereiche. Als höchster 
Bereich wird der von 20 bis 21 km/h angegeben. 
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Mit den so bestimmten Leistungs-Geschwindigkeitsprofilen wird eine deutlich verbesserte 
Datenbasis für den bottom-up-Ansatz geschaffen. Für jede Relation besteht die Möglich-
keit, die eingesetzte Leistung und damit den Treibstoffverbrauch und die Schadstoffemis-
sionen unter Berücksichtigung der jeweils spezifischen Rahmenbedingungen des Schiffs 
und der Wasserstraße zu bestimmen. Hierdurch ergibt sich ein wesentlich fundierteres und 
differenzierteres Bild des Energieverbrauchs und der Schadstoffemissionen der Binnen-
schifffahrt.  
Hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung des Treibstoffverbrauchs bei den Binnenschiffs-
motoren gibt es unterschiedliche Einschätzungen, die von einem Rückgang des Ver-
brauchs bis zu einem Anstieg aufgrund von Abgasminderungmaßnahmen reichen. Aus 
diesem Grund sollte von einem zukünftig unveränderten Verbrauch der Binnenschiffsmoto-
ren ausgegangen werden. Dennoch wird es zu deutlichen Energieeinsparungen in der 
Binnenschifffahrt kommen.  
Wie in Abschnitt B Kapitel 6 gezeigt wird, gibt es eine Tendenz zu größeren Schiffseinhei-
ten. Dies spiegelt sich auch in der zukünftigen Flottenentwicklung wider. Die Tragfähigkeit 
der Binnenschiffsflotte nimmt von 2006 bis 2025 um 9,3 % zu. Gleichzeitig geht die 
Schiffsanzahl um 16,7 % zurück. Betrachtet man den Anteil der Schiffe mit einer Tragfä-
higkeit ab 2.000 TT, dabei handelt es sich in der Regel um GMS oder noch größere 
Schiffseinheiten, so steigt dieser von 34,7 % in 2006 auf 55,7 % in 2025. 
Wie oben gezeigt wurde, benötigen größere Schiffe weniger Leistung. Folglich resultiert 
aus dem Flottenstruktureffekt ein Rückgang des Energiebedarfs in der Binnenschifffahrt. 
Um die Auswirkungen des Flottenstruktureffekts zu schätzen kann auf den oben beschrie-
benen Vorteil des GMS gegenüber dem Johann Welker zurückgegriffen werden. Der Vor-
teil des GMS auf dem Rhein beträgt 43 % und auf dem Kanal 14 %. 80 % der Verkehrs-
leistung der Binnenschifffahrt in Deutschland findet laut dem Statistischen Bundesamt auf 
dem Rhein statt. Somit ergibt sich ein durchschnittlicher Vorteil des GMS gegenüber dem 
Johann Welker von 37 %. Zusammen mit dem gestiegenen Anteil der Schiffe mit einer 
Tragfähigkeit ab 2.000 TT resultiert daraus ein Rückgang des Energiebedarfs der Binnen-
schifffahrt um mindestens 8,9 %.  
Hierbei handelt es sich um eine vorsichtige Schätzung bzw. Prognose, da sich unter den 
Schiffen ab einer Tragfähigkeit von 2.000 TT auch ÜGMS und Schiffe der Jowi-Klasse 
befinden, deren Vorteil gegenüber dem Johann Welker noch größer ist. Außerdem wird 
der ebenfalls noch größere Vorteil gegenüber den noch kleineren Schiffseinheiten wie dem 
Gustav Koenigs auch nur mit dem Vorteil gegenüber dem Johann Welker einbezogen. 
 
7.5 Fazit 
Fachlich fundierte Berechnungsansätze zur Bestimmung des Energieverbrauchs der Ver-
kehrsträger müssen die jeweils spezifischen Rahmenbedingungen der Transportvorgänge 
berücksichtigen. Dies umfasst sowohl die technischen Merkmale der eingesetzten Fahr-
zeuge und deren Beladung als auch die Streckencharakteristika und die jeweilige Ver-
kehrssituation. So ist etwa im Straßengüterverkehr der Verkehrsfluss von entscheidender 
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Bedeutung. Gegenüber freiem Verkehrsfluss steigt der Treibstoffverbrauch bei starken 
Verkehrsstörungen (Verkehrssituation „stop and go“) um mehr als 100%. 
Auch bei der Binnenschifffahrt ist die differenzierte Schätzung des Leistungsbedarfs das 
zentrale Thema bei der Bestimmung des Energieverbrauchs. In vorliegenden Veröffentli-
chungen wird der Leistungsbedarf speziell größerer Schiffe zum Teil deutlich überschätzt. 
Diese Überschätzung ist u. a. darauf zurückzuführen, dass mit zu stark vereinfachenden 
Annahmen und Durchschnittswerten gerechnet wird. Basis für die Bestimmung des Leis-
tungsbedarfs der Binnenschifffahrt und damit des Energieverbrauchs müssen schiffsty-
penspezifische Leistungs-Geschwindigkeits-Profile für die verschiedenen 
Wasserstraßenbedingungen sein.  
Auch bei der Bahn haben Berechnungen auf der Basis von „Durchschnittszügen“ nur ein-
geschränkte Aussagekraft. Hier sind jeweils die technischen Parameter der eingesetzten 
Lokomotiven, Waggonzahl, Zuglänge und – gewicht, das Verhältnis zwischen Brutto- und 
Nettolast der Wagen, die Zuggeschwindigkeit sowie die jeweiligen Streckencharakteristika 
zu berücksichtigen. Darüber hinaus bestimmen beim elektrisch betriebenen Eisenbahngü-
terverkehr die Struktur der Energieträger sowie die Wirkungsgrade der zur Bahnstromer-
zeugung genutzten Kraftwerke den Primärenergieverbrauch sowie auch Art und Umfang 
der Schadstoffemissionen maßgeblich. 
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8 Externe Kosten 
8.1 Verkehrssicherheit 
8.1.1 Einleitung 
In der aktuellen Diskussion zum Vergleich der externen Kosten im Güterverkehr zwischen 
Lkw, Eisenbahn und Binnenschiff stehen häufig die Umweltauswirkungen (Abgase, Lärm 
und Lebensraumbeeinträchtigungen) im Vordergrund. Die sozialen Kosten durch Ver-
kehrsunfälle im Güterverkehr bleiben hierbei entweder insgesamt unberücksichtigt oder 
werden auf Basis vergleichsweise wenig differenzierter Ausgangsdaten geschätzt. 
Mit der hier vorgestellten Analyse wird diese Lücke geschlossen und eine auch gegenüber 
den Berechnungen für den BVWP 2003 deutlich verbesserte Datenbasis geschaffen. Mög-
lich wurde dies insbesondere durch die Bereitstellung differenzierter Daten zum Unfallge-
schehen im Eisenbahnbetrieb durch das Eisenbahn-Bundesamt sowie bei der PLANCO 
aus früheren Studien sowie aktuellen Datenübermittlungen des BMVBS vorliegenden De-
taildaten zu Binnenschiffsunfällen. 
Die Abgrenzung der dem Güterverkehr zuzurechnenden Unfälle erfolgt bei allen drei Ver-
kehrsträgern einheitlich nach dem Kriterium „Beteiligung von Güterfahrzeugen“ (Lastkraft-
wagen, Güterzüge bzw. Güterschiffe). Erfasst wird das Unfallgeschehen auf der verkehrli-
chen Infrastruktur im Bundesgebiet. Aus den vorliegenden Grunddaten konnten Ver-
gleichsrechnungen für den Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005 erstellt werden. 
 
8.1.2 Straßengüterverkehr 
Zum Stand und zur Entwicklung des Unfallgeschehens im Straßengüterverkehr (Unfälle 
mit Beteiligung von Güterkraftfahrzeugen) kann auf differenzierte Daten des Statistischen 
Bundesamtes für den Zeitraum 1995 bis 2005 zurückgegriffen werden. 
Sowohl die schwerwiegenden Unfälle mit Sachschäden als auch die Unfälle mit Personen-
schäden weisen im Beobachtungszeitraum eine rückläufige Tendenz auf. Die Anzahl der 
Unfälle mit Sachschäden sinkt von 42.569 im Jahr 1995 auf 36.643 im Jahr 2005, d. h. um 
insgesamt knapp 14 % bzw. durchschnittlich 1,5 % pro Jahr. Diejenigen Unfälle mit Perso-
nenschäden von 18.885 in 1995 auf 15.103 im Jahr 2005, d. h. um insgesamt 20 % bzw. 
durchschnittlich 2,2 % pro Jahr.  
Auch die Anzahl der bei den Verkehrsunfällen mit Personenschäden Verunglückten weist 
im Beobachtungszeitraum einen abnehmenden Trend auf. So sinkt die Anzahl der Getöte-
ten (von 1.823 im Jahr 1995 auf 1.158 im Jahr 2005) um gut 36 %, diejenige der Schwer-
verletzten (von 14.170 im Jahr 1995 auf 8.836 im Jahr 2005) um knapp 38 % und diejeni-
ge der Leichtverletzten (von 47.265 im Jahr 1995 auf 40.494 im Jahr 2005) um gut 14 %.  
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Personenschaden 42.569 40.543 41.390 41.859 45.482 43.715 42.501 39.629 38.085 36.525 36.642
Sachschaden 18.855 17.028 15.807 15.983 17.105 16.324 16.780 15.324 14.726 14.542 15.103
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
 
Quelle: PLANCO auf Basis des Datenmaterials des Statistischen Bundesamtes (2006). 
 














Leichtverletzte 43.051 41.326 42.575 43.601 48.376 46.962 46.282 43.411 41.383 39.817 39.867
Schwerverletzte 14.170 13.271 13.012 12.422 12.957 12.084 11.101 10.030 9.743 9.180 8.836
Tote 1.823 1.702 1.698 1.515 1.615 1.696 1.472 1.408 1.379 1.284 1.158
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
 
Quelle: PLANCO auf Basis des Datenmaterials des Statistischen Bundesamtes (2006). 
 
Die zur Berechnung von Unfall- und Verunglücktenraten benötigten Verkehrsleistungsda-
ten liegen für den Straßengüterverkehr nur unvollständig vor. So sind in den auf Stichpro-
benerhebungen beruhenden Hochrechnungen die Verkehrsleistungen von Lkw und Klein-
transportern mit einem zulässigen Gesamtgewicht von weniger als 6 t nicht erfasst. Da 
eine eigene Schätzung dieser Verkehrsanteile aufgrund fehlender Grunddaten nicht mög-
lich ist, wird hier der alternative Weg beschritten, analog zur Verkehrsleistung auch beim 
Unfallgeschehen im Straßengüterverkehr die Kleintransporter auszuklammern. 
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Als Basis hierfür steht eine Studie der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) zur Verfü-
gung, in der die Unfallbeteiligung von Kleintransportern aufbereitet wird. Die im Saldo re-
sultierenden Unfall- und Verunglücktenzahlen bei Straßenverkehrsunfällen unter Beteili-
gung von Lastkraftwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht ab 7,5 t fasst die folgende 
Tabelle zusammen. Die Daten des Jahres 2005 wurden hierbei anhand der Struktur der 
Vorjahre geschätzt. 
 
Tabelle 8-1: Unfälle und Verunglückte im Straßenverkehr unter Beteiligung 
von Lastkraftwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht ab 7,5 t 
Jahr Anzahl Unfälle Getötete Schwerverletzte Leichtverletzte 
2000 35.397 1.120 5.198 20.200 
2001 34.534 935 4.537 18.915 
2002 32.675 906 4.304 18.630 
2003 31.047 889 4.081 17.335 
2004 30.058 819 3.772 16.358 
2005 30.826 747 3.516 17.382 
Quellen:  Statistisches Bundesamt, Fachserie Verkehr, Unfälle von Güterkraftfahrzeugen im Straßenverkehr 
2005; Bundesanstalt für Straßenwesen, Unfallbeteiligung von Kleintransportern – Aktualisierung auf 
das Jahr 2004; eigene Berechnungen 
 
8.1.3 Eisenbahngüterverkehr 
Die zur Erfassung des Unfallgeschehens im Eisenbahnverkehr erforderlichen Daten ste-
hen aus der amtlichen Statistik nur eingeschränkt zur Verfügung. Vorliegende Veröffentli-
chungen des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) erlauben 
keine Differenzierung zwischen Personen- und Güterverkehr und sind darüber hinaus lü-
ckenhaft. Auch die Daten des Statistischen Bundesamtes erlauben eine derartige Diffe-
renzierung nicht und sind zudem auf Unfälle mit Personenschaden beschränkt.81 
                                                
 
81  Statistisches Bundesamt, Fachserie 8, Reihe 2.1, Verkehr, Eisenbahnverkehr – Betriebsdaten des Schie-
nenverkehrs 2005, Wiesbaden, Dezember 2006 
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Um diese Datenlücke zu schließen, wurde eine Datenanfrage an das Eisenbahnbundes-
amt (EBA) gerichtet. Dort werden die „gefährlichen Ereignisse im Eisenbahnbetrieb“ er-
fasst. Im Ergebnis dieser Anfrage wurden der PLANCO vom EBA differenzierte Datensät-
ze zum Unfallgeschehen im Betrieb der Eisenbahnverkehrsunternehmen des Bundes so-
wie sonstiger Nutzer der Infrastruktur des Bundes für den Zeitraum der Jahre 2000 bis 
2005 zur Verfügung gestellt. Die Daten erlauben eine eindeutige Abgrenzung der Unfälle 
mit Beteiligung von Güterzügen und somit eine zum Straßenverkehr analoge Aufbereitung 
des Unfallgeschehens im Güterverkehr. 
Von den im Zeitraum 2000 bis 2005 insgesamt erfassten 3.728 Unfällen mit Beteiligung 
von Güterzügen entfallen 92,4 % auf Unfälle mit Sach- und 7,6 % auf Unfälle mit Perso-
nenschaden. Im Jahresdurchschnitt ereigneten sich insgesamt 621 Unfälle, davon 574 
Unfälle mit Sachschaden und 47 Unfälle mit Personenschaden. Ein eindeutiger Entwick-
lungstrend ist im Beobachtungszeitraum weder bei den Unfällen mit Sachschaden, noch 
bei den Unfällen mit Personenschaden zu erkennen. 
 














Unfälle mit Personenschaden 36 33 53 51 62 48
Unfälle mit Sachschaden 431 460 751 558 561 684
2000 2001 2002 2003 2004 2005
 
 
Bei den erfassten 283 Unfällen mit Personenschaden verunglückten im Beobachtungszeit-
raum insgesamt 347 Personen. Im Jahresdurchschnitt wurden 23 Personen getötet, 14 
Personen schwer verletzt und 22 Personen leicht verletzt. Ein Entwicklungstrend ist auch 
bei den Verunglücktenzahlen nicht zu erkennen. 
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Leichtverletzte 19 14 18 32 28 19
Schwerverletzte 11 6 18 14 15 17
Tote 16 18 22 22 32 26
2000 2001 2002 2003 2004 2005
 
8.1.4 Güterschiffsverkehr 
Zur Analyse des Unfallgeschehens im Güterschiffsverkehr kann auf Daten für den Zeit-
raum 1996 bis 2005 zurückgegriffen werden. Diese stammen für die Jahre 1996 bis 2000 
aus einer umfassenden Auswertung der Unfallmeldebögen der Wasserschutzpolizei, die 
von PLANCO im Rahmen einer Studie im Auftrag des BMVBS82 zu einer Unfallstatistik 
verdichtet wurden sowie für die Folgejahre aus einer zusammenfassenden Datenbereit-
stellung des zuständigen Referates im BMVBS. 
Von den im Zeitraum 1996 bis 2005 insgesamt 6.727 erfassten Unfällen mit Beteiligung 
von Güterschiffen entfallen 4.107 (61 % der Gesamtzahl) auf Unfälle mit Bagatell- oder 
Kleinschäden, 1.822 (27 %) auf Unfälle mit mittleren Schäden sowie 602 (9 %) auf Unfälle 
mit hohem Schaden bzw. Großschaden. Im Jahresdurchschnitt des Betrachtungszeit-
raums entspricht dies einer Anzahl von gut 670 Unfällen mit Beteiligung von Güterschiffen. 
Der Höchststand ist mit 816 Unfällen im Jahr 1996, der Tiefststand mit 572 Unfällen im 
Jahr 2002 zu verzeichnen. Ein Entwicklungstrend ist nicht festzustellen. 
 
                                                
 
82 PLANCO Consulting GmbH, Nutzen-Kosten-Untersuchungen für technische Sicherheitsanforderungen an 
Binnenschiffe, Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, 
Schlussbericht, Essen, November 2002. 
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Abbildung 8-5: Entwicklung der Binnenschiffsunfälle mit Beteiligung von Güter-




















Hoher Schaden 74 64 35 84 28 66 61 60 64 66
Mittlerer Schaden 282 157 123 164 227 173 156 185 172 183
Kleinschaden 406 520 382 374 374 398 355 445 414 439
1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
 
 
Bei den Binnenschiffsunfällen mit Beteiligung von Güterschiffen verunglückten im Zeitraum 
1996 bis 2005 insgesamt 552 Personen, davon 384 Leicht- und 128 Schwerverletzte so-
wie 40 Todesfälle. Im Durchschnitt des Betrachtungszeitraums wurden jährlich 38 Perso-
nen leicht verletzt, 13 Personen schwer verletzt und 4 Personen getötet. Im Vergleich der 
beiden Fünfjahreszeiträume 1996 – 2000 und 2001 – 2005 ergibt sich hierbei ein deutlich 
rückläufiger Trend. So sank die jahresdurchschnittliche Anzahl der Getöteten von 6 auf 2, 
diejenige der Schwerverletzten von 19 auf 7 und diejenige der Leichtverletzten von 58 auf 
19. 
 
Seite 138 A Verkehrsträgervergleich Schlussbericht 
 November 2007  
Abbildung 8-6: Entwicklung der Personenschäden bei Binnenschiffsunfällen mit 












Leichtverletzte 59 55 81 43 50 10 7 43 16 20
Schwerverletzte 16 13 26 22 16 3 2 19 6 5
Tote 6 5 2 11 8 3 2 2 0 1
1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
 
 
Sowohl bei den Personen- als auch bei den Sachschäden liegt die Hauptursache der Un-
fälle in menschlichem Versagen. Das Verhältnis zwischen menschlichem Versagen und 
technischem Versagen beträgt ungefähr 4 zu 1, d. h. nur jeder fünfte Unfall ist auf techni-
sches Versagen zurückzuführen. Signifikante Veränderungen der Unfallursachen sind im 
Beobachtungszeitraum nicht festzustellen. 
Räumlich verteilt treten Binnenschifffahrtsunfälle verstärkt auf den größeren Bundeswas-
serstraßen entlang der Hauptverkehrsrouten auf. Insbesondere Rhein, Main, Mosel, Do-
nau sowie der Main-Donau-Kanal weisen im Vergleich zu den anderen Bundeswasser-
straßen eine erhöhte Anzahl von Unfällen auf. Die Unfallhäufigkeit korrespondiert hierbei 
weitgehend mit der Güterverkehrsdichte auf den Wasserstraßen. 
 
8.1.5 Modalvergleich 
In den Jahren 2000 bis 2005 haben sich im Güterverkehr per Lkw, Eisenbahn und Binnen-
schiff insgesamt über 200.000 Verkehrsunfälle ereignet. Gut 96 % der Unfälle entfallen auf 
den Straßengüterverkehr, während Verkehrsunfälle mit Beteiligung von Güterzügen bzw. 
Güterschiffen mit jeweils nur knapp 2 % zur Gesamtzahl beitragen.  
Noch deutlicher ist die Dominanz des Lkw mit Blick auf die bei Verkehrsunfällen im Güter-
verkehr entstandenen Personenschäden. Mehr als 99 % der im Beobachtungszeitraum 
Verunglückten sind Verkehrsunfälle unter Beteiligung von Lastkraftwagen zuzurechnen.  
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Die Unfall- und Verunglücktenzahlen im Güterverkehr per Eisenbahn und Binnenschiff 
liegen in etwa auf einem vergleichbaren, erheblich niedrigeren Niveau als im Straßengü-
terverkehr. Auffällig ist hierbei allerdings, dass die Gesamtzahl der Getöteten bei Ver-
kehrsunfällen unter Beteiligung von Güterschiffen mit insgesamt 16 Opfern im Vergleich zu 
136 Getöteten bei Verkehrsunfällen mit Beteiligung von Güterzügen deutlich geringer aus-
fällt. 
 
Tabelle 8-2: Unfälle und Verunglückte im Güterverkehr per Lkw, Eisenbahn 
und Binnenschiff83 im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005 
 Anzahl Unfälle Getötete Schwerverletzte Leichtverletzte 
Lastkraftwagen 194.537 5.416 25.408 108.820 
Eisenbahn 3.728 136 81 130 
Binnenschiff 3.866 16 51 146 
Summe 202.131 5.568 25.540 109.096 
Quellen:  Statistisches Bundesamt, Fachserie Verkehr, Unfälle von Güterkraftfahrzeugen im Straßenverkehr 
2005; Bundesanstalt für Straßenwesen, Unfallbeteiligung von Kleintransportern – Aktualisierung auf 
das Jahr 2004; Eisenbahn-Bundesamt, Datenübermittlung zu gefährlichen Ereignissen im Eisen-
bahnbetrieb für die Jahre 2000 bis 2005; Planco Consulting GmbH, Nutzen-Kosten-Untersuchungen 
für technische Sicherheitsanforderungen an Binnenschiffe, Studie im Auftrag des Bundesministeri-
ums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen; Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung, Datenübermittlung zu Verkehrsunfällen auf Bundeswasserstraßen für die Jahre 2000 bis 
2005. 
 
Ein aussagefähiger Modalvergleich des Unfallgeschehens im Güterverkehr muss neben 
den absoluten Unfall- und Verunglücktenzahlen auch die Verkehrsleistung der Verkehrs-
träger berücksichtigen. Dies geschieht, indem die Unfalldaten zur jeweiligen Verkehrsleis-
tung auf den Verkehrswegen im Bundesgebiet in Beziehung gesetzt werden.  
Die resultierenden Unfall- bzw. Verunglücktenraten (Anzahl je Mrd. tkm) sind in der fol-
genden Tabelle dargestellt. 
 
                                                
 
83 Straßengüterverkehr: Unfälle unter Beteiligung von Güterkraftfahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtge-
wicht ab 7,5 t mit schwerwiegendem Sachschaden oder Personenschaden. 
 Eisenbahngüterverkehr: Unfälle und gefährliche Ereignisse im Eisenbahnbetrieb unter Beteiligung von 
Güterzügen, die sich auf der Infrastruktur der Eisenbahnen des Bundes ereignen. 
 Binnenschiffsgüterverkehr: Unfälle unter Beteiligung von Güterschiffen auf den Wasserstraßen des Bun-
des. 
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Tabelle 8-3: Unfall- und Verunglücktenraten im Güterverkehr per Lkw,  
Eisenbahn und Binnenschiff im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005  
(Anzahl je Mrd. tkm)84 
 Unfälle Getötete Schwerverletzte Leichtverletzte 
Lastkraftwagen 89,01 2,48 11,63 49,79 
Eisenbahn 7,67 0,28 0,17 0,27 
Binnenschiff 10,13 0,04 0,13 0,38 
 
Analog zu den Gesamtzahlen liegen auch die Unfall- und Verunglücktenraten im Straßen-
güterverkehr erheblich über denjenigen im Güterverkehr per Eisenbahn und Binnenschiff. 
Jeweils im Vergleich zur Güterschifffahrt sind um den Faktor 8,8 (Unfälle), 62 (Getötete), 
89 (Schwerverletzte) sowie 131 (Leichtverletzte) höhere Raten festzustellen. 
Im Vergleich zwischen Eisenbahn und Binnenschifffahrt ergeben sich bei der Unfallhäufig-
keit und den Leichtverletzten Vorteile für den Eisenbahngüterverkehr. Bei den Schwerver-
letzten und den Getöteten liegen die Raten je Mrd. tkm hingegen im Eisenbahngüterver-
kehr über denjenigen der Güterschifffahrt. Bei der schwersten Unfallfolge – Getötete – ist 
der Unterschied hierbei gravierend. Die entsprechende Rate liegt im Eisenbahngüterver-
kehr um den Faktor 7 höher als in der Güterschifffahrt. 
Ein Vergleich der durch Verkehrsunfälle im Güterverkehr entstehenden Folgekosten erfor-
dert eine Bewertung der Unfall- und Verunglücktenzahlen mit gesamtwirtschaftlichen Kos-
tensätzen. Für Personenschäden kann hierbei auf entsprechende Berechnungen der Bun-
desanstalt für Straßenwesen (BASt)85 zurückgegriffen werden. Je verunglückter Person 
ergeben sich hiernach Personenschadenskosten in Höhe von 1.161.885 € (Getötete), 
87.269 € (Schwerverletzte) sowie 3.885 € (Leichtverletzte). Durchschnittliche Sachscha-
denskosten je Unfall können für den Straßengüterverkehr ebenfalls aus den Berechnun-
gen der BASt übernommen werden. Für den Eisenbahn- und Binnenschiffsgüterverkehr 
ergeben sich entsprechende Werte aus einer Hochrechnung der in den übermittelten Da-
tensätzen zum Unfallgeschehen enthaltenen Schadensschätzungen.  
 
                                                
 
84 Die Verkehrsleistungen beziehen sich analog zu den Unfall- und Verunglücktenzahlen jeweils auf das Ge-
biet der Bundesrepublik; sie umfassen im Straßengüterverkehr die deutschen Lkw ab 6 t zulässigem Ge-
samtgewicht sowie die ausländischen Lkw, im Schienengüterverkehr die Verkehrsleistung der DB AG so-
wie im Binnenschiffsgüterverkehr deutsche und ausländische Schiffe. Quellen: Statistisches Bundesamt, 
Verkehr im Überblick 2005; DB AG, Daten und Fakten Jahrgänge 2000 bis 2005; DIW, Verkehr in Zahlen 
2005/2006. 
85  Bundesanstalt für Straßenwesen, Volkswirtschaftliche Kosten durch Straßenverkehrsunfälle in Deutschland 
2004, BASt-Info 02/06. 
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Tabelle 8-4: Unfallkosten und Unfallkostenraten im Güterverkehr per Lkw,  
Eisenbahn und Binnenschiff im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005  
 Durchschnittliche Kosten je Unfall (€) 
 Sachschaden Personenschaden Ingesamt 
Unfallkostenrate 
(Cent je 100 tkm) 
Lastkraftwagen 13.749 64.847 78.596 53,1 
Eisenbahn 20.375 44.418 64.793 6,0 
Binnenschiff 26.510 6.107 32.617 3,3 
 
Insbesondere aufgrund der größeren Unfallschwere (Anzahl Getöteter und Verletzter je 
Unfall) liegen die gesamtwirtschaftlichen Folgekosten je Verkehrsunfall im Straßen- und 
Eisenbahngüterverkehr deutlich über denjenigen im Binnenschiffsgüterverkehr (Lastkraft-
wagen + 141 %, Eisenbahn + 100 %).  
Kombiniert mit den Unfallraten ergeben sich aus diesen Unfallkostensätzen im Durch-
schnitt der Jahre 2000 bis 2005 Unfallkostenraten in Höhe von 53,1 Cent je 100 tkm im 
Straßengüterverkehr, 6,0 Cent im Eisenbahngüterverkehr sowie 3,3 Cent im Binnen-
schiffsgüterverkehr. Die Unfallkostenraten des Straßengüterverkehrs liegen somit um 
mehr als das 16fache und diejenigen des Eisenbahngüterverkehrs um gut 80 % über den 
entsprechenden Raten des Binnenschiffsgüterverkehrs. 
Die Unfall- und Verunglücktenzahlen unterliegen im Eisenbahn- und Binnenschiffsgüter-
verkehr bei insgesamt niedrigem Niveau erheblichen jährlichen Schwankungen. Entspre-
chend ergibt sich bei den jährlichen Unfallkostenraten im Beobachtungszeitraum eine 
Bandbreite zwischen 3,8 und 8,8 Cent je 100 tkm (Eisenbahn) bzw. zwischen 2,8 und 3,9 
Cent je 100 tkm (Binnenschiff). Ein Entwicklungstrend ist hierbei jeweils nicht erkennbar. 
Entsprechend können die Durchschnittswerte des Zeitraums 2000 bis 2005 als 
repräsentativ zugrunde gelegt werden. 
Im Straßengüterverkehr ist hingegen sowohl bei den Unfall- als auch den Verunglückten-
zahlen ein rückläufiger Trend erkennbar. In Kombination mit einer steigenden Verkehrs-
leistung führt dies zu einem kontinuierlichen Rückgang der Unfallkostenraten von 67,0 
Cent je 100 tkm im Jahr 2000 auf 42,9 Cent je 100 tkm im Jahr 2005. Gegenüber Eisen-
bahn und Binnenschiff verbleibt allerdings auch unter Berücksichtigung dieses Entwick-
lungstrends ein gravierender Niveauunterschied. So liegt die Unfallkostenrate des Stra-
ßengüterverkehrs im Jahr 2005 immer noch um den Faktor 7,2 bzw. 13,0 über den für den 
Beobachtungszeitraum gemittelten Unfallkostenraten des Eisenbahn- bzw. Binnenschiffs-
güterverkehrs. 
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Abbildung 8-7: Entwicklung der Unfallkostenraten im Güterverkehr per Last-




Die durchgeführten Analysen und Berechnungen bestätigen die Stellung der Binnenschiff-
fahrt im Vergleich zu Lastkraftwagen und Eisenbahn als sichersten Verkehrsträger im Gü-
terverkehr. So wurden im Durchschnitt der Jahre 2000 bis 2005 bei Unfällen mit Beteili-
gung von Güterschiffen durchschnittlich 0,04 Personen getötet, im Eisenbahngüterverkehr 
hingegen 0,28 Personen und im Straßengüterverkehr gar 2,48 Personen. 
Insbesondere aufgrund der geringeren Unfallschwere weist die Binnenschifffahrt gegen-
über Lkw und Eisenbahn auch deutlich niedrigere Unfallkosten auf. So liegen die gesamt-
wirtschaftlichen Folgekosten je Unfall im Straßen- und Eisenbahngüterverkehr um 141 % 
bzw. 100 % über denjenigen im Binnenschiffsgüterverkehr. 
Von den insgesamt im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005 durch den Güterverkehr per Lkw, 
Eisenbahn und Binnenschiff in Deutschland verursachten gesamtwirtschaftlichen Unfall-
kosten entfallen 96,9 % auf den Verkehr mit Lastkraftwagen, 2,0 % auf den Eisenbahngü-
terverkehr sowie 1,1 % auf Binnenschiffsgüterverkehre. 
Jeweils bezogen auf die erbrachte Verkehrsleistung (Tonnenkilometer im Inland) ergeben 
sich hieraus im Straßengüterverkehr Unfallkosten in Höhe von 42,9 Cent je 100 tkm (Jahr 
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2005), im Eisenbahngüterverkehr in Höhe von 6,0 Cent je 100 tkm (Durchschnitt der Jahre 
2000 bis 2005) und im Binnenschiffsgüterverkehr in Höhe von 3,3 Cent je 100 tkm (Durch-
schnitt der Jahre 2000 bis 2005). Die Unfallkostenraten des Straßengüterverkehrs liegen 
somit um mehr als das 13fache und diejenigen des Eisenbahngüterverkehrs um gut 80 % 
über den entsprechenden Raten des Binnenschiffsgüterverkehrs. 
 
Abbildung 8-8: Summe der Unfallkosten und Unfallkostenraten im Güterverkehr 
per Lastkraftwagen, Eisenbahn und Binnenschiff  





Als Ausgangspunkt eines schalltechnischen Vergleichs der Verkehrsträger wird zunächst 
in Kapitel 8.2.2 ein Überblick über die schalltechnischen Grundlagen und die gängigen 
Bewertungsmaßstäbe gegeben. 
Die zu erwartenden Schallemissionen der verschiedenen Verkehrsträger (Lkw, Güterzug, 
Binnenschiff) werden im Kapitel 8.2.3 behandelt. Die Spezifikation erfolgt in diesem Zu-
sammenhang durch Angabe eines Schallleistungspegels für jeweils ein Fahrzeug. Der 
Schallleistungspegel für das einzelne Fahrzeug wird, um eine Vergleichbarkeit zu errei-
chen, in Bezug auf Ladungskapazität und Fahrtgeschwindigkeit normiert. 
Eine Beurteilung der Lärmwirkung der verschiedenen Verkehrsträger erfolgt für die unmit-
telbar an den Verkehrsträger angrenzende Nachbarschaft in Kapitel 8.2.4. Ausgehend von 
den Schallleistungspegeln wird für verschiedene typische Verkehrsträgerkonfigurationen 
der Schallpegel an der äußeren Begrenzung des Verkehrsträgers ermittelt. 
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In Kapitel 8.2.6 wird für charakteristische Konfigurationen der Verkehrsträger und für typi-
sche Flächennutzungen in der Nachbarschaft des Verkehrsträgers aus dem in Kapitel 
8.2.4 ermittelten Schallpegel die Verkehrsdichte ermittelt, welche die in der 16. BImSchV 
(Verkehrslärmschutzverordnung) genannten Grenzwerte einhält. Eine Berücksichtigung 
der lärmmindernden Wirkung von Schallschutzmaßnahmen erfolgt in diesem Zusammen-
hang zunächst nicht. 
Die Möglichkeiten zur Steigerung der im Kapitel 8.2.6 abgeleiteten zulässigen Verkehrsbe-
lastung der verschiedenen Verkehrsträger wird in Kapitel 8.2.7 dargestellt. 
 
8.2.2 Maßstab zur Beurteilung von Verkehrslärm 
Als Grundlage zur Beurteilung des durch die Nutzung von Verkehrswegen verursachten 
Lärms wird üblicherweise der längenbezogene Schallleistungspegel Lw’ bzw. der längen-
bezogene Emissionspegel Lm,E verwendet (NALS, 2002). Die für die Beurteilung der von 
Straßen- und Schienenverkehrswegen maßgeblichen Regelungen – dies sind die Richtli-
nien für den Lärmschutz an Straßen (RLS-90) und die Richtlinie zur Berechnung der 
Schallimmissionen von Schienenwegen (Schall-03) – heben dabei auf den längenbezoge-
nen Emissionspegel ab. Die für die Beurteilung von Wasserstraßen einschlägige Regelung 
– dies ist die Anleitung zur Berechnung der Luftschallausbreitung an Bundeswasserstra-
ßen (ABSAW) – nimmt auf den längenbezogenen Schallleistungspegel Bezug. Zwischen 
dem längenbezogenen Schallleistungspegel Lw’ und dem längenbezogenen Emissionspe-
gel besteht näherungsweise folgende Beziehung (NALS, 2002): 
)A(dB 19LL E,m'w +≈  
Beide Lärmpegel (Lw, Lm,E) werden unter Berücksichtigung des frequenzabhängigen Hö-
rens des Menschen als A-bewertete Pegel, die den Frequenzgang des Hörvermögens bei 
geringen Lautstärken (d. h. 20-40 phon) berücksichtigt, angegeben. 
Der Lärm, der durch den Güterverkehr auf den verschiedenen Verkehrsträgern entsteht, 
weist im Bezug auf seine Frequenzeigenschaften große Unterschiede auf. Die Abbildung 
8-9 gibt eine Gegenüberstellung von unbewerteten Spektren des Schallpegels für unter-
schiedliche Verkehrsträger. Die Spektren des durch Schiffsverkehr erzeugten Schalls wei-
sen im Vergleich zu denen des Straßen- bzw. Schienenverkehrs einen ausgeprägten 
tieffrequenten Anteil unter 90 Hz auf, während für Straßen- und Schienenverkehr die 
spektrale Energieverteilung gleichmäßiger ist. Dennoch liegt auch für den Schiffsverkehr 
i. d. R. für keinen der Verkehrsträger tieffrequenter Schall im Sinne der Norm DIN45680 
(NALS, 1997) vor, da i. d. R. die Differenz von C-bewertetem Schallpegel, welcher den 
Frequenzgang des Hörvermögens bei mittleren Lautstärken (d.h. 80-90 phon) berücksich-
tigt, und A-bewertetem Schallpegel 20 dB nicht überschreitet: 
dB20LL AFCF ≤−  
Für keinen der Verkehrsträger ergibt sich demnach bei gleichem A-bewerteten Schallpegel 
aufgrund der Unterschiede im Frequenzspektrum eine höhere Störwirkung. 
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Abbildung 8-9: Qualitative Darstellung der spektralen Verteilung des Lärms für 
unterschiedliche Verkehrsträger 





























Neben den Unterschieden in den spektralen Eigenschaften des Verkehrslärms unterschei-
den sich die Lärmarten zudem in ihrer Lästigkeit bzw. physiologischen Störwirkung. Die 
Lästigkeit wird maßgeblich durch die Impulshaltigkeit des Verkehrslärms und durch die 
Anzahl der Einzelschallereignisse, z. B. durch Vorbeifahrten, bestimmt. Die Zahl der Ein-
zelschallereignisse, und damit die Störwirkung, ist ladungsnormiert für den Straßenverkehr 
am größten. Eine im Vergleich zum Schiffsverkehr hohe Impulshaltigkeit weisen die vom 
Schienenverkehr ausgehenden Geräusche auf. Dennoch liegt insgesamt auch eine gerin-
ge Störwirkung des Schienenverkehrs vor (MIEDEMA und VOS, 1998), was u. a. auf die 
relativ geringe Pegel-Anstiegszeit zurückzuführen ist (GUSKI, 2003). In der Verkehrslärm-
schutzverordnung (16. BImSchV) wird dies durch eine Reduzierung des Schallpegels des 
Schienenverkehrs um 5 dB(A) berücksichtigt. Für Schiffsverkehr besteht derzeit keine der-
artige Regelung. Aufgrund der für den Schiffsverkehr noch wesentlich geringeren Impuls-
haltigkeit des Schallpegels scheint es gerechtfertigt, auch eine Reduzierung des Schallpe-
gels des Schiffsverkehrs von mindestens 5 dB(A) vorzunehmen.  
 
8.2.3 Lärmemissionen der verschiedenen Verkehrsträger 
Die von verschiedenen Verkehrsträgern ausgehenden Lärmemissionen sind abhängig von 
Typ, Beladung, Geschwindigkeit sowie Zustand und Art des Verkehrsweges. Für den wei-
teren Vergleich der Verkehrsträger wird daher, unter Variation der Fahrgeschwindigkeit, 
hinsichtlich der weiteren Parameter die folgende Situation gewählt: 
 
Straßengüterverkehr:  Schwerer Lkw: Länge 16,5 m, Breite 2,6 m, Höhe 4 m 
Schienengüterverkehr: Güterzug: Länge 700 m, 3 % scheibengebremste Fahrzeuge 
Schiffsverkehr:  Schubverband: Länge 185 m, Breite 11,40 m,  
Tiefgang 2,80 m, Tragfähigkeit 3500 t 
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Für die verschiedenen Verkehrsträger ergibt sich die in Abbildung 8-10 dargestellte ge-
schwindigkeitsabhängige Schallemission der verschiedenen Verkehrsträger. Eine Berück-
sichtigung von fahrstreckenspezifischen Zu- bzw. Abschlägen, z. B. infolge des Fahrweg-
belages (Schiene/Straße) bzw. infolge von Strömungen (Wasserstraße), ist hierbei nicht 
erfolgt.  
 
Abbildung 8-10: Geschwindigkeitsabhängige, längenbezogene Schallemission 
verschiedener Verkehrsträger 





















































Quelle: Berechnung mit IMMI 5.3.1, DREWES et al., 2003. 
 
Um die in Abbildung 8-10 für eine Vorbeifahrt berechneten längenbezogenen Schallpegel 
vergleichbar zu machen, ist eine Normierung erforderlich. Als Normierungsmaßstab eignet 
sich die Ladungsmenge. Es wird folgende Leistungsfähigkeit der o.g. Verkehrsträger im 
Containertransport angesetzt: 
 
Straßengüterverkehr:  2 TEU pro schwerem Lkw 
Schienengüterverkehr: 102 TEU pro Zug 
Schiffsverkehr :  150 TEU bei 2-lagigem Transport pro Schubverband 
    225 TEU bei 3-lagigem Transport pro Schubverband 
 


















Ladungsnormiert ergibt sich die in Abbildung 8-11 für die verschiedenen Verkehrsträger 
dargestellte längenbezogene Schallemission. 
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Abbildung 8-11: Ladungsnormierte, geschwindigkeitsabhängige, längenbezogene 
Schallemission verschiedener Verkehrsträger 































































Der ladungsnormierte längenbezogene Schallemissionspegel ist für den Schiffsverkehr 
deutlich geringer als der für Schienen- bzw. Straßenverkehr. Die Differenz beträgt etwa 12 
dB(A). Dies entspricht im menschlichen Hörempfinden etwa einer Lautstärkeverdoppelung 
(INGEMANSSON u. ELVHAMMAR, 2003). Der ladungsnormierte längenbezogene Schall-
emissionspegel von Schienen- bzw. Straßenverkehr ist etwa vergleichbar. Die im Ver-
gleich mit den Verkehrsträgern Straße und Schiene untergeordnete Bedeutung der von 
Wasserstraßen ausgehenden Lärmemissionen wird auch von KRAETZSCHMER (2002) 
sowie GOHLISCH et al. (2005) bestätigt. 
Auf eine neben der Ladungsnormierung erforderliche Normierung des Schallemissionspe-
gels hinsichtlich der Länge des Fahrweges wird hier verzichtet, da dies stark von der be-
trachteten Relation abhängt (während entlang des Rheins die Strecken für alle Verkehrs-
träger nahezu gleich sind, ergeben sich bei einem Transport vom Ruhrgebiet z. B. nach 
Bremerhaven erhebliche Unterschiede in der zurückzulegenden Fahrweglänge). Wählte 
man die entlang eines Fahrweges emittierte Gesamtschallenergie als Maßstab, so wäre 
selbst bei einem im Vergleich zur Straßen- bzw. Schienennutzung viermal so langen 
Schiffsweg die emittierte Schallenergie noch mehr als 5 dB(A) geringer. 
 
8.2.4 Lärmimmissionen in unmittelbarer Nachbarschaft der Verkehrs-
träger 
Die verschiedenen Verkehrsträger weisen neben Unterschieden in der Schallemission 
auch Unterschiede in ihren Abmessungen, insbesondere ihrer Breite, auf. Für die weitere 
Betrachtung werden folgende Annahmen getroffen: 
 
Schienenverkehr: 2-gleisige Strecke: Breite des Verkehrsweges 13,7 m 
Straßenverkehr: 2-streifige Bundesstraße (RQ 10,5): Breite des Verkehrsweges ≈ 
10,5 m  
4-streifige Bundesautobahn (RQ 29,5): Breite des Verkehrsweges ≈ 
29,5 m 
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Schiffsverkehr: Kanalstrecke (Trapezprofil): Breite des Verkehrsweges ≈ 55 m 
Flussstrecke: Breite des Verkehrsweges inkl. Ufer > 100 m 
 
Diese Unterschiede in den Abmessungen führen dazu, dass die am Rand des Verkehrs-
weges vorliegende Schallimmission in unterschiedlichem Maße gegenüber dem Emissi-
onspegel reduziert ist. Der Schalldruckpegel am Immissionsort (LP) folgt in Abhängigkeit 



















mit der üblicherweise gewählten Bezugsentfernung r0 = 1 m (siehe z. B. HOHMANN und 
SETZER, 1997). 
Unter der Voraussetzung einer im Mittel in der Mitte des Verkehrsweges erfolgenden 
Lärmentstehung ergeben sich für die verschiedenen Verkehrsträger die in Tabelle 8-5 auf-
geführten Reduzierungen des Schallpegels. 
Es wird deutlich, dass aufgrund einer größeren Fahrwegbreite die mit dem Verkehr auf der 
Wasserstraße verbundenen Lärmemissionen (im Vergleich zu den mit dem Verkehr auf 
Straße und Schiene verbundenen Lärmemissionen) zum Rand des Fahrweges und damit 
zu den benachbarten Nutzungen bereits deutlich vermindert sind.  
 
Tabelle 8-5: Differenz zwischen dem Schalldruckpegel am Rand eines Ver-
kehrsweges und dem längenbezogenen Schallleistungspegel 
bzw. Emissionspegel 
Abstand LP-Lw’ LP-Lm,E Verkehrsträger Typ 
m dB(A) dB(A) 
Schiene 2-gleisig 6,75 -16,4 2,6 
Bundesstraße (RQ 10,5) 5,25 -15,2 3,8 Straße 
Bundesautobahn (RQ 29,5) 14,75 -19,7 -0,7 
Kanal 27,5 -22,4 -3,4 Wasserstraße 
Fluss 50 -25,0 -6,0 
 
Die Zusammenführung der in Abbildung 8-11 gegebenen ladungsnormierten Schallemissi-
onspegel mit den in Tabelle 8-5 gegebenen breitenabhängigen Reduzierungen des 
Schallpegels führt für die verschiedenen Verkehrsträger an ihrer Begrenzung zu den in 
Abbildung 8-12 dargestellten Schallimmissionspegeln. Es zeigt sich, dass die ladungsnor-
mierten Schallimmissionen am Rand der Wasserstraße um mehr als 15 dB(A) geringer 
sind als am Rand der anderen Verkehrsträger. Qualitativ wird der Aspekt der aufgrund der 
Verkehrsträgerabmessungen erheblich geringeren Verlärmung der Nachbarschaft von 
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Wasserstraßen auch durch KRAETZSCHMER (2002) und GOHLISCH et al. (2005) ge-
nannt. 
 
Abbildung 8-12. Ladungsnormierte geschwindigkeitsabhängige längenbezogene 
Schallimmission am Rand der verschiedenen Verkehrsträger 





















     
























     




























8.2.5 Exkurs: Näherungsweise Ermittlung berufsschifffahrtsbedingter 
Schallimmissionen 
Bei der Bewertung der verschiedenen Verkehrsträger stellt der Verkehrslärm einen Be-
standteil der externen Umweltkosten dar. Während für Straßen- und Schienenverkehr seit 
langem Methoden zur Berechnung der externen Kosten infolge der Lärmwirkung Anwen-
dung finden (siehe z. B. SCHMID, 2005), bleiben bei der Binnenschifffahrt aufgrund der im 
Vergleich zu den anderen Verkehrsträgern sehr geringen Lärmemissionen und  
Lärmimmissionen die externen Kosten der Lärmwirkung häufig unberücksichtigt (vgl. z. B. 
PLANCO, 1999). Im Folgenden wird daher unter Rückgriff auf eine für die Verkehrsträger 
Straße und Schiene vorhandene Methodik (SCHMID, 2005) näherungsweise ein Ansatz 
zur Berechnung externer Kosten des Verkehrslärms von Binnenschiffen gegeben: 
Die Methode zur Quantifizierung der externen Kosten des Schiffsverkehrslärms kann ana-
log zu der für Straßen- und Schienenverkehr entwickelten Methodik in vier Schritte geglie-
dert werden: 
a) Modellieren des Verkehrslärms, 
b) Modellieren der Exposition der Bevölkerung, 
c) Quantifizierung der physischen und psychischen Auswirkungen von Verkehrslärm, 
d) Monetäre Bewertung der Auswirkungen. 
Die Teilschritte b) bis d) sind hierbei für die Schifffahrt inhaltsgleich zu der Bearbeitung für 
Straßen- und Schienenverkehr, wenngleich auch die physischen und psychischen Auswir-
kungen von Verkehrslärm sich für die Verkehrsträger unterscheiden (SCHUEMER und 
MÖHLER, 2005).  
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Da der Schiffsverkehr bislang nicht im Fokus von Untersuchungen zu physischen und psy-
chischen Auswirkungen von Verkehrslärm stand, ist ggf. auf Untersuchungen für den 
Schienenverkehr zurückzugreifen.  
Die Modellierung des schifffahrtsbedingten Verkehrslärms kann auf der Grundlage der 
ABSAW (BfG, 2003) erfolgen. Für überregionale Studien scheint das Lärmmodell der „lan-
gen, geraden“ Fahrrinne, welches dem in der RLS 90 dargestellten Verfahren des „langen, 
geraden“ Fahrstreifens vergleichbar ist, eine ausreichende Näherung zu bieten. Der mittle-
re Schallpegel ergibt sich danach zu 
Lm = Lw’ - Ds⊥ + DBM + DB 
mit Lm als Mittelungspegel, Lw’ als längenbezogener Schallleistungspegel der Schifffahrt 
auf der Wasserstraße, Ds⊥ als Pegeländerung aus Abstandsänderung, Luftabsorption und 
Ausbreitung über Wasser, DBM als Pegeländerung aus Bodendämpfung und Meteorologie 
und DB als Pegeländerung durch bauliche und topographische Gegebenheiten. Im Rah-
men großräumiger Studien scheint eine erste Abschätzung der schifffahrtsbedingten Im-
missionen unter Vernachlässigung von Bodendämpfung, Meteorologie und baulicher Ge-
gebenheiten zulässig, d. h. 
)lg(s10LD-LL w'sw'm ⊥⋅−≈≈  
mit s⊥ als kürzeste Entfernung zwischen Immissionsort und Wasserstraße. 




w' KDD10lg10L Typ,w' ++++⋅= ∑ ⋅ vmK  
mit Dv als schiffsgeschwindigkeitsbedingte Pegeländerung, Dw als wasserstraßenabhängi-
ge Pegelkorrektur, Kvm als fließgeschwindigkeitsbedingte Pegeländerung und KMA als Pe-
geländerung zur Berücksichtigung geöffneter Maschinenräume. Im Rahmen großräumiger 
Studien scheint eine erste Abschätzung des längenbezogenen Schallleistungspegels der 
Schifffahrt auf Wasserstraßen unter Vernachlässigung des Einflusses der Schiffsge-
schwindigkeit, der Fließgeschwindigkeit sowie des Maschinenraumzustandes unter An-
nahme nur eines Schiffstyps (nur Frachtschiffe > 800TT) gerechtfertigt: 
                                  Kanäle für
itteFlußabschn elte staugeregfür
nitteFlussabsch ndefreifließe für










=+≈ >  
mit n als maßgeblicher stündlicher Verkehrsstärke, d. h. der Anzahl der pro Stunde ver-
kehrenden Schiffe, auf einem Wasserstraßenabschnitt. 
Auf dieser Basis lassen sich, in Abhängigkeit von der Verkehrsstärke und dem Abstand 
von der Fahrrinnenmitte, die an einem Immissionsort nahe der Wasserstraße zu erwarten-
den mittleren Schallpegel abschätzen (siehe Abbildung 8-13 bis Abbildung 8-15).  
 
l ss sc itte 
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Abbildung 8-13: Mittlerer Schallpegel an einem in der Nähe eines freifließenden 
Flusses gelegenen Ortes in Abhängigkeit vom Abstand zur Fahr-
rinne sowie der Anzahl der pro Stunde verkehrenden Schiffe 
 
 
Abbildung 8-14: Mittlerer Schallpegel an einem in der Nähe eines staugeregelten 
Flusses gelegenen Ortes in Abhängigkeit vom Abstand zur Fahr-
rinne sowie der Anzahl der pro Stunde verkehrenden Schiffe 
 
 
Abbildung 8-15: Mittlerer Schallpegel an einem in der Nähe eines Kanals gelege-
nen Ortes in Abhängigkeit vom Abstand zur Fahrrinne sowie der 
Anzahl der pro Stunde verkehrenden Schiffe 
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Für den Moselabschnitt zwischen Koblenz und Fankel ergibt sich so beispielsweise nähe-
rungsweise, insbesondere unter Vernachlässigung der Unterschiede im Tag- und Nacht-
verkehr, für die Schallimmission86: 
Anzahl der Schiffe im Jahr 2006:    13109 Schiffe 
Mittlere stündliche Verkehrsstärke:   ca. 1,52 Schiffe pro Stunde 
Schallimmission in dB(A):    )lg(s106Lm ⊥⋅−≈ 86,8  
 
Die Abbildung 8-16 stellt diese mittlere Schallimmission in Abhängigkeit vom Abstand zur 
Fahrrinne dar. 
 
Abbildung 8-16: Mittlere Schallimmission an dem Moselabschnitt zwischen Kob-
lenz und Fankel in Abhängigkeit vom Abstand von der Fahrrinne 
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8.2.6 Leistungsfähigkeit der Verkehrsträger aus schalltechnischer 
Sicht 
Für Lärmimmissionen der Verkehrsträger Schiene und Straße sind in der 16. BImSchV die 
in Tabelle 8-6 aufgeführten Immissionsgrenzwerte festgelegt worden. Im Folgenden wer-
den diese Grenzwerte auch für den Schiffsverkehr verwendet. 
 
                                                
 
86  Sofern für alle Wasserstraßen abschnittsweise Informationen zur Verkehrsstärke vorliegen, könnten nach 
dem o.g. Verfahren Lärmkorridore um die Wasserstraße grob abgeschätzt und die betroffene Bevölkerung 
ermittelt werden. 
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Tabelle 8-6: Nach 16. BImSchV als Immissionsgrenzwerte festgelegte  
Beurteilungspegel in Abhängigkeit von der räumlichen Nutzung 
Beurteilungspegel Nutzung 
Tag (6 - 22 h) Nacht (22 - 6 h) 
Gewerbegebiete 69 dB(A) 59 dB(A) 
Kerngebiete 64 dB(A) 54 dB(A) 
Wohngebiete 59 dB(A) 49 dB(A) 
Krankenhäuser, Schulen, etc. 57 dB(A) 47 dB(A) 
 
Das Erfordernis zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte führt dazu, dass die mögliche 
Transportleistung auf einem Verkehrsträger auch aus schalltechnischer Sicht begrenzt ist. 
Die mögliche Transportleistung ist u. a. abhängig von dem Abstand des Verkehrsträgers 
zu den genutzten Flächen (i. S. d. 16. BImSchV) und ihrer Flächennutzung. Bei typischen 
Fahrgeschwindigkeiten auf den Verkehrswegen (Schiene: 80 km/h, Straße: 80 km/h und 
Schiff: 12 km/h auf Kanal) ergäbe sich in Abhängigkeit vom Abstand zum Rand des Ver-
kehrsträgers (Randabstände: siehe Tabelle 8-5) aus den in Abbildung 8-12 dargestellten 
Schallimmissionen am Rand der Verkehrsträger die (ohne ergänzende Lärmschutzmaß-
nahmen) in Abbildung 8-17 dargestellte aus schalltechnischer Sicht mögliche Transport-
kapazität während der Tag- bzw. der Nachtzeit. 
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Abbildung 8-17: Aus schalltechnischer Sicht mögliche Transportkapazität ver-
schiedener Verkehrsträger in Abhängigkeit von der Entfernung 
zu benachbarten Nutzungen 
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(GE: Gewerbegebiet, MK: Kerngebiet, WA: Wohngebiet) 
 
Aus Abbildung 8-17 wird deutlich, dass derzeit, unter Einhaltung der Immissionsgrenzwer-
te der 16. BImSchV, die mögliche Transportkapazität auf einer Wasserstraße (hier: Kanal) 
um etwa den Faktor 30 größer ist als die aus schalltechnischer Sicht mögliche Transport-
kapazität der Bahn. Gegenüber dem Lkw-Transport ist die aus schalltechnischer Sicht 
mögliche Transportkapazität etwa fünfzehn Mal größer.  
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Entsprechend führt der Schiffsverkehr bei gleicher Transportleistung zu einer erheblich 
geringeren Lärmbelastung. 
 
8.2.7 Steigerung der Leistungsfähigkeiten durch Lärmschutzmaßnah-
men 
Wie in den vorangegangenen Kapiteln dargestellt, weisen Schienen- und Straßenverkehr 
im Vergleich zum Schiffsverkehr eine sehr schlechte schalltechnische Beurteilung auf, 
besitzen jedoch im Gegensatz zum Schiffsverkehr ein sehr großes Lärmminderungspoten-
zial. 
Während im Schiffsverkehr eine Lärmminderung an der Quelle sich i. W. auf lärmärmere 
Antriebsmaschinen begrenzt, sind im Straßenverkehr und Schienenverkehr weitere Mög-
lichkeiten gegeben. Im Schienenverkehr sind hier Verbesserungen an den Bremssyste-
men der Züge (Lärmminderung bis zu 6 dB und damit 4-fache Transportkapazität bei glei-
cher Lärmemission) und an der Wartung (rechtzeitiges Abschleifen) und Ausgestaltung 
(gepufferte Gleisbette und Schwellen) des Fahrweges zu nennen. Im Straßenverkehr be-
stehen Möglichkeiten zur weiteren Lärmreduzierung durch den Einsatz lärmarmer Reifen 
und durch die Verwendung von Flüsterasphalt.  
Es ist jedoch zu erwarten, dass die zur Lärmminderung des Schienen- und Straßenver-
kehrs genannten Maßnahmen am Ort der Schallentstehung nicht ausreichen, den Lärm 
unter die in der 16. BImSchV genannten Immissionsgrenzwerte zu reduzieren. Es wird 
daher auch zukünftig an Schienenwegen und Straßen erforderlich sein, quellferne Lärm-
schutzmaßnahmen (Lärmschutzwand, -wall) einzurichten. Diese Maßnahmen, welche an 
Wasserstraßen nicht erforderlich sind, haben jedoch den Nachteil, dass sie zu einer auch 
von Ferne sichtbaren Veränderung des Landschaftsbildes führen. 
 
8.2.8 Monetarisierungsansätze 
Die Quantifizierung der durch Verkehrslärm verursachten externen Kosten setzt in einem 
ersten Schritt die Ermittlung der betroffenen Bevölkerung voraus. Aufbauend auf die Er-
gebnisse einer kontinuierlichen Befragung des Umweltbundesamtes zur Lärmbetroffenheit 
der Einwohner in Deutschland wird in INFRAS 2007 die Anzahl der in Deutschland von 
Verkehrslärm Betroffenen im Jahr 2005 nach Lärmklassen geschätzt. Die Binnenschifffahrt 
wird hierbei nicht als Verursacher nennenswerter Lärmbelästigungen angesehen. Dies 
steht in Übereinstimmung mit allen relevanten Studien zu diesem Themenkomplex sowie 
auch den Ergebnissen der in den vorangegangenen Kapiteln angestellten Analysen und 
Berechnungen. Die folgende Tabelle zeigt die Ergebnisse der Schätzungen für den Stra-
ßen- und Schienenverkehrslärm. 
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Tabelle 8-7: Von Straßen- und Schienenverkehrslärm in Deutschland 2005 
betroffene Einwohner nach Lärmklassen (1.000 Einwohner) 
Lärmklasse (db(A)) Straßenverkehr Schienenverkehr 
55 – 60 14.800 8.570 
60 – 65 12.300 4.880 
65 – 70 7.235 1.800 
70 – 75  3.276 460 
> 75 967 60 
Quelle: INFRAS, Externe Kosten des Verkehrs in Deutschland - Aufdatierung 2005, Studie im Auftrag der 
Allianz pro Schiene, Schlussbericht, Zürich, März 2007, S. 62 
 
Zur Bewertung der Auswirkungen auf die lärmbelästigte Bevölkerung werden von INFRAS 
zahlreiche Studien zur Zahlungsbereitschaft der Betroffenen für die Reduktion des Umge-
bungslärmpegels ausgewertet. Im Ergebnis wird eine bemerkenswerte Übereinstimmung 
hinsichtlich des Verlaufs der Zahlungsbereitschaften mit zunehmendem Lärmniveau fest-
gestellt. Die hieraus von INFRAS abgeleiteten Zahlungsbereitschaften zur Verminderung 
des Verkehrslärms auf ein störungsfreies Niveau sind in der folgenden Tabelle dargestellt. 
Die beim Schienenverkehrslärm gegenüber dem Straßenverkehrslärm reduzierten Zah-
lungsbereitschaften werden hierbei mit der „gängigen Praxis“ der Berücksichtigung eines 
Schienenbonus von 5 dB(A) begründet. 
 
Tabelle 8-8: Zahlungsbereitschaft für die Reduktion der Lärmbelästigung auf 
ein störungsfreies Niveau (€ pro betroffene Person und Jahr) 
Lärmklasse (db(A)) Straßenverkehr Schienenverkehr 
55 – 60 55,70 0,00 
60 – 65 167,00 55,70 
65 – 70 278,30 167,00 
70 – 75  389,60 278,30 
> 75 500,90 389,60 
Quelle: INFRAS, Externe Kosten des Verkehrs in Deutschland - Aufdatierung 2005, Studie im Auftrag der 
Allianz pro Schiene, Schlussbericht, Zürich, März 2007, S. 64 
 
Unter zusätzlicher Berücksichtigung des aufgrund dauerhaft starker Lärmexposition erhöh-
ten Herzinfarktrisikos sowie der Behandlungskosten infolge erhöhter Lärmbelastung 
auftretender Herz-Kreislauf-Erkrankungen berechnet INFRAS auf Basis der Anzahl 
Betroffener und deren Zahlungsbereitschaft unter Einrechnung des Schienenbonus für das 
Jahr 2005 in Deutschland externe Gesamtkosten des Verkehrslärms in Höhe von 3.087 
Mio. € für den Güterverkehr mit Lastkraftwagen sowie in Höhe von 315 Mio. € für den 
Eisenbahngüterverkehr. Unter Berücksichtigung der jeweiligen Verkehrsleistung im Jahr 
2005 ergeben sich hieraus durchschnittliche Kostensätze in Höhe von  
• 0,79 Cent je tkm im Straßengüterverkehr sowie 
• 0,33 Cent je tkm im Eisenbahngüterverkehr. 
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Für die im Vergleich zum Straßengüterverkehr deutlich niedrigeren Lärmkosten je tkm im 
Eisenbahngüterverkehr ist die Anwendung des Schienenbonus von zentraler Bedeutung. 
Werden die Berechnungen von INFRAS analog ohne Anwendung des Schienenbonus 
durchgeführt, so erhöhen sich die durchschnittlichen externen Lärmkosten des Eisen-
bahngüterverkehrs auf  
• 0,84 Cent je tkm  
und liegen damit nicht mehr deutlich unter dem Niveau des Straßengüterverkehrs, sondern 
leicht darüber. 
Die Diskussion um Lästigkeitsdifferenzen zwischen Straßen- und Schienenverkehrslärm 
und die Anwendbarkeit des Schienenbonus nimmt in vorliegenden Studien zum Verkehrs-
lärm teils großen Raum ein. In einer umfassenden Publikation aus dem Jahr 200387 wird 
zu dieser Thematik einleitend ein Überblick über Grenzwerte des Bahnlärms in zehn euro-
päischen Ländern gegeben.  
Ein Schienenbonus von 5 db(A) wird hiernach neben Deutschland in Österreich, Däne-
mark, der Schweiz und den Niederlanden angewendet. In den übrigen fünf Ländern wur-
den niedrigere Bonuswerte (bis zu 3 db(A) in Frankreich und Großbritannien) festgesetzt 
bzw. ist kein Bonus vorgesehen (Finnland, Norwegen und Schweden). 
Hierbei ist nach Einschätzung der Autoren grundsätzlich zu berücksichtigen, „dass diese 
Festlegungen letztlich politische Setzungen sind, wobei – im Rahmen einer Güterabwä-
gung und Kompromisssuche – neben den Ergebnissen von Lärmwirkungsstudien auch 
andere Aspekte – nicht zuletzt ökonomische – in die Entscheidungsfindung einfließen“. 
Kritisch ist zum in der 16. BimSchV enthaltenen Schienenbonus von 5 db(A) insbesondere 
anzumerken, dass der dort verwendete Mittellungspegel für die Lästigkeit von Lärm ent-
scheidende Faktoren wie den Zeitpunkt der Lärmereignisse und die Dauer der Ruhepau-
sen zwischen den Lärmspitzen nicht berücksichtigt. Der Mittelungspegel bietet daher ge-
rade bei Lärmquellen mit starken Pegelschwankungen über die Zeit – wie dem Schienen-
güterverkehr – nur eine unzureichende Beschreibung der Geräuschbelastung.  
Unabhängig von der wissenschaftlichen Fundiertheit des Schienenbonus bei gleich hohen 
Mittelungspegeln des Straßen- und Eisenbahnverkehrs stellt sich die Frage, ob die An-
wendung des Bonus, wie von INFRAS vorgenommen, bei einer Bewertung auf Basis von 
Befragungsergebnissen gerechtfertigt ist. In der als Basis verwendeten Erhebung des 
Umweltbundesamtes wird derjenige Teil der Bevölkerung erfasst, der sich nach eigener 
Einschätzung von Lärm gestört bzw. stark gestört fühlt. Hierbei wird die Störung durch 
Straßen- und Schienenverkehrslärm getrennt erfasst. Etwaige Lästigkeitsdifferenzen des 
Lärms der beiden Verkehrsträger finden entsprechend bereits in der Anzahl der jeweils 
lärmbetroffenen Bevölkerung ihren Niederschlag. Die zusätzliche Berücksichtigung des 
                                                
 
87  Schuemer, Schreckenberg, Felscher-Suhr (Zeus GmbH) (Hrsg.), Wirkungen von Schienen- und Straßen-
verkehrslärm, Bochum 2003. 
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Schienenbonus führt somit zu einer ungerechtfertigten Doppelerfassung etwaiger Lästig-
keitsdifferenzen. 
In der Konsequenz bedeutet dies, dass der Schienenbonus allenfalls im Rahmen von 
Grenzwertsetzungen bzw. der Bewertung gleich hoher Lärmpegel unterschiedlicher Quel-
len angewendet werden kann, nicht jedoch bei einem Quantifizierungsansatz der – wie in 
der INFRAS-Studie – die von Schienenverkehrslärm betroffenen Einwohner auf der Basis 
von Befragungsergebnissen ableitet. Zu diesem Ergebnis kommen auch die Autoren des 
ExterneE updates 200588: „If we use annoyance-level based units of value, we should be 
able to use the same value for all noise sources, since the difference between noise 
sources is ‚taken care of’ in the different exposure-response-functions between noise lev-
els and noise annoyance.“  
Entsprechend wird für die Berechnung der externen Lärmkosten des Schienengüterver-




Der Gütertransport auf Straße, Schiene und Binnenwasserstraße führt auf angrenzenden 
Flächen u. a. zu einer Lärmexposition der Bevölkerung. Die für die Lärmexposition ursäch-
lichen Schallemissionen und -immissionen von Zug, Lkw und Binnenschiff weisen in die-
sem Zusammenhang erhebliche Unterschiede auf.  
Ladungsnormiert ergibt sich für den Schienen- und Straßenverkehr am Ort der Schallent-
stehung nur ein geringer Unterschied in dem längenbezogenen Schallemissionspegel, 
während der ladungsnormierte Schallemissionspegel des Binnenschiffsverkehrs um mehr 
als 10 dB(A) leiser ist. Dieser geringere Schallemissionspegel des Binnenschiffsverkehrs 
gegenüber Straßen- oder Schienenverkehr wird vom Menschen als Halbierung der Laut-
stärke wahrgenommen.  
Zudem werden die Unterschiede in der durch die verschiedenen Verkehrsträger verur-
sachten Lärmbetroffenheit der Bevölkerung durch die Ausgestaltung der Verkehrswege, 
i. W. durch die unterschiedliche Breite der Trassenführung, noch verstärkt. So ergibt sich 
am Rand eines Schienenweges ein um mehr als 15 dB(A) höherer ladungsnormierter 
Schallimmissionspegel als am Rand kanalisierter Binnenwasserstraßen. Auch am Rand 
von Fernstraßen sind um mehr als 12 dB(A) höhere ladungsnormierte Schallimmissions-
pegel zu erwarten. 
 
                                                
 
88  Institut für Energiewirtschaft und Rationelle Energieanwendung der Universität Stuttgart, ExternE, 
Externalities of Energy, Methodology 2005 Update, Studie im Auftrag der European Commission, EUR 
21951, 2005 
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Abbildung 8-18: Ladungsnormierter längenbezogener Schallemissionspegel 
(links) und ladungsnormierter Schallimmissionspegel am Rand 




























































































































Mit diesen geringeren Schallemissionen und –immissionen des Binnenschiffsverkehrs geht 
einher, dass bereits heute die in der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung für Straßen- 
und Schienenverkehr festgelegten Lärmimmissionsgrenzwerte durch den Binnenschiffs-
verkehr auch ohne weitergehende Lärmschutzmaßnahmen i. d. R. eingehalten werden – 
ganz im Gegensatz zu Straßen- und Schienenverkehr. Diese Ergebnisse stehen auch mit 
der Monetarisierung der Lärmeffekte im Einklang. 
 
 
8.3 Motoren, Antriebstechnik, Schadstoffbelastungen 
8.3.1 Einleitung 
Neben dem Energieverbrauch sind die Motoren und die Antriebstechnik der Verkehrsträ-
ger maßgeblich für die spezifischen Schadstoffemissionen. Während bei Lkw und Binnen-
schiff der Diesel- bzw. Gasölverbrauch die Ursache der Schadstoffemissionen ist, ist es 
bei der Bahn in erster Linie die Stromversorgung der E-Loks. In diesem Kapitel werden die 
Emissionsfaktoren der Verkehrsträger beschrieben. Für die Binnenschifffahrt wurden ei-
gens neue Emissionsfaktoren ermittelt. Dies und Möglichkeiten der weiteren Senkung der 
Schadstoffemissionen in der Binnenschifffahrt werden ebenfalls dargestellt. 
 
8.3.2 Straßengüterverkehr 
Zur Berechnung der Schadstoffemissionen des Straßengüterverkehrs kann auf die diffe-
renzierte Datenbasis des von der INFRAS AG veröffentlichten Handbuchs der Emissions-
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faktoren des Straßenverkehrs (HBEFA 2.1)89 zurückgegriffen werden. Die dort ermittelten 
Emissionsfaktoren basieren auf umfangreichen Emissionsmessungen sowie Untersuchun-
gen zum Fahrverhalten. 
Zur Bestimmung der Emissionen von Lastkraftwagen wurden Messungen unter realen 
Bedingungen bei 25 Fahrzeugtypen durchgeführt. Hierbei wurden die Emissionen der ein-
zelnen Fahrzeuge im Sekundentakt über einen längeren Zeitraum hinweg gemessen und 
statistisch aufbereitet. Anschließend wurden die Daten in Fahrmuster gruppiert und unter-
schiedlichen Verkehrssituationen zugeordnet. 
Für die hier relevante Gruppe der Last- und Sattelzüge mit einem Gesamtgewicht zwi-
schen 34 t und 40 t stehen für den Verkehr auf Autobahnen differenzierte Emissionsfakto-
ren für die Verkehrssituationen „frei, bzw. ohne Störung“, „teilgebunden, bzw. mittlere Stö-
rung“, „gebunden, bzw. starke Störung“ sowie „Stop and Go“ zur Verfügung. Für die sons-
tigen Außerorts- und Innerortsstraßen kann auf mittlere Emissionsfaktoren zurückgegriffen 
werden. 
Die verwendeten Emissionsfaktoren stellen fahrleistungsgewichtete Durchschnittswerte 
der nach Emissionskonzepten differenzierten Fahrzeugschichten dar. Für das Analysejahr 
2005 umfassen diese Schichten „Fahrzeuge der 80er Jahre“ sowie die Schadstoffklassen 
EURO 1 bis EURO 4 . Die folgende Tabelle zeigt die relevanten Faktoren für den Fahr-
zeugmix90 des Jahres 2005. 
 
Tabelle 8-9: Emissionsfaktoren der Last- und Sattelzüge 2005  
in Gramm je Fahrzeugkilometer 
Verkehrssituation HC CO NOx Partikel SO2 
Frei 0,286 0,986 6,299 0,128 0,003 
teilgebunden 0,257 1,731 7,165 0,169 0,003 
gebunden 0,879 3,481 11,519 0,361 0,005 
Auto-
bahn 
stop + go 2,323 6,628 19,269 0,819 0,009 
Ausserortsstraßen 0,260 1,160 6,370 0,140 0,004 
Innerortsstraßen 0,690 2,120 8,280 0,260 0,005 
 
Auffällig ist der signifikante Anstieg der Schadstoffmengen je Fahrzeugkilometer bei stei-
gendem „Störungsgrad“ des Verkehrsflusses auf Autobahnen. So liegen die jeweiligen 
Emissionen bei „starker Störung“ (gebundener Verkehr) um die Faktoren 3,1 (HC) 3,5 
(CO), 1,8 (NOx), 2,8 (Partikel) und 1,7 (SO2) über den Werten des freien Verkehrsflusses. 
In Stausituationen (stop and go) erhöhen sich die Schadstoffmengen je Fahrzeugkilometer 
nochmals drastisch.  
                                                
 
89  INFRAS AG, Handbuch Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs Version 2.1, Daten-CD und Dokumentati-
on, erstellt im Auftrag des UBA Berlin, BUWAL Bern sowie UBA Wien, Bern/Heidelberg/Graz/Essen, 2004  
90  Fahrleistungsanteile 2005 auf den Autobahnen: Fahrzeuge der 80er Jahre: 2,7%, EURO 1: 3,1%, EURO 2: 
34,8%, EURO 3: 58,2%, EURO 4: 1,2%. 
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Die Emissionsfaktoren der sonstigen Außerortsstraßen liegen im Niveau zwischen den 
entsprechenden Werten der Verkehrssituationen „frei“ und „teilgebunden“ auf Autobahnen, 
diejenigen der Innerortsstraßen zwischen den Verkehrssituationen „teilgebunden“ und 
„gebunden“. 
Die neben den in der vorstehenden Tabelle erfassten Schadstoffen relevanten CO2-
Emissionen der Last- und Sattelzüge können unabhängig von Fahrmustern und Straßen-
typen direkt aus dem jeweiligen Dieselkraftstoffverbrauch anhand des Emissionsfaktors 
3,175 kg CO2 je kg Dieselverbrauch ermittelt werden.  
Analog zum Energieverbrauch ist auch bei den Schadstoffemissionen die gesamte Ener-
giebereitstellungskette zu berücksichtigen. Für Dieselkraftstoffe ergeben sich nach 
TREMOD 2005 die folgenden Emissionsfaktoren für die Energiebereitstellung (in g je kg 
Diesel): 
 
CO2: 403 NOx: 0,97 SO2: 1,44 
HC: 0,63 Partikel: 0,05 CO: 0,29 
 
Die zukünftige Entwicklung der Schadstoffemissionen des Straßengüterverkehrs wird we-
sentlich von der zu erwartenden Veränderung der Fahrzeugzusammensetzung nach 
Schadstoffklassen bestimmt. Auf der Basis von Vorarbeiten des ifeu-Instituts91 wird hierzu 
in HBEFA 2.1 für das Prognosejahr 2020 bei den Last- und Sattelzügen ein Fahrleistungs-
anteil der EURO 5 Schadstoffklasse von rd. 96 % prognostiziert (EURO 4 und EURO 3 
jeweils rd. 2 %). Die folgende Tabelle zeigt die für diesen Fahrzeugmix des Jahres 2020 
ermittelten Emissionsfaktoren. 
 
Tabelle 8-10: Emissionsfaktoren der Last- und Sattelzüge 2020  
in Gramm je Fahrzeugkilometer 
Verkehrssituation HC CO NOx Partikel SO2 
Frei 0,361 0,761 1,799 0,028 0,003 
teilgebunden 0,302 1,248 2,707 0,036 0,003 
gebunden 0,865 2,328 5,674 0,090 0,005 
Auto-
bahn 
stop + go 2,206 4,768 8,594 0,175 0,009 
Ausserortsstraßen 0,280 0,840 2,270 0,030 0,004 
Innerortsstraßen 0,610 1,480 3,370 0,060 0,005 
 
                                                
 
91  Vgl. hierzu: ifeu – Institut für Energie- und Umweltforschung, Handbuch Emissionsfaktoren des Straßen-
verkehrs Version 2.1 – Basisdaten Deutschland, Heidelberg, April 2004 
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Gegenüber dem Stand des Jahres 2005 – hier dominieren noch Last- und Sattelzüge der 
Schadstoffklassen EURO 2 und EURO 3 – sind bei den Stickoxyden (je nach Verkehrssi-
tuation Rückgang zwischen 51 % und 71 %), Partikeln (zwischen 75 % und 79 %) und 
Kohlenmonoxid (23 % bis 33 %) erhebliche Reduktionen zu erwarten. Bei den Kohlenwas-
serstoffen ergeben sich je nach Verkehrssituation positive oder negative Veränderungen. 
Beim Schwefeldioxid bleibt das (niedrige) Emissionsniveau des Jahres 2005 unverändert. 
 
8.3.3 Schienengüterverkehr 
Im elektrisch betriebenen Teil des Schienengüterverkehrs entstehen keine direkten Schad-
stoffemissionen. Die indirekten Emissionen aus der Energiebereitstellungskette hängen in 
starkem Maße von der Struktur der Primärenergieträger ab, aus denen der Fahrstrom er-
zeugt wird. So entstehen etwa bei der Produktion von Bahnstrom in Schweden, Österreich 
und der Schweiz aufgrund des hohen Anteils regenerativer Energieträger keine oder nur 
marginale Schadstoffemissionen. Auch mit hohem Kernenergieanteil erzeugte Strom-Mixe 
weisen im Vergleich zur Stromerzeugung auf Basis fossiler Energieträger deutlich geringe-
re Emissionen an Klimagasen und klassischen Luftschadstoffen auf. Hierbei ist allerdings 
zu berücksichtigen, dass mit der Stromerzeugung aus Kernenergie Emissionen radioakti-
ver Strahlung verbunden sind.  
Für die Bahnstromerzeugung in Deutschland werden vom ifeu-Institut in TREMOD 2005 
die folgenden Emissionsfaktoren in Gramm je Kilowattstunde Stromverbrauch angegeben: 
 
CO2: 665 NOx: 0,55 SO2: 0,74 
NMHC: 0,03 Partikel: 0,03 CO: 0,16 
 
Die zukünftige Entwicklung der spezifischen Emissionen des elektrisch betriebenen Schie-
nengüterverkehrs in Deutschland wird weitgehend dadurch bestimmt, welche Strukturän-
derungen bei den Primärenergieträgern in Folge des beschlossenen „Ausstiegs aus der 
Kernenergie“ eintreten. Insbesondere je nach Einschätzung der zukünftigen Energiepreise 
sind hier deutlich unterschiedliche Szenarien denkbar.  
So wird etwa in der von EWI/Prognos im Auftrag des BMWI erstellten Referenzprognose92 
zur Entwicklung der Energiemärkte bis zum Jahr 2030 davon ausgegangen, dass die Sub-
stitution der Kernenergie durch erneuerbare Energieträger und Erdgas erfolgt, während 
aufgrund von klimaschutzorientierten CO2-Zuschlägen gleichzeitig die Bedeutung der 
Steinkohle deutlich zurückgeht. So steigt in diesem Szenario der Anteil erneuerbarer E-
nergien von 7 % im Jahr 2000 auf gut 24 % im Jahr 2030 und derjenige des Erdgases von 
knapp 9 % auf nahezu 33 % (jeweils gemessen an der gesamten Bruttostromerzeugung). 
                                                
 
92  EWI / Prognos, Die Entwicklung der Energiemärkte bis zum Jahr 2030, Energiewirtschaftliche Referenz-
prognose, Untersuchung im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, Mai 2005 
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Der Anteil der Steinkohle sinkt hingegen drastisch von knapp 25 % im Jahr 2000 auf nur 
noch 8,5 % im Jahr 2030. 
In einer Folgestudie „Ölpreisvariante der energiewirtschaftlichen Referenzprognose 
2030“93 wird hingegen, ausgehend von den in der jüngeren Vergangenheit deutlich gestie-
genen Rohölpreisen, ein völlig anderer Entwicklungspfad entworfen. So steigt in diesem 
Szenario der Anteil erneuerbarer Energien bis zum Jahr 2030 ebenfalls auf gut 24 %. Der 
Anteil des Erdgases erhöht sich hingegen nur moderat auf gut 10 %, während die Stein-
kohle mit einem Anteil von knapp 31% (gegenüber 8,5 % in der Referenzprognose) im 
Vergleich zum Stand des Jahres 2000 (rd. 25 %) deutlich an Bedeutung gewinnt. 
Die je nach Szenario deutlich unterschiedlichen Anteile der Primärenergieträger Steinkohle 
und Erdgas an der Stromerzeugung haben erheblichen Einfluss auf die spezifischen E-
missionsfaktoren der Stromerzeugung. So liegen die Emissionsfaktoren von Steinkohle-
kraftwerken sowohl beim Klimagas CO2 als auch bei allen bedeutenden Luftschadstoffen 
teils erheblich über denjenigen von Kraftwerken auf Erdgasbasis. Die folgende Tabelle gibt 
einen Überblick über die Emissionsfaktoren der Stromerzeugung auf Basis fossiler Ener-
gieträger.  
 
Tabelle 8-11: Emissionsfaktoren fossiler Energieträger für die Stromprodukti-
on in Deutschland (kg je TJ Primärenergie) 
 CO2 NOx SO2 NMHC Partikel 
Steinkohle 92.000 64 60 1,5 3,2 
Braunkohle 110.000 57 145 1,5 3,2 
Erdgas 56.000 60 0,5 0,3 0,1 
Erdöl 78.000 50 114 3,5 5,5 
Quelle: ifeu – Institut für Energie- und Umweltforschung, EcoTransIT: Ecological Transport Information Tool, 
Environmental methodology and data, update, Heidelberg, Juli 2005 
 
Die zukünftige Entwicklung der Emissionsfaktoren der Stromerzeugung ist vor diesem Hin-
tergrund nur äußerst schwer abschätzbar. Daher wird in der vorliegenden Studie – wie 
auch in der aktuellen Verkehrsprognose zum BVWP94, von einer Konstanz der Emissions-
faktoren ausgegangen.  
Die direkten Emissionen der Dieseltraktion lassen sich auf der Basis kraftstoffbezogener 
Emissionsfaktoren bestimmen. In TREMOD 2005 sind hierzu für den Stand des Jahres 
2004 die folgenden Angaben enthalten. 
 
                                                
 
93  EWI / Prognos, Auswirkungen höherer Ölpreise auf Energieangebot und –nachfrage, Ölpreisvariante der 
energiewirtschaftlichen Referenzprognose 2030, Untersuchung im Auftrag des BMWI, Köln, Basel, 2006 
94  Intraplan München und BVU Freiburg, Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen 2025, 
Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Entwurf Stand Juli 2007 
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Tabelle 8-12: Emissionsfaktoren der Dieseltraktion im Schienenverkehr in 
Deutschland 2004 (g je kg Dieselkraftstoff) 
 NOx CO HC Partikel 
Güterverkehr 55,0 9,5 5,8 1,7 
Rangieren 42,7 11,5 2,9 1,6 
 
Die CO2-Emissionen der Diesellokomotiven können analog zum Straßen- und Binnen-
schiffsgüterverkehr direkt aus dem Kraftstoffverbrauch (3,175 kg CO2 je kg Diesel) ermit-
telt werden.  
Die zukünftige Entwicklung der Emissionsfaktoren für Dieselfahrzeuge im Schienenverkehr 
wird von ifeu in TREMOD 2005 auf der Basis von Vorschlägen der EU-Kommission für 
zukünftig verschärfte Emissionsgrenzwerte abgeschätzt95. Für das Jahr 2030 ergeben sich 
hiernach gegenüber dem Stand des Jahres 2004 bei allen erfassten Luftschadstoffen er-
hebliche Verminderungen des Emissionsniveaus (im Güterverkehr bei Partikeln um 76 %, 
bei Kohlenwasserstoffen um 67 % sowie bei Stickoxiden und Kohlenmonoxid um jeweils 
25 %). 
 
Tabelle 8-13: Prognose der Emissionsfaktoren der Dieseltraktion im Schienen-
verkehr in Deutschland 2030 (g je kg Dieselkraftstoff) 
 NOx CO HC Partikel 
Güterverkehr 41,1 7,1 1,9 0,40 
Rangieren 29,5 4,4 1,8 0,43 
 
8.3.4 Binnenschifffahrt 
Das Thema Motoren-, Antriebstechnik und Schadstoffbelastung spricht mehrere Aspekte 
an. Zum einen stellen die rechtlichen Regelungen in Form von Gesetzen und Verordnun-
gen für die tatsächlichen Emissionen die Obergrenze dar, zum anderen sind diese aber 
auch direkt Maßstab für zukünftige technische Entwicklungen. Eine Schätzung der 
tatsächlichen Abgasemissionen der Binnenschiffe ausschließlich auf Basis der rechtlichen 
Obergrenzen würde ein verzerrtes Bild abgeben. Zum einen emittieren die zertifizierten 
Motoren geringere Schadstoffmengen als durch die Richtlinien vorgegeben, zum anderen 
wird aber auch eine Vielzahl älterer Motortypen ohne Zwang zur Typgenehmigung einge-
setzt. Abhilfe aus diesem Dilemma schaffen Emissionsfaktoren, die für bestimmte Binnen-
schiffstypen ermittelt werden. Mit Hilfe dieser Faktoren werden die tatsächlichen Binnen-
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schiffsemissionen geschätzt. Neben den tatsächlichen Schadstoffemissionen der Binnen-
schifffahrt ist es von Bedeutung, welche technischen Möglichkeiten zu deren Reduktion 
bereits bestehen und welche in absehbarer Zukunft existieren könnten. Die rechtlichen 
Rahmenbedingungen der Abgasemissionen, die Methodik der Schätzung der tatsächli-
chen Binnenschiffsemissionen und die technischen Möglichkeiten ihrer Reduktion sind 
Gegenstand dieses Kapitels. 
 
8.3.4.1 Rechtliche Regelungen 
Nicht nur in Europa sondern auch speziell in Deutschland gibt es mehrere Verordnungen 
über die Abgasemissionen von Binnenschiffsmotoren. Neben der EG-Richtlinie 97/68/EG96 
gelten auch die Bestimmungen der Rheinschifffahrtsuntersuchungsordnung (Rhein-
SchUO)97 und der Binnenschiffs-Untersuchungsordnung (BinSchUO)98. Diese scheinbare 
Vielzahl der Verordnungen ist aber für die eigentliche Emissionsproblematik von eher ge-
ringer Bedeutung. So werden analoge Einbau- und Kontrollvorschriften zur RheinSchUO 
durch Artikel 2 der ersten Verordnung zur Änderung binnenschifffahrtsrechtlicher Vor-
schriften in die BinSchUO übernommen. Die Typgenehmigung der RheinSchUO wird als 
gleichwertig anerkannt. So gesehen ist das Regelwerk für die aufkommensstärkste deut-
sche Wasserstraße auch der Maßstab für die Emissionen auf den übrigen Bundesbinnen-
wasserstraßen Deutschlands. Die deutschen Emissionsvorschriften für Binnenschiffe kön-
nen als untereinander gleichwertig betrachtet werden. Gegenstand der rechtlichen Rege-
lungen sind das Kohlenmonoxid (CO), die Kohlenwasserstoffe (HC), die Stickoxide (NOX) 
und Partikel (PT)99. Bis zum 30.06.2007 galt für die meisten Antriebsmotoren die Stufe I 
der ZKR. Für Antriebsmotoren der Kategorie V1:4 (Motoren mit einem Hubraum von 2,5 
Litern oder darüber, jedoch unter 5 Litern je Zylinder) gilt seit 1.1. 2007 die Stufe IIIA der 
Richtlinie 97/68/EG. Am 1.7.2007 trat zudem die Stufe II der ZKR in Kraft. 
 
                                                                                                                                                  
 
95  COM (2002) 765 final, Proposal for a directive of the European Parliament and the Council amending Di-
rective 97/68/EC on the approximation of the laws of the Member States relating to measures against the 
emission of gaseous and particulate pollutants from internal combustion engines to be installed in non road 
mobile machinery, Brussels, December 2002 
96  Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und Rates von 16. Dezember 1997 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung der Emission von gasförmigen 
Schadstoffen und luftverunreinigenden Partikeln aus Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Ge-
räte, zuletzt geändert durch Richtlinie 2004/26/EG vom 21.04.2004. 
97  Rheinschifffahrtsuntersuchungsordnung in der Fassung vom 12.10.2006. 
98  Binnenschiffs-Untersuchungsordnung, geändert durch die erste Verordnung zur Änderung 
binnenschifffahrtsrechtlicher Vorschriften, in der Fassung vom 26.08.2005. 
99  Kohlendioxid und Schwefelverbindungen sind nicht Gegenstand der Motorenrichtlinien. Die Emissions-
mengen dieser Schadstoffe sind in erster Linie vom Treibstoff und vom Treibstoffverbrauch abhängig. 
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37 ≤ PN < 75 6,5 1,3 9,2 0,85 
75 ≤ PN < 130 5,0 1,3 9,2 0,70 
PN ≥ 130 5,0 1,3 n ≥ 2800 min
-1 = 9,2 
500 ≤ n < 2800 min-1 = 45 n (-0,2) 0,54 
 
Diese Grenzwerte werden in der Stufe II, die ab dem 01. Juli 2007 in Kraft tritt, verschärft. 
Neben den strengeren Grenzwerten wird mit der Stufe II auch der Gültigkeitsbereich aus-
geweitet. Motoren mit einer Nennleistung zwischen 19 und 37 kW unterliegen dann auch 
Emissionsgrenzwerten. 
 











19 ≤ PN < 37 5,5 1,5 8,0 0,8 
37 ≤ PN < 75 5,0 1,3 7,0 0,4 
75 ≤ PN < 130 5,0 1,0 6,0 0,3 
130 ≤ PN < 560 3,5 1,0 6,0 0,2 
PN ≥ 560 3,5 1,0 
n ≥ 3150 min-1 = 6,0 
343 ≤ n < 3150 min-1 = 45 n (-0,2) –3 
n < 343 min-1 = 11,0 
0,2 
 
Zwischen der EG-Richtlinie und der RheinSchUO gibt es einige Unterschiede. Zwar ist die 
Stufe III A der EG-Richtlinie vergleichbar mit der Stufe II der ZKR (RheinSchUO), doch gibt 
es Unterschiede, wann welcher Grenzwert für welche Motorenkategorie angewendet wer-
den muss. Insofern ist es wichtig zu unterschieden, unter welchen Bedingungen die Ver-
ordnungen Typgenehmigungen gemäß der jeweiligen anderen Verordnung akzeptieren. In 
Artikel 7a der EG-Richtlinie wurde festgelegt, dass Motoren, welche den ZKR-
Anforderungen genügen, nicht das Inverkehrbringen verweigert werden darf (Stufe I bis 
zum 30.06.2007 und Stufe II ab dem 01.07.2007). Auch in anderer Richtung, d. h. welcher 
gemäß EG-Richtlinie typgenehmigte Motor von der RheinSchUO und der BinSchUO ak-
zeptiert wird, ist einfach. Dies ist in der Verordnung über die Begrenzung von Abgasemis-
sionen aus Dieselmotoren in der Binnenschifffahrt (BinSchAbgasV) § 2 Abs. 2 und in der 
BinSchUO Kap. 19a Abs. 3 Buchstaben a bis c geregelt. Die Typgenehmigungen gemäß 
der EG-Richtlinie sind zu akzeptieren. 
Auf eine detailliertere Betrachtung der Grenzwerte für Hilfsmotoren sei an dieser Stelle 
verzichtet. Es sei lediglich darauf hingewiesen, dass die entsprechenden Stufen IIIB und 
IV der EG-Richtlinie teilweise strengere Grenzwerte vorgeben als sie selbst Stufe II der 
RheinSchUO vorgibt.  
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Lediglich bei den Hilfsmotoren mit konstanter Drehzahl ist die große Ähnlichkeit zwischen 
der ZKR Stufe II und der Stufe II der EG-Richtlinie relevant.100 
Es bleibt allerdings festzuhalten, dass die Einteilungen der Motorenkategorien sich zwi-
schen EG-Richtlinie und den ZKR Stufen unterscheidet. Bei der RheinSchUO werden die 
Motoren ausschließlich nach ihrer Leistung klassifiziert und bei der EG-Richtlinie werden 
die Hauptantriebsmotoren nach ihrem Volumen und ihrer Leistung eingeteilt. Somit ist die 
explizite Vergleichbarkeit der Richtlinien nur im Einzelfall möglich. 
 
Tabelle 8-16: Emissionsgrenzwerte Stufe IIIA EG-Richtlinie 97/68/EG 
Kategorie: Hubraum/Nutzleistung 
(SV/P) 







V1:1 SV < 0,9 und P ≥ 37 kW 5,0 7,5 0,40 
V1:2 0,9 ≤ SV < 1,2 5,0 7,2 0,30 
V1:3 1,2 ≤ SV < 2,5 5,0 7,2 0,20 
V1:4 2,5 ≤ SV < 5 5,0 7,2 0,20 
V2:1 5 ≤ SV < 15 5,0 7,8 0,27 
V2:2 15 ≤ SV < 20 und P < 3300 kW 5,0 8,7 0,50 
V2:3 15 ≤ SV < 20 und P≥ 3300 kW 5,0 9,8 0,50 
V2:4 20 ≤ SV < 25 5,0 9,8 0,50 
V2:5 25 ≤ SV < 30 5,0 11,0 0,50 
 
Auch in dem Punkt ab wann welche Grenzwerte eingehalten werden müssen unterschei-
det sich die EG-Richtlinie von den ZKR-Stufen. Die nachfolgende Tabelle zeigt, dass eini-
ge der Stichtage der EG-Richtlinie in der Zukunft liegen. Folgende Argumentation ist nicht 
möglich: 
Ein Motor fällt unter die Kategorie V2 also ist es noch nicht notwendig die Grenzwerte ein-
zuhalten, da diese erst ab 2008 verbindlich gelten. Ein solcher Motor kann nicht in ein Bin-
nenschiff mit Rheinzulassung eingebaut werden, es sei denn, er ist nach der gültigen ZKR-
Stufe typgenehmigt.  
 
                                                
 
100  Ein für die Motorenhersteller wichtiger Unterschied zwischen den Richtlinien existiert bezüglich des Zeit-
punktes, wann der Motor die Grenzwerte einhalten muss. Artikel 10 Absatz 2 der EG-Richtlinie erlaubt je-
dem Mitgliedstaat auf Antrag des Herstellers Motoren aus auslaufenden Serien, die sich noch auf Lager 
befinden, unter bestimmten Voraussetzungen von der Frist für das Inverkehrbringen (Artikel 9 Absatz 4 
97/68/EG) auszunehmen. Hingegen gilt bei der RheinSchUO gemäß § 8a das Prinzip der Einbauprüfung, 
d.h. dass der Motor bei Einbau die aktuellen Grenzwerte einhalten muss. Ein Einbau von Lagerbeständen, 
welche die aktuellen Grenzwerte nicht einhalten ist im Gegensatz zur 97/68/EG nicht möglich. Von dieser 
Regelung sind Antriebsmotoren allerdings ausgenommen. Außerdem ist die EG-Richtlinie lediglich eine 
Vorschrift, die das Typgenehmigungsverfahren für Motoren regelt. Für die Belange der Zentralstelle 
Schiffsuntersuchungskommission (ZSUK) sind die RheinSchUO und die BinSchUO maßgeblich. 
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Tabelle 8-17 Stichtage der Grenzwerte der EG-Richtlinie 97/68/EG für Hauptan-
triebsmotoren 
Motorenkategorie Stichtag Typgenehmigung Stichtag „In Verkehr bringen“ 
V1:1 01. Januar 2006 31. Dezember 2006 
V1:2 01. Juli 2005 31. Dezember 2006 
V1:3 01. Juli 2005 31. Dezember 2006 
V1:4 01. Januar 2007 31. Dezember 2008 
V2 01. Januar 2008 31. Dezember 2008 
 
Es bleibt festzuhalten, dass de facto die ZKR-Grenzwerte die größere Relevanz besitzen. 
Zur Zeit finden Gespräche zur Weiterentwicklung der Abgasgrenzwerte für Europa, ein-
schließlich der des Rheins im Rahmen der technischen Kontrolle der Abgasrichtlinie der 
EU statt. Dazu wurde eine Arbeitsgruppe aus Experten der EU, der ZKR, der Mitgliedstaa-
ten beider Organisationen, der Motorenindustrie und dem Binnenschiffsgewerbe gebildet, 
die entsprechende Vorschläge bis zum Herbst 2007 ausarbeiten soll. Es werden Vor-
schläge diskutiert, die eine Absenkung der Emissionen in zwei Schritten vorsehen. So wird 
davon ausgegangen, dass die EG-Stufe IIIB in einem ersten Schritt Grenzwerte vorgibt, 
die noch ohne Abgasnachbehandlung erreichbar sind. Diese Stufe wird frühestens 2012 in 
Kraft treten. Die Grenzwerte werden voraussichtlich zwischen 20 % und 30 % niedriger 
liegen als bei EG-Stufe IIIA bzw. ZKR-Stufe II. Der zweite Schritt würde dann etwa 2016 
getan werden. Die 2016 gültigen Grenzwerte werden wahrscheinlich nur noch durch Ab-
gasnachbehandlung zu realisieren sein. Seitens der Motorenhersteller wird davon ausge-
gangen, dass schon bei dem ersten Schritt ein Treibstoff mit maximalem Schwefelgehalt 
von 0,035 Gewichtsprozenten (350 ppm) benötigt wird und ab dem zweiten Schritt dann 
ein Treibstoff mit einem Schwefelanteil von 0,001 Gewichtsprozenten (10 ppm). 
Die amerikanische Umweltbehörde EPA hat im Frühjahr 2007 einen Vorschlag zur weite-
ren Begrenzung der Abgasemissionen in der Schifffahrt vorgelegt, der in die Überlegungen 
im europäischen Rahmen einfließen dürfte. Der Markt für Binnenschiffsmotoren ist relativ 
klein, so dass Unterschiede in den Vorschriften große Auswirkungen haben. Unterschiedli-
che nationale Vorschriften segmentieren den Markt in noch kleinere Teile. Ein ähnliches 
Argument gibt es für die zeitliche Verzögerung, mit der strengere Grenzwerte aus dem 
Straßenverkehr übernommen werden. Die Entwicklungskosten für Technologien, die das 
Einhalten derartiger Grenzwerte ermöglicht, sind wesentlich leichter bei großen Absatz-
mengen zu tragen, als bei geringen Marktvolumina wie bei den Binnenschiffsmotoren. Die 
Leistung spezieller Binnenschiffsmotorenhersteller ist es dann, die bereits entwickelten 
Technologien an die Bedürfnisse der Binnenschifffahrt anzupassen. Unter diesem Ge-
sichtspunkt sind einige der Techniken, die im folgenden Abschnitt skizziert werden bereits 
an anderer Stelle realisiert worden. 
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8.3.4.2 Abgasminderungsmaßnahmen 
8.3.4.2.1 Überblick über die Maßnahmenkategorien 
Maßnahmen zur Minderung von Abgasemissionen auf Binnenschiffen können an vier 
Punkten ansetzen. 
1. Schiffsmotor 
2. Schiffsform und übrige Antriebsanlage 
3. Transportabwicklung 
4. Ausbauzustand der Wasserstraßen 
Im Vordergrund der Betrachtung steht im folgenden der Schiffsmotor. Dass die Schiffsform 
und die weitere Antriebstechnik auch emissionsmindernd wirken können ist offensichtlich. 
Durch eine Optimierung dieser Schiffsbestandteile kann der Treibstoffverbrauch gesenkt 
werden, was wiederum direkt positiv auf die Abgasemissionen wirkt. Welchen Einfluss 
u. a. die Schiffsform haben kann sieht man am Beispiel des Futura Carriers. Laut der New-
Logistics GmbH, der Gesellschaft, die den Futura Carrier entwickelte, soll der Leistungs-
bedarf bei diesem neuen Schiffstyp 35 % niedriger als bei herkömmlichen Schiffen lie-
gen.101 Da dieses Schiff noch nicht in Betrieb gegangen ist, bleibt es abzuwarten, ob diese 
guten Werte aus den Modellversuchen ohne weiteres auf die Realität übertragen werden 
können.  
Auch die Transportabwicklung kann selbstverständlich zur Reduktion der Schadstoffemis-
sionen beitragen. Auslastungsoptimierung und emissionsoptimale Fahrtgeschwindigkeit 
sind Möglichkeiten die Emissionen und den Treibstoffverbrauch zu senken. Hierzu bedarf 
es aber keiner weiteren politischen Vorgaben, da diese Maßnahmen im Eigeninteresse der 
Schiffsbetreiber sind.  
Den größten Einfluss auf die Emissionen je Verkehrsleistung hat allerdings der Ausbauzu-
stand der Wasserstraßen. Je größere Schiffseinheiten und je größere Tiefgänge gefahren 
werden können, umso günstiger wird das Verhältnis von eingesetzter Leistung zur Ver-
kehrsleistung. Dabei spielen zwei Effekte eine Rolle. Zum einen kann bei größeren 
Schiffseinheiten und größerem Tiefgang die transportierte Menge pro Fahrt erhöht werden. 
Zum anderen sinkt der Leistungsbedarf der Schiffe je mehr Flottwasser102 gegeben ist (s. 
Abschnitt 7.4). 
Sowohl die Optimierung der Transportabwicklung als auch der Ausbau der Wasserstraßen 
sind Maßnahmen, die nicht am Verkehrsträger selbst ansetzen. Im Vordergrund der nach-
folgenden Ausführungen steht aber der Schiffsmotor als die zentrale binnenschiffstechni-
                                                
 
101  Dieser Leistungsvorteil soll durch die spezielle Rumpfform, die Verteilung der Antriebsleistung auf vier 
Punkte und die Luftschmierung unterhalb des Schiffsrumpfs, welche den Schiffswiderstand reduziert, ent-
stehen. (s. Abschnitt B 7.2.2.2) 
102  Als Flottwasser bezeichnet man den Abstand zwischen dem tiefsten Punkt eines Schiffes in Fahrt zur 
Flusssohle. 
Seite 170 A Verkehrsträgervergleich Schlussbericht 
 November 2007  
sche Einheit zur Reduktion der Abgasemissionen. Die nachfolgende Tabelle bietet eine 
Übersicht über die technischen Möglichkeiten der Abgasemissionsminderungsmaßnah-
men an Schiffsmotoren. 
 
Tabelle 8-18: Abgasemissionsminderungsmaßnahmen an Schiffsmotoren 
Kraftstoffqualität motorinterne Maßnahmen Abgasnachbehandlung 
- Dieselkraftstoff mit geringer Ab-
gasemission 
(Schwefel, Asche, Metalle und 
Aromaten) 
- Kraftstoff-Wasser-Emulsion 
- alternative Kraftstoffe 
- Späterlegen des Förder-  
bzw. Einspritzbeginns  
- Detailoptimierung von  
Brennraum bzw. der  
Einspritzanlage  
- elektronisch gesteuerte Einsprit-
zung / Motormanagement 
- Abgasrückführung  
- Wasserzufuhr 
- nichtkatalytische inner- 
motorische NOx-Reduktion 




Quelle: In Anlehnung an Germanischer Lloyd Hamburg, Entwicklungspotenzial von Binnenschiffsmotoren 
zur Reduktion von Schadstoffen, 1998. 
 
8.3.4.2.2 Maßnahmen beim Kraftstoff 
Abgasemissionsminderungsmaßnahmen, die beim Kraftstoff ansetzen, berühren zwei un-
terschiedliche Aspekte. Zum einen kann durch eine Steigerung der Kraftstoffqualität oder 
der Verwendung eines Zusatzes bzw. eines Alternativkraftstoffs eine Reduktion der 
Schadstoffemissionen erreicht werden. Zum anderen können aus der Wahl eines anderen 
Treibstoffs Anforderungen an die Motorentechnik resultieren, die zumindest bei den Altmo-
toren nicht mehr realisierbar ist. Umgekehrt können einige Verbesserungen bei den Moto-
ren auch einen Treibstoff notwenig machen der ebenfalls bei Altmotoren nicht verwendet 
werden kann. Auch das Problem der europaweiten Verfügbarkeit verbesserter Kraftstoffe 
bzw. der Kraftstoffzusätze besteht bei diesen Maßnahmen. Da letztlich die Möglichkeit 
besteht, ein Binnenschiff von der Rheinmündung bis zur Donaumündung einzusetzen, 
besteht immer die Gefahr, dass in den Nicht-EU-Staaten kein entsprechender Treibstoff 
bzw. Zusatz angeboten wird, selbst wenn dies EU-weit der Fall wäre. 
 
8.3.4.2.2.1 Kraftstoffqualität 
Aktueller Gegenstand der Diskussion ist der Schwefelgehalt der Kraftstoffe. Die 
diesbezüglichen Mindestanforderungen an den Kraftstoff sind durch die EU-Richtlinien 
1999/32/EG und 2005/33/EG definiert. Die dort angegebenen Grenzwerte sind nach Kraft-
stoffart (Schweröl, Gasöl) und deren Verwendungsbereich unterschiedlich. Der Schwefel-
gehalt von Gasöl, welches üblicherweise in der Binnenschifffahrt verwendet wird, beträgt 
zur Zeit 0,2 Gewichtsprozent (2000 ppm). Gemäß Artikel 4b der EU-Richtlinie 2005/33/EG 
wird der maximale Schwefelgehalt ab dem 1. Januar 2010 EU-weit auf 0,1 Gewichtspro-
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zent (1000 ppm) beschränkt.103 Im Vergleich dazu liegen die Grenzwerte im Straßenver-
kehr gemäß EU-Richtlinie 98/70/EG bereits jetzt bei einem Wert von 50 ppm. Ab 1. Januar 
2009 darf gemäß der EU-Richtlinie 2003/17/EG der Schwefelgehalt von Dieselkraftstoff 10 
ppm nicht mehr überschreiten. Dies ist ein Hundertstel des Schwefelgehalts der für Gasöl 
ab 2010 vorgeschrieben ist. Derzeit überarbeitet die EU die Kraftstoffrichtlinie 98/70/EG 
mit dem Ziel der Absenkung des Schwefelgehaltes in den Kraftstoffen. Im Zuge dieser 
Arbeiten wird auch der Anteil des Schwefels in Binnenschiffskraftstoffen auf einen Wert 
von höchsten 10 ppm begrenzt. Die neuen Bestimmungen sollen nach den Vorstellungen 
der EG Gremien Ende 2009 in Kraft treten. Nach bisherigen Erkenntnissen wird der Ein-
führungstermin spätestens 2011 sein. 
Wie bereits in Abschnitt 8.3.4.1 erwähnt, sind die derzeit diskutierten Grenzwerte der zu-
künftigen ZKR-Stufen wahrscheinlich nur noch mit schwefelärmeren Kraftstoffen technisch 
realisierbar. Für die erste der diskutierten Grenzwertsenkungen müsste der Schwefelge-
halt laut Motorenhersteller gegenüber dem Status quo 82 % und gegenüber dem ab 2010 
maximal zulässigen Schwefelgehalt um 65 % gesenkt werden. Für die zweite müsste der 
Schwefelgehalt sogar um 99,5 % gegenüber dem heutigen Anteil und um 99 % gegenüber 
dem ab 2010 maximal zulässigen Anteil reduziert werden. In wieweit mit einem solchen 
Treibstoff noch die älteren Motoren betrieben werden können ist fraglich. Nach allgemeiner 
Auffassung ist die Senkung des Schwefelgehalts auf 1000 ppm für ältere Motoren unprob-
lematisch. Weitergehende Senkungen des Schwefelanteils könnten technische Konse-
quenzen für die älteren Motoren haben. Nach Erkenntnissen zweier soeben veröffentlich-
ter Studien104 dürften diese Auswirkungen jedoch marginal sein und sich auf den ggf. 
vorgesehenen biogenen Anteil im Kraftstoff beziehen. 
Außerdem stellt sich die Frage, wie aufwendig die Kraftstoffentschwefelung ist. Die Mine-
ralölkonzerne verweisen auf einen erhöhten Energiebedarf zur Kraftstoffentschwefelung, 
welcher mit zusätzlicher CO2-Emission einhergeht.105 Diesem Aspekt kann nur durch eine 
Nutzen-Kosten-Analyse Rechnung getragen werden. 
Durch die EU-Richtlinie 2005/33/EG ist eine Reduktion des Schwefelgehalts um 50 % si-
cher. Eine solche Reduzierung des Schwefelanteils bewirkt eine etwa gleich hohe Redu-
zierung der SOX-Emissionen. Außerdem ist die Reduktion des Schwefelgehalts eine äu-
ßerst effiziente Art auch die Partikelemissionen zu reduzieren. Der Schwefel ist neben der 
                                                
 
103  Zur Zeit wird ein EU-Kommissionsvorschlag diskutiert, der vorsieht den Schwefelgehalt im Gasöl in zwei 
Stufen abzusenken. Ab 2010 soll er auf 350 ppm und ab 2015 auf 10 ppm gesenkt werden. Es gibt jedoch 
starke Bestrebungen auch seitens des Binnenschifffahrtsgewerbes bereits 2010 die 10 ppm einzuführen 
und auf eine Zwischenstufe zu verzichten. 
104 JOWA GERMANY GmbH, Untersuchungen der Verträglichkeit schwefelarmer Kraftstoffe (Schwefelanteil 
kleiner 10 ppm), ggf. mit biogenem Anteil bei älteren in Betrieb befindlichen Binnenschiffsmotoren; Ab-
schlussbericht FE Vorhaben Nr.30.0331/2007, Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung; 
Hohen Luckow; Oktober 2007. 
TNO Science and Industry: TNO report, MON-RPT-033-DTS-2007-01813, Review of potential issues for in-
land ship engines when reducing gasoil sulphur level to maximum 10 ppm; Delft; Juli 2007. 
105  Diese Diskussion wird bei Berücksichtigung des in der Seeschifffahrt verwendeten Schweröls noch ver-
schärft. Das Schweröl kann man als Raffinerierückstand auffassen. Aus dieser Sicht würde die Seeschiff-
fahrt der Giftmüllentsorgung dienen. 
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Asche und den Metallen im Treibstoff eine Hauptursache für die Partikelemissionen. Ein 
weiterer positiver Nebeneffekt der Entschwefelung ist die Erhöhung der Cetanzahl106. Eine 
höhere Cetanzahl bewirkt verminderte CO-, NOX-, HC- und Partikelemissionen. Wie stark 
dieser Effekt ist, ist allerdings motorenabhängig.  
 
8.3.4.2.2.2 Kraftstoffemulsion 
Als Maßnahme zur Minderung der NOX-Emissionen wird der Einsatz einer Kraftstoff-
Wasser-Emulsion diskutiert. Die Höhe der NOX-Emissionen hängt entscheidend von der 
Spitzentemperatur bei der Verbrennung ab. Durch das Verdampfen des Wassers wird die 
Temperatur gesenkt. Zusätzlich zur Verminderung der NOX-Emissionen wird durch diese 
Maßnahme noch eine Verbesserung der Abgastrübung erreicht. Dieser Effekt ist eine 
Möglichkeit die negativen Auswirkungen bei einer Abgasrückführung (vgl. Abschnitt 
8.3.4.2.3.4), die stärkere Rußbildung, zu kompensieren. Um eine möglichst große emissi-
onsmindernde Wirkung mit dieser Maßnahme zu erzielen, bedarf es einer homogenen 
Kraftstoff-Wasseremulsion. Dazu bedarf es technischer Veränderungen an der 
Einspritzanlage des Motors. Durch die Verwendung einer Kraftstoff-Wasser-Emulsion 
lassen sich die Partikel-Emissionen um rund 19 % und die NOX-Emissionen um rund 23 % 
reduzieren.  
8.3.4.2.2.3 Alternative Kraftstoffe 
Durch die Biokraftstoffrichtlinie (2003/30/EG) wird eine Erhöhung der Biokraftstoffanteile 
bei den Kraftstoffen gefördert. Der Bau entsprechender Anlagen zur Produktion von Bioes-
ter und Biodiesel schreitet entsprechend voran. So liegt der Gedanke nahe, dass auch bei 
der Binnenschifffahrt Biokraftstoffe oder Treibstoffe mit Biokraftstoffanteil zum Einsatz 
kommen. Allerdings hat der Einsatz der Biokraftstoffe nicht nur Vorteile. Geht man von 
dem Beispiel des Rapsmethylesters aus, so liegt der offensichtliche Vorteil in der sehr gu-
ten CO2-Bilanz. Durch die Assimilation des CO2 beim Anbau des Rapses liegt ein fast ge-
schlossener CO2-Kreislauf vor. Auch der Energiebedarf für Anbau und Ernte des Rapses 
beträgt nur ca. 25 % des Energiegehalts der Ernte. Ebenso positiv ist, dass durch den Ein-
satz von Biokraftstoffen die Schwefeloxidemissionen deutlich reduziert werden, da diese 
Kraftstoffe keinen Schwefel enthalten. Der Nachteil liegt aber bei den derzeit besonders in 
der Diskussion stehenden und stark toxischen NOX- und Partikelemissionen. Diese liegen 
deutlich höher beim Rapsmethylester.  
CO2-Emissionen sind derzeit nicht das Problem in der Binnenschifffahrt, da der Verbrauch 
in Relation zur Verkehrsleistung im Verkehrsträgervergleich relativ niedrig ist. Partikel- und 
Stickoxidemissionen sind das vorrangige Reduktionsziel und dieses würde durch den Ein-
satz von Biokraftstoffen konterkariert. 
                                                
 
106  Die Cetanzahl beschreibt die Zündwilligkeit von Dieselkraftstoffen. Je mehr unverzweigt aufgebaute Koh-
lenwasserstoffmoleküle vorhanden sind, desto leichter entzündet sich der Kraftstoff von selbst. Die Cetan-
zahl gibt an, dass sich ein Kraftstoff genauso verhält wie ein Gemisch von n-Hexadecan (Cetan) und  
1-Methylnaphtalin mit dem angegebenen Volumenanteil Cetan. 
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8.3.4.2.3 Motorinterne Maßnahmen 
Die Abgase von Dieselmotoren enthalten relativ hohe Anteile Stickoxide und Ruß. Folglich 
gibt es bei diesen Schadstoffen das größte Vermeidungspotenzial. Außerdem besitzen 
beide Schadstoffe eine hohe Toxizität. Deshalb setzen die motorinternen Abgasminde-
rungsmaßnahmen bei der Senkung der Emission dieser Schadstoffe an. Allerdings gibt es 
bei den Dieselmotoren das sogenannte „Diesel-Dilemma“, d. h. Kraftstoffverbrauch und 
NOX-Emissionen entwickeln sich gegenläufig. Da die übrigen Schadstoffe u. a. ver-
brauchsabhängig sind, bewirkt das „Diesel-Dilemma“ einen Trade-off zwischen den 
Schadstoffen.107 Die nachfolgende Grafik veranschaulicht das „Diesel-Dilemma“. 
 
Abbildung 8-19: Gegensatz von Kraftstoffverbrauchs- und NOx-Optimierung 
















Quelle: Germanischer Lloyd Hamburg, Entwicklungspotenzial von Binnenschiffsmotoren zur Reduktion von 
Schadstoffen, 1998. 
 
8.3.4.2.3.1 Späterlegen des Förder- bzw. Einspritzbeginns 
Die einfachste Möglichkeit die NOX-Emissionen zu senken ist das Späterlegen des Ein-
spritzbeginns. Dies senkt die Spitzentemperaturen, hat aber den Nachteil der Erhöhung 
der Abgastemperatur. Die Grenze dieser NOX-Minderungsmaßnahme ist durch die maxi-
mal zulässige Abgastemperatur gegeben. Eine Verringerung der NOX-Emissionen um rund 
10 % wird durch einen bis zu 8 % höheren Treibstoffverbrauch erkauft.  
                                                
 
107  Für detaillierte Informationen zu den motorinternen Maßnahmen s. Germanischer Lloyd Hamburg, Entwick-
lungspotenzial von Binnenschiffsmotoren zur Reduktion von Schadstoffen, 1998. Einige der dort beschrie-
benen Maßnahmen werden an dieser Stelle nicht aufgeführt, weil sie bei den typgenehmigten Motoren 
entweder bereits Bestandteil sind oder keine Verbesserung mehr bewirken würden. 
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Entsprechend steigen durch diese Maßnahme auch die Emissionen der übrigen Schad-
stoffe. 
 
8.3.4.2.3.2 Detailoptimierung vom Brennraum bzw. der Einspritzanlage 
Durch Detailoptimierung von Brennraum und Einspritzanlage lassen sich alle Schadstoff-
emissionen beeinflussen. Lediglich die Menge der emittierten Schwefelverbindungen ist 
ausschließlich vom verwendeten Treibstoff abhängig. Aufgrund des „Diesel-Dilemmas“ 
sind zwei Varianten der Detailoptimierung zu unterscheiden. Einerseits können die NOX-
Emissionen reduziert werden und die Motoren dahingehend optimiert werden. Anderer-
seits können die Emissionen der übrigen Schadstoffe, speziell der Partikel, reduziert wer-
den.108 Dies geschieht jeweils unter Inkaufnahme der verschlechterten Emissionswerte bei 
den jeweils anderen Schadstoffen.  
Durch Veränderungen am Einspritzsystem, welche einen später liegenden Förder- und 
damit auch Verbrennungsbeginn bewirken, können die Stickoxidemissionen um über 30 % 
verringert werden. Dadurch steigt der Treibstoffverbrauch allerdings um ca. 5 %. 
 
8.3.4.2.3.3 Motormanagement 
Motormanagementsysteme bieten die Möglichkeit die NOX-Emissionen bei gleichzeitig 
geringerem Kraftstoffverbrauch zu reduzieren. Letztlich wird so für den Motor die optimale 
Lösung des „Diesel-Dilemmas“ angestrebt. Derartige System sind aus dem Pkw-Bereich 
bekannt.109 Um eine optimale Lösung des „Diesel-Dilemmas“ zu erreichen, muss ein Mo-
tormanagementsystem hohe Einspritzdrücke ermöglichen, eine freie Einstellbarkeit des 
Einspritzzeitpunktes gewährleisten, eine variable Einstellbarkeit des Einspritzbeginns zu-
lassen und den Einspritzverlauf steuern.  
 
8.3.4.2.3.4 Abgasrückführung 
Auch bei der Abgasrückführung ist die Senkung der Verbrennungstemperatur das ent-
scheidende Moment zur Senkung der NOX -Emissionen. Bei der Abgasrückführung wird 
über ein Ventil Abgas aus dem Auslasskrümmer entnommen und der Ladeluft beigemengt. 
Eine luftseitige Drosselklappe sorgt für den, zur einwandfreien Abgaszuströmung, notwen-
digen Druckunterschied. Ventil und Drosselklappe können mit einer Elektronik angesteuert 
werden. Die dadurch erreichte Senkung der Verbrennungstemperatur reduziert den NOx-
Anteil des Abgases. Dabei steigen die CO- und HC–Anteile an. Wird das Abgas vor der 
Beimengung gekühlt, so kann eine weitere Stickoxydreduktion erreicht werden. Neueste 
Abgasrückführventile werden elektromagnetisch betätigt und arbeiten daher noch exakter.  
                                                
 
108  Eine Detailoptimierung hinsichtlich der Partikelemission, wie sie in Germanischer Lloyd Hamburg, Entwick-
lungspotenzial von Binnenschiffsmotoren zur Reduktion von Schadstoffen, 1998 beschrieben wird, wird an 
dieser Stelle nicht mehr thematisiert, da die neueren Motoren (2003) die dort durch diese Maßnahmen er-
zielten Emissionswerte bereits unterschreiten. 
109  So kennt man den Einsatz einer Hochdruckpumpe mit Druckspeicher unter dem Begriff Common Rail auch 
aus dem Pkw-Bereich. 
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Bei diesem Verfahren der Senkung der NOX-Emissionen wird die Rußbildung verstärkt. In 




Durch die Wasserzufuhr in den Verbrennungsraum wird die Verbrennungstemperatur ge-
senkt. Dieser Effekt wurde schon bei der Kraftstoff-Wasser-Emulsion (Abschnitt 
8.3.4.2.2.2) beschrieben. Die Zufuhr von Wasser kann auf drei Arten geschehen. 
1. Einsatz einer Kraftstoff-Wasser-Emulsion, 
2. Zusetzen von Wasser in die Lade- bzw. Ansaugluft, 
3. Direktes Einspritzen von Wasser in den Verbrennungsraum. 
Die Vorteile der Wasserzufuhr sind dann am größten, wenn das Wasser möglichst dicht 
am Kraftstoff ist. Die Kraftstoff-Wasser-Emulsion ist folglich am wirksamsten. Der Vorteil 
der Reduzierung der NOX-Emissionen wird je nach Verfahren durch mehr oder minder 
starke Steigerungen der übrigen Schadstoffemissionen erkauft. 
 
8.3.4.2.3.6 Nichtkatalytische innermotorische NOx-Reduktion 
SNCR (Selective Non Catalytic Reduction) ist ein sogenanntes Denitrifikations-Verfahren 
(Rauchgasentstickung), um Stickoxide (NOX) in Rauchgasen abzubauen. Durch Thermo-
lyse wird Ammoniak (NH3), Ammoniakwasser oder Harnstoff mit den gasförmigen Stick-
oxiden zu Wasserdampf und Stickstoff umgesetzt. Die chemische Reaktion der Reduktion 
ist selektiv, das heißt, es werden nicht alle Abgaskomponenten reduziert, sondern nur die 
Stickoxide. 
Ein hoher NOx-Reduktionsgrad erfordert ein überstöchiometrisches Verhältnis von NH3 zu 
NOx, wodurch ein NH3-Schlupf (nicht umgesetztes NH3 im Abgas) entsteht, der in einem 
weiteren Schritt abgetrennt werden kann. 
Das Ammoniak wird bei Temperaturen zwischen 900 und 1000 °C in mehreren Ebenen 
direkt in den Feuerraum eingedüst. Das Temperaturfenster sollte eingehalten werden, 
denn zu hohe Temperaturen führen zur Bildung von NO (Stickstoffmonoxid), zu niedrige 
Temperaturen erhöhen den NH3-Schlupf. Insbesondere der Einspritzzeitpunkt ist bei dem 
Verfahren von Bedeutung, denn ein zu frühes Einspritzen würde ein Verbrennen bei zu 
hohen Temperaturen zufolge haben, was zu erhöhten anstatt zu niedrigeren NOX-
Emissionen führen würde. Im Vergleich zum Reduktionskatalysator ist der Ammoniakbe-
darf deutlich höher. Der Nachteil beider Technologien besteht aber darin, dass Amoniak 
zusätzlich zum Gasöl in einem gesonderten Edelstahl- oder Kunststofftank mitgeführt wer-
den muss. Außerdem muss eine flächendeckende Versorgung mit diesem „Treibstoffzu-
satz“ gewährleistet werden. Gerade für den Fall, dass Amoniak verwendet wird besteht 
das Problem, dass dieser Zusatz ein Gefahrgut ist. 
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8.3.4.2.4 Abgasnachbehandlung 
Im Gegensatz zu den Maßnahmen, die beim Kraftstoff oder beim Motor ansetzen, ist die 
Abgasnachbehandlung eine sekundäre Maßnahme. Sie ist ein möglicher Ausweg aus dem 
„Diesel-Dilemma“, denn sie bietet die Möglichkeit den Motor energieeffizient einzusetzen 
und Schadstoffemissionen anschließend zu reduzieren. In der Binnenschifffahrt gibt es 
allerdings ein besonderes Problem bei der Abgasnachbehandlung. Der Platz für die Kata-
lysatoren oder Filter ist nicht ohne weiteres auf den Schiffen zu schaffen. Bei Neubauten 
kann man diesen Platzbedarf berücksichtigen. Bei umzurüstenden Schiffen ist dies jedoch 




Mit SCR bezeichnet man die Technik der selektiven katalytischen Reduktion (selective 
catalytic reduction) von Stickoxiden in Abgasen von Feuerungsanlagen und Motoren. In 
der Fahrzeugtechnik wird das SCR Verfahren angewendet, um bei Dieselfahrzeugen, vor 
allem bei Nutzfahrzeugen, die Schadstoffemissionen zu senken.  
Mittels eines Reduktionsmittels wird im Katalysator NOX zu molekularem Stickstoff redu-
ziert. Das Reduktionsmittel ist Amoniak. Amoniak (NH3) muss allerdings nicht in reiner 
Form verwendet werden, sondern es besteht auch die Möglichkeit eine wässrige 
Harnstofflösung einzusetzen.110 Die Lösung wird vor dem SCR-Katalysator in den Abgas-
strang z. B. mittels Dosierpumpe oder Injektor eingespritzt. Aus der Harnstoff-Wasser-
Lösung entstehen durch eine Hydrolysereaktion Ammoniak und Wasser. Das so erzeugte 
Ammoniak kann in einem speziellen SCR Katalysator bei entsprechender Temperatur mit 
den Stickoxiden im Abgas reagieren. Die Menge des eingespritzten Harnstoffs ist von der 
motorischen Stickoxidemission und damit von der momentanen Drehzahl und dem 
Drehmoment des Motors abhängig. Der Verbrauch an Harnstoff-Wasser-Lösung beträgt 
abhängig von der Rohemission des Motors etwa 2 bis 8 % des eingesetzten 
Dieselkraftstoffs. Es muss deshalb ein entsprechendes Tankvolumen mitgeführt werden. 
Der Vorteil des Reduktionskatalysators liegt darin, dass er Stickoxide aus dem Abgas zu 
großen Teilen entfernt. Im Gegensatz zum Dieselpartikelfilter (DPF) stellt sich außerdem 
kein Kraftstoffmehrverbrauch ein.  
Der wesentliche Nachteil bei der Verwendung der SCR-Technologie ergibt sich aus dem 
benötigten Ammoniak in Form von einer wässrigen Harnstofflösung. Dieser weitere Be-
triebsstoff muss wegen seiner besonderen Eigenschaften in einem Edelstahl- oder Kunst-
stofftank mitgeführt und kontinuierlich in den Abgas-Strom eingesprüht werden. Dadurch 
ergibt sich neben dem SCR-Katalysator und der Einsprühanlage die Notwendigkeit eines 
zweiten, meist kleineren Tanks neben dem Treibstofftank.  
                                                
 
110  Im Lkw-Bereich kommt bereits eine 32,5%ige wässrige Harnstofflösung zum Einsatz. Diese wird als 
AdBlue® bezeichnet. Die Zusammensetzung ist in der DIN 70070 geregelt. 
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Außerdem besteht das Problem der flächendeckenden Versorgung mit der Harnstofflö-
sung. 
Ein anderer Nachteil besteht darin, dass die Lösung variabel eingespritzt werden muss. 
Sie muss über ein so genanntes Feed-Verhältnis dem NOX im Abgasmassenstrom ange-
passt werden. Wird dabei zuviel Harnstoff zudosiert, so kann das daraus gebildete Ammo-
niak nicht mit NOx reagieren. Bei dieser Fehldosierung kann Ammoniak in die Umgebung 
gelangen. Abhilfe schafft man, in dem hinter dem SCR-Katalysator ein Oxidationskatalysa-
tor eingebaut wird. Dieser wandelt im Falle einer Ammoniak-Emission das NH3 wieder in 
NOx um. Eine weitere Möglichkeit, den sogenannten Ammoniak-Schlupf zu verhindern, ist 
eine größere Auslegung des Katalysators, um damit eine gewisse Speicherfunktion zu 
erhalten.  
Weiter besteht das Problem des Temperaturfensters, dass bei jeder SCR-Anlage für opti-
male Umsätze eingehalten werden muss. Bei zu hohen Temperaturen sinkt der Wirkungs-
grad der Anlage. Das Reduktionsmittel wird teilweise zu NOX oxidiert. Da der Katalysator 
nicht immer vollständig selektiv wirkt, kommt es zur teilweisen Oxidation von SO2 zu SO3. 
Bei zu niedrigen Temperaturen führt dies zur Bildung von Amoniumsulfaten, die den Kata-
lysator Dichtsetzen können. Auch besteht durch die erhöhte Konzentration von SO3 die 
Gefahr der Schwefelsäurebildung mit entsprechenden Problemen in den nachfolgenden 




Der Oxidationskatalysator dient dazu unvollständig verbrannte Abgasbestandteile mit dem 
im Abgas enthaltenen Sauerstoff zu oxidieren. Dabei entstehen hauptsächlich Kohlendi-
oxid und Wasser. Der Oxidationskatalysator reduziert hauptsächlich die Schadstoffemissi-
onen, die bei einem Dieselmotor weniger ins Gewicht fallen. Durch die Oxidation werden 
die HC-, CO- und die Partikelemissionen reduziert. Hauptanwendung des Oxidationskata-
lysators besteht in Verbindung mit einem SCR-Katalysator, um einen Amoniakschlupf zu 
vermeiden. 
 
8.3.4.2.4.3 Ruß- und Partikelfilter 
Partikelfilter dienen dazu, feste Bestandteile aus dem Abgas zu entfernen. Dazu wird das 
mit Partikeln versetzte Abgas durch eine poröse Filterwand geführt. Die Partikel bleiben 
dabei bei Oberflächenfiltern hauptsächlich an der Oberfläche der Filterwand hängen oder 
verbleiben mittels Tiefenfiltration im Inneren der Filterwand. In beiden Fällen muss aber 
darauf hingewiesen werden, dass die Partikel nicht durch einen Siebeffekt hängen bleiben 
(die Partikel müssen also nicht größer sein als die Löcher, durch die das Abgas strömt), 
sondern hauptsächlich durch Adhäsion an der porösen Wand festgehalten werden. Rußfil-
ter können mit einer katalytischen Beschichtung versehen werden, die dann auch bei 
                                                
 
111  Beim Futura Carrier kommt eine SCR-Anlage zum Einsatz. 
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Temperaturen über 250°C Kohlenmonoxid und Kohlenwasserstoffe oxidieren können und 
somit deren Emission reduzieren. 
Durch die Ablagerung der Partikel an der Oberfläche bzw. im Inneren der Filterwand steigt 
der durch den Abgasvolumenstrom erzeugte Differenzdruck über den Filter an. Bei Errei-
chen eines Schwellwertes, wenn also eine bestimmte Rußmasse eingelagert ist, wird die 
Regeneration des Filters eingeleitet. 
Die Regeneration des Filters erfolgt durch Verbrennung der eingelagerten Partikel. Die 
Regeneration wird notwendig, wenn durch die Partikelbeladung ein zu hoher Abgasge-
gendruck den Abgasausstoß zu stark behindert. Eine einfach zu erfassende Messgröße, 
die es erlaubt, die Höhe der Beladung des Filters zu erkennen, ist der Differenzdruck über 
den Filter. Die Überwachung des Differenzdrucks, die Einleitung und die Steuerung der 
Regeneration werden durch die Motorsteuerung des Dieselmotors durchgeführt. 
Die hierfür notwendigen Temperaturen treten in einer Reihe von Fällen in Abgasen von 
Dieselmotoren nicht auf. Neben der Erhöhung der Abgastemperatur besteht auch die Mög-
lichkeit der katalytischen Regeneration. Da deren Basis metallisch ist, kann es zu einer 
zusätzlichen Schwermetallemission kommen. Die thermische Regeneration wird am bes-
ten in Form einer zusätzlichen Heizquelle installiert. Durch nicht regenerierbare Ablage-
rungen steigt der Abgasgegendruck langfristig an. So dass ab einem bestimmten Grenz-
wert der Filter gereinigt oder ersetzt werden muss. 
In der Binnenschifffahrt gilt es allerdings ein spezifisches Problem zu berücksichtigen. Ein 
Partikelfilter darf nicht dazu führen, dass der Motor aufgrund des steigenden Abgasge-
gendrucks keine hinreichende Leistung mehr erbringt. Ein Schiff ohne Motorleistung ist 
nicht mehr steuerbar. Aus Sicherheitsgründen müsste also ein Abgasbypass schaltbar 
sein. Da aus dem höheren Abgasgegendruck ein höherer Treibstoffverbrauch resultiert, 
besteht für den Schiffsführer der Anreiz möglichst oft den Bypass zu aktivieren.112 
 
8.3.4.2.5 Übersicht über die Maßnahmenwirkungen 
Die nachfolgende Tabelle gibt noch einmal die Reduktionspotenziale der Abgasemissi-
onsminderungsmaßnahmen im Überblick wieder.113 Dabei werden auch Kombinationen 
von zueinander passenden Maßnahmen dargestellt. Die wirksamsten Maßnahmen liegen 
unabhängig davon, welche Schadstoffemissionen reduziert werden, alle im Bereich der 
Abgasnachbehandlung. Die Einführung dieser Techniken hat, abgesehen von Ausnahmen 
wie dem Futura Carrier und der Synthese 11, noch nicht begonnen. Allerdings hat das 
BMVBS mit Wirkung vom 10. April 2007 ein Förderprogramm für emissionsärmere Die-
selmotoren von Binnenschiffen aufgelegt, mit dem die Anschaffung neuer abgasärmerer 
                                                
 
112  Zur Zeit führt das BMVBS ein F&E Vorhaben zum Einsatz von Partikelfiltern in der Binnenschifffahrt durch. 
113  Eine Übersicht über Reduktionsmöglichkeiten bietet auch Energie- Umwelt – Beratung e.V.; Germanischer 
Lloyd, Erarbeitung von Verfahren zur Ermittlung der Luftschadstoffemissionen von in Betrieb befindlichen 
Binnenschiffsmotoren, FE Vorhaben Nr. BfG/M44/2001/968/1142/6/00 der Bundesanstalt für Gewässer-
kunde, Hohen Luckow 11/2001 
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Motoren und der Austausch bestehender Motoren durch schadstoffärmere Motoren und 
der Einbau von Abgasnachbehandlungsanlagen unterstützt wird.114 Außerdem hat die 
Kreditanstalt für Wideraufbau am 1. Januar 2007 im Rahmen des ERP-Umwelt- und Ener-
giesparprogramm einen Förderschwerpunkt Anschaffung von emissionsarmen und fluss-
verträglichen Binnenschiffen verabschiedet, der eine ähnliche Zielstellung verfolgt aber nur 
für komplette Schiffsneubauten gilt und zudem höhere Anforderungen an das Emissions-
verhalten stellt. Zur Einhaltung der Grenzwerte der EG-Stufe IIIB werden aller Voraussicht 
nach noch keine Abgasnachbehandlungen notwendig sein, sondern erst bei Inkrafttreten 
der EG-Stufe IV. Dies ist aber nicht vor 2016 zu erwarten. 
 
Tabelle 8-19: Emissionsminderungspotenziale 
Maßnahme CO SO2 HC PT NOX 
Maßnahmen beim Kraftstoff 
Reduktion des Schwefelanteils im Kraftstoff um 2/3 0 % -67 % 0 % 0 % 0 %
Kraftstoff-Wasser-Emulsion 0 % 0 % 0 % -19 % -23 %
Motorinterne Maßnahmen 
Späterlegen des Einspritzbeginns +8 % 0 % +8 % +5 % -10 %
Detailoptimierung des Motors +6 % 0 % +7 % +5 % -34 %
Motormanagement +19 % 0 % +2 % -25 % -34 %
Abgasrückführung +6 % 0 % +7 % +10 % -34 %
Wasserzufuhr 0 % 0 % 0 % -13 % -14 %
Selektive nichtkatalytische Reduktion der NOX 0 % 0 % 0 % -20 % -27 %
Abgasnachbehandlung 
Reduktionskatalysator 20 % 0 % -20 % 0 % -89 %
Oxidationskatalysator -31 % 0 % -81 % -14 % 0 %
Partikelfilter unbeschichtet 0 % 0 % 0 % -70 % 0 %
Partikelfilter katalytisch beschichtet -8 % 0 % -69 % -70 % 0 %
Kombinierte Maßnahmen 
Abgasrückführung mit Kraftstoff-Wasser-Emulsion 0 % 0 % 0 % 0 % -45 %
Reduktionskatalysator und Oxidationskatalysator -31 % 0 % -81 % -14 % -89 %
Quelle: In Anlehnung an Germanischer Lloyd Hamburg, Entwicklungspotenzial von Binnenschiffsmotoren 
zur Reduktion von Schadstoffen, 1998.115 Die Minderungspotenziale sind aber nicht mehr auf den 
Standardmotor 1998 bezogen sondern auf den aktuellen Stand typgenehmigter Motoren.116 
 
                                                
 
114  Förderprogramm für emissionsärmere Dieselmotoren von Binnenschiffen vom 28. März 2007, Bundesan-
zeiger Nr. 67 vom 5. April 2007, S. 3654. 
115  Bei den angegebenen Reduktionspotenzialen handelt es sich um Schätzungen.  
116  Die angegebenen Reduktionspotenziale stehen mit den Studien „Entwicklungspotenzial von Binnen-
schiffsmotoren zur Reduktion von Schadstoffen“ und „Erarbeitung von Verfahren zur Ermittlung der Luft-
schadstoffemissionen von in Betrieb befindlichen Binnenschiffsmotoren“ in Einklang, da hier die Redukti-
onspotenziale gegenüber typgenehmigten Motoren abgebildet wurden. 
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8.3.4.3 Schätzung der Schadstoffemissionen der Binnenschiffsflotte 
Die Schätzung der Schadstoffemissionen der Binnenschiffsflotte wird für vier Szenarien 
durchgeführt. 
• Aktuelle Flotte, 
• aktuelles Technikoptimum, 
• erwartete zukünftige Situation (zukünftige Flotte), 
• erwartetes zukünftiges Technikoptimum. 
 
Generell werden die Schadstoffemissionen für verschiedenen Schiffstypenklassen geson-
dert ermittelt. Die Bestimmung der Schadstoffemissionen der aktuellen Flotte wird in Ab-
schnitt 8.3.4.3.1 ausführlich beschrieben. Das aktuelle Technikoptimum wird durch die 
Schiffsneubauten der letzten Jahre mit typgenehmigten Motoren repräsentiert und in Ab-
schnitt 8.3.4.3.2. beschrieben. 
Das dritte Szenario beschreibt die Emissionen, wie sie durch die zukünftige Flotte gene-
riert werden wird. Hierbei werden mehre Einflussfaktoren auf die Emissionsentwicklung 
berücksichtigt. Es wird davon ausgegangen, dass bei einem Prognosezeitraum über das 
Jahr 2020 hinaus sowohl EG-Stufe IIIB (ab 2012) als auch EG-Stufe IV (ab 2016)117 in 
Kraft getreten sein werden. Dies bedeutet, dass Schiffsneubauten und Schiffe, die neu 
motorisiert wurden, in den Jahren den jeweiligen Grenzwerten gerecht werden müssen. 
Die übrigen Schiffsneubauten und Neumotorisierungen bis 2012 werden bis auf wenige 
Ausnahmen der EG-Stufe IIIA, welche weitestgehend analog zur ZKR-Stufe II ist, entspre-
chen. Diese Entwicklungen werden in der Flotte des Prognosezeitpunkts berücksichtigt.118  
Das technische Optimum im Prognosezeitpunkt wird durch das Minimum der schadstoff-
spezifischen Emissionen nach EG-Stufe IV und dem Emissionsoptimum durch die in Ab-
schnitt 8.3.4.2 beschriebenen Maßnahmen bestimmt. Der zugrundeliegende Gedanke 
hinter dieser Vorgehensweise ist, dass die EG-Stufe IV eingehalten werden muss und so-
mit für den Fall, dass die beschriebenen Reduktionspotenziale nicht ausreichen sollten, 
bisher nicht diskutierte, neue Technologien zum Einsatz kommen werden. Diese Techni-
ken werden dann das Einhalten der Grenzwerte garantieren. Von der anderen Seite be-
trachtet, ist davon auszugehen, dass die Reduktionspotenziale, die in Abschnitt 8.3.4.2 
beschrieben wurden in der Zeit nach 2016 bereits ausgereift sind und eingesetzt werden. 
 
                                                
 
117  Zurzeit werden die neuen Grenzwerte diskutiert. Für die weiteren Berechnungen in dieser Studie wird da-
von ausgegangen, dass sich der ZKR/BMVBS-Vorschlag für die Grenzwerte durchsetzen wird. 
118  Die Berücksichtigung der Neumotorisierungen findet unter Zuhilfenahme der durchschnittlichen Motorenle-
bensdauern statt. 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 181 
 Essen  
8.3.4.3.1 Emissionsfaktoren der aktuellen Binnenschiffsflotte 
Die Schadstoffemissionen der aktuellen Binnenschiffsflotte sind äußerst heterogen. Schif-
fe, die nach dem 01.01.2003 neu gebaut wurden oder einen neuen Motor bekamen, haben 
typgenehmigte Motoren. Diese Motoren erfüllen die Anforderungen der ZKR-Stufe I, d. h. 
ihre Emissionswerte liegen unter den dort festgelegten Grenzwerten. Für die übrigen 
Schiffe sind diese Grenzwerte irrelevant, da keine Verpflichtung besteht, Motoren zu er-
setzen119.  
Um die Schadstoffemissionen der aktuellen Binnenschiffsflotte zu schätzen, muss diese in 
zwei Kategorien eingeteilt werden. Schiffe mit einem Motor, der nach 2002 eingebaut wur-
de, sind die eine Gruppe. Die andere Gruppe sind die Schiffe mit älteren Motoren. Das 
nach Schiffstypen gewichtete Mittel der spezifischen Emissionsfaktoren dieser beiden 
Gruppen ergibt die Emissionsfaktoren je Schiffstyp in der Flotte. Diese Mittelung ist not-
wendig, weil nicht a priori unterschieden werden kann, ob bei einem bestimmten Transport 
ein Schiff mit einem Motor, der nach 2002 eingebaut wurde oder ein anderes zum Einsatz 
kommt.  
Zu den Emissionswerten typgenehmigter Motoren bezüglich CO, HC, NOX und PT und 
damit für die erste Gruppe Binnenschiffe lagen Daten vor. Mit Hilfe dieser Informationen 
und darauf aufbauender Regressionen konnten für die Binnenschiffe mit Motoren aus dem 
Jahr 2003 oder jünger Emissionsfaktoren geschätzt werden.120 Informationen zu den CO2- 
und SO2-Emissionen lagen nicht vor. Diese wurden der Studie „Entwicklungspotenzial von 
Binnenschiffsmotoren zur Reduktion von Schadstoffen“ entnommen. Die Emissionsmenge 
beider Schadstoffe ist vom verwendeten Treibstoff und der Verbrauchsmenge abhängig. 
Geht man von einem spezifischen Verbrauch von 200 g/kWh aus, so erhält man einen 
Emissionsfaktor von 0,68 g/kWh für SO2 und einen von 630 g/kWh für CO2.121 Diese bei-
den Faktoren wurden für alle Schiffe gleich angesetzt. 
Für die Binnenschiffe, die einen älteren Motor haben, lagen weniger detaillierte Daten vor. 
Für diese Gruppe mussten Durchschnittswerte aus anderen Studien herangezogen wer-
                                                
 
119  Es sei an dieser Stelle aber erneut auf das Förderprogramm abgasarmer Binnenschiffsmotoren hingewie-
sen, welches zum freiwilligen Einbau umweltfreundlicherer Motoren führen soll. 
120  Fehlende Daten wurden mit Hilfe von Regressionen ergänzt. Im Gegensatz zu einfacher Mittelwertbildung 
konnten so emissionsrelevante Informationen bei den Schiffen genutzt werden, für die keine Emissionsfak-
toren direkt bestimmbar waren. 
121  In der Studie „Entwicklungspotenzial von Binnenschiffsmotoren zur Reduktion von Schadstoffen“ aus dem 
Jahr 1998 wird von einem spezifischen Kraftstoffverbrauch von 220 g/kWh ausgegangen, aber eingeräumt, 
dass neuere Schiffe darunter liegen werden. In VBD, Weiterentwicklung des landesweiten Emissionskatas-
ters für den Schiffsverkehr in NRW und Aktualisierung auf das Jahr 2000, Duisburg 2001, wird von 200 
g/kWh ausgegangen. Die Verbrauchswerte aus der VBD-Studie decken sich mit den durchschnittlichen 
Verbräuchen, der Motoren, für die Informationen vorlagen. Im Durchschnitt kann man folglich ohne großen 
Fehler von 200 g/kWh und den damit einhergehenden Emissionsfaktoren für SO2 und CO2 ausgehen. 
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den122. Mit Hilfe dieser Informationen und entsprechender Regressionen,123 konnten auch 
für jedes Schiff dieser Gruppe Emissionsfaktoren geschätzt werden.  
Insgesamt konnten mit diesem Verfahren jedem Schiff der Flotte Emissionsfaktoren zuge-
ordnet werden. Durch Mittelwertbildung in den einzelnen Tragfähigkeits- bzw. bei Schub-
booten Leistungsklassen wurden die durchschnittlichen Emissionsfaktoren für die einzel-
nen Klassen bestimmt. Diese sind Basis für relationsspezifische Emissionsberechnungen, 
bei denen auf einen für die Relation charakteristischen Schiffstyp zurückgegriffen wird. 
Die Emissionsfaktoren der einzelnen Tragfähigkeitsklassen bei den Gütermotorschiffen 
weichen zum Teil deutlich von einander ab. Dabei gilt es u. a. zu berücksichtigen, dass 
zwischen den einzelnen Tragfähigkeitsklassen der Anteil von Schiffen mit neuen Motoren 
stark variiert. So ist beispielsweise das Durchschnittsalter der Schiffe in der Tragfähig-
keitsklasse bis 400 Tonnen 39 Jahre höher als in der Klasse über 3.000 Tonnen. Entspre-
chend höher sind auch die Emissionsfaktoren. Entsprechend gravierend sind in dieser 
Tragfähigkeitklasse auch die Unterschiede bei den Emissionsfaktoren bezogen auf die 
Gesamtflotte und denen bezogen auf die Schiffe mit Motoren aus dem Jahr 2003 oder 
jünger. Auch die durchschnittlich installierte Motorleistung und die durchschnittliche Anzahl 
von Motoren variiert stark zwischen den einzelnen Tragfähigkeitklassen.  
Umso wichtiger ist es, dass mit Hilfe des beschriebenen Verfahrens sogenannte „lokale“ 
Emissionsfaktoren für die einzelnen Tragfähigkeitsklassen bestimmt wurden. Nur dadurch 
ist gewährleistet, dass bei relationsspezifischen Emissionsberechnungen der Fehler durch 
die Durchschnittsbildung vertretbar bleibt. Würde man mit sogenannten globalen Emissi-
onsfaktoren (s. Zeile „Durchschnitt“ in Tabelle 8-20) allein auf die Gütermotorschiffe bezo-
gen rechnen, so würden die Emissionen der großen Tragfähigkeitsklassen tendenziell ü-
ber- und die der kleineren Tragfähigkeitsklassen tendenziell unterschätzt.124 
 
                                                
 
122  Germanischer Lloyd, Entwicklungspotenziale von Binnenschiffsmotoren zur Reduktion von Schadstoffen, 
1998; VBD, Weiterentwicklung des landesweiten Emissionskatasters für den Schiffsverkehr in NRW und 
Aktualisierung auf das Jahr 2000, 2001; Energie – Umwelt – Beratung e.V. und Germanischer Lloyd, Erar-
beitung von Verfahren zur Ermittlung der Luftschadstoffemissionen von in Betrieb befindlichen Binnen-
schiffsmotoren (FE Vorhaben Nr. BfG/M44/2001/968/1142/6/00 der Bundesanstalt für Gewässerkunde), 
2001. 
123  Insbesondere bei dieser Gruppe mussten die emissionsrelevanten Daten, die je Schiff zur Verfügung stan-
den, genutzt werden. So wurden nicht nur die Emissionsfaktoren mit Hilfe von Regression bezogen auf die 
installierte Leistung ermittelt, sondern auch Baujahr des Schiffes bzw. des Motors, sowie Tragfähigkeit und 
Abmessungen fanden Berücksichtigung bei der Schätzung. 
124  Dass die mit dem beschriebenen Verfahren ermittelten Emissionsfaktoren von denen in den zitierten Stu-
dien abweichen, hat mehrere Gründe. Erstens bauen die genannten Studien auf andere Schiffsdatenban-
ken auf. So wurden bei den zitierten Studien die osteuropäischen Schiffe nicht berücksichtigt. Somit ist be-
reits die Grundgesamtheit nicht dieselbe. Zweitens beziehen sich diese Studien nicht auf das Jahr 2006 
sondern auf ältere Jahre. Drittens wurden in keiner der Studien so detaillierte „lokale“ Emissionsfaktoren 
ermittelt. Eine Vergleichbarkeit mit den Emissionsfaktoren dieser Studien ist folglich nur sehr bedingt gege-
ben. 
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Tabelle 8-20: Emissionsfaktoren der aktuellen Gütermotorschiffflotte nach 
Tragfähigkeitsklassen in g/kWh (Gesamtflotte 2006) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<400 2,07 1,01 9,82 0,28
401 - 650 1,78 0,88 9,70 0,24
651 - 900 1,83 0,90 9,49 0,25
901 - 1.000 1,66 0,82 8,79 0,23
1.001 - 1.500 1,51 0,75 9,51 0,20
1.501 - 2.000 1,08 0,59 9,13 0,15
2.001 - 2.500 0,67 0,47 8,95 0,12
2.501 - 3.000 0,38 0,42 9,00 0,12
> 3.000 0,59 0,49 8,97 0,13
Durchschnitt 1,61 0,81 9,49 0,22
 
Die Berechnung durchschnittlicher Emissionsfaktoren je Tragfähigkeitsklasse für die 
Tankmotorschiffsflotte erfolgt analog zur Vorgehensweise bei den Gütermotorschiffen. Es 
gelten die selben Anmerkungen zu den Emissionsfaktoren wie bei den Gütermotorschiffen. 
Ein Vergleich zwischen den Emissionsfaktoren der Tankmotorschiffe und denen der Gü-
termotorschiffe ist nur sehr bedingt möglich, da diese beiden Flottenbestandteile strukturell 
sehr unterschiedlich sind.125 
 
Tabelle 8-21: Emissionsfaktoren der aktuellen Tankmotorschiffflotte nach 
Tragfähigkeitsklassen in g/kWh (Gesamtflotte 2006) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<400 1,81 0,89 10,20 0,25
401 - 650 1,75 0,86 10,15 0,24
651 - 900 1,59 0,76 9,44 0,23
901 - 1.000 1,48 0,73 8,97 0,20
1.001 - 1.500 1,39 0,71 10,46 0,19
1.501 - 2.000 1,00 0,55 9,31 0,13
2.001 - 2.500 0,71 0,47 8,85 0,12
2.501 - 3.000 0,78 0,52 9,14 0,14
> 3.000 0,71 0,53 9,04 0,14
Durchschnitt 1,29 0,69 9,75 0,18
 
                                                
 
125  So gilt u.a. zu berücksichtigen, dass genauso wie der Anteil neuerer Motoren zwischen den einzelnen 
Tragfähigkeitsklassen variiert er auch zwischen den Gütermotor- und den Tankmotorschiffen variiert.  
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Auch für die Schubbootflotte wurden Emissionsfaktoren ermittelt. Diese wurden für die 
einzelnen Leistungsklassen der Schubboote gemittelt. Wie bereits in Abschnitt 6.2 be-
schrieben hat die Schubbootflotte eine relativ hohes Durchschnittsalter. Dies spiegelt sich 
auch in relativ hohen Emissionsfaktoren wieder. 
 
Tabelle 8-22: Emissionsfaktoren der aktuellen Schubbootflotte nach Leis-
tungsklassen in g/kWh (Gesamtflotte 2006) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<100 1,98 0,97 12,19 0,27
100 - 300 1,74 0,86 10,52 0,24
301 - 1.000 1,62 0,81 8,93 0,22
1.001 - 1.500 1,16 0,66 9,21 0,18
1.501 - 2.500 0,61 0,46 9,35 0,11
>2.500 1,12 0,80 9,34 0,19
Durchschnitt 1,63 0,82 9,73 0,23
 
Bei allen Schiffstypen wird deutlich, dass selbst die Gesamtflotte 2006 (inklusive Schiffe 
mit älteren Motoren) im Durchschnitt je Schiffskategorie die Grenzwerte der ZKR-Stufe I 
einhält. Einzige Ausnahme hiervon sind die Stickoxidemissionen. Auf Basis der erstellten 
Datenbank lassen sich auch „globale“ Emissionsfaktoren ermitteln. Diese können dann, 
mit den bereits gemachten Einschränkungen, mit den Faktoren aus anderen Veröffentli-
chungen verglichen werden.126  
 
Tabelle 8-23: Vergleich der globalen Emissionsfaktoren mit den Ergebnissen 
anderer Studien 
Quelle CO HC NOX PT 
Planco 2007 1,56 0,79 9,56 0,22
GL 1998 2,60 0,60 9,00 0,20
VBD 2001 1,16 0,68 9,60 0,20
ifeu 2005 (185 g/kWh Dieselkraft-
stoff) k.A. 0,87 11,10 0,31
ifeu 2005 (200g/kWh Dieselkraftstoff) k.A. 0,94 12,00 0,34
 
                                                
 
126  Vgl. Fußnote 124. 
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Es fällt auf, dass sich die Abweichungen bei den globalen Emissionsfaktoren bei den rei-
nen Binnenschifffahrtsstudien (VBD127, GL128, Planco) in engen Grenzen halten, obwohl 
verschiedenen Datenbasen die Grundlage bildeten. Im Gegensatz dazu liegen die Werte 
der ifeu-Studie deutlich über denen der anderen Studien. Diese Diskrepanz nimmt sogar 
noch zu, wenn man nicht von den 185g/kWh Dieselkraftstoff ausgeht, die vom Umwelt-
bundesamt unterstellt werden129 sondern von 200g/kWh wie z. B. in der VBD-Studie. Der 
Emissionsfaktor für Kohlenwasserstoffe (HC) liegt gegenüber dem durchschnittlichen E-
missionsfaktor der übrigen Studien um 26 % bis 36 % höher, der für Stickoxide (NOX) liegt 
18 % bis 28 % höher und der für Staubpartikel (PT) 53 % bis 65 % höher. Allein eine 
Korrektur der Emissionsfaktoren für die Binnenschifffahrt in den verkehrsträger-
vergleichenden Studien, die auf den Emissionsfaktoren für Binnenschiffe des ifeu 
aufbauen, würde die Binnenschifffahrt deutlich umweltfreundlicher darstellen. 
 
8.3.4.3.2 Emissionen auf Basis des aktuellen Technikoptimums 
Um die derzeit technisch minimalen Emissionen zu schätzen, müssen gesonderte Emissi-
onsfaktoren bestimmt werden. Als derzeitiges technisches Optimum werden Schiffe mit 
Motorenbaujahr ab dem Jahr 2003 angesehen. In diese Schiffe sind nur typgenehmigte 
Motoren eingebaut worden. Alle diese Motoren erfüllen die Anforderungen der ZKR-
Stufe I. Bei ihnen handelt es sich um eine etablierte Technik, welche die Serienreife er-
reicht hat. Die in Abschnitt 8.3.4.2 beschriebenen Maßnahmen haben die Serienreife noch 
nicht erreicht. Auch wenn einige der dort beschriebenen Techniken wie der Partikelfilter 
bereits im Straßenverkehr Standard sind, so ist eine Anpassung dieser Technologie für 
den Einsatz beim Binnenschiff noch nicht erfolgt.130 Dass in diesem Zusammenhang u. a. 
der Platzmangel für die Abgasnachbehandlung ein Problem ist, mag als Beispiel für An-
passungsprobleme dienen. Auch ist die Tauglichkeit der neuen Techniken für die Praxis in 
der Binnenschifffahrt noch nicht ausreichend erprobt. Insbesondere fehlen Erkenntnisse 
über diese Techniken bei längerer Fahrt im unteren Lastbereich der Motoren 
Letztlich müssen auch beim derzeitigen technischen Optimum die Emissionsfaktoren für 
CO2 und SO2 übernommen werden. Hier sind, wie bereits erwähnt, keine Verbesserungen 
zu verzeichnen. Die Emissionsfaktoren der übrigen Schadstoffe wurden als Durchschnitt 
für die jeweiligen Schiffstypen und Tragfähigkeits- bzw. Leistungsklasse auf Basis der 
Schiffe mit einem Motorbaujahr nach 2002 gebildet.131 
                                                
 
127  VBD, Emissionen luftverunreinigender Stoffe durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen – Ein Modell 
zur Berechnung der Schadstoffverteilung auf Wasserstraßen, in Schleusen und in Häfen, Essen 2001. 
128  Germanischer Lloyd Hamburg, Entwicklungspotenzial von Binnenschiffsmotoren zur Reduktion von Schad-
stoffen, 1998. 
129  S. Gohlisch, Gunnar; u.a., Umweltauswirkungen der Binnenschifffahrt, in: Internationales Verkehrswesen, 
57 (2005) 4, S.150ff. 
130  Andere Techniken wie der Reduktionskatalysator sind sowohl im Straßenverkehr als auch im Binnen-
schiffsbereich (Futura Carrier) in der Erprobungsphase, d.h. sie sind auch noch von der Serienreife ent-
fernt. 
131  Zum Schätzverfahren s. Abschnitt 8.3.4.3.1. 
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Im Durchschnitt sind, wie zu erwarten war, die Emissionen der Gütermotorschiffe mit Mo-
toren ab 2003 niedriger als die Emissionen der gesamten Flotte (s. Tabelle 8-27). Darin 
spiegelt sich auch das derzeit eingesetzte technische Optimum wider. 132 
 
Tabelle 8-24: Emissionsfaktoren der aktuellen Gütermotorschiffflotte nach 
Tragfähigkeitsklassen in g/kWh (technisches Optimum in 2006) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<400 0,95 0,21 7,59 0,17
401 - 650 0,19 0,13 8,77 0,07
651 - 900 0,32 0,14 9,28 0,08
901 - 1.000 0,53 0,36 8,78 0,10
1.001 - 1.500 0,42 0,41 8,71 0,10
1.501 - 2.000 0,46 0,40 8,81 0,13
2.001 - 2.500 0,50 0,35 8,81 0,09
2.501 - 3.000 0,64 0,47 8,89 0,13
> 3.000 0,56 0,38 9,00 0,10
Durchschnitt 0,53 0,38 8,89 0,11
 
Im Gegensatz zu den Gütermotorschiffen gab es bei den Tankmotorschiffen nicht in jeder 
Tragfähigkeitsklasse Schiffe mit Motorenbaujahr 2003 oder jünger. Um dennoch für diese 
Tragfähigkeitsklassen entsprechende Emissionsfaktoren zu ermitteln, wurden dort die 
Werte der Gütermotorschiffe übernommen (s. grau schattierten Bereich in Tabelle 8-25). 
Dabei wird unterstellt, dass bei selber Tragfähigkeit ähnliche Motoren zum Einsatz kom-
men. Auch bei den Tankmotorschiffen geht das technische Optimum mit geringeren Emis-
sionen einher. 
 
                                                
 
132  Bei dem so definierten technischem Optimum, kommt es allerdings in der Tragfähigkeitsklasse zwischen 
2.500 und 3.000 Tonnen bei den Gütermotorschiffen zu dem Fall, dass die Emissionsfaktoren dort höher 
liegen als beim Gesamtdurchschnitt. Dies zeigt, dass die Grenzwerte derzeit nicht sonderlich streng sind. 
In dieser Klasse hielten auch die Schiffe mit älteren Motoren im Durchschnitt die Grenzwerte ein bzw. un-
terschritten sie z.T. deutlich. Dies lässt sich allerdings nicht auf die gesamte Flotte übertragen. Im Durch-
schnitt über alle Tragfähigkeitsklassen emittieren die neueren Schiffe weniger Schadstoffe als die älteren. 
Dies geschieht allerdings z.T. auch durch Schadstoffsubstitution, d.h. es wird z. B. zum Teil der NOx-
Austausch auf Kosten eines höheren Partikelausstoßes reduziert. 
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Tabelle 8-25: Emissionsfaktoren der aktuellen Tankmotorschiffflotte nach 
Tragfähigkeitsklassen in g/kWh (technisches Optimum 2006) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<400 0,68 0,12 7,07 0,14
401 - 650 0,19 0,13 8,77 0,07
651 - 900 1,24 0,14 7,72 0,23
901 - 1.000 0,53 0,36 8,78 0,10
1.001 - 1.500 0,51 0,42 8,45 0,12
1.501 - 2.000 0,58 0,47 8,90 0,12
2.001 - 2.500 0,62 0,49 9,11 0,12
2.501 - 3.000 0,80 0,51 9,08 0,14
> 3.000 0,69 0,53 8,98 0,14
Durchschnitt 0,69 0,49 8,87 0,13
 
Bei den technisch optimalen Emissionsfaktoren der Schubbootflotte stellt sich das selbe 
Problem wie bei den Tankmotorschiffen. Wie aufgrund der geringen Neubauzahlen bei 
den Schubbooten zu erwarten war, gibt es in zwei Leistungsklassen keine Schubboote mit 
hinreichend jungen Motoren. An dieser Stelle wurden die durchschnittlichen Emissionsfak-
toren der Güter- und Tankmotorschiffe mit den entsprechenden Motorleistungen einge-
setzt (s. grau schattierter Bereich in Tabelle 8-26). Da beim Bau der Motoren nicht nach 
dem Verwendungszweck Schubboot oder Motorschiff unterschieden wird, ist es nahelie-
gend, den Durchschnitt der Vergleichsmotoren der Motorschifffahrt heranzuziehen. 
 
Tabelle 8-26: Emissionsfaktoren der aktuellen Schubbootflotte nach Leis-
tungsklassen in g/kWh (technisches Optimum 2006) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<100 0,16 0,21 9,20 0,09
100 - 300 0,81 0,30 8,13 0,15
301 - 1.000 0,67 0,20 8,44 0,14
1.001 - 1.500 0,32 0,21 9,28 0,17
1.501 - 2.500 0,71 0,54 8,83 0,14
>2.500 0,61 0,43 8,85 0,11
Durchschnitt 0,62 0,24 8,53 0,14
 
Vergleicht man die Emissionsfaktoren im technischen Optimum mit denen der Gesamtflot-
te 2006 so werden die aktuellen Möglichkeiten zur Reduktion der Schadstoffemissionen 
deutlich. Aufgrund des relativ hohen Anteils alter Schiffe mit alten Motoren ergibt sich ein 
Reduktionspotenzial von 9 % bis 71 %. Dazu bedürfte es allerdings der Erneuerung der 
Motoren fast der gesamten Flotte. 
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Tabelle 8-27: Vergleich der durchschnittlichen Emissionsfaktoren der gesam-
ten Flotte mit denen im technischen Optimum je Schiffskategorie 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
absolute Reduktion in g/kWh 
Gütermotorschiffe 1,08 0,43 0,60 0,12
Tankmotorschiffe 0,60 0,20 0,88 0,05
Schubboote 1,00 0,58 1,20 0,09
relative Reduktion in % 
Gütermotorschiffe 67 % 53 % 6 % 52 %
Tankmotorschiffe 47 % 29 % 9 % 27 %
Schubboote 62 % 71 % 12 % 39 %
 
8.3.4.3.3 Prognose der Emissionsfaktoren der gesamten Binnenschiffsflotte im 
Jahr 2025 
Bei der Prognose der Emissionsfaktoren der Binnenschiffsflotte im Jahr 2025 sind mehrere 
noch nicht in Kraft getretene Stufen von ZKR-Richtlinien bzgl. der Schadstoffemissionen 
zu berücksichtigen. So tritt die Stufe II Mitte 2007 in Kraft und über die Stufen III und IV 
wird derzeit diskutiert. Es ist beabsichtigt Stufe III 2012 in Kraft treten zu lassen. Stufe IV 
ist für 2016 geplant. An dieser Stelle wird davon ausgegangen, dass in der ZKR-Stufe III 
der Grenzwert der CO-Emissionen in der relevanten Motorenklasse knapp 30 % niedriger 
als in der ZKR-Stufe II liegen wird. Die Grenzwerte für HC- und PT-Emissionen werden 
wahrscheinlich um rund 20 % und der für die NOX-Emissionen um über 30 % geringer aus-
fallen als bei der ZKR-Stufe II.  
ZKR-Stufe III soll noch ausschließlich durch Maßnahmen an den Motoren, d. h. ohne Ab-
gasnachbehandlung, einzuhalten sein. Für Stufe IV ist dies nicht mehr geplant. Weiter ist 
davon auszugehen, dass bei Stufe IV die Motoren nicht mehr weiter unterschieden werden 
und einheitliche Grenzwerte für alle Motoren vorgegeben werden. An dieser Stelle wird 
davon ausgegangen, dass in ZKR-Stufe IV der Grenzwert für CO-Emissionen gegenüber 
der ZKR-Stufe III unverändert bleibt, der Grenzwert für HC-Emissionen um weitere 75 %, 
der für NOX-Emissionen um weitere 90 % und der für PT-Emissionen um weitere rund 
85 % gesenkt wird. 
Es wird, abgesehen von den Grenzwerten für die Kohlenmonoxidemissionen, im Folgen-
den nicht davon ausgegangen, dass die Motorenhersteller diese strengen Grenzwerte 
signifikant unterschreiten werden. Die Kohlenmonoxidemissionen liegen hingegen bereits 
zurzeit unter diesen Grenzwerten. Daher wird davon ausgegangen, dass diese Werte dem 
technischen Optimum aus 2006 entsprechen werden. Weiter ist davon auszugehen, dass 
die Kraftstoffrichtlinie angepasst wird. Es kann als sicher angesehen werden, dass ab 
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2010 der Schwefelanteil im Binnenschiffstreibstoff nicht über 0,1 % liegen darf.133 Dies 
entspricht einer Halbierung gegenüber dem aktuellen Schwefelgehalt und führt zu einer 
Halbierung der SO2-Emissionen auf 0,34 g/kWh. Dieser Emissionsfaktor ist für alle Moto-
ren anzuwenden. 
Maßgeblich für die Prognose der Emissionsfaktoren ist neben der Flottenprognose (s. Ab-
schnitt B 6.4) die Prognose, welche Motoren in 2025 zum Einsatz kommen werden. Um 
die Frage beantworten zu können, muss eine Annahme über die Lebensdauer der Moto-
ren getroffen werden. Älteren Motoren wird eine durchschnittliche Lebensdauer von knapp 
30 Jahren zugesagt. 2025 werden diese älteren Motoren allerdings nicht mehr in Betrieb 
sein. Die Lebenserwartung neuerer Motoren liegt laut Auskunft aus der Branche zwischen 
15 und 18 Jahren. Im Folgenden wird eine Lebenserwartung von 18 Jahren für die Moto-
ren unterstellt. Mit Hilfe dieser Information und den jährlichen Veränderungsraten der Flot-
te, die sich aus der Flottenprognose ableiten lassen, wurden durchschnittliche Emissions-
faktoren je Schiffstyp und Tragfähigkeitsklasse prognostiziert. Es wurde letztlich der Al-
tersmix der 2025 eingesetzten Motoren mit den jeweiligen Emissionsfaktoren prognosti-
ziert. 
Bei den Gütermotorschiffen wird deutlich, dass bei den unterstellten Motorlebensdauern 
die durchschnittlichen Emissionsfaktoren nicht weit von den durch die EG-Stufe IV vorge-
gebenen Grenzwerten entfernt sein werden. Immerhin rund 94 % der Gütermotorschiffe 
werden dann diese Richtlinie erfüllen. 2025 wird diese Richtlinie immerhin schon 9 Jahre 
in Kraft sein und auch die älteren Motoren werden überwiegend zumindest EG-Stufe IIIB 
einhalten. 
 
Tabelle 8-28: Emissionsfaktoren der Gütermotorschiffflotte nach Tragfähig-
keitsklassen in g/kWh (2025) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<400 0,95 0,19 0,40 0,03
401 - 650 0,19 0,19 0,40 0,03
651 - 900 0,32 0,19 0,40 0,03
901 - 1.000 0,53 0,19 0,40 0,03
1.001 - 1.500 0,42 0,19 0,40 0,03
1.501 - 2.000 0,46 0,19 0,40 0,03
2.001 - 2.500 0,50 0,21 0,56 0,03
2.501 - 3.000 0,64 0,21 0,62 0,03
> 3.000 0,56 0,23 0,96 0,04
Durchschnitt 0,50 0,20 0,47 0,03
 
                                                
 
133  Wie bereits erwähnt, gibt es Bestrebungen den Schwefelanteil im Kraftstoff stärker als hier beschrieben zu 
reduzieren. Aus Gründen einer vorsichtigen Prognose wird aber von einer geringeren Reduktion ausge-
gangen, da die hier unterstellte Reduktion als nahezu sicher aufgefasst werden kann. 
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Im Gegensatz zu den Gütermotorschiffen sind die Emissionsfaktoren der Tankmotorschiffe 
deutlich weiter vom technischen Optimum (EG-Stufe IV) entfernt. Dies liegt daran, dass 
die Tankmotorschiffflotte durchschnittlich jünger ist. Bei den Gütermotorschiffen ist 2025 
der Anteil der Schiffe, die nach 2016 einen neuen Motor bekommen oder neu gebaut wer-
den, höher als bei den Tankmotorschiffen. Bei den Tankschiffen wird 2025 der Anteil mit 
Motoren gemäß ZKR-Stufe II oder ZKR-Stufe III höher als bei den Gütermotorschiffen. 
 
Tabelle 8-29: Emissionsfaktoren der Tankmotorschiffflotte nach Tragfähig-
keitsklassen in g/kWh (2025) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<400 0,68 0,19 0,40 0,03
401 - 650 0,19 0,19 0,40 0,03
651 - 900 1,24 0,19 0,40 0,03
901 - 1.000 0,53 0,19 0,40 0,03
1.001 - 1.500 0,51 0,19 0,40 0,03
1.501 - 2.000 0,58 0,19 0,40 0,03
2.001 - 2.500 0,62 0,19 0,43 0,03
2.501 - 3.000 0,80 0,30 1,67 0,05
> 3.000 0,69 0,32 1,97 0,06
Durchschnitt 0,66 0,23 0,94 0,04
 
Wie in Abschnitt B6.4 beschrieben, ist aufgrund der Entwicklung in der Vergangenheit 
nicht von einer Veränderung der Schubbootflotte auszugehen. Unterstellt man dem fol-
gend, dass die Flotte in ihrer Struktur erhalten bleibt, so muss lediglich die Altersstruktur 
der Motoren bestimmt werden. Dabei ist es für die Ermittlung der Emissionsfaktoren uner-
heblich, ob man davon ausgeht, dass ein altes Schubboot durch ein neues ersetzt wird 
oder lediglich der Motor ausgetauscht wird. 
 
Tabelle 8-30: Emissionsfaktoren der Schubbootflotte nach Leistungsklassen in 
g/kWh (2025) 
Tragfähigkeitsklasse CO HC NOX PT 
<100 0,16 0,20 0,47 0,03
100 - 300 0,81 0,24 0,62 0,04
301 - 1.000 0,67 0,25 0,71 0,04
1.001 - 1.500 0,32 0,23 0,63 0,03
1.501 - 2.500 0,71 0,21 0,54 0,03
>2.500 0,61 0,23 0,63 0,03
Durchschnitt 0,68 0,24 0,65 0,04
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8.3.4.3.4 Emissionen auf Basis des technischen Optimums im Jahr 2025 
Die Emissionen auf Basis des technischen Optimums 2025 zu bestimmen ist unter den 
getroffenen Annahmen unproblematisch. Das technische Optimum ist durch EG-Stufe IV 
gegeben, d. h. sämtliche Binnenschiffe, egal ob Gütermotorschiffe, Tankmotorschiffe oder 
Schubboote, die nach 2015 einen neuen Motor bekommen haben oder neu gebaut wur-
den, haben dieselben Emissionsfaktoren, abgesehen vom Kohlenmonoxid. Die Kohlen-
monoxidfaktoren sind im technischen Optimum 2006 bereits niedriger als durch die 
Grenzwerte 2016 gefordert werden wird, so dass beim Kohlenmonoxid die Werte des 
technischen Optimums 2006 übernommen werden. Die Emissionsfaktoren entsprechen für 
alle Schiffstypen und Klassen den Werten der folgenden Tabelle.134  
 










0,6 0,19 0,4 0,025 
 
8.3.5 Monetarisierungsansätze 
Die monetäre Bewertung der durch CO2-Emissionen verursachten Klimakosten ist mit er-
heblichen Unsicherheiten verbunden. Diese Unsicherheiten, insbesondere im Hinblick auf 
die Entwicklung des Klimas und die (ökonomischen) Wirkungen des Klimawandels, spie-
geln sich in einer erheblichen Bandbreite vorliegender Schadensschätzungen wider. Nach 
Auswertung der vorliegenden Literatur und intensiver Diskussion empfiehlt das Umwelt-
bundesamt in seiner Methodenkonvention zur ökonomischen Bewertung von Umweltschä-
den135 die Anwendung eines zentralen Schätzwertes in Höhe von 70 € je Tonne CO2. Die-
ser Empfehlung wird in der vorliegenden Studie gefolgt. 
Auch zur Bewertung der erfassten sonstigen Luftschadstoffe kann auf die Methodenkon-
vention des UBA, bzw. auf eine hierzu ergänzend erstellte Studie136 zurückgegriffen wer-
den. Für die Luftschadstoffe NOx, SO2, NMHC und CO137 kommen hierbei durchschnittli-
                                                
 
134  Sämtliche Emissionsfaktoren dieser Tabelle sind niedriger als die Werte, die durch die in Abschnitt 
8.3.4.2.5 beschriebenen Reduktionspotenziale erreicht werden können. 
135  Umweltbundesamt (Hrsg.), Ökonomische Bewertung von Umweltschäden, Methodenkonvention zur Schät-
zung externer Umweltkosten, Berlin, April 2007; als Bandbreite für Sensitivitätsrechnungen wird eine Un-
tergrenze von 20 € / t CO2 sowie eine Obergrenze von 280 € / t CO2 empfohlen. 
136  Umweltbundesamt (Hrsg.), Praktische Anwendung der Methodenkonvention: Möglichkeiten der Berück-
sichtigung externer Umweltkosten bei Wirtschaftlichkeitsrechnungen von öffentlichen Investitionen, Endbe-
richt zum UFOPLAN-Vorhaben 20314127, Zürich/Köln, April 2007. 
137  Für CO sind in der Konvention bzw. der Ergänzungsstudie keine Kostensätze angegeben; hier wird auf die 
Quelle: Stephan Schmidt (IER), Externe Kosten des Verkehrs: Grenz- und Gesamtkosten durch Luftschad-
stoffe und Lärm in Deutschland, Stuttgart, 2005, zurückgegriffen. 
Seite 192 A Verkehrsträgervergleich Schlussbericht 
 November 2007  
che Kostensätze zur Anwendung, während bei Partikelemissionen nach dem Emissionsort 
unterschieden wird. 
 
Tabelle 8-32: Externe Kosten der Luftverschmutzung in Deutschland  
Luftschadstoff Kosten in € je t Emission 
Stickoxide (NOx) 3.600 
Schwefeldioxid (SO2) 5.200 
Nicht-Methan Kohlenwasserstoffe (NMHC) 1.200 
Kohlenmonoxid (CO) 2,40 
Partikel innerorts 220.000 
Partikel außerorts 92.000 
 
Bei den relationsspezifischen Kostenberechnungen des Lkw-Verkehrs werden die Wertan-
sätze der Partikelemissionen jeweils entsprechend des Innerortsanteils gewichtet. Im 
Durchschnitt der 13 Relationen ergibt sich ein Innerortsanteil von rd. 2,5 % und ein ent-
sprechender Wertansatz von gerundet 95.000 €. Für die im KV-Verkehr von Eisenbahn 
und Binnenschifffahrt berücksichtigten Vor-/Nachlaufverkehre wird der Innerortsanteil mit 
durchschnittlich 40 % angenommen. Hier beläuft sich der Kostensatz zur Bewertung der 
Partikelemissionen entsprechend auf durchschnittlich gerundet 143.000 € je Tonne. 
 
8.3.6 Fazit 
In vorliegenden Studien zum Thema Verkehrsträgervergleich werden die Schadstoffemis-
sionen des Lkw und der Bahn mit relativ großem Aufwand geschätzt. Die Binnenschifffahrt 
stand dabei bisher weniger im Blickpunkt des Interesses. Ihre Emissionen werden in der 
Regel auf sehr hohem Aggregationsniveau geschätzt.  
Wie die Ergebnisse der vorliegenden Studie zeigen, führt die Anwendung globaler Emissi-
onsfaktoren für die Gesamtflotte nicht zu verlässlichen Ergebnissen. Das Emissionsniveau 
der Binnenschiffe wird hierbei höher dargestellt, als es in der Realität ist.  
Die Höhe der spezifischen Abgasemissionen der Lastkraftwagen wird entscheidend von 
der jeweiligen Verkehrssituation bestimmt. Mit zunehmender Störung des Verkehrsflusses 
ergeben sich hier je Fahrzeugkilometer gravierend höhere Abgasmengen als bei freiem 
Verkehrsfluss. 
Die Abgasemissionen des elektrisch betriebenen Eisenbahngüterverkehrs werden in erster 
Linie durch die Struktur der zur Bahnstromerzeugung eingesetzten Primärenergieträger 
beeinflusst. Die Auswirkungen des Ausstiegs aus der Kernenergie auf das zukünftige E-
missionsniveau des elektrisch betriebenen Eisenbahngüterverkehrs lassen sich beim ge-
genwärtigen Kenntnisstand nicht verlässlich abschätzen.  
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Bei Binnenschiffen, Lastkraftwagen und Dieselloks sind hingegen durch die Anwendung 
verschärfter Grenzwerte bzw. die Umsetzung technischer Innovationen zukünftig deutliche 
Emissionsrückgänge zu erwarten. 
 
 
8.4 Zerschneidungseffekte und Flächenverbrauch 
8.4.1 Zerschneidungseffekte 
8.4.1.1 Einleitung 
Landschaftszerschneidung bezeichnet in einer relativ weiten Definition ein Zerreißen von 
gewachsenen ökologischen Zusammenhängen in räumlich getrennte Bereiche der Land-
schaft (HABER, nach JAEGER, 2002). In der Regel ist die Trennung terrestrischer Land-
schaften gemeint. Aquatische Lebensräume sind jedoch ebenfalls, z. B. durch den Bau 
und Betrieb von Wehranlagen, von Zerschneidungseffekten betroffen. Die Zerschneidung 
und Fragmentierung der Landschaft sowie der Gewässersysteme gilt als wesentliche Ur-
sache für den Rückgang von Tier- und Pflanzenarten und die Gefährdung der Artenvielfalt 
(Biodiversität). 
Die Zerschneidung ist vor allem durch die Verkehrswege (Straßen, Bahntrassen und Was-
serstraßen) bedingt. Mit neuen Verkehrstrassen werden vorhandene Flächennutzungen, 
Wegebeziehungen und in besonderem Maße das landschaftsökologische Wirkungsgefüge 
durchtrennt. Weitere Landschaftsteile mit trennender Wirkung sind u. a. Siedlungsflächen 
und strukturarme Agrarlandschaften sowie in aquatischen Lebensräumen Wehre, Siele 
und degradierte Gewässerabschnitte.  
Die Zerschneidung hat zur Folge, dass Tier- und Pflanzenpopulationen in Teilpopulationen 
mit eingeschränktem oder fehlendem Kontakt zueinander getrennt werden. Kleine vonein-
ander isolierte Teilpopulationen unterliegen einem erhöhten Aussterberisiko  
(MACARTHUR und WILSON, 1967). Hinzu kommen direkte und indirekte Beeinträchti-
gungen durch die Zerschneidungsachsen, wie z. B. der Verkehrstod von Tieren oder die 
von Verkehrswegen ausgehenden Störungen, welche die Lebensraumqualität angrenzen-
der Flächen einschränken. Verschwindet eine Art aus einer durch Zerschneidung isolierten 
Fläche, so ist eine Wiederbesiedlung aus angrenzenden Gebieten über die Zerschnei-
dungsachsen hinweg oft nicht mehr oder nur noch eingeschränkt möglich. Die Artenvielfalt 
der zerschnittenen Landschaft nimmt ab (FAHRIG, 2003).  
Besonders betroffen sind weit wandernde Arten (z. B. Langdistanzwanderfische wie der 
Lachs) und Arten mit einem hohen Raumbedarf (z. B. Rothirsch, Luchs). In stärker frag-
mentierten Landschaften verschwinden auch die Bestände von Arten mit geringerem 
Raumbedarf, z. B. verschiedene Amphibien- und Reptilienarten, aus vielen Teilflächen, die 
ohne Zerschneidung als Lebensraum geeignet wären. Arten mit hohen Siedlungsdichten 
und allgemein weiter Verbreitung sind weniger von Zerschneidungseffekten betroffen, e-
benso flugfähige Tierarten sowie diejenigen Pflanzenarten, deren Samen vom Wind oder 
fliegenden Tieren verbreitet werden. 
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Neben den Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen hat die Zerschneidung auch eine Viel-
zahl weiterer Wirkungen auf den Naturhaushalt (z. B. Veränderungen des Wasserhaushal-
tes und des Kleinklimas) und insbesondere auch auf die Lebensqualität der Bevölkerung. 
Gesundheit und Wohlbefinden des Menschen hängen in entscheidendem Maße auch von 
(siedlungsnahen) Erholungsmöglichkeiten in Natur und Landschaft ab. Das Landschaftser-
leben wird durch die Verkleinerung der naturnahen Erholungsräume, die Verlärmung der 
Landschaft durch den Verkehr und die mit den Verkehrstrassen verbundenen Störungen 
des Landschaftsbildes eingeschränkt. Die Bewegungsfreiheit von Erholungssuchenden 
wird behindert. Historisch gewachsene Kulturlandschaften werden nachhaltig beeinträch-
tigt, in ihrer Einzigartigkeit gemindert und in ihrem Erholungswert damit eingeschränkt.  
Nach JAEGER (2002) lassen sich die Folgen der Landschaftszerschneidung in sieben 
Bereichen darstellen: Flächenbelegung, Kleinklima, Immissionen, Wasserhaushalt, Flo-
ra/Fauna, Landschaftsbild und Landnutzung.  
Tabelle 8-33 fasst die möglichen zuzuordnenden Auswirkungen zusammen (verändert 
nach JAEGER, 2002). Sie sind bei den einzelnen Verkehrsträgern in unterschiedlichem 
Maße zu erwarten.  
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Tabelle 8-33: Auswirkungen der Landschaftszerschneidung: Beispiele für 
mögliche Folgewirkungen von linienhaften technischen Infra-
strukturen 
Bereich Folgewirkungen von linienhaften technischen Infrastrukturanlagen  
Flächenbedeckung 
• Flächenbedarf für Verkehrsweg und Begleitflächen 
• Geomorphologische Veränderungen (Einschnitte, Dämme) 
• Bodenverdichtung, Bodenversiegelung 
• Vegetationsänderungen 
Kleinklima 
• Veränderte Temperaturverhältnisse 
• Kaltluftstau an Dämmen 
• Änderungen des Feuchtegrades 
• Veränderte Windverhältnisse (z. B. bei Schneisen) 
• Klimaschwelle 
Immissionen 
• Abgase, düngende Stoffe 
• Staub, Öl, Streusalz usw. 
• Lärm 
• Optische Reize, Beleuchtung 
Wasserhaushalt 
• Drainage, schnellerer Wasserabfluss 
• Veränderung von Oberflächengewässern 
• Absenkung oder Anhebung des Grundwasserspiegels 
• Wasserverunreinigungen  
Flora/Fauna 
• Barriereeffekte, Trennung und Isolation von Teilhabitaten, Zerteilung 
von Populationen 
• Blockierung von Ausbreitungswegen 
• Unterschreitung von Minimalarealen, Artenverluste 
• Tierverluste durch Straßentod, Ertrinken usw. 
• Ausbreitung gegen Störungen unempfindlicher, z. T. neu eingewan-
derter Arten entlang von Straßenrändern, Kanal- und Bahndämmen 
etc.  
Landschaftsbild 
• Verlärmung, optische Reize 
• „Verstraßung“, „Vermastung“, „Verdrahtung“ der Landschaft 
• Gegensätze und Brüche, z. T. auch Belebung der Landschaft 
Landnutzung 
• Folgen der Erschließung (z. B. erhöhter Siedlungs- und Mobilitäts-
druck, Verkehrszunahme) 
• Flurbereinigung 
• Qualitätsveränderung des Erntegutes 
• Verlärmung, Verkleinerung und Zerteilung von Erholungsgebieten 
• weitere Nutzungskonflikte 
(Quelle: JAEGER, 2002, S. 57, verändert unter Berücksichtigung von SRU 2005) 
 
Seit 1978 wird vom Bundesamt für Naturschutz (damals Bundesforschungsanstalt für Na-
turschutz und Landschaftsökologie) als Maß für die Zerschneidung der Landschaft eine 
Karte der sogenannten unzerschnittenen verkehrsarmen Räume erstellt. So werden Räu-
me bezeichnet, die eine Mindestgröße von 100 km² haben, von keiner Straße mit einer 
durchschnittlichen Verkehrsmenge von mehr als 1000 Kfz pro 24 h durchschnitten werden, 
von keiner Bahnstrecke durchschnitten werden und kein Gewässer enthalten, das mehr 
als die Hälfte des Raumes beansprucht. Die Auswertungen machen deutlich, dass die 
unzerschnittenen verkehrsarmen Räume insbesondere in Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg und Thüringen einen hohen Anteil der Fläche einnehmen (SRU 2005).  
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Ein weiterer Ansatz, mit dem der Zerschneidungsgrad der Landschaft beschrieben wird, ist 
die „effektive Maschenweite“, welche sich proportional zur Wahrscheinlichkeit verhält, zwei 
willkürlich gewählte Punkte barrierefrei verbinden zu können. Diese Verbindungswahr-
scheinlichkeit wird durch Multiplikation mit der Gesamtgröße des betrachteten Gebietes in 
eine Flächengröße, die effektive Maschenweite, umgerechnet. Sie kann Werte zwischen 0 
(vollständig fragmentiert) und der Größe der insgesamt betrachteten Fläche (unfragmen-
tiert) annehmen (JAEGER, 2000), d. h. je dichter das Netz der Verkehrsträger, desto ge-
ringer ist die effektive Maschenweite und desto größer ist der Zerschneidungsgrad der 
Landschaft. Entsprechende Analysen liegen für einzelne Bundesländer wie Baden-
Württemberg (ESSWEIN et al., 2002) und Bayern (ESSWEIN und SCHWARZ, 2004), aber 
noch nicht bundesweit vor. Daher können in Bezug auf den Vergleich der Verkehrsträger 
an dieser Stelle dazu noch keine abschließenden Aussagen getroffen werden. In verein-
fachter Form wird jedoch eine Netzdichte ermittelt und verglichen, indem die jeweiligen 
Netzlängen auf die Gesamtfläche der Bundesrepublik bezogen werden. 
Bei der Landschaftszerschneidung tritt außerdem oft der Summeneffekt mehrerer Eingriffe 
auf, z. B. durch die Bündelung von Verkehrslinien. Das ist beispielsweise dann der Fall, 
wenn in Tälern Straßen und Schienenwege parallel zur Wasserstraße verlaufen. Einerseits 
wird damit die Zerschneidung von Flächen vermindert, andererseits die Querung der ge-
bündelten Trassen für verschiedene Tierarten erschwert. 
Da die Zerschneidung der Landschaft in Deutschland und weltweit weiter zunimmt (z. B. 
BfN, 2004; JAEGER et al., 2006) und damit eine zunehmende Bedrohung für die Biodiver-
sität darstellt, werden seit einigen Jahren vermehrt Konzepte zur Schadensbegrenzung 
entwickelt und z. T. auch umgesetzt. Beispiele sind: 
• Identifikation unzerschnittener verkehrsarmer Räume mit hoher Bedeutung für die Bio-
diversität bzw. für naturschutzfachlich relevante Leitarten und Schonung dieser Land-
schaftsräume im Rahmen der Verkehrswegeplanung, z. B. durch Bündelung der Tras-
senführung, 
• beim Neubau von Verkehrswegen der Bau von Brücken und Tunneln, welche Land-
schaftsteile mit hoher Bedeutung für die Biodiversität sowie Ausbreitungskorridore  
(z. B. große Waldgebiete, Bach- und Flussauen) über- bzw. unterqueren, 
• Wiedervernetzung zerschnittener Landschaftsteile durch Grünbrücken, Tunnel und 
Unterführungen für Kleintiere, Fischpässe, Wildausstiege an Kanälen etc., 
• auf einzelne Arten bezogene Konzepte und Projekte mit dem Ziel, für langfristig über-
lebensfähige Populationen der jeweiligen Art(en) ausreichend große Lebensräume zu 
sichern bzw. wieder zu vernetzen; z. B. Lachs 2020 (IKSR, 2004), NABU-
Wildwegeplan für die Leitarten Wildkatze, Rothirsch, Wolf, Luchs und Fischotter 
(NABU, 2007). 
Für zahlreiche Fließgewässer werden im Rahmen der Umsetzung der Europäischen Was-
serrahmenrichtlinie Verzeichnisse und Karten der Querbauwerke erstellt, in denen die Bar-
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rierewirkung für Fische abgeschätzt wird (Vorhandensein und Funktionsfähigkeit von 
Fischpässen). Für einige Gewässersysteme sind derartige Verzeichnisse bereits fertig 
gestellt (z. B. für das Elbegebiet, ARGE Elbe, 2002). 
Beim Vergleich der drei Verkehrsträger liegt im Folgenden der Schwerpunkt bei der Belas-
tung bzw. den Auswirkungen, die für Tiere und Pflanzen zu erwarten sind.  
 
8.4.1.2 Straße 
Das überörtliche Straßennetz Deutschlands hat eine Länge von rd. 231.000 km 
(www.bmvbs.de/Verkehr/-,1430/Strasse.html, eingesehen am 15.05.2007). Dies entspricht 
einer Dichte von 0,64 km/km2 (Bahn: 0,11 km/km2; Kanäle: 0,005 km/km2, berechnet nach 
Streckenangaben in www.deutschland.de/aufeinenblick/uebersicht.php?lang=1 bzw. 
www.wsv.de/Wasserstrassen/Gliederung_Bundeswasserstrassen/index.html, beide einge-
sehen am 15.05.2007). Damit sind Straßen hinsichtlich der Netzdichte die wesentlichen 
Zerschneidungsachsen terrestrischer Lebensräume.  
Das Ausmaß bzw. die Intensität der Auswirkungen der Landschaftszerschneidung hängt 
zudem von Faktoren wie der Straßenbreite, dem Verkehrsaufkommen und der Geschwin-
digkeit der Fahrzeuge ab. Bereits kleine und wenig befahrene Straßen wirken für eine 
Vielzahl von Kleintieren als nahezu unüberwindbare Barrieren - z. B. für flugunfähige In-
sekten (KELLER und LARGIADÈR, 2003) und Kleinsäuger (MCGREGOR, 2004, zit. in 
JAEGER, 2006). Für größere Tiere wie Rehe und Hirsche sind insbesondere stärker be-
fahrene Straßen als Zerschneidungsachsen wirksam. 
So stellen Autobahnen mit ihrer großen Breite in Kombination mit Leitplanken, steilen Bö-
schungen, Lärmschutzwänden oder Einzäunungen sowie dem generell hohen Ver-
kehrsaufkommen mit sehr hohen Geschwindigkeiten eine erhebliche Barriere dar (MEINEL 
et al., 2007). 
Bei Überquerungsversuchen von Straßen werden zahlreiche Wildtiere getötet. Der ADAC 
und die Landesjagdverbände gehen beispielsweise für das Jahr 2004 von rd. 220.000 bei 
Wildunfällen in Deutschland getöteten Rehen, 12.000 Rothirschen, 10.000 Wildschweinen 
und etwa 220.000 Hasen und Kaninchen aus (MARKL, 2004). Straßen beeinflussen damit 
bei diesen Arten die Bestandsdichten und die Größe und Lage besiedelter Gebiete (z. B. 
in Hessen, ROEDENBECK & KÖHLER, 2006).  
Da Wildunfälle ein erhebliches Sicherheitsrisiko darstellen (n. MARKL, 2004 ca. 2.500 Ver-
letzte und 50 – 100 Tote in 2004) und hohe Schadensummen zu verzeichnen sind (in 2004 
425 Millionen Euro bei Unfällen mit jagdbarem Wild sowie mehrere Millionen Euro Versi-
cherungssumme für Unfälle mit nicht jagdbaren Tieren), werden an vielen Straßen Wild-
schutzzäune oder andere Schutzeinrichtungen wie Wildwarnreflektoren und Duftzäune, die 
mit abschreckend wirkenden Geruchsstoffen von Raubtieren präpariert sind, installiert 
(MARKL, 2004). Diese Maßnahmen schützen neben den Verkehrsteilnehmern auch (grö-
ßere) Wildtiere vor Unfällen und Verkehrstod, behindern aber den Bestandsaustausch der 
durch Straßen isolierten Teilpopulationen. Zum Erhalt artenreicher und individuenstarker 
Tierbestände sind diese Schutzeinrichtungen nur in Kombination mit Querungshilfen wie 
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Durchlässen (Tunnel, Unterführungen) und Grünbrücken sinnvoll. Diese Erkenntnisse 
werden beim Neubau von Straßen zunehmend umgesetzt, z. B. beim Bau der A 20 in 
Mecklenburg-Vorpommern. Eine überwiegend hohe Effizienz der dort errichteten Schutz-
einrichtungen und Querungshilfen wurde im Rahmen von Erfolgskontrollen für eine Reihe 
verschiedener Tierarten nachgewiesen (HENNEBERG & PETERS-OSTENBERG, 2006).  
Straßen zerschneiden jedoch nicht nur Lebensräume von Tieren und Pflanzen, sondern 
ermöglichen einigen Arten auch eine Besiedlung und Ausbreitung entlang der Rand- und 
Mittelstreifen. Die Ausbreitung solcher Pflanzenarten wird – neben der linearen Struktur 
der besiedelten Straßenränder und Mittelstreifen – durch den Samentransport an Kraft-
fahrzeugen, in Saatmischungen oder in Erdmassen, die beim Straßenbau bewegt werden, 
begünstigt (HOHLA, 2003). Da es sich häufig um eigentlich nicht standortgerechte Arten 
oder Neophyten handelt, ist ihre Ausbreitung naturschutzfachlich nicht immer positiv zu 
bewerten. 
Da die Straßen die höchste Netzdichte aufweisen, tragen sie auch in höherem Maße zur 
Verringerung des Erholungspotenzials der Landschaft und zur Einschränkung der Bewe-
gungsfreiheit für Bewohner und Erholungssuchende bei als andere Verkehrsträger. 
Umliegende Flächennutzungen werden außerdem durch den Eintrag von Schadstoffen in 
das Straßenumfeld (Abgase, Staub, Öl, Streusalz usw.) beeinträchtigt. 
Als Folgewirkung, insbesondere des Autobahnbaus, tritt erhöhter Siedlungs- und Erschlie-
ßungsdruck für die Landschaft auf. Verkehrsmäßig günstig erreichbare Räume werden für 
Industrie, Gewerbe und Siedlungen genutzt, und diese Nutzungen führen zu zusätzlichen 
Trennwirkungen.  
Untersuchungen von MEINEL belegen die starke Zunahme der Zerschneidungswirkung 
durch den Autobahnausbau im Zeitraum von 1950 bis 2015 (MEINEL et al., 2007). Danach 
steigt in diesem Zeitraum der Zerschneidungseffekt um das 23-fache bei einer Vervierfa-
chung der Netzlänge. Aus verschiedenen Gründen würde sich bei einem geplanten Neu-
bau von 1900 km Autobahntrassen bis zum Jahre 2015 die Landschaftszerschneidung 
gegenüber 2005 fast verdoppeln, obwohl das Autobahnnetz nur um knapp 15 % erweitert 
würde (MEINEL et al., 2007). 
Minimierungsmöglichkeiten liegen neben einer möglichst konfliktarmen Trassenwahl in 
den erwähnten Schutzeinrichtungen in Kombination mit Querungshilfen wie Grünbrücken 
oder Tunnel. In siedlungsnahen Bereichen kommen Lärmschutzwände zum Einsatz.  
 
8.4.1.3 Schiene 
Das Schienennetz weist in Deutschland eine Länge von rd. 38.000 km auf 
(www.deutschland.de/aufeinenblick/uebersicht.php?lang=1, eingesehen am 15.05.2007). 
Die Netzdichte liegt mit 0,11 km/km2 zwischen derjenigen überörtlicher Straßen 
(0,64 km/km2) und künstlicher Wasserstraßen bzw. Kanäle (0,005 km/km²). 
Bahnstrecken können von den meisten Pflanzen- und Tierarten besser überwunden wer-
den als Straßen. Das liegt auch an den i. d. R. geringeren Trassenbreiten und Frequenzen 
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der Fahrzeuge. Im Einzelfall hängt die Barrierewirkung von Faktoren wie der Anzahl der 
Gleise, dem Vorhandensein von Oberleitungen und Schutzzäunen, der Zugfrequenz und  
-geschwindigkeit sowie vom Gleisunterbau ab (Schotter bei „herkömmlichen“ Strecken 
oder „fester“ Belag bei Hochgeschwindigkeitstraßen). Vereinfachend wird davon ausge-
gangen, dass eingleisige Strecken von Wildtieren gut überwunden werden können, zwei- 
bis dreigleisige Strecken potenzielle Hindernisse darstellen und bei mehr als drei Gleisen 
in jedem Fall eine Einschätzung durch Fachleute erforderlich ist (LEUZINGER, 2002). 
Eine detaillierte Literaturauswertung zu den Auswirkungen des Bahnverkehrs auf einzelne 
Pflanzen- und Tiergruppen hat das Eisenbahn-Bundesamt vorgelegt (ROLL, 2004). Da-
nach bestätigt sich die im Vergleich zur Straße geringe Barrierewirkung für fast alle bislang 
untersuchten Pflanzen- und Tierarten – bei allerdings unzureichender Datenlage für Hoch-
geschwindigkeitstrassen. Bei einzelnen Arten können jedoch - nicht absolut, aber je Stre-
ckenkilometer - höhere Verluste durch Unfälle (Kollisionen mit Zügen, Anflug gegen oder 
Stromschlag durch Oberleitungen) auftreten als im Straßenverkehr. Die positive Wirkung 
der guten Überwindbarkeit auf den Genaustausch zwischen Beständen und die Sicherung 
von Beständen und Verbreitungsgebieten wird dann u. U. durch die hohen Individuenver-
luste bei der Trassenquerung ganz oder zum Teil aufgehoben. Nach Einschätzung des 
Eisenbahn-Bundesamtes ist eine hohe Mortalitätsrate für Huftiere und Raubtiere sowie für 
die Bahnanlage als Teillebensraum nutzende Säuger (Hasen, Kaninchen) als gesichert 
anzusehen (ROLL, 2004). Ferner sind hohe Mortalitätsraten auch für Greifvögel und Eulen 
belegt, die neben Kollisionen auch durch Stromschlag an Oberleitungen getötet werden. 
Als besonders risikoreich gelten u. a. diejenigen Bahnstrecken, auf denen hohe Zugge-
schwindigkeiten (über 140 km/h) erreicht werden, und Strecken mit dicht an die Gleise 
heran reichender Gehölzvegetation, welche die Sicht auf herannahende Züge einschränkt. 
Dagegen sind einige Kleintierarten - im Vergleich zu den oben genannten Arten und im 
Vergleich zur Straße - weitaus seltener von Bahnunfällen betroffen, z. B. verschiedene, 
daraufhin untersuchte Amphibien (z. B. Erdkröte) und Reptilien (z. B. Smaragdeidechse). 
Diese Tiere flüchten sich vor Zügen in Schotterlücken oder ducken sich auf den Schotter, 
so dass sie vom Sog der Züge nicht erfasst werden. Eine Ausnahme sind Frösche, die bei 
Gefahr in die Höhe springen und dann vom Sog mitgerissen werden. 
Um die negativen Auswirkungen der Zerschneidung (Barriereeffekte und direkte Mortalität) 
zu verringern, können – in Analogie zur Straße – Abzäunungen in Kombination mit Durch-
lässen und Grünbrücken errichtet werden. Aufgrund der meist nur geringen Barrierewir-
kung von Bahnstrecken sollten sich derartige Maßnahmen aber auf Streckenabschnitte mit 
hohen Mortalitätsraten und hoher Barrierewirkung, z. B. mehrgleisige Strecken größerer 
Länge, beschränken (ROLL, 2004). Dabei ist zu berücksichtigen, dass vorhandene Durch-
lässe und Brücken, z. B. für landwirtschaftlichen Verkehr, an Bahnanlagen meist kürzer als 
an überregionalen Straßen sind. Sie werden von Wildtieren oftmals als Querungshilfe an-
genommen bzw. können mit u. U. geringem Aufwand so modifiziert werden, dass sie von 
Tieren als Querungshilfen mitgenutzt werden (z. B. RODRIGUEZ et al., 1996).  
Seite 200 A Verkehrsträgervergleich Schlussbericht 
 November 2007  
Weitere Minimierungen negativer Zerschneidungseffekte sind u. a. durch so genannte 
Sichtrodungen neben den Gleisen und Entschärfungen der Oberleitungen möglich, z. B. 
durch Anwendung der bahninternen Richtlinie DS 997-9114 – „Vogelschutz an Oberleitun-
gen“ (ROLL, 2004). 
Bahntrassen und ihre Nebenflächen werden aufgrund ihres überwiegend aus Schotter 
bestehenden Aufbaus, der oft steilen Böschungen und der regelmäßigen Freischneidun-
gen häufig von Pflanzen und Tieren trockener und warmer Standorte besiedelt. In einigen 
Fällen sind Schwerpunktpopulationen an Bahntrassen anzutreffen, insbesondere bei ver-
schiedenen Reptilien wie u. a. Smaragdeidechse, Äskulapnatter und Zauneidechse. Nach 
der Literaturauswertung des Eisenbahn-Bundesamtes besteht auch eine hohe Bedeutung 
für an trockene und sonnige Habitate gebundene Stechimmen und seltene Heuschrecken-
arten. Für diese und zahlreiche weitere Arten stellen Bahntrassen wichtige vernetzende 
Elemente in der Landschaft dar, von denen ausgehend auch angrenzende Lebensräume 
(wieder-) besiedelt werden (ROLL, 2004). 
MEINEL (2005) hat ermittelt, dass ein zusätzlicher Erschließungsdruck in Bezug auf Sied-
lungsflächen, wie er an Autobahnen zu verzeichnen ist, an Eisenbahnstrecken nicht mehr 
in dem Maße gegeben ist. 
Als Minimierungsmöglichkeiten kommen auch hier, ähnlich wie bei der Straße, neben der 
Wahl einer günstigen Trassenführung die genannten Abzäunungen in Verbindung mit 
Querungshilfen sowie Lärmschutzwände in siedlungsnahen Bereichen in Betracht. 
 
8.4.1.4 Wasserstraße 
Der Verkehrsträger Wasserstraße unterscheidet sich von den beiden anderen Verkehrs-
trägern dadurch, dass überwiegend natürliche Trassen (Flüsse) für den Schiffstransport 
genutzt werden. Flüsse stellen insbesondere für nicht schwimmfähige Tierarten natürliche 
Querungshindernisse dar. Der Bau von künstlichen Wasserstraßen (Kanälen) führte für 
diese Tierarten ebenfalls zu Trennwirkungen.  
Die Gesamtlänge der in Deutschland vorhandenen Kanäle beträgt 1742 km 
(www.wsv.de/Wasserstraßen/Gliederung_Bundeswasserstrassen/index.html, eingesehen 
am 15.05.2007). Dies entspricht einer Netzdichte von 0,005 km/km2 – weit weniger als bei 
Straße und Schiene (0,64 bzw. 0,11 km/km2). 
Ausbaumaßnahmen werden in der Regel in bereits vorhandenen Wasserstraßen geplant, 
ein Neubau von Wasserstraßen findet gegenwärtig nur ausnahmsweise und in sehr gerin-
gem Umfang statt. 
Über die Barrierewirkung von Wasserstraßen liegen nur wenige Informationen vor. Sofern 
die Ufer geböscht (überwiegender Teil der Uferbereiche) und nicht mit Senkrechtufern 
ausgebaut sind, ist vermutlich von einem nur wenig eingeschränkten Wechsel größerer, 
gut schwimmender Wildtiere (z. B. Hase, Fuchs, Wildschwein) auszugehen. Für kleinere 
und für schlecht schwimmende Tierarten (flugunfähige Insekten, Mäuse, Eidechsen etc.) 
ist hingegen eine weitaus größere Barrierewirkung anzunehmen. Weiterhin ist nicht aus-
zuschließen, dass vereinzelt auch größere Tiere an Wasserstraßenabschnitten, die z. B. 
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mit über Wasser endenden Senkrechtufern gesichert sind, ins Wasser fallen und ertrinken 
können. Nach HARTWIG (2000) wurden in den 10 Jahren von 1988 bis 1997 auf 380 Ki-
lometern Kanäle in Nordrhein-Westfalen – mit einem nicht näher quantifizierten Anteil ver-
spundeter Ufer – insgesamt 201 große tote Landtiere, insbesondere Rehwild, erfasst. Da-
mit können Wasserstraßen von den meisten Tierarten deutlich besser als vielbefahrene 
Straßen, aber teilweise ungünstiger als die meisten Schienenwege gequert werden.  
Über direkte Verluste von schwimmenden Tieren, z. B. aufgrund von Kollisionen mit Schif-
fen, liegen keine Informationen vor. Sie spielen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit auch 
keine Rolle im Vergleich mit den anderen beiden Verkehrsträgern.  
Aufgrund der geringen Netzdichte der Kanäle ist also im Vergleich zu Straße und Schiene 
von insgesamt deutlich geringeren Auswirkungen auf Genaustausch, Aussterberisiko iso-
lierter Teilpopulationen etc. auszugehen. 
Flüsse und Kanäle sind insgesamt wichtige Verbindungs- und Ausbreitungskorridore für 
zahlreiche Pflanzen- und Tierarten. Fischarten wie Lachs oder Aal benötigen z. B. die 
Fließgewässer als Wanderwege zu ihren Laichplätzen. Querbauwerke wie Staustufen mit 
Wehranlagen, Schleusen und Kraftwerken oder auch hohe Sohlabstürze bei einmünden-
den Nebengewässern können deshalb insbesondere für die Wanderfische nahezu un-
überwindbare Hindernisse im Längsverlauf eines Flusses darstellen. Am Ufer können Be-
triebseinrichtungen von Schleusen und Häfen, technische Uferbefestigungen, an die Was-
serstraße angrenzende Siedlungen, Industrieanlagen und andere Verkehrsträger die 
Wanderungen und die Ausbreitung von Tieren und Pflanzen beeinträchtigen. 
Im Gegensatz zu Straße und Schiene haben die betriebsbedingten Auswirkungen, also 
der eigentliche Schiffsverkehr, der mit weitaus niedrigeren Verkehrsfrequenzen und Ge-
schwindigkeiten als bei den anderen Verkehrsträgern verbunden ist, in Bezug auf die 
Trenneffekte eine deutlich geringere Bedeutung. Auch die Lärmimmissionen, die zu zu-
sätzlichen Trennwirkungen führen können, sind wesentlich geringer. 
Wasserstraßen sind oft Anziehungspunkte für Erholungssuchende. Diese Attraktivität wird 
in der Regel durch den Schiffsverkehr nicht verringert, sondern eher erhöht. Einschrän-
kungen des Erholungspotenzials wie bei den anderen Verkehrsträgern sind außerhalb von 
Bauphasen kaum gegeben. Die Flüsse und Kanäle werden von Wassersportlern in unter-
schiedlicher Weise genutzt, die Betriebswege dienen Spaziergängern, Radwanderern und 
Läufern als attraktive Strecken.  
Minimierungsmöglichkeiten von Trennwirkungen können in der Wahl ökologisch orientier-
ter Ufersicherungen bestehen. In Abhängigkeit von den Randbedingungen können ver-
schiedene technisch-biologische Bauweisen eingesetzt werden, um die Trenneffekte so-
wohl zwischen Land und Wasser als auch längs der Wasserstraßen zu minimieren und 
das Landschaftsbild zu verbessern. Müssen z. B. über Wasser endende Spundwände ge-
baut werden, so können in kleineren Abständen Wildtierausstiege vorgesehen werden. Bei 
Staustufen ist der Bau von Fischwegen (Fischauf- und Fischabstiegsanlagen, Umge-
hungsgerinne etc.) eine wirkungsvolle Maßnahme zur Sicherung bzw. Wiederherstellung 
einer gewissen Durchgängigkeit der Gewässer. 
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8.4.1.5 Fazit 
Die Zerschneidung und Fragmentierung der Landschaft sowie der Gewässersysteme gilt 
als wesentliche Ursache für den Rückgang von Tier- und Pflanzenarten und die Gefähr-
dung der Artenvielfalt (Biodiversität). In Landschaften, die durch Verkehrswege zerschnit-
ten sind, werden zudem die Erholungsmöglichkeiten der Bevölkerung durch Einschrän-
kungen des ungestörten Landschaftserlebens verringert. 
Hinsichtlich der Intensität der Auswirkungen unterscheiden sich die Verkehrsträger deut-
lich voneinander. Tabelle 8-34 stellt für die drei Verkehrsträger die wesentlichen Aspekte 
einander gegenüber. 
 
Tabelle 8-34: Zusammenfassung der wesentlichen Zerschneidungsaspekte 
Straße Schiene Wasserstraße 
• Höchste Netzdichte mit 0,64 
km/km² 
• Netzdichte: 0,11 km/km² 
 
• geringste Netzdichte von 
0,005 km/km² (Kanäle) 
• Intensität der Barriereeffek-
te abhängig von Straßen-
breite, Verkehrsaufkom-
men, Geschwindigkeit, bei 
Autobahnen i. d. R. sehr 
hoch 
• erhöhter Erschließungs-
druck an Autobahnen (In-
dustrie und Gewerbe, 
Wohnbereiche)  
• Barrierewirkung abhängig 
von Zahl der Gleise, Ober-
leitungen und Schutzzäu-
nen, Zugfrequenz und  
–geschwindigkeit, im Ver-
gleich zur Straße geringere 
Barrierewirkung für Tiere 
und Pflanzen 
• kein erhöhter Erschlie-
ßungsdruck in dem Maße 
wie an der Autobahn 
• Barrierewirkung abhängig 
von der Art der Ufersiche-
rung, z. B. Abschnitte mit 
Senkrechtufern oder von 
Ausbreitungshindernissen 
in Längsrichtung, z. B. 
Staustufen 
• kaum Erschließungsdruck 





• Minimierung durch Schutz-
einrichtungen in Kombinati-
on mit Querungshilfen, 
Sichtrodungen, Entschär-
fungen der Oberleitungen, 
Lärmschutzwände  
• Minimierung durch tech-
nisch-biologische Uferbau-
weisen, Bau von Wildtier-
ausstiegen, Bau von Fisch-
wegen an Staustufen 
 
Das Straßennetz übt aufgrund der hohen Netzdichte (0,64 km/km2) und des hohen Ver-
kehrsaufkommens die mit Abstand größten Zerschneidungseffekte auf terrestrische Le-
bensgemeinschaften und die Erholungsmöglichkeiten des Menschen aus. Schienen kön-
nen i. d. R. wesentlich besser von Tieren überwunden werden, wenn auch bei einigen Ar-
ten hohe Verluste durch Kollisionen und Unfälle an den Oberleitungen (Greifvögel und 
Eulen) zu verzeichnen sind. Regional ergeben sich hohe Lärmbeeinträchtigungen von Er-
holungs- und Siedlungsgebieten. Unter den Wasserstraßen sind lediglich die Kanäle als 
zusätzliche Zerschneidungsachsen terrestrischer Flächen zu werten. Die Netzdichte der 
Kanäle (0,005 km/km2) liegt allerdings so weit unter denjenigen der beiden anderen Ver-
kehrsträger, dass die Auswirkungen im Vergleich vernachlässigbar gering sind. In natürlich 
vorhandenen Wasserstraßen stellen Stauanlagen allerdings eines der Haupthindernisse 
für wandernde Fischarten wie Lachs und Aal dar. Die Auswirkungen auf die Erholung in 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 203 
 Essen  
der Landschaft sind gering und z. T. auch positiv (z. B. Wander- und Radwandermöglich-
keiten auf den Betriebswegen von Kanälen). 
In Bezug auf die beschriebenen Zerschneidungseffekte in der Landschaft sind bei den 
Verkehrsträgern die verschiedensten Minimierungsmaßnahmen möglich. Planerischer 
Schwerpunkt muss zunächst die Wahl einer konfliktarmen Trasse sein, die vorhandene 
unzerschnittene verkehrsarme Räume möglichst wenig beeinträchtigt. Schutzzäune in 
Kombination mit Querungshilfen wie Grünbrücken und Tunnel sowie Lärmschutzwände 
können an Straße und Schiene die Trennwirkungen vermindern. An Flüssen und Kanälen 
sind der Bau von Fischwegen und der Einsatz von technisch-biologischen Bauweisen bei 




Flächen- oder Landschaftsverbrauch im engeren Sinne bezeichnet alle Flächenumwid-
mungen von „naturnah“ zu „naturfern“ (TESDORPF nach JAEGER, 2002). Er ist der dau-
erhafte Verlust biologisch produktiven Bodens durch Bebauung und Versiegelung für Sied-
lungs-, Verkehrs- und Industriezwecke sowie durch andere damit zusammenhängende 
menschliche Intensivnutzungen (LEXER, 2004). 
Landschaftsverbrauch im weiteren Sinne dient als allgemeiner Oberbegriff für einen Land-
schaftswandel bei steigender Einflussnahme des Menschen (JAEGER, 2002).  
JAEGER unterscheidet drei Arten des Landschaftsverbrauchs: 
• direkte Flächeninanspruchnahmen (d. h. andere Landschaftsnutzungen oder  
-funktionen sind gleichzeitig kaum noch möglich), 
• indirekte Flächeninanspruchnahmen (als Überlagerung zu bestehenden Umweltfunkti-
onen und Nutzungen), 
• strukturelle Veränderungen (insbesondere Fragmentierung, d. h. Zerschneidung der 
Landschaft und Veränderung von räumlichen Lagebeziehungen). 
Mit der Definition wird der enge Bezug zum Aspekt der Landschaftszerschneidung deutlich 
(siehe Abschnitt 8.4.1). Über den indirekten Flächenanspruch von technischen Infrastruk-
turmaßnahmen, d. h. die von den direkt beanspruchten Flächen ausgehenden stofflichen, 
energetischen, funktionstrennenden, visuellen und nutzungsstrukturellen Wirkungen, weiß 
man noch sehr wenig (JAEGER, 2002). Er ist daher auch nicht Gegenstand dieser Ausfüh-
rungen.  
Der Flächenverbrauch in seiner Gesamtheit ist seit Jahren unvermindert hoch. In jeder 
Sekunde werden in Deutschland fast 12 m² Boden für Siedlungen und Verkehr neu in An-
spruch genommen, d. h. an einem Tag ca. 100 ha, das sind fast 150 Fußballfelder (BMU, 
2007). Etwa die Hälfte dieser Fläche wird versiegelt. Damit gehen natürliche Lebensräume 
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verloren, das Klima, der Wasserhaushalt und die Luftqualität werden verändert. Auch ver-
mehrte Hochwasserereignisse sind mit auf die Flächenversiegelungen zurückzuführen. 
Gerade in einem dicht besiedelten Land wie Deutschland ist es jedoch wichtig, den Boden 
in seinen ökologischen Funktionen als Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen 
und als Bestandteil des Naturhaushaltes zu erhalten. Zukünftig muss daher die Neuinan-
spruchnahme von Flächen für Siedlung und Verkehr soweit wie möglich reduziert werden. 
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, den täglichen Flächenverbrauch in 
Deutschland bis zum Jahr 2020 auf 30 ha zu begrenzen (BMU, 2007). 
Beim Vergleich der Flächeninanspruchnahme durch die einzelnen Verkehrsträger sind 
neben der Größe der beanspruchten Flächen auch qualitative Gesichtspunkte relevant. 
Bedeutsam ist beispielsweise die ökologische Wertigkeit der betroffenen Flächen. Außer-
dem spielen Art und Weise der Flächeninanspruchnahme eine Rolle (u. a. Versiegelungs-
grad, Beeinträchtigung anderer Nutzungsmöglichkeiten). 
Um eine Vergleichbarkeit zwischen den einzelnen Verkehrsträgern zu gewährleisten, er-
scheint es sinnvoll, sich bei den quantitativen Überlegungen auf die eigentlichen Fahrbe-
reiche zu konzentrieren. Die entsprechenden Angaben sind für Straße und Schiene aufge-
führt. Zusätzlich erforderliche Flächen für Böschungen in Einschnitt- oder Dammlagen so-
wie zugehörige Nebenanlagen finden keine Berücksichtigung. Für die beispielhaft ausge-
wählten Wasserstraßen werden die Fahrrinnenbreiten als eigentlich befahrener Bereich 
angegeben. Auch hier werden keine Angaben zu Böschungsbreiten, Betriebswegen und 
anderen Nebenanlagen aufgenommen.  
 
8.4.2.2 Straße 
Straßen sind, allein schon aufgrund der Netzdichte, die Verkehrstrassen mit dem bundes-
weit höchsten Flächenanteil. Außerdem werden die Flächen für den Fahrzeugverkehr voll 
in Anspruch genommen, sie stehen also für parallele Nutzungen nicht mehr zur Verfügung. 
Der Versiegelungsgrad beträgt 100 %. Nach den Kategorien von JAEGER (2002) handelt 
es sich somit um direkte Flächeninanspruchnahmen. Hinzu kommen strukturelle Verände-
rungen in Form von Zerschneidungseffekten. 
Möglichkeiten zur Minimierung der mit dem Flächenverbrauch verbundenen Eingriffe be-
stehen vor allem in qualitativer Hinsicht. Ziel des Linienbestimmungsverfahrens ist es, kon-
fliktarme Trassenverläufe zu finden und die Eingriffe in naturschutzfachlich bedeutsame 
Bereiche zu reduzieren. 
Als Folgewirkung insbesondere des Autobahnbaus tritt ein massiver Siedlungs- und Er-
schließungsdruck für die Landschaft auf, der zu zusätzlichem Flächenverbrauch führt. 
Verkehrsmäßig günstig erreichbare Räume werden als Industrie- und Gewerbegebiete 
sowie als Wohngebiete erschlossen. So liegt der Wohnflächenanteil in unmittelbarer Auto-
bahnumgebung um den Faktor 3 über dem Bundesdurchschnitt, der Anteil von Industrie- 
und Gewerbeflächen sogar um den Faktor 7 (MEINEL et al., 2007).  
Folgende quantitative Angaben können gemacht werden:  
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• Das Straßennetz für den überörtlichen Verkehr (Autobahnen, Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen) hatte im Jahr 2003 eine Länge von 231.581 km und macht ca. 40 % des 
Gesamtstraßennetzes aus (SRU 2005). 
• Das Gesamtnetz der Bundesautobahnen hat eine Länge von 12.174 km, davon sind 
2.590 km sechs- oder mehrstreifig (Quelle: Straßenbaubericht, 2005). 
Hinsichtlich der Trassenbreite sind die festgelegten Regelquerschnitte relevant. Als Regel-
querschnitt (RQ) bezeichnet man in Deutschland die für die Planung und Bauausführung 
in den „Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Querschnitte in der Fassung von 1996“ 
(RAS-Q 96) festgelegte Straßenbreite. Dabei wird das Bankett mit einbezogen. Eine Bun-
desstraße beispielsweise ist 10,5 m breit, eine sechsspurige Autobahn 33 bis 35,5 m.  
 
8.4.2.3  Schiene 
Auch bei der Schiene steht die in Anspruch genommene Fläche für parallele Nutzungen 
neben dem Güter- und Personentransport nicht zur Verfügung (direkte Flächeninan-
spruchnahme), allerdings ist das Besiedlungspotenzial für Tier- und Pflanzenarten (insbe-
sondere auch auf Nebenflächen) größer als bei der Straße. Strukturelle Veränderungen 
wie die Landschaftszerschneidung sind meist weniger gravierend in ihren Auswirkungen 
auf die Umwelt als bei der Straße. 
In Bezug auf den Versiegelungsgrad sind in der Literatur unterschiedliche Angaben zu 
finden. Wie ROLL (2004) darstellt, wird häufig irrtümlich angenommen, dass das Nieder-
schlagswasser im Schotterkörper versickert und zurückgehalten wird und diese Bereiche 
nicht als versiegelt anzusehen sind. Dem ist jedoch nicht so, da die unter dem Oberbau 
liegende Planumsschutzschicht die Niederschläge größtenteils ableitet. Damit müssen 
diese Bereiche auch als in hohem Maße versiegelt gelten. 
Genau wie beim Verkehrsträger Straße bestehen Minimierungsmöglichkeiten hinsichtlich 
der Flächeninanspruchnahme vor allem in der Reduzierung der Beanspruchung natur-
schutzfachlich wertvoller Gebiete im Zuge der Trassenwahl.  
MEINEL et al. (2007) hat ermittelt, dass ein zusätzlicher Erschließungsdruck in Bezug auf 
Siedlungsflächen, wie er an Autobahnen zu verzeichnen ist, an Eisenbahnstrecken nicht 
mehr in dem Maße gegeben ist. Ursachen sieht er in der immer größer werdenden Domi-
nanz des Straßenfernverkehrs. Eisenbahntrassen sind für Ansiedlungen von Industrie und 
Gewerbe (abgesehen von speziellen Branchen) augenscheinlich nicht mehr so attraktiv. 
Eine Vorstellung von der Größenordnung des Flächenverbrauchs durch das Schienennetz 
vermitteln die folgenden Angaben: 
• Die Betriebslänge des Netzes der DB betrug im Jahr 2005 insgesamt 34.211 km (ohne 
Schmalspur), davon wurden 19.350 km elektrisch betrieben. 
• Die Länge aller Gleise betrug 64.696 km (Quelle: DB, Daten und Fakten, 2005).  
• Die Breite einer zweigleisigen Bahnstrecke wird durchschnittlich mit 13,7 m angegeben 
(http://www.stmugv.bayern.de/service/lexikon/b.htm).  
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8.4.2.4 Wasserstraße 
In Bezug auf den Flächenverbrauch bei Wasserstraßen muss differenziert werden zwi-
schen natürlichen und künstlichen Wasserstraßen. Während bei den natürlichen Wasser-
straßen (Flüssen) das vorhandene Gewässer die Fahrrinne aufnehmen kann, ist der Neu-
bau von Kanälen mit einem entsprechenden Verbrauch terrestrischer Flächen verbunden. 
Der Neubau von Wasserstraßen stellt gegenwärtig im Vergleich mit den anderen Ver-
kehrsträgern jedoch eher die Ausnahme dar.  
Auch bei Schifffahrt auf den Wasserstraßen sind der Wasserkörper und die Ufer – im Ge-
gensatz zu den Verkehrstrassen der anderen Verkehrsträger – teilweise ökologisch be-
deutsame Lebensräume für Flora und Fauna und wichtige Ausbreitungsachsen im Rah-
men des Biotopverbunds. An weiteren Nutzungspotenzialen (siehe Kapitel B 2) sind bei-
spielsweise Freizeitschifffahrt, Wassertourismus, Fischerei, Angelsport, aber auch die E-
nergiegewinnung zu nennen.  
Eine Versiegelung von Böden erfolgt beim Ausbau und Neubau von Wasserstraßen nur in 
geringem Umfang, beispielsweise durch die Anlage von Betriebswegen oder (gedichtete) 
Uferbefestigungen. Auch an der Sohle und an Unterwasserböschungen eingebaute Dich-
tungen (vorzugsweise bei Kanalstrecken, die im Auftrag liegen) führen zu einer gewissen 
Versiegelung mit möglichen Auswirkungen auf die Grundwasserverhältnisse.138 
Die Linienführung steht (außer beim Neubau von Kanälen) beim Ausbau von Wasserstra-
ßen meistens fest. Minimierungsmöglichkeiten bei der Flächeninanspruchnahme sind in 
qualitativer Hinsicht, z. B. durch die Wahl der Ausbauseite, gegeben.  
Die Folgewirkungen sind geringer als bei dem Verkehrsträger Straße, der mit Autobahnen 
verbundene zunehmende Siedlungsdruck ist nicht vorhanden.  
 
Folgende quantitative Angaben können gemacht werden: 
• Das gesamte Binnenwasserstraßennetz des Bundes (nach Bundeswasserstraßenge-
setz) hat eine Länge von 7.306 km, 1.742 km davon sind Kanäle (Stand April 2005. 
www.wsv.de/Wasserstraßen). 
• Die Fahrrinnenbreiten der Wasserstraßen schwanken stark. Für Rhein, Elbe, Mosel, 
Main und Mittellandkanal sind sie in Tabelle 8-35 beispielhaft angegeben. 
                                                
 
138 Ein Gutachten, welches zur Flächeninanspruchnahme und –versiegelung bei Wasserstraßen im Vergleich 
zu Straßen und Schienen Aussagen macht, ist INFRAS (2007). Die dort getroffenen Annahmen hinsichtlich 
der zu berücksichtigenden Breiten sind jedoch, auch bei Nutzung der angegebenen Quellen, nicht ohne 
Weiteres nachvollziehbar und sicherlich diskussionswürdig.  
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Tabelle 8-35: Fahrrinnenbreiten für ausgewählte Wasserstraßen 
Wasser- 
straße 
Strecke Länge (km) 
Fahrrinnen- 
breite (m) 
Main Mündung bis Bamberg 387 36/40 
Mittelland-
kanal  




Mosel Französische Grenze bis Koblenz 242,2 mind. 40 
 10 (km 334 - 344) 88 
 88 (km 344 – 432) 92 
Mannheim-Koblenz 161 (km 432 – 593) 120 
Rhein 
Koblenz bis niederländische Grenze 272 (km 593 – 865) 150 
Tschechische Grenze bis Dresden ca. 60 40 Elbe 




Beim Bau von Verkehrswegen wird Fläche „verbraucht“, d. h. meistens natürlich gewach-
sener Boden und die darauf befindliche Nutzung in unterschiedlicher Weise überprägt. 
Die drei Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße unterscheiden sich sowohl 
hinsichtlich der Größenordnung der beanspruchten Flächen als auch hinsichtlich der quali-
tativen Aspekte. Tabelle 8-36 stellt für die drei Verkehrsträger die wesentlichen Aspekte 
einander gegenüber. 
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Tabelle 8-36: Zusammenfassung der wesentlichen Aspekte in Bezug auf den  
Flächenverbrauch 
Straße  Schiene  Wasserstraße 
• Straßennetz wird vollstän-
dig künstlich errichtet  
• Schienennetz wird voll-
ständig künstlich errichtet  
• natürliche Fließgewässer 
sind als Wasserstraßen 
vorhanden, nur Kanäle 
werden künstlich angelegt  
• Netzlänge: 231.581 km 
(überörtlicher Verkehr) Au-
tobahn: 12.174 km 
• Breite Autobahn: 26 – 35,5 
m (Regelquerschnitt) 
• Netzlänge: 34.211 km (oh-
ne Schmalspur) 
• Breite zweigleisig: 13,7 m 
• Netzlänge: 7.306 km (da-
von Kanäle: 1742 km) 
• Breite der Fahrrinne: ca. 
40 – 150 m  
      (siehe Tabelle 8-35)  
• keine weiteren Nutzungen 
im Trassenverlauf möglich 
• Minimierung der Inan-
spruchnahme naturschutz-
fachlich bedeutsamer Be-
reiche durch konfliktarme 
Trassenwahl  
• 100 %ige Versiegelung im 
Fahrbahnbereich 
• keine weiteren Nutzungen 
im Trassenverlauf möglich 
• Minimierung der Inan-
spruchnahme naturschutz-
fachlich bedeutsamer Be-
reiche durch konfliktarme 
Trassenwahl  




• gleichzeitig Lebensraum 
• vielfältige weitere Nut-
zungsmöglichkeiten im 
Trassenverlauf 
• Linienführung steht meis-
tens fest (außer beim Neu-
bau von Kanälen), Opti-
mierungen z. B. durch 
Wahl der Ausbauseite  
• nur in geringem Umfang 
Versiegelung, z. B. durch 
Dichtungen 
 
Das Streckennetz der Wasserstraße ist mit ca. 7.300 km, davon 1.742 km Kanäle, wesent-
lich kürzer als das von Schiene (ca. 34.200 km) und Straße (ca. 231.600 km). Während 
Straße und Schiene Flächen direkt beanspruchen, handelt es sich bei der Wasserstraßen-
nutzung überwiegend um die Ausnutzung bereits vorhandener natürlicher Fließgewässer 
(indirekte Flächeninanspruchnahme).  
Die vorhandenen Trassenbreiten können nur beispielhaft verglichen werden. So ist eine 
zweigleisige Bahnstrecke knapp 14 m breit, eine sechsspurige Autobahn ca. 35 m. Die 
Fahrrinnenbreiten auf den Binnenwasserstraßen liegen zwischen ca. 40 m auf vielen Ka-
nälen und Flüssen und bis zu 150 m auf dem Rhein (siehe Tabelle 8-35). 
Während die Trassenverläufe von Straße und Schiene ausschließlich dem Verkehr dienen 
und (nahezu) vollständig versiegelt sind, bleibt die Wasserstraße – trotz teilweise erforder-
lich werdender geringer Versiegelungen im Sohlen- oder Uferbereich – gleichzeitig Le-
bensraum insbesondere für die aquatische Fauna. Diese Lebensräume können teilweise 
ökologisch hochwertig sein. Neben dem Güterverkehr dient die Wasserstraße auch zahl-
reichen anderen Nutzungszwecken (u. a. Wassersport, Energiegewinnung, Fischerei). 
Hauptsächlich die qualitativen Aspekte zeigen die deutlichen Vorteile der Wasserstraße 
gegenüber den beiden anderen Verkehrsträgern. 
Optimierte, konfliktarme Trassenverläufe können bei Straße und Schiene sowie beim (eher 
seltenen) Neubau von Kanälen im Rahmen der Linienbestimmung mit dem Ziel der Redu-
zierung der Inanspruchnahme naturschutzfachlich bedeutsamer Flächen gesucht werden.  
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Bei natürlich entstandenen Wasserstraßen steht der Trassenverlauf i. d. R. fest. Hier kön-
nen Minimierungsmöglichkeiten z. B. in der Wahl der Ausbauseite liegen. 
Erhöhter Siedlungsdruck, der als Folgewirkung zu weiterem Flächenverbrauch führt, ist 
lediglich bei Autobahnen zu verzeichnen. 
 
8.4.3 Monetarisierungsansätze 
Die beschriebenen negativen Effekte des Verkehrs auf Natur und Landschaft lassen sich 
grundsätzlich nur schwer in monetären Größen ausdrücken. Da direkte Wertansätze hier-
zu – etwa aus Zahlungsbereitschaftsanalysen – nicht vorliegen, bedienen sich aktuelle 
Ansätze hilfsweise eines Vermeidungskostenansatzes. Hierbei werden die versiegelten 
sowie zusätzlich beeinträchtigten Flächen entlang der Verkehrswege ermittelt und die Ge-
samtkosten für deren Entsiegelung bzw. Renaturierung geschätzt (Reparaturkostenan-
satz). In der aktuellsten Version dieses Ansatzes (INFRAS 2007) werden die im Jahr 2005 
in Deutschland dem Güterverkehr zurechenbaren anteiligen Kosten für die „Reparatur“ von 
Natur und Landschaft auf 
• 0,162 Cent je tkm im Straßengüterverkehr,  
• 0,008 Cent je tkm im Eisenbahngüterverkehr sowie 
• 0,056 Cent je tkm im Binnenschiffsgüterverker 
geschätzt. Der gegenüber Eisenbahn und Binnenschiff deutlich höhere Kostensatz des 
Straßengüterverkehrs steht hierbei grundsätzlich im Einklang mit den in den vorangegan-
genen Kapiteln qualitativ beschriebenen Wirkungen. Die Relation der Kostensätze zwi-
schen Binnenschiff und Eisenbahn (um den Faktor 7 höhere Kosten der Binnenschifffahrt) 
steht hierzu hingegen im krassen Gegensatz. Ursächlich hierfür sind zwei von INFRAS zur 
Abgrenzung der relevanten Flächen des Schienen- und Binnenschiffsverkehrs getroffene 
zentrale Annahmen, die einer näheren fachlichen Prüfung nicht standhalten.  
So wird mit dem Hinweis darauf, dass die Streckenlänge des Schienennetzes in Deutsch-
land seit dem Jahr 1950 nicht zugenommen hat pauschal davon ausgegangen, dass ledig-
lich von 10 % des Schienennetzes negative Auswirkungen auf Natur und Landschaft aus-
gehen. Tatsächlich sind seit 1973 in Deutschland eine Reihe umfangreicher Streckenneu-
bauten zu verzeichnen. Die Konstanz der Gesamtlänge des Schienenetzes ist auf die pa-
rallele Stillegung von Nebenstrecken zurückzuführen. Darüber hinaus hat die DB ein um-
fangreiches Elektrifizierungsprogramm verwirklicht. So ist die Länge der elektrifizierten 
Eisenbahnstrecken der Deutschen Bahn allein im Zeitraum von 1960 bis 1990 (vor der 
Wiedervereinigung) von 3.700 km auf 12.000 km angestiegen.  
Bei der Binnenschifffahrt wird hingegen die Gesamtlänge des Kanalnetzes zugrunde ge-
legt, obwohl vom aktuellen Gesamtnetz mit einer Länge von 1.735 km lediglich rd. 290 km 
(Elbe-Seitenkanal, Main-Donau-Kanal) bzw. weniger als 20 % seit dem Jahr 1950 neu 
gebaut wurden. 
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Des Weiteren wird unterstellt, dass bei Schienenstrecken im Gegensatz zu voll versiegel-
ten Straßen das Wasser versickern kann und somit der Boden einen Teil seiner Funktion 
behält. Hierauf aufbauend werden nur 50 % der Gleisfläche als versiegelte Fläche mit ent-
sprechendem „Entsiegelungskostenaufwand“ berücksichtigt. Wie im vorhergehenden Kapi-
tel dargestellt, ist diese Annahme nicht haltbar. Durch die Planumsschutzschicht unter 
dem Oberbau tritt vielmehr eine nahezu vollständige Versiegelung der Flächen ein.  
Die von INFRAS getroffenen Annahmen haben erhebliche Auswirkungen auf die Berech-
nungsergebnisse. Wird etwa alternativ davon ausgegangen, dass analog zu den Binnen-
schiffskanälen vom gesamten Schienennetz negative Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft ausgehen und gleichzeitig 90 % der Gleisanlagen als versiegelt betrachtet, so er-
höht sich der Kostensatz des Eisenbahngüterverkehrs auf gut 0,12 Cent je tkm und liegt 
damit zwar immer noch um rd. 25 % unter dem entsprechenden Satz des Straßengüter-
verkehrs, aber nunmehr deutlich (mehr als 100 %) über dem für die Binnenschifffahrt er-
mittelten Kostensatz.  
Die von INFRAS ermittelten Kostensätze werden aufgrund der beschriebenen Schwächen 
zentraler Grundannahmen für die vorliegende Studie nicht verwendet. Da andererseits 
alternative Annahmen zu den jeweils relevanten Flächen nicht mit der notwendigen Fun-
diertheit abgeleitet werden können, wird insgesamt auf eine Monetarisierung der Effekte 
verzichtet. Unabhängig hiervon bleibt festzustellen, dass die negativen Wirkungen des 
Straßengüterverkehrs auf Natur und Landschaft in der Gesamtschau der vorliegenden 
Erkenntnisse diejenigen des Eisenbahn- und Binnenschiffsgüterverkehrs deutlich übertref-
fen. Eine Abstufung der Wirkungsintensität zwischen Eisenbahn und Binnenschiff ist indes 
beim gegenwärtigen Kenntnisstand nicht eindeutig möglich.  
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9 Transportkosten 
9.1 Einleitung 
Im verkehrswirtschaftlichen Vergleich der Verkehrsträger spielen die Transportkosten eine 
herausragende Rolle. Unter Transportkosten sind hierbei neben den betriebswirtschaftli-
chen Kosten auch und insbesondere die volkswirtschaftlichen Kosten einschließlich der 
(monetarisierbaren) externen Kosten (insbesondere Abgase, Lärm, Verkehrsunfälle) zu 
verstehen. Im Rahmen der vorliegenden Studie werden Transportkostenvergleichsrech-
nungen in zweifacher Hinsicht durchgeführt: 
• Kostendegression 
Die Höhe der gesamt- und betriebswirtschaftlichen Transportkosten der Binnenschiff-
fahrt wird wesentlich durch die Größe der eingesetzten Binnenschiffe (bzw. Verbände) 
sowie die transportierte Ladungsmenge bestimmt. Beide Parameter werden in erhebli-
chem Ausmaß vom Ausbauzustand der zu befahrenden Wasserstraßen beeinflusst. Im 
Rahmen von Vergleichsrechnungen wird die Höhe der Transportkosten je Tonnenkilo-
meter sowie die aus veränderten Rahmenbedingungen resultierende Kostendegressi-
on für ausgewählte Typschiffe und Abladetiefen ermittelt. In einem weiteren Schritt 
werden analoge Berechnungen für den Straßen- und Eisenbahngüterverkehr ange-
stellt. 
• Kostenvergleich für ausgewählte Relationen 
Die Höhe der gesamt- und betriebswirtschaftlichen Transportkosten ist bei allen drei 
betrachteten Verkehrsträgern von einer Vielzahl, weitgehend relationsspezifischer Pa-
rameter abhängig. Durchschnittsbetrachtungen haben entsprechend nur eine einge-
schränkte Aussagekraft. Um hier zu verlässlichen Ergebnissen zu gelangen, werden 
differenzierte Vergleichsrechnungen für insgesamt 13 ausgewählte Transportrelationen 
durchgeführt. 
Ablauf und Ergebnisse der Berechnungen zu Kostendegression und relationsspezifischen 
Transportkosten werden in den folgenden Kapiteln 9.3 und 9.4 dargestellt. Als Grundlage 
für diese Berechnungen werden in einem ersten Schritt die Einheitskostensätze der drei 
Verkehrsträger zum Preisstand des Jahres 2006 erarbeitet (Kapitel 9.2). 
 
9.2 Gesamt- und betriebswirtschaftliche Kostensätze 
9.2.1 Straßengüterverkehr 
Die Ermittlung der Transportkostensätze des Straßengüterverkehrs erfolgt auf der Basis 
des von PLANCO für die Bundesverkehrswegeplanung entwickelten Berechnungssys-
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tems139 für die Fahrzeuggruppe der Last- und Sattelzüge. Die technischen Merkmale und 
Basisdaten der ausgewählten Repräsentativfahrzeuge beruhen auf Herstellerangaben und 
wurden weitgehend aus dem Lastauto Omnibus Katalog 2007 übernommen.  
 
Tabelle 9-1: Technische Merkmale und Basisdaten der Repräsentativfahrzeu-
ge für die Gruppe der Last- und Sattelzüge 
Hersteller/Fabrikat Mercedes  MAN  
Typ 
 








Betriebsart Zugbetrieb Zugbetrieb Zugbetrieb Zugbetrieb 
A. Technische Daten 
Gesamtgewicht/Achsdruck in kg 25.000 18.000 18.000 36.000
Nutzlast bzw. Sattellast in kg 26.800 26.800 
Zuggesamtgewicht effektiv in kg 40.000 40.000 40.000 40.000
Kraftstoffart Diesel Diesel
Motorleistung in kW 320 287
Hubraum in Kubikzentimeter 11.946 10.518
Reifenanzahl 8 4 6 6
Reifenlaufleistung in km 133.000 190.000 147.000 173.000
Anzahl der Achsen 3 2 2 3
B. Basisdaten 
Kaufpreis brutto in € 94.500 23.000 80.000 32.500
Kaufpreis netto in € 90.500 20.000 76.000 24.000
Kraftstoffverbrauch in Liter/100km 34 0 34,5 0
Erstzulassung (EZ) Monat/Jahr 08/06 08/06 08/06 08/06
Nutzungsdauer in Jahren 6 / 12 6 / 20 6 / 12 6 / 20
Fahrleistung in km/Jahr 140.000 140.000 140.000 140.000
Einsatzzeit in Std./Jahr 3.042 3.042 3.042 3.042
Kalkulatorischer Zinssatz  8,5 % / 3,0 % 8,5 % / 3,0 % 8,5 % / 3,0 % 8,5 % / 3,0 %
Kraftstoffpreis in Cent je Liter 93,0 / 45,5 93 / 45,5
Preis der Bereifung in € 3.432 1.664 2.574 2.496
 
Die betriebswirtschaftlichen Fixkosten (€ pro Jahr) setzen sich aus den Posten Kapitalver-
zinsung, anteilige Abschreibung, Kfz-Steuer, Haftpflicht- und Kaskoversicherung, Unter-
stellung/Garage, sowie Fuhrparkverwaltungs- und Personalkosten zusammen. Die Fahr-
personalkosten (einschließlich Spesen im Fernverkehr) werden hierbei auf Basis der An-
gaben des Kosteninformationssystems des Bundesverbandes Güterkraftverkehr, Logistik 
und Entsorgung (BGL) sowie der Fahrzeugeinsatzzeiten und Doppelbesetzungsgrade mit 
27,30 € je Lkw-Einsatzstunde zugrunde gelegt. Unter Berücksichtigung der jeweiligen 
                                                
 
139 PLANCO Consulting GmbH, Numerische Aktualisierung interner und externer Beförderungskosten für die 
Bundesverkehrswegeplanung (BVWP) auf den Preisstand des Jahres 1998, FE-Vorhaben im Auftrag des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Schlussbericht, Essen, November 2000. 
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Fahrzeugrestwerte nach Ablauf der Nutzungsdauer von 6 Jahren, einer 8,5%igen Verzin-
sung des betriebsnotwendigen Kapitals sowie einer Zurechnung von 50 % der Abschrei-
bung zu den Fixkosten ergeben sich die folgenden Jahressummen. 
 
Tabelle 9-2: Betriebswirtschaftliche Fixkosten der Last- und Sattelzüge 
(€/Jahr) 
Fahrzeugtyp Lastzug Sattelzug 
 Lkw Anhänger Summe Zugmaschine Auflieger Summe
Kapitalverzinsung 7.650 1.445 9.095 6.319 1.914 8.234
Abschreibung 8.017 1.585 9.602 6.568 1.681 8.249
Kfz-Steuer 665 671 1.336 665 821 1.486
Haftpflichtversicherung 5.111 114 5.225 5.221 114 5.335
Kaskoversicherung 2.073 248 2.321 1.851 590 2.441
Unterstellung/Garage 1.068 1.068 2.136 1.068 1.068 2.136
Fuhrparkverwaltungskosten 7.384 7.276 14.660 7.384 7.276 14.660
Fahrpersonalkosten 83.054 0 83.054 83.054 0 83.054
Summe 115.021 12.407 127.428 112.130 13.464 125.594
 
Zur Berechnung der gesamtwirtschaftlichen Fixkosten werden analog zum BVWP 2003 
Abschreibungszeiträume von 12 Jahren für die Zugfahrzeuge sowie 20 Jahre für die An-
hänger berücksichtigt. Zur Berechnung der Kapitalkosten wird der gesamtwirtschaftliche 
Zinssatz in Höhe von 3 % angewendet. Kfz-Steuer, Haftpflicht- und Kaskoversicherung 
bleiben unberücksichtigt. Die Fuhrparkverwaltungskosten werden anteilig (variabler Anteil) 
angesetzt. 
 
Tabelle 9-3: Gesamtwirtschaftliche Fixkosten der Last- und Sattelzüge 
(€/Jahr) 
Fahrzeugtyp Lastzug Sattelzug 
 Lkw Anhänger Summe Zugmaschine Auflieger Summe
Kapitalverzinsung 1.358 300 1.658 1.140 360 1.500
Abschreibung 3.771 500 4.271 3.167 600 3.767
Unterstellung/Garage 1.068 1.068 2.136 1.068 1.068 2.136
Fuhrparkverwaltungskosten 4.065 2.541 6.606 4.065 2.541 6.606
Fahrpersonalkosten 83.054 0 83.054 83.054 0 83.054
Summe 93.315 4.409 97.724 92.494 4.569 97.062
 
Die variablen Kosten umfassen Reparatur-, Wartungs- und Pflegekosten, Kraft- und 
Schmierstoffkosten, Reifenkosten sowie den verbleibenden Anteil der Abschreibung 
(50 %). Der Kraftstoffverbrauch ergibt sich hierbei in Abhängigkeit von der Beladung der 
Fahrzeuge in einer Bandbreite zwischen 32,5 und 34 Liter je 100 km (Lastzüge) bzw. zwi-
schen 33 und 34,5 Liter je 100 km (Sattelzüge). Die Kraftstoffkosten werden für die be-
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triebswirtschaftliche Berechnung mit dem durchschnittlichen Abgabepreis für Groß-
verbraucher (93 Cent je Liter) zugrunde gelegt. Für die gesamtwirtschaftliche Kalkulation 
wird dieser Preis um die Mineralöl- und Ökosteuer sowie die Erdölbevorratungsabgabe 
bereinigt (45,5 Cent je Liter).  
 
Tabelle 9-4: Variable Kosten der Last- und Sattelzüge (Cent/km) 
Kostenart betriebswirtschaftlich Gesamtwirtschaftlich 
Fahrzeugtyp Lastzug Sattelzug Lastzug Sattelzug
Abschreibung 6,86 5,89 3,05 2,69
Kraft- und Schmierstoffe 32,45 32,99 16,30 16,60
Reparatur, Wartung, Pflege 13,57 12,44 13,57 12,44
Reifen 3,46 3,19 3,46 3,19
Summe 56,34 54,51 36,38 34,92
 
Je Einsatzstunde ergeben sich im Durchschnitt der Last- und Sattelzüge betriebswirt-
schaftliche Fixkosten in Höhe von 41,59 €. Die gesamtwirtschaftlichen Fixkosten liegen mit 
32,02 € je Stunde um rd. 23 % darunter. Die variablen Kosten belaufen sich auf durch-
schnittlich 55,43 Cent je km (betriebswirtschaftlich) bzw. 35,65 Cent je km (volkswirtschaft-
lich). Hier liegen die volkswirtschaftlichen Kosten um knapp 36 % unter den betriebswirt-
schaftlichen Kosten. 
 
Neben den betriebs- und gesamtwirtschaftlichen Kosten werden als dritte Kostenkategorie 
die ausgabewirksamen Kosten betrachtet. Hierbei handelt es sich um jene Ausgaben, die 
beim Einsatz der Fahrzeuge unmittelbar anfallen. Berücksichtigt werden hier neben den 
variablen Kosten für Kraft- und Schmierstoffe, Reparatur, Wartung, Pflege und Reifen die 
Fahrpersonalkosten je Fahrzeugeinsatzstunde. 
 
9.2.2 Eisenbahngüterverkehr 
Die für Projektbewertungen des BVWP 2003 verwendeten Transportkostensätze des Ei-
senbahngüterverkehrs mussten aufgrund mangelnder Detaildaten weitgehend aus globa-
len Kostendaten unter Anwendung vereinfachender Zurechnungen und Aufteilungen abge-
leitet werden. Die Kostensätze der BVWP erlauben es darüber hinaus nicht, unterschiedli-
che Zugkonfigurationen und Auslastungen zu berücksichtigen. 
Für die vorliegende Studie werden die benötigten Kostendaten des Schienengüterverkehrs 
daher nicht aus einer Hochrechnung der Kostensätze des BVWP auf den aktuellen Preis-
stand des Jahres 2006 abgeleitet, sondern auf der Basis des Programms „Train Check“, 
einer Entwicklung der Transcare AG zur Kalkulation der Transportkosten im Schienengü-
terverkehr, neu erarbeitet. Zur Berechnung der Vorhaltungskosten steht aus diesem Pro-
gramm eine spezielle Datenbank mit technischen Daten und Preisangaben der wichtigsten 
Lokomotiv- und Waggontypen zur Verfügung. Als repräsentative Elektrolokomotiven wer-
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den, je nach Einsatzzweck, die Baureihe 145 (leichte bis mittelschwere Güterzüge), bzw. 
die Baureihe 152 (schwere Güterzüge) zugrunde gelegt. Die technischen Hauptdaten der 
Lokomotiven zeigt die folgende Tabelle. 
 
Tabelle 9-5: Technische Hauptdaten der E-Lok Baureihen 145 und 152 
Baureihe BR 145 BR 152 
Länge 18,9 m 19,6 m 
Gewicht 84 t 87 t 
Höchstgeschwindigkeit 140 km/h 140 km/h 
Dauerleistung 4.200 kW 6.400 kW 
 
Aus der Vielzahl verfügbarer Waggontypen werden jeweils je Gutart repräsentative 
Fahrzeuge bestimmt. Deren Hauptdaten zeigt die folgende Tabelle. 
 
Tabelle 9-6: Technische Hauptdaten ausgewählter Waggontypen 
Bezeichnung / Gutart Länge Eigengewicht Ladekapazität 
Falns 183 / Kohle 12,5 m 24,9 t 65,0 t 
Faals 150 / Eisenerz 15,1 m 31,2 t 87,5 t 
Samms 709 / Eisen u. Stahl 16,4 m  30,8 t 105,0 t 
Tagds-y 958 /Futtermittel 19,0 m 26,0 t 58,0 t 
Zagkks / Chemische Produkte 17,2 m 33,7 t 46,3 t 
Zacs 65 / Mineralöl 14,4 m 23,0 t 57,0 t 
Sgns 691 / Container 19,7 m 19,9 t 70,0 t  
bzw. 3 TEU 
 
Zur Berechnung der Vorhaltungskosten werden, jeweils ausgehend vom Kaufpreis der 
Lokomotiven bzw. Waggons, die folgenden Ansätze gewählt: 
• Lineare Abschreibung der Lokomotiven bei einer Lebensdauer von 25 Jahren (be-
triebswirtschaftliche Betrachtung) bzw. 30 Jahren (volkswirtschaftliche Betrachtung), 
der Waggons bei einer Lebensdauer von 15 Jahren (betriebswirtschaftlich) bzw. 20 
Jahren (volkswirtschaftlich). 
• Kapitalverzinsung analog zu Straße und Binnenschifffahrt in Höhe von 8,5 % (be-
triebswirtschaftlich) bzw. 3 % (volkswirtschaftlich). 
• Instandhaltung, Reparaturen und Material jährlich 5,5 % des Kaufpreises der Lokomo-
tiven bzw. 10 % der Waggons. 
• Versicherung jährlich 1,5 % des Kaufpreises der Lokomotiven bzw. 1,3 % des Kauf-
preises der Waggons (nur für die betriebswirtschaftliche Kalkulation; bei der gesamt-
wirtschaftlichen Betrachtung werden die Unfallkosten gesondert erfasst). 
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Die Ergebnisse der Berechnungen zeigt die folgende Tabelle. 
 
Tabelle 9-7: Vorhaltungskosten der Lokomotiven und Waggons  
(Preisstand 2006; € pro Jahr) 
 Betriebswirtschaftlich Volkswirtschaftlich 
Elektrolokomotiven 
Baureihe 145 411.750 279.000 
Baureihe 152 488.000 330.670 
Eisenbahngüterwaggons 
Falns 183 5.993 4.461 
Faals 150 9.791 7.288 
Samms 709 12.924 9.620 
Tagds-y 958 7.441 5.539 
Kesselwagen Zagkks 9.036 6.726 
Kesselwagen Zacs 65 4.270 3.178 
Tragwagen Sgns 691 6.580 4.898 
 
Die betriebswirtschaftlichen Vorhaltungskosten der Elektrolokomotiven BR 152 liegen um 
rd. 18,5 % über denjenigen der Baureihe 145. Bei den Vorhaltungskosten der Waggons 
sind je nach Bauart teils erhebliche Unterschiede festzustellen. So liegen die Jahreskosten 
der gedeckten Schüttgutwagen Tagds um den Faktor 3 über denjenigen der Kesselwagen 
Zacs. Die gesamtwirtschaftlichen Vorhaltungskosten belaufen sich bei den E-Loks auf rd. 
74 % und bei den Waggons auf durchschnittlich knapp 68 % der betriebswirtschaftlichen 
Kosten. 
Die Personalkosten der Lokführer sowie des Rangierpersonals werden – jeweils inklusive 
Sozialleistungen und sonstiger Personalnebenkosten – mit durchschnittlich 42 € je Stunde 
für Lokführer sowie mit 35 € je Stunde für das Rangierpersonal angesetzt.  
Der Energieverbrauch der Güterzüge hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab. Als wich-
tigste Einflussfaktoren sind die Traktionsart, Zuglänge und Zuggewicht, das Verhältnis 
zwischen Brutto- und Nettolast der Wagen, die Charakteristika der Strecke sowie die Zug-
geschwindigkeit zu nennen. Die mit Hilfe des Programms Train Check durchgeführten re-
lationsspezifischen Berechnungen des Energieverbrauchs berücksichtigen neben den ge-
nannten technischen Parametern der Züge die Streckencharakteristika (Steigungen, Kur-
venradien) über typische Streckenprofile. Die Simulation des Betriebsablaufs umfasst 
hierbei auch die Anzahl von Unterwegsaufenthalten. Für den hier erfassten Bereich der 
mittelschweren bis schweren Güterzüge ergibt sich eine Bandbreite des Endenergie-
verbrauchs zwischen gut 19 Kilowattstunden (Bruttozuggewicht 1.000 t) und knapp 80 
Kilowattstunden (Bruttozuggewicht 5.000 t) je Zugkilometer.  
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Die nach Zeitzonen gestaffelten Bezugspreise für Bahnstrom bewegen sich im Jahr 2006 
in einer Bandbreite zwischen 7,76 Cent und 11,46 Cent je Kilowattstunde140. Als Mittelwert 
wird hier ein Bahnstrompreis in Höhe von 9,22 ct/kWh angewendet. Die steuerliche Belas-
tung des Bahnstroms liegt nach Ermittlungen der Deutschen Bahn141 bei 1,31 Cent je Ki-
lowattstunde. Entsprechend werden die gesamtwirtschaftlichen Kosten des Bahnstroms 
mit 7,91 Cent je Kilowattstunde angesetzt. 
 
9.2.3 Güterschiffsverkehr 
Analog zum Straßengüterverkehr kann zur Bestimmung der Transportkosten der Güter-
schifffahrt auf ein differenziertes Berechnungsmodell zurückgegriffen werden, das für die 
Bundesverkehrswegeplanung entwickelt wurde. Die aktuellen Vorhaltungskosten der 
Fahrzeuge – diese umfassen Abschreibung und Kapitalkosten, Reparaturen und Material, 
Versicherungen, Betriebsgemein- und Verwaltungskosten – werden für die folgenden 
Schiffstypen und Größenklassen aufbereitet: 
 
Tabelle 9-8: Differenzierung der Vorhaltungskosten der Binnenschiffahrt  
nach Schiffstypen und Größenklassen 
Motorgüterschiffe Motortankschiffe Schubleichter Schubboote 
bis 400 TT bis 400 TT bis 650 TT KSB 300 PS 
401 - 650 TT 401 - 650 TT 651 - 1.000 TT SSB 600 PS 
651 - 900 TT 651 – 900 TT 1.001 - 1.500 TT SB I: 1.500 - 2.000 PS 
901 - 1.000 TT 901 – 1.000 TT 1.501 - 2.000 TT SB II: 2.000 - 3.500 PS 
1.001 - 1.500 TT 1.001 - 1.500 TT 2.001 - 2.500 TT SB III: > 3.500 PS 
1.501 - 2.000 TT 1.501 - 2.000 TT größer 2.500 TT  
2.001 - 2.500 TT 2.001 - 2.500 TT   
2.501 - 3.000 TT 2.501 - 3.000 TT   
größer 3.000 TT Größer 3.000 TT   
 
Zur Berechnung der einzelnen Positionen der Vorhaltungskosten wird wie folgt vorgegan-
gen: 
Die Abschreibungen werden auf Basis von Wiederbeschaffungswerten ermittelt. Der anzu-
setzende durchschnittliche Abschreibungszeitraum für das Kasko der Motorschiffe wird für 
die betriebswirtschaftliche Berechnung entsprechend der Vorgehensweise des BdB mit 25 
Jahren angesetzt. Für die volkswirtschaftliche Betrachtung ergibt sich der Abschreibungs-
zeitraum auf Basis einer Analyse von Bestandsabgängen der deutschen Binnenschifffahrt 
                                                
 
140 DB Energie GmbH, Aktuelle Bahnstrompreise 2006, in: EnergieNews der DB, Ausgabe Dezember 2005 
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im Zeitraum seit 1976. Das durchschnittliche Alter der abgängigen Schiffe und somit der 
relevante Abschreibungszeitraum beträgt danach 61 Jahre.  
Neben dem langlebigen Kasko bestehen die Schiffe aus einer Vielzahl weiterer Kompo-
nenten, die kürzere Lebensdauern aufweisen. Neben dem Hauptantrieb handelt es sich 
hierbei etwa um die nautische Ausrüstung, E-Anlagen, Pumpen, etc. Die Anteile dieser 
Komponenten werden für Motorgüterschiffe auf 30 % und für Motortankschiffe auf 35 % 
der Gesamtkosten geschätzt. Die Abschreibungsdauer hierfür wird für die betriebswirt-
schaftliche Berechnung (wiederum analog zum BdB) mit 10 Jahren, für die volkswirtschaft-
liche Betrachtung mit 15 Jahren angesetzt. 
Bei den Schubbooten wird der Abschreibungszeitraum für den Motor sowie der Anteil des 
Motors an den gesamten Herstellungskosten analog zu den Motorgüterschiffen mit 10 
bzw. 15 Jahren und 30 % festgelegt. Das Kasko der Schubboote sowie die Schubleichter 
werden über 25 bzw. 30 Jahre abgeschrieben. 
Zur Aktualisierung der Wiederbeschaffungswerte der Fahrzeuge auf den Preisstand des 
Jahres 2006 wird für das Schiffskasko die Entwicklung des Preisindexes für Schiffsbau 
(Schiffe, Boote und Jachten) herangezogen. Für die übrigen Schiffskomponenten, wie 
Hauptantrieb, nautische Ausrüstung, E-Anlagen, Pumpen, etc. wird der Preisindex „Die-
selmotoren für Wasserfahrzeuge“ angewendet. 
Die Berechnung der Kapitalverzinsung erfolgt für die betriebswirtschaftliche Berechnung 
analog zum Straßen- und Eisenbahngüterverkehr mit einem Zinssatz von 8,5 %. Für die 
volkswirtschaftliche Betrachtung wird die Aktualisierungsrate des BVWP 2003 in Höhe von 
3 % angewendet. 
Zur Abschätzung der übrigen Komponenten der Vorhaltungskosten können die Ansätze 
der Berechnungen zum BVWP 2003 verwendet werden. Jeweils als Prozentsatz der Wie-
derbeschaffungswerte ergeben sich für die einzelnen Kostenkomponenten die folgenden 
Ansätze: 
 
Tabelle 9-9: Komponenten der Vorhaltungskosten als Anteile der 
Wiederbeschaffungswerte 
 Motorschiffe Schubboote Schubleichter 
Reparatur 2,50 %   5,00 %       2,10 % 
Material 0,40 %   0,70 %       0,40 % 
Versicherung 1,20 %   1,20 %       1,20 % 
Betriebsgemeinkosten 0,25 %   0,60 %       0,50 % 
Verwaltungskosten (betriebswirtschaftlich) 2,50 %   2,50 %       2,50 % 
Verwaltungskosten (volkswirtschaftlich) 0,40 %   0,50 %       0,45 % 
                                                                                                                                                  
 
141 DB Energie GmbH, Neues Energiegesetz führt noch immer nicht zum Abbau der Wettbewerbsnachteile der 
Schiene, in: EnergieNews der DB, Ausgabe Juni 2006 
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Die nach den vorstehend beschriebenen Verfahren berechneten betriebs- und volkswirt-
schaftlichen Vorhaltungskosten der Motorgüter- und Motortankschiffe sowie der Schub-
boote und Schubleichter zum Preisstand des Jahres 2006 sind getrennt nach Betriebsfor-
men in den beiden folgenden Tabellen dargestellt.  
 
Tabelle 9-10: Betriebswirtschaftliche Vorhaltungskosten der Motorschiffe  
(Preisstand 2006; € pro Jahr) 
 Tagesfahrt Halbständige Fahrt Ständige Fahrt 
Motorgüterschiffe (TT) 
≤ 400 101.886  104.189  111.096  
401 – 650 187.613  191.852  204.571  
651 – 900 263.485  269.439  287.302  
901 - 1.000 320.636  327.882  349.618  
1.001 - 1.500 398.086  407.081  434.068  
1.501 - 2.000 468.243  478.824  510.567  
2.001 - 2.500 539.780  551.978  588.571  
2.501 - 3.000 606.785  620.497  661.632  
> 3.000 656.447  671.281  715.783  
Motortankschiffe (TT) 
≤ 400 109.966  112.411  119.745  
401 - 650 225.772  230.792  245.851  
651 - 900 316.806  323.850  344.981  
901 - 1.000 381.859  390.349  415.819  
1.001 - 1.500 484.776  495.554  527.889  
1.501 - 2.000 556.677  569.053  606.184  
2.001 - 2.500 629.383  643.376  685.356  
2.501 - 3.000 705.916  721.611  768.695  
> 3.000 760.093  776.993  827.691  
Schubleichter 
≤ 650 29.673 
651 – 1.000 42.438 
1.001 - 1.500 59.347 
1.501 - 2.000 80.566 
2.001 - 2.500 110.239 
> 2.500 135.602 
Schubboote 
KSB 300 --- 220.313 238.861 
SSB 600 --- 330.362 358.175 
SB I --- 418.445 453.672 
SB II --- --- 561.078 
SB III --- --- 1.068.453 
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Tabelle 9-11: Volkswirtschaftliche Vorhaltungskosten der Motorschiffe  
(Preisstand 2006; € pro Jahr) 
 Tagesfahrt Halbständige Fahrt Ständige Fahrt 
Motorgüterschiffe (TT) 
≤ 400 52.226 54.528 61.435 
401 – 650 96.168 100.408 113.126 
651 – 900 135.060 141.014 158.876 
901 - 1.000 164.354 171.600 193.336 
1.001 - 1.500 204.054 213.050 240.037 
1.501 - 2.000 240.016 250.597 282.340 
2.001 - 2.500 276.685 288.883 325.475 
2.501 - 3.000 311.031 324.743 365.878 
> 3.000 336.487 351.321 395.823 
Motortankschiffe (TT) 
≤ 400 56.943 59.388 66.723 
401 - 650 116.911 121.930 136.989 
651 - 900 164.050 171.094 192.225 
901 - 1.000 197.737 206.227 231.697 
1.001 - 1.500 251.029 261.808 294.142 
1.501 - 2.000 288.261 300.638 337.769 
2.001 - 2.500 325.911 339.904 381.884 
2.501 - 3.000 365.541 381.236 428.321 
> 3.000 393.596 410.495 461.194 
Schubleichter 
≤ 650 17.643 
651 – 1.000 25.232 
1.001 - 1.500 35.286 
1.501 - 2.000 47.902 
2.001 - 2.500 65.544 
> 2.500 80.624 
Schubboote 
KSB 300 --- 135.024 152.119 
SSB 600 --- 202.470 228.104 
SB I --- 256.453 288.921 
SB II --- --- 357.323 
SB III --- --- 680.444 
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Ausgangspunkt zur Ermittlung der Personalkosten in der Binnenschifffahrt ist die nach den 
Bestimmungen der Rheinschiffs-Untersuchungsordnung je nach täglicher Betriebszeit 
(Tagesfahrt, Halbständige Fahrt, Ständige Fahrt) erforderliche Anzahl und Qualifikation der 
Besatzungsmitglieder. Die Bestimmungen differenzieren die Anforderungen an die Besat-
zung bei den einzelfahrenden Motorschiffen nach den drei Längenklassen 'bis 70 m', 'zwi-
schen 70 m und 86 m' sowie 'über 86 m'. Anhand der Binnenschiffsbestandsdatei lässt 
sich die Verteilung der Schiffslängen in den einzelnen Schiffsgrößenklassen ermitteln. Die 
Differenzierung der Personalkosten kann somit bei Motorgüter- und Motortankschiffen 
analog zu den Vorhaltungskosten erfolgen.  
Die Besatzungsvorschriften für Schub- und Koppelverbände differenzieren nicht nach An-
triebs- bzw. Tragfähigkeitsgrößenklassen, sondern nach der Anzahl mitgeführter Leichter 
bzw. den Gesamtabmessungen der Verbände. Entsprechend ist hier eine von den Vorhal-
tungskosten abweichende Differenzierung der Personalkosten vorzunehmen: 
• Schubverbände mit 1 Leichter sowie generell alle Schub- und Koppelverbände 
bis zu 116,5 m Länge und 15,0 m Breite;  
• Schubverbände mit 2 Leichtern bzw. Koppelverbände mit 1 Leichter; 
• Schubverbände mit 3 bis 4 Leichtern bzw. Koppelverbände mit 2 bis 3 Leichtern; 
• Schubverbände mit mehr als 4 Leichtern. 
Ausgehend von den durch die RheinSchuO festgelegten Schiffsbesatzungen erfolgt die 
Berechnung der Personalkosten für den Preisstand des Jahres 2006 anhand der Bestim-
mungen des Rahmentarifvertrages für die deutsche Binnenschifffahrt sowie der für das 
Jahr 2006 gültigen „Lohn- und Gehaltstabelle für die Güterschifffahrt“. Neben den Löhnen 
und Gehältern werden bei den Personalkosten auch die Sozialabgaben berücksichtigt. 
Die Ergebnisse der Berechnungen zeigt die folgende Tabelle. Aufgrund der durch die 
RheinSchuO bestimmten Anzahl und Qualifikation der Besatzungsmitglieder ergeben sich 
bei den Einzelfahrern bis zur Größenklasse 1.000 - 1.500 TT nur marginale Unterschiede 
in den Personalkosten. So liegen die Jahreskosten in der Tagesfahrt bei der genannten 
Größenklasse um lediglich 2,1 % über denjenigen der Größenklasse bis 400 TT. Für die 
Klassen ab 2.000 TT (Schiffe ab dieser Tragfähigkeit sind zu 100 % länger als 86 m) sind 
aufgrund gleicher Besatzungszusammensetzung die Personalkosten identisch. 
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Tabelle 9-12: Personalkosten der Binnenschifffahrt nach Schiffsgrößenklassen und 
Betriebsformen (Preisstand 2006, € pro Jahr) 
Schiffs-/Verbandstyp Tagesfahrt Halbständige Fahrt Continuefahrt 
EF ≤ 400 166.886 208.406 399.731 
EF 401 – 650 166.933 208.950 400.255 
EF 651 – 900 167.028 211.072 402.499 
EF 901 - 1.000 169.028 231.798 424.789 
EF 1.001 - 1.500 170.456 248.173 442.218 
EF 1.501 - 2.000 212.106 289.517 503.928 
EF > 2.000 241.046 318.186 546.788 
SB mit 1 SL * 251.423 289.898 556.587 
SB mit 2 SL ** 292.454 397.501 687.337 
SB mit 3-4 SL *** 418.309 501.677 736.182 
SB mit > 4 SL 486.091 572.941 825.493 
EF:  Einzelfahrende Motorgüter- oder Motortankschiffe 
SB:  Schubboote;   SL:  Schubleichter 
* umfasst alle Verbände mit Abmessungen bis zu 116,5 m Länge und 15,0 m Breite 
** entspricht Koppelverbänden mit 1 Leichter 
*** entspricht Koppelverbänden mit 2 bis 3 Leichtern 
 
Die leistungsabhängigen Betriebsführungskosten der Binnenschifffahrt bestehen haupt-
sächlich aus den Energiekosten, d. h. den Treib- und Schmierstoffkosten je Größenklasse. 
Diese Fortbewegungskosten werden nach dem Verfahren der Bundesverkehrswegepla-
nung in Abhängigkeit von der durchschnittlich installierten Motorleistung (KW) und dem 
Nutzungsgrad der Antriebskraft bestimmt. Der Treibstoffverbrauch (TV) je Fahrtstunde 




kWhTvNAKWTV /••=  
Es bedeuten: 
 
TV : Treibstoffverbrauch in Liter je Fahrtstunde 
KW : Durchschnittlich installierte Motorleistung in der Größenklasse 
NA : Nutzungsgrad der Antriebskraft, abhängig von der Art der Wasserstraße: 
  Geregelter Fluß  0,95 
  Staugeregelter Fluß 0,63 
  Kanal   0,45 
Tv/kWh : Spezifischer Treibstoffverbrauch: 0,2 kg/kWh 
SG : Spezifisches Gewicht (rd. 0,86 kg/l) 
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Unter Berücksichtigung eines 5%igen Zuschlags für Schmierstoffe lässt sich der durch-
schnittliche Treibstoffverbrauch je Fahrtstunde für die Einzelfahrer (Durchschnitt aus Mo-
torgüter- und Motortankschiffen) sowie der Schubmotorschiffe und Schubboote anhand 
der durchschnittlichen Antriebskraft der Binnenschiffe in den einzelnen Größenklassen 
berechnen: 
 
Tabelle 9-13: Treibstoffverbrauch der Einzelfahrer und Schubmotorschiffe nach  
Größenklassen (Liter/Fahrtstunde einschl. Schmierstoffzuschlag) 
Größenklasse TT Geregelter Fluss Staugeregelter Fluss Kanal 
EF ≤ 400 41,8  27,7  19,8  
EF 401 - 650 63,8  42,3  30,2  
EF 651 - 900 91,2  60,5  43,2  
EF 901 - 1.000 111,6  74,0  52,9  
EF 1.001 - 1.500 140,1  92,9  66,4  
EF 1.501 - 2.000 191,1  126,8  90,5  
EF 2.001 - 2.500 244,0  161,8  115,6  
EF 2.501 - 3.000 289,3  191,8  137,0  
EF > 3.000 345,2  228,9  163,5  
SMS 1.001 - 1.500 185,3  122,9  87,8  
SMS 1.501 - 2.000 231,5  153,5  109,7  
SMS 2.001 - 2.500 255,6  169,5  121,1  
SMS 2.501 - 3.000 354,7  235,2  168,0  
SMS > 3.000 403,2  267,4  191,0  
EF = Einzelfahrer;   SMS = Schubmotorschiffe 
 
Tabelle 9-14: Treibstoffverbrauch der Schubboote nach Wasserstraßenarten 
(Liter/Fahrtstunde einschl. Schmierstoffzuschlag) 
Antriebsleistung (kW) Geregelter Fluss Staugeregelter Fluss Kanal 
< 100 16,5  10,9  7,8  
100 – 300 48,7  32,3  23,1  
301 – 1.000 137,8  91,4  65,3  
1.001 – 1.500 272,6  180,8  129,1  
1.501 – 2.500 441,5  292,8  209,1  
> 2.500 858,8  569,5  406,8  
 
Schubboote mit Antriebsleistungen unter 100 kW werden ausschließlich für Rangierzwe-
cke eingesetzt. Die Schubboote der Klassen 100 – 300 kW und 301 – 1.000 kW sind auf-
grund ihrer geringen Antriebsleistung weder für die Fahrt mit Europa-Leichtern noch für 
den Rhein geeignet. Schubboote mit 1.001 – 1.500 kW werden gewöhnlich für die Kanal-
fahrt mit bis zu 2 Europaleichtern eingesetzt. Verbände auf dem Rhein werden je nach 
Verfügbarkeit und Anzahl der Leichter mit den Typen 1.501 – 2.000 kW (2 bis 4 Leichter) 
oder > 2.500 kW (4 und mehr Leichter) geschoben.  
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Zur Berechnung der Treibstoffkosten sind die vorstehenden Verbräuche der Binnenschiffe 
mit dem Nettopreis je Liter Gasöl zu multiplizieren. Nach dem monatlich vom „Centraal 
Bureau voor de Rijn- en Binnenvaart (CBRB) veröffentlichten mittleren Gasölpreis ergibt 
sich hier für den Jahresdurchschnitt 2006 ein Preis von 52 Cent je Liter. 
Mit dem vorstehend skizzierten vereinfachten Verfahren zur Berechnung des Treibstoff-
verbrauchs der Binnenschiffe wird der komplexe Zusammenhang zwischen Antriebsleis-
tung, Fahrgeschwindigkeit und Abladetiefe der Schiffe sowie der Wassertiefe der befahre-
nen Streckenabschnitte nur überschlägig und unvollständig abgebildet. Die Berechnung 
des relationsspezifischen Treibstoffverbrauchs der Binnenschifffahrt wird daher anhand 
eines deutlich differenzierteren Verfahrens (Leistungs-Geschwindigkeitsprofile) (vgl. Kapi-
tel 7.4) durchgeführt. 
 
Auch für die Binnenschifffahrt werden neben den betriebs- und gesamtwirtschaftlichen 
Kosten als dritte Kostenkategorie die ausgabewirksamen Kosten betrachtet. Hierbei han-
delt es sich um jene Ausgaben, die beim Einsatz der Fahrzeuge unmittelbar anfallen. Be-
rücksichtigt werden neben den Personal- und Treib-/Schmierstoffkosten die Positionen 
Reparatur und Wartung der Vorhaltungskosten. 
 
9.3 Kostendegression 
Die betriebs- und volkswirtschaftlichen Transportkosten je Tonnenkilometer sinken bei 
allen drei Verkehrsträgern aufgrund der je Transportvorgang weitgehend fixen Kosten für 
die Bereitstellung sowie Be- und Entladung der Fahrzeuge mit zunehmender Transport-
entfernung. Bezogen auf eine vorgegebene Transportentfernung werden Kosten-
degressionseffekte in erster Linie durch die Ladekapazität und die Kapazitätsauslastung 
der Fahrzeuge bestimmt. Die tkm-Sätze sind um so niedriger, je höher die Ladungsmenge 
in der Lastfahrt und je geringer die Leerfahrtanteile.  
 
9.3.1 Straßengüterverkehr 
Im gewerblichen Fernverkehr deutscher Lkw wurden im Jahr 2005 durchschnittlich 319 km 
je Fahrt zurückgelegt. Bei einer Ladekapazität von knapp 25 t, einer Gütermenge von 
14,2 t je Ladungsfahrt und einem Anteil der Leerfahrten von 9,2 % ergibt sich hieraus eine 
durchschnittliche Beladung von 12,3 t (Quelle: Statistische Mitteilungen des KBA und der 
BAG, Reihe 8, Dezember 2005).  
Für diese Ladungsmenge von 12,3 t ergeben sich bei einer mittleren Standzeit (Be- und 
Entladezeiten) von 2,5 Std. je Ladungsfahrt im Durchschnitt der Last- und Sattelzüge in 
Abhängigkeit von der Transportentfernung die in der folgenden Abbildung dargestellten 
tkm-Sätze. 
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Abbildung 9-1: Transportkosten der Last- und Sattelzüge im Straßengüterver-
kehr in Abhängigkeit von der Transportentfernung 
 
 
Bei einer Entfernung von 200 km belaufen sich die betriebswirtschaftlichen Transportkos-
ten auf 14,3 Cent je tkm, die volkswirtschaftlichen Kosten auf 9,9 Cent je tkm und die aus-
gabewirksamen Kosten auf 10,5 Cent je tkm. Diese Sätze sinken bei einer Entfernung von 
1.000 km um jeweils gut 38 % auf 8,8 Cent (betriebswirtschaftlich), 6,1 Cent (volkswirt-
schaftlich) bzw. 6,5 Cent (ausgabewirksam) je tkm. Die Kostenreduktion hat hierbei einen 
degressiven Verlauf. So liegt die Reduktion bei einer Erhöhung der Entfernung von 200 km 
auf 300 km bei knapp 16 %, während eine Erhöhung von 900 km auf 1.000 km mit knapp 
2 % nur mehr eine vergleichsweise geringe weitere Kostenreduktion je tkm zur Folge hat. 
Betrachtet man die Auswirkungen unterschiedlicher Ladungsmengen bei einer vorgegebe-
nen Transportentfernung von 300 km auf die Transportkosten je tkm, so ergibt sich das 
folgende Bild: 
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Abbildung 9-2: Transportkosten der Last- und Sattelzüge im Straßengüterver-
kehr in Abhängigkeit von der Ladungsmenge 
 
 
Bei vollständiger Nutzung der Ladekapazität eines Last- bzw. Sattelzuges mit 26 t sowohl 
in der Hin- als auch der Rückrichtung einer Ladungsfahrt ergeben sich tkm-Sätze in Höhe 
von 5,72 Cent (betriebswirtschaftlich), 3,95 Cent (volkswirtschaftlich) bzw. 4,25 (ausgabe-
wirksam). Wird hingegen davon ausgegangen, dass der in der Lastfahrt mit 26 t voll bela-
dene Last- bzw. Sattelzug leer zum Ausgangspunkt der Fahrt zurückkehrt (durchschnittli-
che Beladung für den Umlauf somit 13 Tonnen) so steigen die tkm-Sätze um rd. 97 % (be-
triebswirtschaftlich), knapp 98 % (volkswirtschaftlich) bzw. um 96 % (ausgabewirksam). 




Zur Ermittlung der entfernungsabhängigen Kostendegression im Eisenbahngüterverkehr 
kann auf vorliegende aktuelle Preisinformationen zurückgegriffen werden. Es handelt sich 
hierbei um  
• Preistafeln der Railion Deutschland AG zu den Wagenpreisen im Wagenladungsver-
kehr (Stand Januar 2007), 
• Preise und Konditionen für den deutsch-niederländischen Eisenbahngüterverkehr für 
Wagenladungen (gültig ab Juli 2006) sowie 
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• Frachtenkatalog der ThyssenKrupp Steel AG für die Anlieferung von Stahlprodukten 
per Bahntransport (gültig ab Januar 2007). 
Umgerechnet in Frachtsätze je Tonnenkilometer ergibt sich die stärkste Kostendegression 
im allgemeinen Wagenladungsverkehr der Railion AG. Hier liegt der tkm-Satz bei einer 
Transportentfernung von 1.000 km mit 7,40 Cent um knapp 55 % unter dem entsprechen-
den Satz bei einer Transportentfernung von 200 km (16,04 Cent).  
Im deutsch-niederländischen Eisenbahngütertarif ist die entfernungsabhängige Kostende-
gression geringfügig geringer ausgeprägt. Hier liegt der tkm-Satz bei 1.000 km mit 4,84 
Cent um gut 53 % unter demjenigen bei einer Entfernung von 200 km (10,14 Cent).  
Die vergleichsweise deutlich geringste Kostendegression weist schließlich der Frachtenka-
talog der ThyssenKrupp Steel AG für Stahllieferungen auf. Für eine Transportentfernung 
von 1.000 km werden je tkm 5,01 Cent berechnet, für eine Entfernung von 200 km 7,44 
Cent. Dies entspricht einer Kostendegression von knapp 33 %. 
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Die Wagenpreise der Railion-Preistafeln zum allgemeinen Wagenladungsverkehr sind 
neben der Transportentfernung auch nach dem Sendungsgewicht der Ladung gestaffelt. 
Legt man den jeweiligen Mittelwert der in den Tafeln angegebenen Gewichtsklassen 
zugrunde, so ergibt sich das folgende Bild: 
Für Sendungen mit einem Gewicht von unter 13,5 t ergibt sich bei einem angenommenen 
Mittelwert von 10 t ein Transportkostensatz von 22,87 Cent je tkm. Dieser Satz sinkt bei 
einer Sendungsgröße von 15 t auf 19,56 Cent bzw. um rd. 14,5 %, bei einem Gewicht von 
20 t auf 17,07 Cent bzw. um insgesamt 25,4 %, bei einer Sendungsgröße von 25 t auf 
15,52 Cent bzw. in der Summe um 32,1 % sowie bei einer Tonnage von 30 t auf 14,65 
Cent bzw. um knapp 36 %. Für Sendungsgrößen ab 30 t wird schließlich ein tkm-Satz von 
14 Cent fällig, knapp 39 % weniger als bei Sendungen unter 13,5 t (vgl. die folgende Ab-
bildungen). 
 
Abbildung 9-4: Transportpreise im Wagenladungsverkehr der Railion AG in Ab-
hängigkeit vom Sendungsgewicht 
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Preise für Ganzzugverkehre werden von der DB bzw. der Railion nicht veröffentlicht. Hin-
weise auf die Veränderung der Kosten in Abhängigkeit von der Ladungsmenge je Zug las-
sen sich allerdings aus einer vorliegenden Studie des Fraunhofer-Instituts aus dem Jahr 
2003142 ableiten.  
Bei Anwendung der im Rahmen dieser Studie für den Ganzzugtransport von Siedlungsab-
fällen und Hausmüll erarbeiteten Einheitskostensätze (Abschreibung, Verzinsung, In-
standhaltung und Wartung für Lok und Waggons, Personalkosten je Zugumlauf, Energie-
kosten je Zugkm) auf unterschiedliche Zugkonfigurationen (variierende Anzahl der Wag-
gons bei einem Ladungsgewicht von 40 t je Waggon) lässt sich die Abhängigkeit der Kos-
ten je tkm vom Ladungsgewicht der Züge berechnen. 
Betrachtet wird eine Bandbreite des Ladungsgewichts je Zug zwischen 600 t und 1.400 t 
bei einer Transportentfernung von 300 km. Ausgehend vom tkm-Satz bei einem Ladungs-
gewicht von 600 t (4,68 Cent) sinken die Kosten bei 800 t Landungsgewicht auf 3,89 Cent 
bzw. um knapp 17 % , bei 1.000 t auf 3,42 Cent bzw. um rd. 27 %, bei 1.200 t auf 3,11 
Cent bzw. um 33,5 % sowie bei 1.400 t auf 2,88 Cent bzw. um 38,5 %. 
 
Abbildung 9-5: Transportkosten im Ganzzugsverkehr auf der Schiene in Abhän-
gigkeit vom Ladungsgewicht je Zug 
 
                                                
 
142 Fraunhofer-Institut für Materialfluss und Logistik, Erarbeitung eines Konzeptes zum Einsatz der Regional-
bahnen im Rahmen der Kreislaufwirtschaft, Dortmund, September 2003.  
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9.3.3 Güterschiffsverkehr 
Analog zum Straßen- und Eisenbahngüterverkehr ergeben sich auch in der Binnenschiff-
fahrt aufgrund der entfernungsunabhängigen Hafenzeiten mit zunehmender Transportent-
fernung sinkende Transportkosten je Tonnenkilometer. Berechnet am Beispiel eines voll 
abgeladenen Großmotorgüterschiffes (110 x 11,45 m) in der Fahrt auf dem Rhein ergeben 
sich bei leerer Rückfahrt für eine Bandbreite der Transportentfernung zwischen 200 km 
und 1.000 km die folgenden Effekte: 
• Die betriebswirtschaftlichen Kosten belaufen sich bei einer Transportentfernung von 
200 km auf 2,73 Cent je tkm. Mit zunehmender Transportentfernung sinkt der Kosten-
satz je tkm auf 2,24 Cent (400 km), 2,08 Cent (600 km), 2,00 Cent (800 km) bzw. 1,95 
Cent (1.000 km). Insgesamt ergibt sich somit bei einer Transportentfernung von 
1.000 km gegenüber einer solchen von 200 km eine Kostenminderung um rd. 28,5 %.  
• Die volkswirtschaftlichen Kosten weisen einen ähnlichen Verlauf auf. Sie sinken vom 
Ausgangswert 2,27 Cent je tkm (200 km) auf 1,68 Cent bei 1.000 km, d. h. um insge-
samt rd. 26 %. 
• Für die ausgabenwirksamen Kosten ergibt sich schließlich über die Bandbreite der 
betrachteten Transportentfernungen eine Kostendegression von insgesamt 24 %. 
 
Abbildung 9-6: Transportkosten des Großmotorgüterschiffs in Abhängigkeit von 
der Transportentfernung 
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Die Berechnungen zur Bestimmung der Kostendegression in Abhängigkeit von der 
Schiffsgröße bzw. der Ladungsmenge werden getrennt für drei Größenklassen von Motor-
güterschiffen, für einen Koppelverband mit einem Leichter sowie einen Schubverband mit 
4 Leichtern durchgeführt. Die wesentlichen Merkmale dieser Typschiffe fasst die folgende 
Tabelle zusammen. Bei den Verbänden beziehen sich hierbei die Angaben zu Länge, Brei-
te und Tiefgang jeweils auf den Schubleichter, die Tragfähigkeit auf den gesamten Ver-
band sowie die Antriebsleistung auf das Schubgütermotorschiff bzw. das Schubboot. 
 
Tabelle 9-15: Technische Merkmale der ausgewählten Typschiffe 
Bezeichnung Tragfähigkeit Länge Breite LeerTief MaxTief Antrieb 
Europaschiff 1.200 TT 80 m 9,0 m 0,70 m 2,60 m 590 kW 
GMS 2.900 TT 110 m 11,45 m 0,95 m 3,40 m 1.350 kW 
ÜGMS 3.500 TT 135 m 11,45 m 0,95 m 3,40 m 1.530 kW 
KV (1 SL) 5.200 TT 75 m 11,45 m 0,60 m 3,40 m 1.570 kW 
SV (4 SL) 11.200 TT 75 m 11,45 m 0,60 m 4,00 m 3.700 kW 
Die Angaben zur durchschnittlichen Tragfähigkeit und zur Antriebsleistung in kW wurden als gerundete Mittel-
werte aus der IVR-Bestandsstatistik 2006 ermittelt; LeerTief = Leertiefgang; MaxTief = Tiefgang bei voller 
Abladung 
 
Die Ladungsmenge der Typschiffe ergibt sich für ausgewählte Abladetiefen in einer Band-
breite zwischen 2,0 m und 4,0 m unter Berücksichtigung der jeweiligen Leer- und Maximal-
tiefgänge bei einer reedereibedingt vollen Auslastung wie folgt.  
 
Tabelle 9-16: Ladungsmengen in Abhängigkeit von der Abladetiefe (Tonnen) 
Bezeichnung Abladetiefe (cm) 
 200 250 260 280 300 320 340 400 
Europaschiff 821 1.137 1.200 1.200 1.200 1.200 1.200 1.200 
GMS 1.243 1.835 1.953 2.190 2.427 2.663 2.900 2.900 
ÜGMS 1.500 2.214 2.357 2.643 2.929 3.214 3.500 3.500 
KV (1 SL) 2.393 3.396 3.596 3.997 4.398 4.799 5.200 5.200 
SV (4 SL) 4.612 6.259 6.588 7.247 7.906 8.565 9.224 11.200 
 
Die Berechnungen zur Höhe der Transportkosten und zum Ausmaß der Kostendegression 
werden beispielhaft für eine Relation auf dem Rhein mit einer Transportentfernung von 
300 km durchgeführt. Die jeweiligen Schiffsgeschwindigkeiten werden hierbei in Abhän-
gigkeit von der Abladetiefe auf der Basis vorliegender Leistungs-
/Geschwindigkeitsdiagramme für die Fahrt auf dem Rhein (vgl. Quellenangabe der folgen-
den Tabelle) festgelegt. 
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 Leer 200 250 260 280 300 320 340 400 
Europaschiff 20,1 17,4 16,1 15,8 15,8 15,8 15,8 15,8 15,8 
GMS 20,4 18,9 18,1 17,9 17,6 17,2 16,8 16,4 16,4 
ÜGMS 20,4 18,9 18,1 17,9 17,6 17,2 16,8 16,4 16,4 
KV (1 SL) 19,3 17,1 15,6 15,3 14,7 14,1 13,5 12,9 12,9 
SV (4 SL) 20,5 18,5 17,3 17,0 16,5 15,9 15,4 14,8 13,2 
Quelle: Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Materialien Nr. 56: Emissionen luftverunreinigender 
Stoffe durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen; Ein Modell zur Berechnung der Schadstoffverteilung 
auf Wasserstraßen, in Schleusen und Häfen, Essen 2001; eigene Berechnungen. 
 
Die angegebenen Geschwindigkeiten beziehen sich auf die Fahrt durch das Wasser. Zur 
Bestimmung der Geschwindigkeiten gegenüber Land wird entsprechend der Fahrtrichtung 
(zu Berg bzw. zu Tal) die Strömungsgeschwindigkeit des Rheins mit durchschnittlich 6 
km/h subtrahiert bzw. addiert. 
Die Berechnung der jeweiligen Umlaufkosten erfolgt getrennt anhand der in Kapitel 9.2 
beschriebenen betriebs- und gesamtwirtschaftlichen Transportkostensätze. Darüber hin-
aus wird in einer dritten Variante die Höhe der ausgabewirksamen Kosten bestimmt.  
Die Transportkosten werden für den vollen Schiffsumlauf, d. h. für 300 km zu Berg (Haupt-
verkehrsrichtung) sowie 300 km zu Tal (Nebenverkehrsrichtung) plus Hafenzeiten berech-
net. Schleusenzeiten sind im gewählten Beispiel der Fahrt auf dem Rhein nicht relevant. 
Neben den Ladungsmengen in der Hauptverkehrsrichtung werden die Transportkosten je 
tkm in erheblichem Maße dadurch bestimmt, ob und in welchem Umfang von den Schiffen 
auch in der Nebenverkehrsrichtung Transportmengen abgewickelt werden. Um hier die 
maximale Bandbreite der Kostengrößen zu bestimmen, wird alternativ von einer leeren 
Rückfahrt bzw. einer zur Hauptverkehrsrichtung analogen Ladungsmenge (volle Rück-
fahrt) ausgegangen (Ausnahme: Schubverband). 
Die folgende Abbildung zeigt die Ergebnisse der Berechnungen für das Europaschiff. Ent-
sprechend des Maximaltiefgangs dieses Schiffstyps von 2,60 m werden hier bei höheren 
Abladetiefen keine weiteren Kostendegressionseffekte wirksam.  
• Die betriebswirtschaftlichen Kosten belaufen sich bei einer Abladetiefe von 2,0 m auf 
5,17 Cent (Rückfahrt leer) bzw. 3,60 Cent (Rückfahrt beladen) je Tonnenkilometer. 
Steht die maximale Abladetiefe des Schiffstyps zur Verfügung, so vermindern sich die 
Sätze auf 3,74 Cent (Rück leer) bzw. 2,67 Cent (Rück voll). Gegenüber dem Aus-
gangsniveau einer Abladetiefe von 2,0 m entspricht dies einer Verminderung um 
27,7 % (Rück leer) bzw. 25,8 % (Rück voll). 
• Die volkswirtschaftlichen Transportkosten (ohne Externe Kosten) liegen im Niveau 
knapp 20 % unter den betriebswirtschaftlichen Kosten. Das Ausmaß der Kostende-
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gression einer vollen Abladung im Vergleich zur Abladetiefe von 2,0 m ist hier mit einer 
Verminderung um 27,4 % (Rück leer) bzw. 25,3 % (Rück voll) mit derjenigen bei den 
betriebswirtschaftlichen Kosten vergleichbar. 
• Die ausgabewirksamen Kosten liegen im Niveau nochmals um rd. 10 % unter den 
volkswirtschaftlichen Kosten. Auch hier erreicht die Kostendegression nahezu identi-
sche Ausmaße (27,3 % bzw. 25,3 %). 
 
Abbildung 9-7: Kostendegression Europaschiff 
 
 
Bei den Großmotorgüterschiffen mit einer Länge von 110 m und einem Tiefgang von 3,40 
m bei voller Abladung zeigt sich das folgende Bild: 
• Bei einer Abladetiefe von 2,0 m ergeben sich betriebswirtschaftliche Kosten in Höhe 
von 5,15 Cent (Rückfahrt leer) bzw. 3,44 Cent (Rückfahrt beladen) je Tonnenkilometer. 
Steht die maximale Abladetiefe der Schiffe von 3,40 m zur Verfügung, so vermindern 
sich die Kosten auf 2,41 Cent (Rück leer) bzw. 1,67 Cent (Rück voll). Gegenüber einer 
Abladetiefe von 2,0 m entspricht dies einer Verminderung um 53,2 % (Rück leer) bzw. 
51,5 % (Rück voll). 
• Die volkswirtschaftlichen Transportkosten (ohne Externe Kosten) liegen bei einer Ab-
ladetiefe von 2,0 m bei 4,32 Cent (Rück leer) bzw. 2,82 Cent (Rück voll). Das prozen-
tuale Ausmaß der Kostendegression entspricht mit Transportkostensätzen von 2,02 
Cent bzw. 1,38 Cent je tkm bei voller Abladung demjenigen der betriebswirtschaftlichen 
Kosten. 
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• Die ausgabewirksamen Kosten liegen im Niveau um rd. 25 % unter den betriebswirt-
schaftlichen Kosten. Auch hier erreicht die Kostendegression nahezu identische Aus-
maße (Verminderung um 52,9 % bzw. 50,8 %). 
 
Abbildung 9-8: Kostendegression GMS 110 x 11,45 m 
 
 
Der Maximaltiefgang der übergroßen Großmotorgüterschiffe mit einer Länge von 135 m 
liegt analog der GMS 110 m bei 3,40 m. Das Ausmaß der Kostendegression ist bei beiden 
Schiffstypen nahezu identisch: 
• Betriebswirtschaftlichen Kosten in Höhe von 4,59 Cent (Rückfahrt leer) bzw. 3,04 Cent 
(Rückfahrt beladen) je tkm bei einer Abladetiefe von 2,0 m stehen Kosten von 2,14 
Cent (Rück leer) bzw. 1,48 Cent (Rück voll) bei voller Abladung gegenüber. Dies ent-
spricht einer Verminderung um 53,4 % (Rück leer) bzw. 51,3 % (Rück voll). 
• Die volkswirtschaftlichen Transportkosten (ohne Externe Kosten) liegen bei einer Ab-
ladetiefe von 2,0 m bei 3,84 Cent (Rück leer) bzw. 2,49 Cent (Rück voll). Das prozen-
tuale Ausmaß der Kostendegression entspricht mit Transportkostensätzen von 1,80 
Cent bzw. 1,22 Cent je tkm bei voller Abladung in etwa demjenigen der betriebswirt-
schaftlichen Kosten. 
• Auch bei den ausgabewirksamen Kosten erreicht die Kostendegression nahezu identi-
sche Ausmaße (Verminderung um 53,2 % bzw. 50,5 %). 
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Abbildung 9-9: Kostendegression GMS 135 x 11,45 m 
 
 
Beim Koppelverband ist die Kostendegression aufgrund des geringeren Leertiefgangs des 
Leichters (60 cm gegenüber 95 cm beim GMS bzw. ÜGMS) etwas weniger stark ausge-
prägt. Jeweils gegenüber der Abladetiefe von 2,0 m verringern sich die Kosten bei voller 
Abladung wie folgt: 
• Betriebswirtschaftliche Kosten: von 3,50 Cent (Rückfahrt leer) bzw. 2,35 Cent (Rück-
fahrt beladen) auf 2,00 Cent (Rück leer) bzw. 1,47 Cent (Rück voll), d. h. um 42,9 % 
(Rück leer) bzw. 37, 4% (Rück voll). 
• Volkswirtschaftliche Transportkosten (ohne Externe Kosten): von 2,95 Cent (Rückfahrt 
leer) bzw. 1,94 Cent (Rückfahrt beladen) auf 1,69 Cent (Rück leer) bzw. 1,24 Cent 
(Rück voll), d. h. um 42,7 % (Rück leer) bzw. 36,6 % (Rück voll). 
• Ausgabewirksame Kosten: von 2,66 Cent (Rückfahrt leer) bzw. 1,73 Cent (Rückfahrt 
beladen) auf 1,54 Cent (Rück leer) bzw. 1,11 Cent (Rück voll), d. h. um 42,1 % (Rück 
leer) bzw. 35,8 % (Rück voll). 
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Abbildung 9-10: Kostendegression Koppelverband (1 Schubleichter) 
 
 
Bei den Kostenberechnungen für den Schubverband wird davon ausgegangen, dass 
Schubboot und Leichter im jeweiligen Hafen getrennt werden. Die Schubboote verbleiben 
nur zum Ab- bzw. Ankoppeln der Leichter im Hafen und setzen ihre Fahrt fort, ohne auf 
das Ent- bzw. Beladen der Leichter zu warten. Bei dieser Betriebsform ist die Mitnahme 
beladener Leichter in der Nebenverkehrsrichtung zu Tal nicht realistisch, da das hierzu 
benötigte massenhafte Aufkommen von Gütern in beiden Richtungen in aller Regel nicht 
zur Verfügung steht. Bei isolierter Betrachtung des Umlaufs eines Verbandes müssen in 
dieser Betriebsvariante je Schubboot drei Leichtersätze vorgehalten werden (je ein Satz 
zum Be- bzw. Entladen in den Häfen, ein weiterer Satz auf Fahrt). Bei massenhaften 
Punkt-Punkt Verkehren und Kooperation der beteiligten Betriebe kann dieser Bedarf durch 
„Leichterpools“ auf zwei Sätze je Schubboot reduziert werden. Die Kostenberechnungen 
werden für beide Varianten durchgeführt.  
Die für den Schubverband unterstellten Leichter der Größenklasse 2.500 – 3.000 TT wei-
sen einen Leertiefgang von 60 cm und einen Maximaltiefgang von 4,0 m auf. Jeweils ge-
genüber der Abladetiefe von 2,0 m verringern sich die Kosten bei voller Abladung von 4,0 
m wie folgt: 
• Betriebswirtschaftlichen Kosten: von 3,47 Cent (3 Leichtersätze) bzw. 3,05 Cent (2 
Leichtersätze) auf 1,88 Cent (3 x SL) bzw. 1,67 Cent (2 x SL), d. h. um 45,8 % bzw. 
45,2 %. 
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• Volkswirtschaftliche Kosten (ohne Externe Kosten): von 2,78 Cent (3 x SL) bzw. 2,53 
Cent (2 x SL) auf 1,53 Cent (3 x SL) bzw. 1,40 Cent (2 x SL), d. h. um 45,0 % bzw. 
44,7 %. 
• Ausgabewirksame Kosten: von 2,26 Cent (3 x SL) bzw. 2,14 Cent (2 x SL) auf 1,26 
Cent (3 x SL) bzw. 1,20 Cent (2 x SL), d. h. um 44,2 % bzw. 43,9 %. 
 
Abbildung 9-11: Kostendegression Schubverband (4 Schubleichter) 
 
 
Vergleicht man die Höhe der Transportkosten der ausgewählten Schiffs- und Verbandsty-
pen bei unterschiedlichen Abladetiefen, so ergibt sich für die betriebswirtschaftlichen 
Kosten (Einzelfahrer und Koppelverband in beiden Richtungen beladen; Schubverband 
mit zwei vorzuhaltenden Leichtersätzen) das folgende Bild: 
• Bei einer Abladetiefe von 2,0 m liegen die Transportkosten des Europaschiffes mit 
3,60 Cent je tkm um rd. 12 % über denjenigen des GMS (3,44 Cent) und um 18 % über 
den Kosten des ÜGMS (3,04 Cent). Die Kosten des Schubverbandes entsprechen bei 
diesen Abladebedingungen denjenigen des ÜGMS, während der Koppelverband mit 
2,35 Cent den deutlich niedrigsten tkm-Satz aufweist. 
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• Bereits bei einer Abladetiefe von 2,6 m vergrößert sich der Kostennachteil der (bei die-
ser Abladetiefe voll abgeladenen) Europaschiffe deutlich. Mit 2,67 Cent je tkm liegen 
die Kosten dieses Schiffes um 17 % über denjenigen des GMS (2,28 Cent) und um 
32 % über denjenigen des ÜGMS (2,02 Cent). Schub- und Koppelverbände weisen 
Kostensätze von 2,27 Cent sowie 1,74 Cent je tkm auf. 
• Die Abladetiefe von 3,4 m erlaubt eine volle Auslastung der GMS und ÜGMS sowie 
des Koppelverbandes. Die tkm-Sätze des ÜGMS und des Koppelverbandes liegen hier 
mit 1,48 Cent bzw. 1,47 Cent auf gleichem Niveau. Die tkm-Kosten des GMS betragen 
1,67 Cent und diejenigen des Schubverbandes 1,81 Cent. Bei diesen Abladebedin-
gungen übersteigen die Kosten des Europaschiffes diejenigen des GMS um 60 % und 
diejenigen des ÜGMS bzw. des Koppelverbandes gar um 80 %. 
• Eine Abladetiefe von 4,0 m führt gegenüber 3,4 m nur mehr bei den Schubverbänden 
zu einer weiteren Kostendegression. Der tkm-Satz sinkt hier auf 1,67 Cent und ent-
spricht somit den Kosten des in beiden Richtungen beladenen GMS. 
 
Abbildung 9-12: Betriebswirtschaftliche Kosten ausgewählter Schiffs- und Ver-
bandstypen bei unterschiedlichen Abladetiefen 
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Mit Ausnahme des Niveauunterschieds der tkm-Sätze ist die Entwicklung der volkswirt-
schaftlichen Transportkosten bei zunehmenden Abladetiefen mit derjenigen bei den 
betriebswirtschaftlichen Kosten weitgehend vergleichbar: 
• Die Transportkostennachteile des Europaschiffes vergrößern sich mit zunehmender 
Abladetiefe signifikant. Liegen die Kosten bei einer Abladetiefe von 2,0 m nur um rd. 
5 % über denjenigen des GMS, so vergrößert sich dieser Abstand auf 18 % (2,6 m) 
bzw. auf 60 % (3,4 m). 
• Bei jeweils voller Abladung von 3,4 m weisen ÜGMS und Koppelverbände mit 1,22 
Cent bzw. 1,23 Cent wiederum vergleichbare Kostensätze auf. Es folgen GMS und 
Schubverände mit 1,38 Cent bzw. 1,40 Cent je tkm. 
 
Abbildung 9-13: Volkswirtschaftliche Kosten ausgewählter Schiffs- und Ver-
bandstypen bei unterschiedlichen Abladetiefen 
 
 
Auch wenn man nur die ausgabewirksamen Kosten betrachtet, zeigt sich ein vergleichba-
res Bild. Je nach Abladetiefe liegen die tkm-Sätze des Europaschiffes zwischen 5 % (2,0 
m) und 60 % (3,4 m) über denjenigen des GMS. Jeweils bei Vollabladung weisen ÜGMS 
und Koppelverband mit 1,10 Cent bzw. 1,11 Cent die geringsten Kosten auf. Die Kosten 
der voll abgeladenen Schubverbände und GMS belaufen sich auf 1,20 Cent bzw. 1,24 
Cent je tkm. 
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Abbildung 9-14: Ausgabewirksame Kosten ausgewählter Schiffs- und Verbands-
typen bei unterschiedlichen Abladetiefen 
 
 
Wird bei den Einzelfahrern und dem Koppelverband entgegen den bisherigen Betrachtun-
gen von einer leeren Rückfahrt ausgegangen, so weist der Schubverband bei jeweils voller 
Abladung die niedrigsten tkm-Sätze auf. Es folgen der Koppelverband, ÜGMS, GMS und 
Europaschiff. Der gravierende Kostennachteil des Europaschiffes gegenüber dem GMS 
bei Abladetiefen ab 2,6 m bleibt auch bei unterstellter Leerfahrt in der Nebenverkehrsrich-
tung unberührt. 
 
9.4 Kostenvergleich für ausgewählte Relationen 
9.4.1 Relationsauswahl 
Der ökonomische und ökologische Vergleich der Verkehrsträger wird exemplarisch an 13 
ausgewählten Transportrelationen durchgeführt. Die Auswahl der Relationen sichert einer-
seits eine große Vielfalt an unterschiedlichen Transportaufgaben und andererseits bietet 
sie dennoch ein hohes Maß an Vergleichbarkeit. Die große Vielfalt wird bereits dadurch 
deutlich, dass Container- und Massenguttransporte gleichermaßen in die Untersuchung 
einfließen. Bei den Massenguttransporten werden sowohl Flüssigguttransporte als auch 
Transporte trockenen Massengutes kalkuliert. Dabei handelt es sich auf allen Relationen 
um Güter, die dort typischerweise transportiert werden. Aus Sicht der Binnenschifffahrt 
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wurden durch die Relationsauswahl außerdem sämtliche Wasserstraßenkategorien vom 
frei fließenden Fluss bis zum Kanal berücksichtigt.  
Trotz der großen Vielfalt wurden die Relationen so gewählt, dass sie von den drei Ver-
kehrsträgern Straße, Schiene und Binnenschiff bedient werden können. Folglich handelt 
es sich jeweils um so genannte „nasse“ Relationen, deren Quelle und Ziel an einer Was-
serstraße liegen. Bei den Containerrelationen wurde, um die Vergleichbarkeit der Ver-
kehrsträger zu gewährleisten, bei den Bahn- und Binnenschiffstransporten jeweils Nach- 
bzw. Vorlauf per Lkw mit entsprechendem zusätzlichen Umschlag berücksichtigt. Dass die 
ausgewählten Relationen in der Realität nicht von allen drei Verkehrsträgern bedient wer-
den versteht sich von selbst, denn üblicherweise kommt der günstigste zum Einsatz. Eine 
Übersicht über die Relationen mit der jeweils relevanten Gütergruppe bietet die Tabelle 
9-18. 
 
Tabelle 9-18: Relationsübersicht mit Gütergruppen 
Lfd. Nr. Gütergruppe Von Nach 
1 Futtermittel Hamburg Decin (Tschechien) 
2 Steinkohle Hamburg Salzgitter-Beddingen 
3 Steinkohle Rotterdam Duisburg 
4 Steinkohle Rotterdam Großkrotzenburg 
5 Eisenerz Rotterdam Dillingen Saar 
6 Container Rotterdam Duisburg 
7 Container Rotterdam Basel 
8 Container Hamburg Berlin 
9 Container Hamburg Decin (Tschechien) 
10 Container Rotterdam Stuttgart 
11 Eisen und Stahl Linz Nürnberg 
12 Mineralölprodukte Hamburg Hannover 
13 Chemische Erzeugnisse Antwerpen Ludwigshafen 
 
9.4.2 Straßengüterverkehr 
Bei den 13 Transportaufgaben handelt es sich um 8 Massengutrelationen und 5 Contai-
nerrelationen. Unter Berücksichtigung der streckenspezifischen und verkehrsbedingten 
Eigenschaften wurden die Schadstoffemission für jede Relation bestimmt.  
Im Zuge der Berechung erfolgte in einem ersten Schritt die Einteilung der einzelnen Stre-
ckenabschnitte in Autobahnen, Außerorts- und Innerortsstraßen. Mit Hilfe einer umfangrei-
chen Verkehrsanalyse auf Basis des BVWP wurden die Autobahnen in freie, teilgebunde-
ne, gebundene oder staubehaftete Abschnitte unterteilt. Auf Basis dieser Daten konnten 
den einzelnen Teilstrecken Durchschnittsgeschwindigkeiten zugeordnet werden und damit 
der Verbrauch an Dieselkraftstoff sowie die daraus entstehenden Schadstoffemissionen 
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geschätzt werden. Ferner wurden die Ergebnisse um die beim Vorgang der Dieselbereit-
stellung entstehenden Schadstoffemissionen ergänzt. 
Störungen im Verkehrsablauf verursachen zusätzliche Kosten und Umweltbelastungen. 
Die Tabelle 9-19 gewährt einen Einblick in die aktuelle und hier unterstellte Verkehrslage. 
Aufgrund fehlender Informationen werden Teilstrecken im Ausland als ungestört einge-
stuft. Da einige Relationen einen hohen Anteil an ausländischen Fahrstrecken aufweisen, 
ist davon auszugehen, dass der Störungsanteil sogar noch deutlich höher liegt als er hier 
unterstellt wurde. Aber selbst eine Strecke von Rotterdam nach Stuttgart mit einem Anteil 
von fast 28 % Auslandsstrecke ist bei 22,61 % der Fahrzeit je Umlauf gestört, so dass hier 
keine Planungssicherheit bestehen kann und auch die Umwelt über Gebühr belastet wird. 
 
Tabelle 9-19: Anteil der Störungen in Bezug auf Fahrzeit und Strecke 
Strecke in km je Umlauf Fahrzeit in Std. je Umlauf 
Route 
gesamt ungestört gestört 
Störung
 in % gesamt ungestört gestört 
Störung 
in % 
HH - Decin 1.115,5 1.056,5 59,0 5,29 16,73 15,81 0,92 5,49
HH - Salzgitter 422,3 364,6 57,8 13,68 8,48 7,04 1,44 17,01
Rotterdam - Duisburg 485,6 481,9 3,7 0,77 8,76 8,61 0,15 1,67
Rotterdam - Großkrotz. 1.047,6 908,4 139,2 13,29 17,44 13,99 3,45 19,78
Rotterdam - Dillingen 914,1 914,1 0,0 0,00 14,05 14,05 0,00 0,00
Rotterdam - Duisburg 486,9 480,2 6,7 1,38 8,83 8,72 0,11 1,19
Rotterdam - Basel 1.546,8 1.340,0 206,7 13,37 26,09 20,40 5,69 21,79
Hamburg - Berlin 628,5 586,5 42,0 6,69 10,26 9,55 0,71 6,96
Hamburg - Decin 1.115,5 1.056,5 59,0 5,29 16,73 15,81 0,92 5,49
Rotterdam - Stuttgart 1.299,2 1.121,9 177,3 13,65 23,79 18,41 5,38 22,61
Linz - Nürnberg 673,5 644,5 29,1 4,32 11,30 10,46 0,84 7,40
HH - Hannover 290,3 262,4 27,9 9,61 6,41 5,96 0,45 7,08




Im Folgenden werden für die ausgewählten Relationen die Höhe der gesamt- und be-
triebswirtschaftlichen Transportkosten sowie die ausgabewirksamen Kosten bestimmt. Die 
Höhe dieser Kosten hängt in einem beträchtlichen Umfang von den relationsspezifischen 
Parametern ab. Als Grundlage für die streckenspezifischen Berechnungen werden die im 
Abschnitt 9.2.1 bereits dargestellten Einheitskostensätze der Last- und Sattelzüge ver-
wendet (Tabelle 9-20). Sie basieren auf der Annahme, dass die Last- und Sattelzüge pro 
Jahr 140.000 km fahren und 3.042 Stunden im Einsatz sind. 
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Tabelle 9-20: Einheitskostensätze der Last- und Sattelzüge 
 BWL VWL Ausgabewirksame Kosten 
Fixkosten pro Jahr (Durchschnitt Last- und 
Sattelzüge) in € je Std. 41,59  32,02  27,30  
Variable Kosten je Fahrzeugkilometer (ohne 
Kraftstoffkosten) in ct 23,57 15,61 17,21 
Kraftstoffkosten je Liter Diesel in ct 93,00 45,50 93,00 
 
Zudem wird angenommen, dass im Massengutverkehr keine Paarigkeit der Verkehre be-
steht. Dies drückt sich in der Berechnung dadurch aus, dass auf der Hinfahrt der Lkw mit 
24 t beladen ist, jedoch unbeladen zurückfährt. Anders als beim Massengutverkehr wird 
beim Containerverkehr unterstellt, das der Lkw sowohl auf der Hin- als auch auf der Rück-
fahrt jeweils 2 TEU transportiert, d. h. voll ausgelastet ist. Dies geschieht aus Gründen 
einer vorsichtigen Schätzung aus Sicht der Binnenschifffahrt. Als Standzeit je Umlauf wur-
den 2,5 Stunden angesetzt. 
Neben den in Tabelle 9-20 aufgeführten Kosten wurde auch am 1. Januar 2005 eingeführ-
te Lkw-Maut berücksichtigt. Sie wurde zu streckenbezogenen Kosten hinzuaddiert. Hierbei 
wurde ein Kostensatz von 12,4 Cent pro Kilometer verwendet, der dem Mittelwert der 
EURO 0-III Motoren entspricht. Da bei Transportverbindungen mit einem hohen Anteil an 
Auslandsfahrstrecken sowie Innerorts- und Außerortsstraßen weniger streckenbezogene 
Abgaben auftreten, entstehen hier im Verhältnis geringere variable Kosten. 
Die Kraftstoffkosten je Umlauf sind zum einen abhängig vom Straßentyp und zum anderen 
von der dort vorherrschenden Verkehrssituation. Eine höhere Durchschnittsgeschwindig-
keit reduziert den Dieselkraftstoffverbrauch pro Kilometer. 
Ein Vergleich zwischen den Relationen ist nur bezüglich der Kosten je Tonnen- bzw. TEU-
Kilometer aussagekräftig. Daher zeigt Abbildung 9-15 die Kosten je Cent pro Tonnenkilo-
meter beim Massengutverkehr und Abbildung 9-16 Cent je TEU-Kilometer beim Contai-
nerverkehr. Beim Massengutverkehr beträgt die statistische Spannweite 2,96 € je Tonnen-
kilometer und beim Containerverkehr 5,01 € je TEU-Kilometer.  
Die grafische Darstellung in Abbildung 9-15 zeigt, dass beim Massengutverkehr die Rela-
tionen mit einem hohen Störanteil (in Bezug auf die Fahrzeit) sowie geringen Durch-
schnittsgeschwindigkeiten überdurchschnittlich hohe betriebswirtschaftliche Transportkos-
ten aufweisen. 
Die Strecke Rotterdam – Dillingen besteht aus einem Auslandsfahranteil von über 86 %. 
Da Auslandsfahrstrecken hier als ungestört und abgabenfrei unterstellt wurden, entstehen 
bei diesem Transport Kosten nur in Höhe von 8,92 Cent je Tonnenkilometer. Zwar ist der 
Anteil der ausländischen Strecken bei der Relation Hamburg – Decin mit 2,35 % deutlich 
geringer, jedoch ergeben sich auch hier unterdurchschnittliche Kosten. Ursächlich hierfür 
ist die hohe Durchschnittsgeschwindigkeit (66,68 km/h), die durch einen relativ geringen 
Störanteil von 5,49 % und einen geringen Anteil an Fahrten innerorts erzielt wird. 
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Abbildung 9-15: Betriebswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten Mas-
sengutrelationen im Straßengüterverkehr 
 
 
Abbildung 9-16: Betriebswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten Con-
tainerrelationen im Straßengüterverkehr 
 
 
Bei Betrachtung der ausgabewirksamen Kosten fließen ausschließlich die Fahrerpersonal-
kosten als Fixkosten in die Kostenkalkulation ein. Kostenarten wie die Kapitalverzinsung, 
Abschreibung, Kfz-Steuer, Versicherungen und Verwaltungskosten sowie Kosten für die 
Unterstellung finden bei den ausgabewirksamen Kosten keine Berücksichtigung.  
Ebenso wie bei den betriebswirtschaftlichen Transportkosten ist es zweckmäßig die aus-
gabewirksamen Transportkosten je Tonnenkilometer bzw. TEU-Kilometer darzustellen 
(vgl. Abbildung 9-17 und Abbildung 9-18). In Bezug auf die Spannweite der Ausgabewirk-
samen Kosten ergeben sich beim Massengutverkehr 2,22 Cent je Tonnenkilometer und 
beim Containerverkehr 2,64 Cent je TEU-Kilometer. 
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Während im Massengutverkehr die durchschnittlichen ausgabewirksamen Kosten mit 7,82 
Cent je Tonnenkilometer beziffert werden können, sind es im Containerverkehr rund 49,76 
Cent je TEU-Kilometer, d. h. 4,15 Cent je Tonnenkilometer. Der Kostenvorteil bei den Con-
tainertransporten resultiert aus den Rückladungen, die es bei den Massengutverkehren 
nicht gibt. Der direkte Vergleich zwischen den betriebswirtschaftlichen und den ausgabe-
wirksamen Grafiken deutet auf eine ähnliche Kostenstruktur zwischen den Relationen hin. 
Die ausgabewirksamen Kosten fallen jedoch im Durchschnitt um 10,28 Cent je Tonnenki-
lometer, d. h. um 24 %, niedriger aus als die betriebswirtschaftlichen. Bei den Container-
transporten macht der Unterschied 65,04 Cent je TEU-Kilometer, d. h. 23 % aus. 
 
Abbildung 9-17: Ausgabewirksame Transportkosten auf ausgewählten Massen-
gutrelationen im Straßengüterverkehr 
 
 
Abbildung 9-18: Ausgabewirksame Transportkosten auf ausgewählten KV-
Relationen im Straßengüterverkehr 
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Im Gegensatz zu den betriebswirtschaftlichen Kosten und den ausgabewirksamen Kosten 
sind die Mautabgaben ebenso wenig Bestandteil der volkswirtschaftlichen Kosten wie Mi-
neralöl- und Ökosteuer oder die Erdölbevorratungsabgabe. 
Grafisch ähnelt die Struktur der volkswirtschaftlichen Transportkosten im Massengutver-
kehr den zuvor betrachteten ausgabewirksamen und betriebswirtschaftlichen Kosten. Das 
im Vergleich relativ geringe Kostenniveau entsteht dadurch, dass Steuern sowie Mautab-
gaben nicht berücksichtigt werden. Ferner sind in dieser Betrachtungsweise noch keine 
externen Kosten enthalten. Durchschnittlich betragen die volkswirtschaftlichen Kosten (oh-
ne Externe Kosten) 6,66 Cent je Tonnenkilometer beim Massengutverkehr und 41,60 Cent 
je TEU-Kilometer beim Containerverkehr. 
 
Abbildung 9-19: Volkswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten Massen-
gutrelationen im Straßengüterverkehr 
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Abbildung 9-20: Volkswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten KV-




9.4.2.2 Energieeinsatz und Schadstoffemissionen 
Der Energieeinsatz ist in erster Linie von der Transportmenge und der zurückgelegten 
Distanz abhängig. So liegt der Energieverbrauch auf der längsten Transportrelation von 
Hamburg nach Decin (1.116 Kilometer) bei 13.250 Megajoule pro Umlauf, während auf der 
825,2 Kilometer kürzeren Transportrelation zwischen Hamburg und Hannover nur 3.506 
Megajoule benötigt werden. Energieverbrauch und Schadstoffemissionen stehen im direk-
ten Zusammenhang zu einander. Zum Beispiel weist der Containerverkehr von Rotterdam 
nach Basel sowohl dreimal so hohen Energieverbrauch als auch dreimal so hohen Schad-
stoffemissionen auf wie auf der kürzeren Transportrelation von Rotterdam nach Duisburg. 
Der in Abbildung 9-21 bzw. Abbildung 9-22 veranschaulichte Energieverbrauch zeigt, dass 
die kürzeren Distanzen Hamburg – Salzgitter, Hamburg – Hannover sowie Rotterdam – 
Duisburg im Massengutverkehr als auch Rotterdam – Duisburg und Hamburg – Berlin im 
Containerverkehr im Durchschnitt mehr Energie pro Tonnenkilometer bzw. TEU-Kilometer 
benötigen. Zudem weisen die Strecken deutlich niedrigere Durchschnittsgeschwindigkei-
ten aus. Wegen des hohen Anteils an Autobahnfahrten gilt die Relation Hamburg – Berlin 
hierbei jedoch als Ausnahme. Der mittlere Primärenergieeinsatz bei den Massengutrelati-
onen liegt bei 92,05 MJ je 100 Tonnenkilometer und 594,02 MJ je 100 TEU-Kilometer im 
KV-Verkehr. 
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Erwartungsgemäß ist die Struktur der Grafiken des Primärenergieeinsatzes und der CO2-
Emissionen im Massengutverkehr identisch. Gleiches gilt für den Containerverkehr. Dies 
liegt an der Verknüpfung des Energieverbrauchs mit der emittierten Menge CO2. Bei der 
Verbrennung von 1 kg Dieselkraftstoff entstehen 3175 g CO2. Auf den Massengutrelatio-
nen ergibt sich ein durchschnittlicher Emissionswert von 6,78 Kilogramm CO2 je 100 Ton-
nenkilometer. Auf den KV-Relationen sind es 43,73 Kilogramm CO2 je 100 TEU-Kilometer 
(vgl. Abbildung 9-23 und Abbildung 9-24). Ursächlich für die Schwankungen bei den ermit-
telten CO2-Mengen sind die streckenspezifischen Durchschnittsgeschwindigkeiten, die den 
Verbrauch maßgeblich beeinflussen. 
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Die Schadstoffemission in Abbildung 9-25 lassen erkennen, dass fast alle Hamburg-
Relationen überdurchschnittlich viel Emissionen verursachen. Dies liegt begründet in der 
Tatsache, dass Hamburg ein Verkehrsknotenpunkt darstellt, in dem Verkehrsstörungen 
regelmäßig auftreten. Auch die Verbindung Rotterdam – Großkrotzenburg zeichnet sich 
durch hohe Emissionswerte aus. Ursächlich hierfür sind die zwei Ballungszentren Ruhrge-
biet und Rhein-Main-Gebiet, die auf dieser Strecke passiert werden müssen. 
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Abbildung 9-25: Schadstoffemissionen (NOx, SO2, CO, NMHC, Partikel) auf aus-
gewählten Massengutrelationen im Straßengüterverkehr 
 
 
Im Containerverkehr sind die Verbindungen von Rotterdam in Richtung Süddeutschland 
und die Schweiz durch starke Verkehrsstörungen gekennzeichnet. Während auf der Stre-
cke nach Basel 21,79 % der Fahrzeit gestört sind, erreicht die Route nach Stuttgart sogar 
einen Wert von 22,61 %. In der Abbildung 9-26 spiegelt sich dies in den höheren Emissi-
onswerten wider.  
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Abbildung 9-26: Schadstoffemissionen (NOx, SO2, CO, NMHC, Partikel) auf aus-
gewählten KV-Relationen im Straßengüterverkehr 
 
 
Gemessen an den hier betrachteten Schadstoffemissionen dominieren im Straßengüter-
verkehr die Stickoxide mit einem Anteil von mehr als 75 %, gefolgt von den Kohlenmono-
xiden mit 13 %. 
 
9.4.2.3 Externe Kosten 
Die externen Kosten setzen sich aus den Kosten der Schadstoffemissionen, der Lärm-
emissionen und den Unfallkosten zusammen. Abbildung 9-27 zeigt das quantitative Aus-
maß dieser Faktoren im Massenguttransport. Für jede einzelne Relation wurde die Summe 
der externen Kosten in Cent je Tonnenkilometer ermittelt. Die Spannweite zwischen den 
Werten beträgt 0,027 Cent je Tonnenkilometer. Rd. 40 % der externen Kosten sind den 
Lärmemissionen zuzuschreiben. Einen ähnlich hohen Anteil bilden zusammengenommen 
die Klimagase und Luftschadstoffe. Unter Berücksichtigung der Unfallkosten ergeben sich 
insgesamt durchschnittliche Externe Kosten im Massenguttransport von 2,005 Cent je 
Tonnenkilometer. Dies entspricht einem Anteil von 20 % der durchschnittlichen betriebs-
wirtschaftlichen Kosten. 
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Abbildung 9-27: Externe Kosten des Massenguttransports auf ausgewählten Rela-
tionen im Straßengüterverkehr 
 
 
Auch bei den Containerrelationen sind die Lärmemissionen mit einem durchschnittlichen 
Anteil von 47,96 % größter Bestandteil der externen Kosten. Ungefähr jeweils ein Viertel 
der externen Kosten entfallen zum einen auf die Unfallkosten und zum anderen auf die 
Klimagase und Luftschadstoffe. Relationsspezifische Schwankungen finden in einem 
Rahmen von maximal 0,1 Cent je TEU-Kilometer statt. Insgesamt ergeben sich durch-
schnittliche Externe Kosten bei den KV-Relationen in Höhe von 19,68 TEU-Kilometer. Die-
ser Betrag entspricht einem Anteil von 30 % der durchschnittlichen betriebswirtschaftlichen 
Transportkosten im Containerverkehr. 
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Abbildung 9-28: Externe Kosten des Containertransports auf ausgewählten Rela-




Die relationsspezifischen Transportkosten des Eisenbahngüterverkehrs werden neben den 
Transportentfernungen und Streckencharakteristika maßgeblich von den Zugkonfiguratio-
nen und der Beladung der Züge bestimmt.  
Ausgehend von Plandaten des Duisburger Hafens143 wird bei den KV-Zügen generell ein 
durchschnittliches Ladungsgewicht von 750 Nettotonnen je Zug unterstellt. Bei einer mittle-
ren Auslastung von 2,4 TEU je Tragwagen sowie durchschnittlich 12 t je TEU ergibt sich 
hieraus eine Anzahl von 26 Tragwagen je Zug, eine Zuglänge von rd. 533 m sowie ein 
Bruttozuggewicht von 1.353 t. Bei den KV-Zügen wird grundsätzlich davon ausgegangen, 
dass diese bei analoger Konfiguration und Auslastung auch in der jeweiligen Rückrichtung 
beladen verkehren.  
                                                
 
143 Duisport, DB Netz, Railion, Masterplan Duisburger Häfen, Prämissen zum Bahnverkehr duisport im Jahr 
2015, o. O., Mai 2007. 
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Die Ganzzüge der Deutschen Bahn verkehren in aller Regel als Pendelzüge mit planmä-
ßigen Leerfahrten in der Rückrichtung. Aufgrund der hohen Spezialisierung des Waggon-
parks ist Rückladung entsprechender Güter auf der spezifischen Relation nur in Ausnah-
mefällen vorhanden. Bei Ganzzügen ist der Pendelzugverkehr mit leerer Rückfahrt daher 
analog zum Schubverbandsverkehr in der Binnenschifffahrt regelmäßig die kostengüns-
tigste Produktionsform. Zur Zugkonfiguration und Beladung in der Lastfahrt werden die 
folgenden Annahmen getroffen: 
• Die Eisenerzzüge Rotterdam – Dillingen sind die derzeit schwersten planmäßig ver-
kehrenden Ganzzüge der Deutschen Bahn. Bei einer Anzahl von 40 Waggons mit ei-
ner Ladekapazität von jeweils 87,5 t ergibt sich ein Ladungsgewicht von 3.500 t sowie 
ein Bruttozuggewicht von gut 5.000 t 
• Bei den Kohlezügen werden entsprechend ihrer gegenwärtigen Konfiguration je nach 
Relation Ladungsgewichte von knapp 2.000 t (Hamburg – Salzgitter), 2.600 t (Rotter-
dam – Duisburg) sowie von knapp 2.900 t (Rotterdam – Großkrotzenburg) zugrunde 
gelegt.  
• Im Flüssiggutverkehr auf den Relationen Hamburg – Hannover (Mineralöl) und Ant-
werpen – Ludwigshafen (Chemische Produkte) werden jeweils Konfigurationen unter-
stellt, mit denen die maximale Zuglänge von 700 m ausgeschöpft wird. Aus der resul-
tierenden Anzahl von Kesselwagen sowie deren Ladekapazität ergeben sich Ladungs-
gewichte von gut 2.300 t (Hamburg – Hannover) bzw. rd. 1.800 t (Antwerpen – Lud-
wigshafen).  
• Für die Transporte von Futtermitteln (Hamburg – Decin) und Eisen, Stahl (Linz – Nürn-
berg) wird eine gegenüber den vorstehend behandelten Ganzzugverkehren geringere 
Anzahl von Waggons (20 bzw. 15) unterstellt. Es ergeben sich Zuglängen von 350 m 
bzw. 288 m, Ladungsgewichte von gut 1.000 t (Futtermittel) bzw. 1.500 t (Eisen, Stahl) 
sowie Bruttozuggewichte von rd. 1.700 t bzw. 2.100 t. 
Mit den zugrunde gelegten Zugkonfigurationen und Ladungsgewichten werden die in vor-
liegenden Studien und Vergleichsrechnungen unterstellten Werte teils erheblich über-
schritten. So wird etwa im Berechnungstool „Ecotransit“ eine maximale Beladung von 
1.500 t („langer Zug“) unterstellt.  
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HH – Decin (Futtermittel) 532 350 20 1.040 1.734 
HH – Salzgitter (Kohle) 194 417 30 1.950 2.955 
R’dam – Duisburg (Kohle) 267 542 40 2.600 3.854 
R’dam – Großkrotzenburg (Kohle) 557 592 44 2.860 4.214 
R’dam – Dillingen (Eisenerz) 515 646 40 3.500 5.006 
R’dam – Duisburg KV 268 533 26 750 1.353 
R’dam – Basel KV 767 533 26 750 1.353 
HH – Berlin KV 284 533 26 750 1.353 
HH – Decin KV 532 533 26 750 1.353 
R’dam – Stuttgart KV 642 533 26 750 1.353 
Linz – Nürnberg (Eisen, Stahl) 331 288 15 1.500 2.136 
HH – Hannover (Mineralöl) 176 690 45 2.340 3.545 
Antwerpen – Ludwigshafen (Chemie) 488 689 42 1.824 3.052 
 
9.4.3.1 Transportkosten 
Die Berechnung der relationsspezifischen Transportkosten umfasst analog zu Straße und 
Binnenschifffahrt jeweils den gesamten Umlauf. Zur Bestimmung der Umlaufdauern wer-
den hierbei neben der reinen Fahrtdauer die Zeiten der Zugvor- und –nachbehandlung, 
Wendezeiten sowie Standzeiten in den jeweiligen Häfen bzw. Lade-/Endladestationen 
berücksichtigt. Die Standzeiten werden hierbei auf Basis der im „Masterplan Duisburger 
Häfen“ gesetzten Prämissen wie folgt zugrunde gelegt: 
• Wagengruppen: 12 Stunden je Zug (Eingang = Ausgang): 
• KV-Züge: Eingang 2 Stunden und Fließverfahren 8 Std. je Zug; Ausgang 2 Stunden; 
• Ganzzüge: Eingang und Ausgang jeweils 6 Stunden/Zug. 
Die Grundberechnungen wurden, wie bereits erläutert, mit dem Programmpaket „Train 
Check“ durchgeführt. Erfasst werden hiermit die Transportkosten für den Verkehr zwi-
schen den jeweiligen Übergabebahnhöfen bzw. KLV-Terminals der Deutschen Bahn. Die 
Kosten der jeweils „letzten Meter“ zwischen Übergabebahnhof und Be-/Entladestation 
(konventioneller Verkehr) bzw. des Vor-/Nachlaufs zum Empfänger (KLV-Verkehre) müs-
sen daher gesondert geschätzt werden. 
Bei den hier betrachteten Relationen des konventionellen Verkehrs sind die Transportent-
fernungen zwischen Übergabebahnhof und jeweiliger Be-/Entladestation in den Häfen 
bzw. Kraftwerks-/Industriestandorten in aller Regel gering. Gleichwohl können auf diesen 
„letzten Metern“ teils erhebliche Kosten entstehen. So liegen etwa die Tiefbunker des ge-
planten neuen Blocks des Kraftwerkes Staudinger in Großkrotzenburg nur ca. 2 km vom 
Übergabebahnhof entfernt. Die Züge müssen allerdings vom Bahnhof rückwärts auf das 
Kraftwerksgelände geschoben und dort in zwei Halbzüge geteilt werden.  
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Diese Halbzüge werden dann über einen Tiefbunker geschoben, in dem die Waggons ein-
zeln entleert werden.  
Eine differenzierte Erhebung der Betriebsabläufe in den jeweiligen Häfen bzw. an den In-
dustrie-/ Kraftwerksstandorten ist im Rahmen der hier vorliegenden Studie nicht möglich. 
Um die Kosten „der letzten Meter“ im konventionellen Verkehr dennoch berücksichtigen zu 
können, werden diese auf Basis entsprechender Kostenangaben von Hafenbahnbetrieben 
mit einem Durchschnittssatz in Höhe von 1,30 € je Tonne berücksichtigt.  
Die relationsspezifischen Berechnungen der KLV-Verkehre erfassen die Kosten des 
Bahnverkehrs vom/zum Seehafen bis/vom KLV-Terminal im Hinterland. Gegebenenfalls 
anfallende Kosten für den Nach- bzw. Vorlauf per Lkw sind hierin zunächst nicht enthalten. 
Diese werden in einem zweiten Schritt beim verkehrszweigübergreifenden Vergleich zu-
sätzlich berücksichtigt (vgl. Kapitel 9.4.5). 
Die folgende Abbildung zeigt die auf Basis der beschriebenen Grunddaten ermittelten be-
triebswirtschaftlichen Transportkosten der erfassten Massengutrelationen. Bei Durch-
schnittskosten von 2,71 Cent je Tonnenkilometer ergibt sich relationsspezifisch eine er-
hebliche Bandbreite der Kostensätze. So liegt der tkm-Satz auf der Relation Hamburg – 
Decin (Futtermittel) um den Faktor 3 über den kostengünstigsten Relationen Rotterdam – 
Großkrotzenburg (Kohle) bzw. Rotterdam – Dillingen (Eisenerz). Neben der entfernungs-
abhängigen Kostendegression ist erwartungsgemäß eine ausgeprägte Kostendegression 
in Abhängigkeit von der Ladungsmenge der Züge festzustellen.  
 
Abbildung 9-29: Betriebswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten  
Massengutrelationen im Eisenbahngüterverkehr 
 
 
Für die KV-Verbindungen ergeben sich betriebswirtschaftliche Kosten in Höhe von durch-
schnittlich knapp 34 Cent je TEU-Kilometer. Bei einheitlicher Zugkonfiguration sind hier die 
relationsspezifischen Abweichungen vom Durchschnittswert deutlich geringer als bei den 
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Massengutverkehren und weitgehend auf die Entfernungsdegression zurückzuführen. Ent-
sprechend weisen die „kurzen“ Relationen Rotterdam – Duisburg und Hamburg – Berlin 
höhere TEUkm-Sätze auf als die „lange“ Relation Rotterdam – Basel. 
 
Abbildung 9-30: Betriebswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten  




Neben den betriebswirtschaftlichen Vollkosten werden auch die ausgabewirksamen Kos-
ten der Transporte berechnet. Diese umfassen den Personal- und Energieaufwand, die 
Rangier- und Trassenkosten sowie Instandhaltung und Versicherung der Fahrzeuge. Die 
Anteile der ausgabewirksamen Kosten an den Vollkosten bewegen sich bei den Massen-
gutverkehren in einer Bandbreite zwischen knapp 69 % (Futtermittel Hamburg – Decin) 
und gut 83 % (Kohle Hamburg – Salzgitter). Im Durchschnitt entfallen knapp 76 % der be-
triebswirtschaftlichen Vollkosten auf direkt ausgabewirksame Positionen. 
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Abbildung 9-31: Ausgabewirksame Transportkosten auf ausgewählten  
Massengutrelationen im Eisenbahngüterverkehr 
 
 
Bei den KV-Verkehren liegt der mittlere Anteil der ausgabewirksamen Kosten mit gut 77 % 
der Vollkosten auf einem den Massengutverkehren entsprechenden Niveau. Aufgrund der 
einheitlichen Konfiguration der Züge ist hierbei die Bandbreite der Abweichungen von die-
sem Mittelwert hingegen deutlich geringer als bei den Massengutverkehren. 
 
Abbildung 9-32: Ausgabewirksame Transportkosten auf ausgewählten  
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Die volkswirtschaftlichen Transportkosten (ohne Externe Kosten) bewegen sich auf den 
Massengutrelationen in einer Bandbreite zwischen 66 % und 81 % der betriebswirtschaftli-
chen Vollkosten. Der Durchschnittswert über die betrachteten Relationen liegt mit 2,02 
Cent je Tonnenkilometer knapp unter dem Niveau der ausgabewirksamen Kosten. 
 
Abbildung 9-33: Volkswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten  
Massengutrelationen im Eisenbahngüterverkehr 
  
Mit durchschnittlich 23,75 Cent je TEU-Kilometer liegen die volkswirtschaftlichen Trans-
portkosten auf den KV-Relationen um knapp 30 % unter den betriebswirtschaftlichen Voll-
kosten bzw. um knapp 9 % unter den ausgabewirksamen Kosten. 
 
Abbildung 9-34: Volkswirtschaftliche Transportkosten auf ausgewählten  
KV-Relationen im Eisenbahngüterverkehr (ohne Vor-/Nachlauf 
Lkw) 
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9.4.3.2 Energieeinsatz und Schadstoffemissionen 
Analog zur Berechnung der Transportkosten werden auch der Energieeinsatz und die 
Schadstoffemissionen „der letzten Meter“ im konventionellen Verkehr über durchschnittli-
che Faktoren berücksichtigt. Die entsprechenden Verbräuche bzw. Emissionen des Vor- 
und Nachlaufs im KLV-Verkehr gehen bei der verkehrszweigübergreifenden Betrachtung 
in die Berechnungen ein. 
Im Ergebnis der relationsspezifischen Berechnung des Primärenergieeinsatzes erzielen 
erwartungsgemäß die „schweren“ Güterzüge auf der Relation Rotterdam – Dillingen mit 
einem Ladungsgewicht von 3.500 t die deutlich beste Energieeffizienz. Im Vergleich zum 
mittleren Wert der betrachteten Massengutrelationen in Höhe von 43,05 Megajoule je 100 
Tonnenkilometer liegt der spezifische Energieeinsatz hier um gut 20 % niedriger. 
Den vergleichsweise höchsten Energieaufwand erfordert hingegen der Transport von Fut-
termitteln auf der Relation Hamburg – Decin (knapp 22 % über dem Durchschnittswert). 
Ausschlaggebend hierfür ist neben dem mit 1.040 t deutlich geringeren Ladungsgewicht 
auch das mit 60 % vergleichsweise ungünstige Verhältnis zwischen Ladungsgewicht und 
Bruttozuggewicht. Hier erreichen die Erzzüge, aber auch die Transporte von Eisen und 
Stahl von Linz nach Nürnberg mit Werten von rd. 70 % deutlich günstigere Verhältnisse.  
 
Abbildung 9-35: Primärenergieeinsatz auf ausgewählten  
Massengutrelationen im Eisenbahngüterverkehr 
 
 
Bei den Containertransporten ist die Bandbreite des Primärenergieverbrauchs je TEU-
Kilometer aufgrund der einheitlichen Zugkonfiguration deutlich kleiner als bei den Massen-
guttransporten. Bei einem Mittelwert von gut 430 Megajoule je 100 TEU-Kilometer ergibt 
sich hier eine Abweichung von maximal rd. 3 % von diesem Mittelwert. 
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Abbildung 9-36: Primärenergieeinsatz auf ausgewählten  




Analog zum Primärenergieverbrauch ist die Bandbreite der spezifischen CO2-Emissions-
werte je Tonnenkilometer im Massenguttransport der Bahn deutlich größer als bei den hier 
betrachteten KV-Verkehren. Die Unterschiede zwischen den Transportrelationen entspre-
chen weitgehend denjenigen, die für den Primärenergieverbrauch festgestellt wurden. 
 
Abbildung 9-37: CO2-Emmissionen auf ausgewählten  
Massengutrelationen im Eisenbahngüterverkehr 
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Abbildung 9-38: CO2-Emissionen auf ausgewählten  




Die relationsspezifischen Emissionen der neben dem Klimagas CO2 berücksichtigten Luft-
schadstoffe sind, wiederum getrennt für den Massengut- und den KV-Verkehr, in den fol-
genden Abbildungen dargestellt. Gemessen an den Schadstoffmengen dominieren hierbei 
NOx und SO2. Im Durchschnitt der Massengutrelationen entfallen rd. 82 % der gesamten 
Emissionsmenge auf diese beiden Schadstoffe (bei KV-Verkehren rd. 74 %). 
Über die pauschale Zurechnung der anteiligen Emissionen auf den „letzten Metern“ erge-
ben sich für die kurzen Massengutrelationen je Tonnenkilometer höhere Emissionswerte 
als auf den langen Relationen. Auf die Gesamthöhe der externen Kosten (vgl. Abschnitt 
9.4.3.3) hat dieser Effekt allerdings nur geringe Auswirkungen.  
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Abbildung 9-39: Schadstoffemissionen (NOx, SO2, CO, NMHC, Partikel) auf  
ausgewählten Massengutrelationen im Eisenbahngüterverkehr 
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Abbildung 9-40: Schadstoffesmissionen (NOx, SO2, CO, NMHC, Partikel)  
auf ausgewählten KV-Relationen im Eisenbahngüterverkehr  
(ohne Vor-/Nachlauf Lkw) 
 
 
9.4.3.3 Externe Kosten 
Die Monetarisierung der externen Kosten des Eisenbahngüterverkehrs erfolgt analog zum 
Straßen- und Binnenschiffsgüterverkehr für die Bereiche Klimagase, Sonstige Luftschad-
stoffe, Verkehrslärm und Verkehrsunfälle (zur Ableitung der relevanten Kostensätze vgl. 
die entsprechenden Unterpunkte des Hauptkapitels „Externe Kosten“ dieser Studie). Auf 
eine gesonderte Monetarisierung der Effekte „Landschaftszerschneidung“ und „Flächen-
verbrauch“ wird hingegen verzichtet, da die hierzu vorliegenden Ansätze methodisch nicht 
überzeugen. 
In der Summe der hier monetarisierten externen Kosten des Eisenbahngüterverkehrs do-
minieren auf den betrachteten Massengut- und KV-Relationen mit Anteilen von 74,4 % 
(Massengut) bzw. 78,3 % (Container) eindeutig die negativen Wirkungen des Verkehrs-
lärms. Es folgen die externen Kosten aus CO2-Emissionen mit Anteilen von 16 % (Mas-
sengut) bzw. knapp 14 % (Container) an den Gesamtkosten. Die externen Kosten der 
sonstigen Luftschadstoffe liegen mit Durchschnittswerten von 0,048 Cent je Tonnenkilo-
meter bzw. 0,32 Cent je TEU-Kilometer noch unter denjenigen der Verkehrsunfälle im Ei-
senbahngüterverkehr.  
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Im Durchschnitt der betrachteten Massengutrelationen ergeben sich im Eisenbahngüter-
verkehr Externe Kosten in Höhe von knapp 1,13 Cent je Tonnenkilometer. Dies entspricht 
einem Anteil von knapp 42 % des entsprechenden Durchschnittswertes der betriebswirt-
schaftlichen Transportkosten. Die Bandbreite der jeweils relationsspezifisch ermittelten 
externen Kosten liegt bei den CO2-Emissionen zwischen 0,144 Cent je Tonnenkilometer 
(Eisenerz Rotterdam – Dillingen) und 0,22 Cent je Tonnenkilometer (Futtermittel Hamburg 
– Decin) sowie bei den sonstigen Luftschadstoffen zwischen 0,035 Cent je Tonnenkilome-
ter (Eisenerz Rotterdam – Dillingen) und 0,06 Cent je Tonnenkilometer (Mineralöl Ham-
burg – Hannover). Aufgrund der Dominanz der Lärmkosten haben diese Unterschiede in 
den relationsspezifischen externen Kosten der Klimagas- und Luftschadstoffemissionen 
allerdings nur einen relativ geringen Einfluss auf die Gesamtsumme der externen Kosten. 
Hier liegt die Bandbreite zwischen knapp 1,08 Cent (Eisenerz Rotterdam – Dillingen) und 
1,17 Cent (Futtermittel Hamburg – Decin) je Tonnenkilometer, d. h. bei einer Abweichung 
von maximal minus 4,4 % bzw. plus 3,6 % vom Durchschnittswert. 
 
Abbildung 9-41: Externe Kosten des Massenguttransports auf  
ausgewählten Relationen im Eisenbahngüterverkehr 
 
 
Die durchschnittlichen externen Kosten des Containertransports belaufen sich auf den 
betrachteten Relationen auf 12,87 Cent je TEU-Kilometer. Wiederum bezogen auf die 
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durchschnittlichen betriebswirtschaftlichen Kosten entspricht dies einem Anteil von gut 
38 %. Die Abweichungen der relationsspezifisch ermittelten Kosten der Klimagas- und 
Luftschadstoffemissionen von ihren Mittelwerten sind jeweils gering. 
 
Abbildung 9-42: Externe Kosten des Containertransports auf  




Entsprechend der oben bereits erwähnten Vielfältigkeit der untersuchten Transportrelatio-
nen, wurden bei den Kalkulationen für die Binnenschifffahrt verschiedene Binnenschiffsty-
pen einbezogen. Grundsätzlich wurden für die Relationen typische Binnenschiffe herange-
zogen und mit den schiffstypischen Daten gerechnet. Für 10 der Relationen wurden meh-
rere Varianten gerechnet. Zum Teil wurde dabei der Schiffstyp variiert, zum Teil aber auch 
mit und ohne Rückladung bzw. Zuladung bei einem Zwischenstopp gerechnet (s. Abschnitt 
9.4.4.2). Schwankungen im Wasserstand wurden dadurch berücksichtigt, dass die Ablade-
tiefe so gewählt wurde, dass sie in jedem Fall an über 300 Tagen im Jahr möglich ist. 
Bis auf zwei Ausnahmen wurden bei den Schiffsvariationen ausschließlich Schiffe betrach-
tet, die den maximalen Abmessungen gemäß der Schifffahrtspolizeiverordnung gerecht 
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werden. Bei den beiden Ausnahmen handelt es sich um die Relationen Hamburg - Berlin 
und Rotterdam - Stuttgart. Bei diesen beiden Relationen wurden als Variation Schiffe un-
terstellt, die erst nach abgeschlossenen Ausbaumaßnahmen eingesetzt werden können. 
Diese Variationen dienen lediglich dazu, zu zeigen welchen ökonomischen und ökologi-
schen Einfluss die Ausbaumaßnahmen haben.  
Die Kalkulation der Relationen erfolgte unter ökonomischen Aspekten. Es wurde ökono-
misch rationales Verhalten der Schiffsführer unterstellt. Diese minimieren durch den Leis-
tungseinsatz der Antriebsanlage die Gesamtkosten und nicht isoliert die Treibstoffkosten 
(s. Abschnitt 9.4.4.1). Anschließend wurden für die ökonomisch optimalen Varianten die 
ökologischen Ergebnisse ermittelt. 
 
9.4.4.1 Transportkosten auf den ausgewählten Relationen 
Für die einzelnen Relationen wurden die Transportkosten als Umlaufkosten berechnet. 
Dabei wurde berücksichtigt, in welchem Umfang laut Hafendaten des Statistischen Bun-
desamtes Ladung für die Rückreise zur Verfügung steht. In einigen Fällen wurden zwei 
Ladungsszenarien berechnet, einmal mit und einmal ohne Rückladung. Diese Kalkulatio-
nen sind als Sensitivitätsrechnungen zu verstehen. Als Kostengrößen flossen die Bereit-
stellungskosten, die Personalkosten, die Treibstoffkosten und die Kanalgebühren in die 
Betrachtung ein. Bei den Containertransporten wurde wie bei der Bahn auch (s. Abschnitt 
9.4.3) zusätzlich noch ein weiterer Umschlag und ein Vor- bzw. Nachlauf mit dem Lkw 
berücksichtigt. Bei den Massengutverkehren hingegen wurde davon ausgegangen, dass 
es sich um direkte Binnenschiffstransporte handelt.  
In Bezug auf die Fahrtbedingungen gilt es festzuhalten, dass die bei den Relationen unter-
stellten Schiffe den polizeilichen Vorschriften (inklusive Besatzungsvorschriften) und damit 
auch den Wasserstraßenabmessungen gerecht werden. Außerdem wurden Hafen- und 
Schleusenzeiten bei der Kalkulation berücksichtigt. Wie oben bereits erwähnt, wird bei den 
Berechnungen unterstellt, dass der Schiffsführer die Gesamtkosten minimiert. Dies ge-
schieht durch den gesamtkostenminimalen Leistungseinsatz. Dafür wurde der Leistungs-
bedarf je Schiffstyp bei den gegebenen Rahmenbedingungen ermittelt. Neben der durch-
schnittlich maximal möglichen Abladetiefe sind dabei die tatsächliche Wassertiefe und 
gegebenenfalls die Fließgeschwindigkeit des Flusses von maßgeblicher Bedeutung (s. 
Kapitel 7.4). Bei den Relationskalkulationen wurden folgende Schiffstypen herangezogen. 
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Tabelle 9-22: In den Kalkulationen verwendete Schiffseinheiten 
Schiffstyp Minimale 
Tragfähigkeit 
 [in t] 
Maximale 
Tragfähigkeit
 [in t] 
Minimum 
Maximaltief-
gang [in m] 
Maximum 
Maximaltief-







4er Schubverband 12.375 12.375 4,33 4,33 3.702 3.702
6er Schubverband 18.562 18.562 4,33 4,33 3.702 3.702
Elbeschubverband 1.450 1.450 2,32 2,32 400 400
Koppelverband 4.027 5.796 3,00 4,35 1.407 2.696
Neckarschiff 2.763 2.763 3,37 3,37 1.264 1.264
GMS 2.490 3.130 3,27 3,54 1.231 1.493
TMS 2.054 2.737 3,05 3,38 1.035 1.232
ÜGMS 3.506 3.506 3,34 3,34 1.579 1.579
ÜTMS 3.329 3.329 3,49 3,49 1.557 1.557
GMS = Großmotorgüterschiff; TMS = Tankmotorschiff; ÜGMS = Überlanges Großmotorgüterschiff; ÜTMS = 
Überlanges Tankmotorschiff 
 
Auf der Basis der beschriebenen Datengrundlage und Methodik wurden sowohl betriebs-
wirtschaftliche und ausgabewirksame als auch volkswirtschaftliche Kosten berechnet. Für 
die einzelnen Relationen wurden folgende Rahmenbedingungen unterstellt: 
 
Tabelle 9-23: Rahmenbedingungen bei der kostenminimalen und 
kostenmaximalen Kalkulation  
Kostenminimum Kostenmaximum Nr. Gütergruppe von nach Schiffstyp Rückladung Schiffstyp Rückladung 
1 Futtermittel Hamburg Decin Elbes.-verb. 80 % GMS 80 %
2 Steinkohle Hamburg Salzgitter Koppelverb. 0 % GMS 0 %
3 Steinkohle Rotterdam Duisburg 6er Schubv. 0 % 4er Schubv. 0 %
4 Steinkohle Rotterdam Großkrotzenb. Koppelverb. 0 % Koppelverb. 0 %
5 Eisenerz Rotterdam Dillingen Koppelverb. 0 % Koppelverb. 0 %
6 Container Rotterdam Duisburg Jowi 91 % Jowi 91 %
7 Container Rotterdam Basel Koppelverb. 96 % GMS 96 %
8 Container Hamburg Berlin Elbes.-verb. 100 % GMS 100 %
9 Container Hamburg Decin Elbes.-verb. 100 % GMS 100 %
10a Container Rotterdam Stuttgart ÜGMS 76 % Neckars. 76 %
10b Container Rotterdam Mannheim / Stuttgart ÜGMS 76 % (100 %) Neckars. 76 % (100 %)
11 Eisen u. Stahl Linz Nürnberg GMS 100 % GMS 0 %
12 Mineralölp. Hamburg Hannover TMS 0 % TMS 0 %
13 Chem. Erz. Antwerpen Ludwigshafen ÜTMS 89 % TMS 89 %
Die grau unterlegten Varianten sind die, die beim Verkehrsträgervergleich verwendet wurden. 
 
9.4.4.1.1 Betriebswirtschaftliche Kosten 
Die durchschnittlichen betriebswirtschaftlichen Kosten je Tonnenkilometer liegen bei 1,79 
Cent. Ließe man die drei Relationen mit deutlich überdurchschnittlichen Kosten (Linz – 
Nürnberg, Hamburg – Hannover, Hamburg – Salzgitter) außer Betracht, so läge der 
Durchschnitt sogar nur bei 1,34 Cent je Tonnenkilometer.  
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Die Relation Linz – Nürnberg zeichnet sich dadurch aus, dass sie die mit Abstand höchste 
Schleusendichte aufweist. Mit 18 Schleusen auf einer 384 Kilometer langen Relation ist im 
Durchschnitt gut alle 21 Kilometer eine Schleuse zu passieren.  
Für die Relationen Hamburg – Hannover und Hamburg – Salzgitter wird auf Basis der ak-
tuellen Verkehrsströme keine Rückladung unterstellt. Kann die fehlende Rückladung bei 
großen Verbänden im Rheinstromgebiet durch die hohen Ladungsmengen in der Haupt-
verkehrsrichtung kompensiert werden, so ist dies bei Kanalverkehren nur in eingeschränk-
tem Maß möglich. Dies gilt für das Tankmotorschiff auf der Relation Hamburg – Hannover 
in noch stärkerem Maße als für den Koppelverband im Kohletransport von Hamburg nach 
Salzgitter. 
 
Abbildung 9-43: Betriebswirtschaftliche Kosten auf ausgewählten Massengutrela-
tionen im Binnenschiffsverkehr 
 
 
Die Relation Antwerpen – Ludwigshafen ist die kostengünstigste Relation. Dies liegt daran, 
dass selbst das übergroße Tankmotorschiff auf dem Rhein voll abgeladen fahren kann und 
in fast 90 % der Fälle auch noch Ladung für die Rückreise vorhanden ist. Diese guten 
Rahmenbedingungen sorgen dafür, dass die Kosten bei 0,85 Cent je Tonnenkilometer 
liegen. Selbst für ein Tankmotorschiff (TMS) mit GMS-Abmessungen (kostenmaximale 
Variante) sind die Kosten mit 0,98 Cent je Tonnenkilometer noch sehr günstig. Es wird 
aber auch der Größenvorteil des ÜTMS deutlich. Es ist 13 % günstiger als das TMS. 
Die betriebswirtschaftlichen Kosten bestehen auf den Massengut Relationen zu über drei 
Vierteln (77 %) aus den Bereithaltungskosten. Hinter den Bereithaltungskosten verbergen 
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sich sowohl die Kapitalkosten für das Schiff als auch die Personalkosten. Die Treibstoff-
kosten machen rund ein Fünftel der Gesamtkosten aus. Auf den Kanalrelationen kommen 
Gebühren hinzu, die auf diesen Relationen ca. 6 % der Kosten ausmachen. 
Auf den Containerrelationen ergibt sich, wenn man die zusätzlichen Umschlags- und die 
Vor- bzw. Nachlaufkosten vernachlässigt, ein ähnliches Bild wie auf den Massengutrelati-
onen. Rund 80 % der reinen Binnenschiffskosten entfallen auf die Bereithaltungskosten 
und die restlichen 20 % auf den Treibstoff. Je nach Anzahl der transportierten TEUs ma-
chen die zusätzlichen Umschlags- und Vor- bzw. Nachlaufkosten 32 % bis 63 % der Ge-
samtkosten aus. Bei den reinen Binnenschiffskosten ergibt sich folgendes Bild: 
 
Abbildung 9-44: Betriebswirtschaftliche Kosten auf ausgewählten KV-Relationen 
im Binnenschiffsverkehr (ohne Vor-/Nachlauf Lkw) 
 
 
Auf der Relation Rotterdam – Basel wird mit einer Rückladungsquote von 96 % und einem 
dreilagigen Transport ein Tonnenkilometerpreis von 1,37 Cent realisiert. Dieser Wert ist, 
obwohl Container in der Regel voluminöse aber eher leichte Transportgüter sind, durchaus 
mit den Massengutkosten je Tonnenkilometer vergleichbar. Auch wenn der eingesetzte 
Koppelverband auf dieser Relation mit 213 TEU im dreilagigen Transport eine deutlich 
geringere Ladekapazität als die JOWI auf der Relation Rotterdam – Duisburg mit 360 TEU 
(jeweils 90 % Auslastung) hat, sind die Kosten je TEU-Kilometer 16 % niedriger. Die Kos-
ten je TEU sind auf der Relation Rotterdam – Basel mit 104,58 € rund dreimal so hoch wie 
die auf der Relation Rotterdam – Duisburg (Rückladungsquote 91 %) mit 34,07 €. Hier 
wird deutlich, welchen Effekt die Länge der Transportrelation auf die Binnenschiffskosten 
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hat. Die Relation Rotterdam – Basel ist mit einer Entfernung von 838 Kilometern rund  
3,7-mal so lang wie die Relation Rotterdam – Duisburg mit 229 Kilometern. 
Die hohen Kosten auf der Relation Hamburg – Berlin resultieren u. a. aus der Zweilagigkeit 
der Transporte. Auch auf der Relation Hamburg – Decin ist der wirtschaftliche Einsatz 
großer Schiffe nicht möglich, woraus ebenfalls relativ hohe Kosten resultieren. Bei gege-
benen Rahmendaten ist der Einsatz eines GMS um rund 22 % teurer als der eines Elbe-
schubverbandes und dies obwohl die Ladekapazität um rund 8 TEU höher ist. Auch auf 
der Relation Rotterdam – Stuttgart ist zumindest auf dem Neckar lediglich ein zweilagiger 
Containertransport möglich. Dadurch, dass aber auf dem Rhein-Abschnitt Rotterdam – 
Mannheim bzw. Mannheim – Rotterdam vierlagig gefahren werden kann, kommt diese 
Relation zu tragbaren betriebswirtschaftlichen Kosten. Dafür muss allerdings der Mann-
heimer Hafen zwecks Zuladung angelaufen werden, was in der Realität auch praktiziert 
wird. Ein Ausbau der Neckarschleusen würde einen Containertransport mit einem ÜGMS 
ermöglichen. Die betriebswirtschaftlichen Kosten beim Einsatz eines ÜGMS wären 12 % 
niedriger als bei einem Neckarschiff. 
Liegen die durchschnittlichen betriebswirtschaftlichen Kosten bei den Massengutrelationen 
bei 1,79 Cent je Tonnenkilometer, so liegen sie bei den KV-Relationen bei 1,96 Cent je 
Tonnenkilometer. Dieser Unterschied resultiert aus den im Vergleich zum Massengut rela-
tiv leichten Gewichten der Container.  
 
9.4.4.1.2 Ausgabewirksame Kosten 
Betrachtet man lediglich die ausgabewirksamen betriebswirtschaftlichen Kosten, so wer-
den die Unterschiede zwischen den Schiffsgrößen bei den Bereithaltungskosten geringer. 
Die Absetzung für Abnutzung (AfA) und die Kapitalverzinsung als schiffsgrößenabhängige 
Kostenblöcke entfallen bei dieser Betrachtung. Gleiches gilt für die betriebswirtschaftlichen 
Gemein- und die Verwaltungskosten. Dadurch, dass diese Kostenbestandteile bei den 
ausgabewirksamen Kosten keine Berücksichtigung finden, liegen diese bei den Massen-
guttransporten im Durchschnitt um 27 % und bei den Containertransporten um 23 % nied-
riger als die betriebswirtschaftlichen Kosten. 
Gerade bei der gegebenen Altersstruktur der Binnenschiffe (s. Abschnitt B6.2) ist davon 
auszugehen, dass eine Vielzahl der Binnenschiffe bereits wirtschaftlich abgeschrieben ist. 
Unter diesen Bedingungen sind die ausgabewirksamen Kosten, die Kosten, mit denen ein 
Schiffseigner kalkuliert.  
Die Unterschiede in den Kosten zwischen den Relationen sind bei den ausgabewirksamen 
Kosten mit einer Spannweite von 1,33 Cent um 28 % niedriger als bei den betriebswirt-
schaftlichen Kosten mit 1,86 Cent. Im Durchschnitt liegen sie 0,49 Cent je Tonnenkilome-
ter niedriger als die betriebswirtschaftlichen Kosten. Doch auch wenn die Unterschiede 
geringer werden, bleibt die Reihenfolge der Relationen nach ihren Kosten dieselbe.  
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Abbildung 9-45: Ausgabewirksame Kosten auf ausgewählten Massengutrelatio-
nen im Binnenschiffsverkehr 
 
 
Im Durchschnitt der betrachteten Containerrelationen liegen die ausgabewirksamen Kos-
ten um 0,48 Cent je Tonnenkilometer niedriger als die betriebswirtschaftlichen Kosten. 
Auch bei den Containerrelationen ist die Spannweite bei den ausgabewirksamen Kosten 
bezogen auf die Relationen mit 1,25 Cent um 32 % niedriger als bei den betriebswirt-
schaftlichen Kosten mit 1,85 Cent. Sowohl bei den Massengutrelationen als auch bei den 
Containerrelationen zeigt sich, dass die Reihenfolge der Relationen nach Kosten bei den 
ausgabewirksamen Kosten dieselbe ist wie bei den betriebswirtschaftlichen Kosten.  
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Abbildung 9-46: Ausgabewirksame Kosten auf ausgewählten KV-Relationen im 
Binnenschiffsverkehr (ohne Vor-/Nachlauf Lkw) 
 
 
9.4.4.1.3 Volkswirtschaftliche Kosten 
Zusätzlich zu den anderen Abschreibungsfristen bei den volkswirtschaftlichen Bereithal-
tungskosten liegt außerdem die Kapitalverzinsung niedriger als bei den betriebswirtschaft-
lichen Bereithaltungskosten. Weiter finden Steuern natürlich keine Berücksichtigung. Somit 
liegen die volkswirtschaftlichen Bereithaltungskosten je Schiffstyp deutlich niedriger als die 
betriebswirtschaftlichen Kosten. Im Gegensatz zu den betriebswirtschaftlichen bzw. den 
ausgabewirksamen Kosten, welche je nach Kalkulationsart (Voll- bzw. Grenzkostenkalku-
lation) für die Preisbildung und somit für die Verkehrsträgerwahl entscheidend sind, sind 
die volkswirtschaftlichen Kosten der Maßstab für eine gesamtwirtschaftliche Bewertung 
bzw. einen Vergleich der Verkehrsträger. Dabei werden allerdings auch die externen Kos-
ten, wie sie z. B. durch die Umweltbelastung entstehen, berücksichtigt. 
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Abbildung 9-47: Volkswirtschaftliche Kosten auf ausgewählten Massengutrelatio-
nen im Binnenschiffsverkehr 
 
 
Die volkswirtschaftlichen Kosten je Tonnenkilometer liegen auf den Massengutrelationen 
im Durchschnitt um rund 22 % niedriger als die betriebswirtschaftlichen Kosten. Auf den 
Containerrelationen liegen die volkswirtschaftlichen Kosten je TEU-Kilometer durchschnitt-
lich um 15 % niedriger als die betriebswirtschaftlichen Kosten. Die Reihenfolge der kos-
tengünstigsten Relationen ist allerdings auch bei den volkswirtschaftlichen Kosten dieselbe 
wie bei den betriebswirtschaftlichen Kosten. 
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Abbildung 9-48: Volkswirtschaftliche Kosten auf ausgewählten KV-Relationen im 
Binnenschiffsverkehr (ohne Vor-/Nachlauf Lkw) 
 
 
9.4.4.2 Energieverbrauch und Schadstoffemissionen auf ausgewählten 
Relationen 
9.4.4.2.1 Methodik zur Schätzung der Binnenschiffsemissionen auf Beispielrelatio-
nen 
Die Methodik zur Schätzung der Binnenschiffsemissionen auf Beispielrelationen orientiert 
sich an der Vorgehensweise aus der Studie „Emissionen luftverunreinigender Stoffe durch 
den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen“.144 Es gibt allerdings einen entscheidenden 
Unterschied zwischen der dortigen und der hier gewählten Vorgehensweise. In der Studie 
über die Emissionen luftverunreinigender Stoffe durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-
Westfalen werden sogenannte globale Emissionsfaktoren verwendet. Solche Faktoren 
unterscheiden nicht nach Schiffstypen. Die schiffstypenspezifischen Ergebnisse dieser 
Studie resultieren lediglich aus den unterschiedlichen Tiefgängen, Motorenleistungen und 
Geschwindigkeiten der Schiffstypen. Die Schadstoffemissionen je Kilowattstunde unter-
schieden sich aber nicht, d. h. die motorenspezifischen Unterschiede bei den Emissionen 
je eingesetzter Treibstoffmenge finden keine Berücksichtigung.  
                                                
 
144  VBD, Emissionen luftverunreinigender Stoffe durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen – Ein Modell 
zur Berechnung der Schadstoffverteilung auf Wasserstraßen, in Schleusen und in Häfen, Essen 2001. 
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Dadurch, dass im Rahmen der vorliegenden Studie motorenspezifische Emissionen je 
Kilowattstunde ermittelt werden, kann man für die jeweiligen Schiffstypen nicht nur durch-
schnittliche Motorenleistungen, sondern auch durchschnittliche Emissionsfaktoren berech-
nen. Nur auf dieser Basis ist es auch möglich die Unterscheidungen zwischen dem Flot-
tendurchschnitt und dem technischen Optimum zu machen (s. Abschnitt 8.3.4.3).  
Um das Verfahren wie in der Vorlage anwenden zu können müssen die Emissionsfakto-
ren, welche in Form von Gramm je Kilowattstunde vorliegen, in Gramm je Kilogramm ein-
gesetzten Treibstoffs umgerechnet werden. Dies geschieht unter Zuhilfenahme des spezi-
fischen Kraftstoffverbrauchs je Kilowattstunde und Motor.  
Die emittierte Schadstoffmenge auf den Relationen berechnet sich schiffstypenspezifisch 
wie folgt: 
SchadstofffSchadtstof FBrVE •=  
Die emittierte Schadstoffmenge eines Schadstoffs ist das Produkt aus dem gesamten 
Treibstoffverbrauch und den umgerechneten schadstoffspezifischen Emissionsfaktoren. 
Der Brennstoffverbrauch wird dabei schiffstypenspezifisch und wasserstraßenspezifisch 







Der schiffstypische Treibstoffverbrauch ist das Produkt aus der schiffstypischen Leistung 
NTyp, dem spezifischen Verbrauch be und der Länge des betrachteten Streckenabschnitts L 
geteilt durch die schiffstypische Geschwindigkeit VTYP auf dem Streckenabschnitt. Dabei 
werden die schiffstypischen Leistungen (in Abhängigkeit des Tiefgangs und des Wasser-
straßentyps), der schiffstypspezifische Verbrauch und die Geschwindigkeit (in Abhängig-
keit des Schiffs- und des Wasserstraßentyps) berücksichtigt. Bei den Wasserstraßen wird 
in frei fließender Fluss, staugeregelter Fluss bzw. Kanal unterschieden. 145  
Die Emissionen von Hilfsmotoren werden durch prozentualen Aufschlag auf den Reise-
verbrauch berücksichtigt. Trotz dieser Vereinfachungen erzielt das Verfahren zur 
Verbrauchsbestimmung eine sehr hohe Genauigkeit. So hat der Vergleich der Verbrauchs-
rechnung gemäß der beschriebenen Methodik mit den tatsächlichen Verbrauchswerten 
einer Reise eine Abweichung von unter 2 % ergeben.146 Diese hohe Genauigkeit bei der 
Verbrauchsrechnung in Verbindung mit den fein differenzierten Emissionsfaktoren ergeben 
entsprechend gute Schätzungen der Emissionen.147 Um die Vergleichbarkeit der Emissi-
                                                
 
145  Zu den notwendigen Leistungs- und Geschwindigkeitsdaten s. Abschnitt 7.4. 
146  Vgl. VBD, Emissionen luftverunreinigender Stoffe durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen – Ein 
Modell zur Berechnung der Schadstoffverteilung auf Wasserstraßen, in Schleusen und in Häfen, Essen 
2001, S. 94f. 
147  Eine detailliertere Beschreibung des Verfahrens findet sich in VBD, Emissionen luftverunreinigender Stoffe 
durch den Schiffsverkehr in Nordrhein-Westfalen – Ein Modell zur Berechnung der Schadstoffverteilung auf 
Wasserstraßen, in Schleusen und in Häfen, Essen 2001. 
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onsschätzungen mit der Bahn zu gewährleisten, wurden auch die Emissionen bei der 
Treibstoffherstellung bzw. der dabei entstehende Energiebedarf berücksichtigt. Dies ge-
schieht durch Emissionsfaktoren für die indirekten Emissionen je Kilogramm eingesetzten 
Treibstoffs. 
 
9.4.4.2.2 Schätzergebnisse der Binnenschiffsemissionen auf Beispielrelationen 
Bei den Schätzungen des jeweiligen Energieverbrauchs und der jeweiligen Emissionen 
zeigte sich, dass die ökonomisch optimalen Varianten auch immer die ökologisch überle-
genen Varianten waren. So ist beispielsweise bei gegebenen Rahmenbedingungen ein 
Elbeschubverband auf der Elbe trotz geringer Ladekapazität kostengünstiger als ein 
Großmotorgüterschiff und auch ökologisch vorteilhaft. Wie hoch der Energieverbrauch je 
100 Tonnenkilometer auf den Massengutrelationen ist, zeigt die nachfolgende Abbildung.  
 




Der durchschnittliche Energieverbrauch liegt bei 22,87 Megajoule je 100 Tonnenkilome-
tern. Dies entspricht einem Dieselverbrauch von 4,7Gramm je Tonnenkilometer. Bei 
TREMOD wird von durchschnittlich 10 Gramm je Tonnenkilometer ausgegangen, was 
mehr als doppelt so viel ist. Ein zu hoher Energieverbrauch und zu hohe Emissionsfakto-
ren bei TREMOD sind die Ursache für erheblich zu hohe Emissionswerte der Binnenschiff-
fahrt in diesem Modell.  
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Den deutlich geringsten Primärenergieeinsatz je tkm erfordert der Transport von flüssigem 
Massengut auf der Relation Antwerpen – Ludwigshafen. Ausschlaggebend hierfür ist ins-
besondere der bereits erwähnte Effekt des hohen Anteils von Rückladung. Werden in der 
Hauptverkehrsrichtung zu Berg knapp 21 Megajoule Primärenergie je 100 tkm verbraucht, 
so sind es in der Fahrt zu Tal mit 6,5 MJ je tkm nur gut 30% des Aufwandes der Bergfahrt. 
Da die Kohlendioxidemissionen direkt proportional zum Energieverbrauch sind, ergibt sich 
für diese ein sehr ähnliches Bild wie für den Energieverbrauch. Der Durchschnitt über alle 
Relationen liegt bei 1,69 Kilogramm je 100 Tonnenkilometern.  
 




Bei den Nicht-Kohlendioxidemissionen ist die Reihenfolge der ökologisch günstigsten Re-
lationen nicht mehr dieselbe wie beim Energieverbrauch und den Kohlendioxidemissionen. 
Zwar sind auch die Schwefeldioxidemissionen ausschließlich vom Verbrauch abhängig, 
aber die übrigen Emissionen sind außerdem motorenabhängig. Dabei wird deutlich, dass 
je nach eingesetztem Schiffstyp unterschiedlich hohe Emissionen zu verzeichnen sind. 
Das Ergebnis wird von den Stickoxidemissionen dominiert. Die günstigsten Relationen 
Antwerpen – Ludwigshafen und Hamburg  – Salzgitter sind aber auch bei den Nicht-
Kohlendioxidemissionen die günstigsten. Auf diesen Relationen ist der Energieeinsatz je 
Tonnenkilometer so niedrig, dass die Motorenunterschiede weniger ins Gewicht fallen. 
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Abbildung 9-51: Schadstoffemissionen (NOx, SO2, CO, NMHC, Partikel) auf aus-
gewählten Massengutrelationen im Binnenschiffsverkehr 
 
 
Der Energieverbrauch je 100 TEU-Kilometern auf den Containerrelationen liegt durch-
schnittlich bei 237,98 Megajoule. Dies entspricht einem Verbrauch je 100 Tonnenkilome-
tern von 20,77 Megajoule. Auch bei den Containertransporten ist damit der durchschnittli-
che Treibstoffverbrauch von 4,3 Gramm je Tonnenkilometer nicht einmal halb so hoch wie 
der, der bei TREMOD unterstellt wird. 
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Abbildung 9-52: Primärenergieeinsatz auf ausgewählten KV-Relationen im Bin-
nenschiffsverkehr (ohne Vor-/Nachlauf Lkw) 
 
 
Bei den Containertransporten sind die Kohlendioxidemissionen ebenfalls direkt proportio-
nal zum Energieeinsatz. Die durchschnittlichen Kohlendioxidemissionen liegen bei 17,57 
Kilogramm je 100 TEU-Kilometern (s. Abbildung 9-53). 
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Abbildung 9-53: CO2-Emissionen auf ausgewählten KV-Relationen im Binnen-
schiffsverkehr (ohne Vor-/Nachlauf Lkw) 
 
 
Auf den KV-Relationen ergibt sich für die Nicht-Kohlendioxidemissionen ein ähnliches Bild 
wie beim Energieverbrauch und den Kohlendioxidemissionen. Auf diesen Relationen do-
miniert der Energieeinsatz die Unterschiede bei den Emissionsfaktoren der Schiffstypen. 
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Abbildung 9-54: Schadstoffemissionen (NOx, SO2, CO, NMHC, Partikel) auf aus-





9.4.4.3 Externe Kosten des Binnenschiffstransports auf den ausgewählten 
Relationen 
Wie beim Lkw und der Bahn werden die externen Kosten des Binnenschiffstransports mit 
Hilfe von Wertansätzen für die Schadstoffemissionen, den Lärm und die Unfallkosten er-
mittelt. Das Kohlendioxid als das maßgebliche Klimagas wird bei den Schadstoffemissio-
nen gesondert und die Kosten der sonstigen Luftschadstoffemissionen als Gesamtgröße 
ausgewiesen. Die Wertansätze für die Schadstoffemissionen liegen, differenziert für die 
relevanten Schadstoffarten, je Mengeneinheit der Schadstoffe vor. Kosten durch Lärmbe-
lästigung entstehen im Binnenschiffsverkehr in aller Regel nicht und können daher ver-
nachlässigt werden. Die Unfallkosten werden als durchschnittliche Kostensätze je Tonnen- 
bzw. TEU-Kilometer berücksichtigt (zur Herleitung der Kostensätze vgl. die jeweiligen Un-
terabschnitte des Hauptkapitels „Externe Kosten“). 
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In der Summe der externen Kosten ergibt sich auf den untersuchten Massengutrelationen 
ein Durchschnittswert von 0,275 Cent je tkm bei einer Bandbreite zwischen 0,181 Cent je 
tkm (Antwerpen – Ludwigshafen) und 0,351 Cent je tkm (Linz – Nürnberg). Der Anteil der 
bewerteten Klimagasemissionen an den Gesamtkosten bewegt sich in einer Größenord-
nung von durchschnittlich 43%, derjenige der sonstigen Luftschadstoffe in einer solchen 
von 45%. 
 
Abbildung 9-55: Externe Kosten des Massenguttransports auf ausgewählten Rela-
tionen im Binnenschiffsverkehr 
 
 
Im Containerverkehr liegen die externen Kosten zwischen 2,02 Cent je tkm (Rotterdam – 
Duisburg) und 3,97 Cent je tkm (Hamburg – Berlin). Die Anteile der Klimagase und der 
sonstigen Luftschadstoffe an den Gesamtkosten sind mit 41% bzw. 46% mit denjenigen 
auf den Massengutrelationen vergleichbar. 
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Abbildung 9-56: Externe Kosten des Containertransports auf ausgewählten Rela-
tionen im Binnenschiffsverkehr 
 
 
9.4.5 Modalvergleich relationsspezifischer Transportkosten 
Die in den vorangegangenen Kapiteln vorgestellten Ergebnisse der relationsspezifischen 
Transportkostenberechnungen wurden jeweils auf die Einheiten Tonnenkilometer bzw. 
TEU-Kilometer bezogen. Da zwischen den Verkehrsträgern auf den jeweiligen Relationen 
teils signifikante Entfernungsunterschiede bestehen, werden für den 
verkehrszweigübergreifenden Vergleich hingegen die Einheiten Tonne bzw. TEU gewählt.  
Für die Massengutrelationen können die relevanten Kosten-, Energie- und Emissionsdaten 
direkt aus den verkehrszweigspezifischen Berechnungen übernommen werden.  
Um einen aussagekräftigen Vergleich zu den Lkw-Transporten ziehen zu können, müssen 
hingegen bei den KLV-Verkehren per Bahn und Binnenschiff zusätzlich zu den bisher er-
fassten Kosten vom/zum Seehafen bis/zum KLV-Terminal im Hinterland die Kosten des 
zusätzlichen Umschlags im Hinterlandterminal sowie die Kosten des Nach- bzw. Vorlaufs 
per Lkw berücksichtigt werden. Dies erfolgt auf der Basis eines durchschnittlichen Um-
schlagkostensatzes je TEU sowie unter Zugrundelegung einer mittleren Nach- bzw. Vor-
laufentfernung von 20 km.  
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9.4.5.1 Vergleich der Verkehrsträger beim Futtermitteltransport auf der Re-
lation Hamburg - Decin 
Futtermitteltransporte als typische Massenguttransporte sind prädestiniert für den Trans-
port mit der Bahn oder dem Binnenschiff. Dies wird auf der Relation Hamburg – Decin 
deutlich. Gemessen an den betriebswirtschaftlichen Kosten ist die Bahn 58 % günstiger 
als der Lkw, gemessen an den ausgabewirksamen Kosten 63 % günstiger. Gegenüber 
dem Binnenschiff schneidet der Lkw noch schlechter ab. Bei dem Vergleich sind es 78 % 
bzw. 83 %. Da es sich bei Futtermittel in der Regel nicht um zeitkritische Güter handelt, ist 
der Lkw somit ökonomisch chancenlos. 
 
Abbildung 9-57: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Futtermittel-
transport auf der Relation Hamburg - Decin 
 
 
Im Vergleich Bahn versus Binnenschiff hat das Binnenschiff sowohl in der ökonomisch 
optimalen Variante beim Einsatz eines Elbeschubverbandes als auch bei der ökonomisch 
suboptimalen Variante beim Einsatz eines GMS deutliche Kostenvorteile. Die 
Kostenvorteile (betriebswirtschaftliche und ausgabewirksame) liegen zwischen 47 % und 
60 %. Aber auch bei den externen Kosten ist das Binnenschiff erheblich günstiger als die 
Bahn. Dort sind es 70 % bis 75 %. Selbst wenn der Schienenbonus bei den externen 
Kosten des Lärms berücksichtigt wird, liegt der Vorteil des Binnenschiffs noch bei 46 % 
(GMS) bis 55 % (Elbeschubverband). Betrachtet man die volkswirtschaftlichen  
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Gesamtkosten des Transports (volkswirtschaftliche plus Externe Kosten), so wird deutlich, 
dass das Binnenschiff der volkswirtschaftlich wünschenswerte Verkehrsträger auf dieser 
Relation ist, denn die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten des Binnenschiffstransports sind 
rund halb so hoch wie die des Bahntransports. 
 
9.4.5.2 Vergleich der Verkehrsträger beim Kohletransport auf der Relation 
Hamburg - Salzgitter 
Auch beim Kohletransport von Hamburg nach Salzgitter werden die Vorteile der 
Massenleistungsfähigkeit von Bahn und Binnenschiff gegenüber dem Lkw deutlich. So 
liegen die betriebswirtschaftlichen Transportkosten der Bahn um 76% und diejenigen der 
Binnenschifffahrt zwischen 74% (GMS) und 81% (Koppelverband) unter denjenigen des 
Lkw.   
Abbildung 9-58: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Kohletransport 
auf der Relation Hamburg - Salzgitter 
 
 
Im Vergleich zwischen Bahn und Binnenschifffahrt ergibt sich ein differenziertes Bild. Wird 
der Einsatz eines GMS (Ladungsmenge gut 1.700 t) unterstellt, so liegen die betriebswirt-
schaftlichen Kosten der Bahn um gut 6% unter denjenigen der Binnenschifffahrt. Erfolgt 
der Binnenschiffstransport hingegen mit Koppelverbänden (Transportmenge gut 3.300 t), 
so ergeben sich im Vergleich zur Bahn knapp 23% niedrigere Kosten. Bei den volkswirt-
schaftlichen Gesamtkosten (einschließlich externer Kosten) liegen die Vorteile unabhängig 
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vom eingesetzten Schiffstyp hingegen eindeutig bei der Binnenschifffahrt. Mit 3,68 € je t 
(Koppelverband) bzw. 5,20 € je t (GMS) werden die Kosten der Ganzzüge (6,85 € je t) 
erheblich unterschritten. Dies gilt auch für den Fall, das bei der Berechnung der Lärmkos-
ten der Bahn der Schienenbonus berücksichtigt wird. In diesem Fall sinken deren volks-
wirtschaftlichen Gesamtkosten auf 5,86 € je t, liegen damit aber immer noch um knapp 
13% (GMS) bzw. um 59% (Koppelverband) über denjenigen der Binnenschifffahrt. 
 
9.4.5.3 Vergleich der Verkehrsträger beim Kohletransport auf der Relation 
Rotterdam - Duisburg 
Auch beim Kohletransport von Rotterdam nach Duisburg handelt es sich um eine typische 
Massengutrelation, bei der der Lkw nicht konkurrenzfähig ist (Vorteil Bahn: 68 % bis 74 %; 
Vorteil Binnenschiff: 84 % bis 88 %).  
 
Abbildung 9-59: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Kohletransport 
auf der Relation Rotterdam - Duisburg 
 
 
Auf dieser Relation sind auch die Kostenvorteile der Binnenschifffahrt gegenüber der Bahn 
eindeutig. Sie liegen bei 50 % bis 55 % (6er Schubverband) bzw. 37 % bis 44 % (4er 
Schubverband). Betrachtet man die externen Kosten, so liegen sie sogar bei 84 % bzw. 
82 %. Volkswirtschaftlich gesehen sind die Kosten des Binnenschiffstransports auf dieser 
Relation nicht einmal halb so hoch wie die des Bahntransports. 
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9.4.5.4 Vergleich der Verkehrsträger beim Kohletransport auf der Relation 
Rotterdam - Großkrotzenburg 
Auch auf dieser Relation ist der Lkw nicht konkurrenzfähig. Die Kosten eines Bahn- oder 
Binnenschiffstransportes sind bei allen Kostenarten (abgesehen von den externen Kosten) 
über 80 % günstiger. Auf dieser Relation ist die Bahn allerdings betriebs- und volkswirt-
schaftlich rund 10 % günstiger als das Binnenschiff. Betrachtet man allerdings die exter-
nen Kosten so ist das Binnenschiff 77 % günstiger als die Bahn. Dieser Vorteil ist so groß, 
dass die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten (Summe aus den volkswirtschaftlichen und 
den Externen Kosten) des Binnenschiffs 34 % günstiger als die der Bahn sind. Damit tritt 
auf dieser Relation der Fall ein, dass die volkswirtschaftlich wünschenswerte Alternative 
Binnenschiff sich betriebswirtschaftlich nicht behaupten kann. 
 
Abbildung 9-60: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Kohletransport 
auf der Relation Rotterdam - Großkrotzenburg 
 
 
9.4.5.5 Vergleich der Verkehrsträger beim Eisenerztransport auf der Relati-
on Rotterdam - Dillingen 
Bei den Eisenerztransporten von Rotterdam nach Dillingen ist die Bahn eindeutig der kos-
tengünstigste Verkehrsträger. Der Kostenvorteil gegenüber dem Lkw bewegt sich je nach 
Kostenart zwischen 80 % bis 82 %. Auch gegenüber einem Koppelverband weist die Bahn 
zwischen 30% und 36% geringere Transportkosten auf. Die Überlegenheit der Bahn auf 
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dieser Relation ist neben dem hohen Ladungsgewicht der eingesetzten Ganzzüge (3.500 
t) auch darauf zurückzuführen, dass die Binnenschiffe im Vergleich zur Bahn eine um rd. 
30% längere Transportdistanz zu bewältigen haben.  
Trotz dieser Rahmenbedingungen weist die Binnenschifffahrt auch auf dieser Relation die 
mit Abstand niedrigsten externen Kosten auf. In der Summe der volkswirtschaftlichen Ge-
samtkosten (Transportkosten plus externe Effekte) verbleibt ein Vorteil von gut 2% gegen-
über der Bahn.  
 
Abbildung 9-61: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Eisenerztrans-
port auf der Relation Rotterdam - Dillingen 
 
 
9.4.5.6 Vergleich der Verkehrsträger beim Containertransport auf der Rela-
tion Rotterdam - Duisburg 
Auf der KV-Relation Rotterdam – Duisburg ist der Lkw gegenüber der Bahn durchaus kon-
kurrenzfähig. Liegt der Vorteil des Lkw bei den betriebswirtschaftlichen Kosten lediglich bei 
3 %, so sind es bei den ausgabewirksamen Kosten sogar 18 %. Bei den externen Kosten 
liegt der Lkw zwar 25 % höher als die Bahn, betrachtet man aber die volkswirtschaftlichen 
Gesamtkosten, so ist er 8 % günstiger. 
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Abbildung 9-62: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Container-
transport auf der Relation Rotterdam - Duisburg 
 
 
Im Vergleich zur Jowi, dem relevanten Binnenschiff, sind allerdings sowohl die Bahn als 
auch der Lkw unterlegen. Betriebswirtschaftlich liegt der Kostenvorteil der Jowi gegenüber 
dem Lkw bei 41 % und gegenüber der Bahn bei 43 % bis 50 %. Aus volkswirtschaftlicher 
Sicht ist der Einsatz der Jowi gegenüber dem Lkw um 48 % und gegenüber der Bahn um 
52 % günstiger. Selbst unter Berücksichtigung des Schienenbonus bei der Bewertung des 
Lärms ist die Jowi volkswirtschaftlich noch um 43 % günstiger als die Bahn. 
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9.4.5.7 Vergleich der Verkehrsträger beim Containertransport auf der Rela-
tion Rotterdam - Basel 
Auf der längsten untersuchten Relation Rotterdam – Basel kommen die Mengenvorteile 
der Verkehrsträger Bahn und Binnenschiff zum Tragen. Aus betriebswirtschaftlicher und 
ausgabewirksamer Sicht ist die Bahn um 47 % bzw. 43 % günstiger als der Lkw. Der Kop-
pelverband ist jeweils um 67 % günstiger, das GMS um 59 % bzw. 60 %. Auf dieser Rela-
tion ist der Lkw auch aus volkswirtschaftlicher Sicht der unterlegene Verkehrsträger. 
 
Abbildung 9-63: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Container-
transport auf der Relation Rotterdam - Basel 
 
 
Sowohl der Koppelverband als auch das GMS sind aus betriebswirtschaftlicher und aus-
gabewirksamer Sicht der Bahn deutlich überlegen. Aus volkswirtschaftlicher Sicht liegt der 
Vorteil des Koppelverbands bei 42 % und der des GMS bei 31 %. Selbst wenn der Schie-
nenbonus bei den Lärmemissionen berücksichtigt wird liegt der volkswirtschaftliche Vorteil 
noch bei 21 % bzw. 5 %. 
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9.4.5.8 Vergleich der Verkehrsträger beim Containertransport auf der Rela-
tion Hamburg - Berlin 
Die Containerrelation Hamburg – Berlin zeigt ein relativ ausgeglichenes Bild bei den Ver-
kehrsträgern. Bei den betriebswirtschaftlichen und den ausgabewirksamen Kosten ist der 
Elbeschubverband gegenüber dem Lkw 28 % bzw. 24 % und gegenüber der Bahn 17 % 
bzw. 20 % günstiger. Bei den volkswirtschaftlichen Kosten hat der Schubverband gegen-
über dem Lkw keinen Vorteil mehr und gegenüber der Bahn nur noch einen Vorteil von 
7 %. 
 
Abbildung 9-64: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Container-
transport auf der Relation Hamburg - Berlin 
 
 
Betrachtet man die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten, so liegt der Vorteil des Elbe-
schubverbands gegenüber dem Lkw bei 23 % und gegenüber der Bahn bei 17 %. Würde 
man den Schienenbonus bei den Lärmemissionen der Bahn berücksichtigen, so vermin-
dert sich der Vorteil der Binnenschifffahrt gegenüber der Bahn auf 1,5%. 
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9.4.5.9 Vergleich der Verkehrsträger beim Containertransport auf der Rela-
tion Hamburg - Decin 
Auf der Containerrelation Hamburg – Decin ergibt sich für den Vergleich Bahn versus Bin-
nenschiff ein ähnliches Bild wie auf der Relation Hamburg – Berlin. Aufgrund der größeren 
Transportentfernung ist der Lkw von der Kostenseite her allerdings noch weniger konkur-
renzfähig als auf der Relation Hamburg – Berlin. Die Bahn ist betriebswirtschaftlich und 
ausgabewirksam 36 % bzw. 32 % günstiger und der Elbeschubverband 48 % bzw. 45 %.  
 
Abbildung 9-65: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Container-
transport auf der Relation Hamburg - Decin 
 
 
Der Elbeschubverband ist aus betriebswirtschaftlicher und ausgabewirksamer Sicht jeweils 
19 % günstiger als die Bahn. Die externen Kosten liegen bei nur knapp 44%. Hieraus er-
gibt sich für die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten ein Vorteil des Elbschubverbandes 
gegenüber der Bahn in Höhe von knapp 18%.  
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9.4.5.10 Vergleich der Verkehrsträger beim Containertransport auf der Rela-
tion Rotterdam - Stuttgart 
Für die Containerrelation Rotterdam – Stuttgart wurden zwei Schiffstypen, das GMS und 
das ÜGMS, sowie zwei Transportalternativen, mit und ohne Zwischenstopp in Mannheim, 
berücksichtigt. Das ÜGMS ist erst nach einem Ausbau der Neckarschleusen einsetzbar. 
Der Vorteil des größeren Schiffs wird bei den Direktverkehren ohne Zwischenstopp in 
Mannheim besonders deutlich. Das ÜGMS würde gegenüber der Bahn einen betriebswirt-
schaftlichen und ausgabewirksamen Kostenvorteil von 1 % bzw. 14 % erzielen, das Ne-
ckarschiff hingegen hat einen Kostennachteil von 19 % bzw. 4 %. Aus volkswirtschaftlicher 
Sicht wäre das ÜGMS gegenüber der Bahn um 15 % günstiger. Der Lkw und das Neckar-
schiff sind auf dieser Relation weder betriebs- noch volkswirtschaftlich konkurrenzfähig. 
 
Abbildung 9-66: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Container-
transport auf der Relation Rotterdam - Stuttgart 
 
 
Berücksichtigt man einen Zwischenstopp beim Binnenschiff in Mannheim, bei der auf dem 
Hinweg Container entladen und auf dem Rückweg Container zugeladen werden, so ändert 
sich das Bild grundlegend. Diese Vorgehensweise findet in der Praxis Anwendung. Bei der 
Variante mit Zwischenstopp ist dann auch das Neckarschiff betriebswirtschaftlich (32 %) 
und ausgabewirksam (39 %) günstiger als die Bahn. Auch volkswirtschaftlich ist es von 
den Gesamtkosten her 40 % günstiger.  
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 295 
 Essen  
Selbst unter Berücksichtigung des Schienenbonus bei den Lärmemissionen ist es noch 
21 % günstiger.  
 
Abbildung 9-67: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Container-
transport auf der Relation Rotterdam – Stuttgart mit Zwischen-
stopp in Mannheim 
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9.4.5.11 Vergleich der Verkehrsträger beim Eisen-/Stahltransport auf der 
Relation Linz - Nürnberg 
Auf der Massengutrelation Linz – Nürnberg ist der Lkw sowohl betriebswirtschaftlich als 
auch volkswirtschaftlich weder gegenüber der Bahn noch gegenüber dem Binnenschiff 
konkurrenzfähig. Der Verkehrsträgervergleich reduziert sich also auf den Vergleich Bahn 
und Binnenschiff. Bei diesem Vergleich hängt das Ergebnis davon ab, ob es Rückladung 
für das Binnenschiff gibt oder nicht. Gibt es Rückladung für das Binnenschiff, so ist dieses 
betriebswirtschaftlich 10 %, ausgabewirksam 16 % und volkswirtschaftlich insgesamt 28 % 
günstiger. Gibt es keine Rückladung, so ist die Bahn betriebswirtschaftlich 26 %, ausga-
bewirksam 18 % und volkswirtschaftlich 1 % günstiger. Dieses Ergebnis macht deutlich, in 
welch hohem Maß der Verkehrsträgervergleich von den jeweiligen Rahmenbedingungen 
abhängt. 
 
Abbildung 9-68: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Eisen-
/Stahltransport auf der Relation Linz - Nürnberg 
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9.4.5.12 Vergleich der Verkehrsträger beim Mineralöltransport auf der Rela-
tion Hamburg - Hannover 
Die Mineralöltransporte auf der Relation Hamburg – Hannover werden am kostengünstigs-
ten von der Bahn durchgeführt. Ausgabewirksam und betriebswirtschaftlich hat die Bahn 
gegenüber dem Lkw einen Vorteil von 63 % bzw. 64 % und gegenüber dem Tankmotor-
schiff von 11 % bzw. 3 %. Auch mit Blick auf die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten ist 
die Bahn auf dieser Relation dem Lkw um 52 % überlegen. Im Vergleich zum Binnenschiff 
ergibt sich hingegen bei den volkswirtschaftlichen Kosten unter Einschluss der externen 
Effekte ein Kostennachteil in Höhe von rd. 15%.  
 
Abbildung 9-69: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Mineralöl-
transport auf der Relation Hamburg - Hannover 
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9.4.5.13 Vergleich der Verkehrsträger beim Chemietransport auf der Relati-
on Antwerpen - Ludwigshafen 
Bei den Chemietransporten von Antwerpen nach Ludwigshafen ist der Lkw der Bahn und 
dem Binnenschiff absolut unterlegen. Betriebswirtschaftlich und ausgabewirksam ist die 
Bahn 77 % bzw. 76 % und das ÜTMS 88 % bzw. 89 % günstiger. Unter volkswirtschaftli-
chen Gesichtspunkten liegt der Vorteil der Bahn bei 65 % und der des Binnenschiffs bei 
86 %. 
Aber auch die Bahn ist im Vergleich zum Binnenschiff allenfalls eingeschränkt konkurrenz-
fähig. Der Vorteil des UTMS gegenüber der Bahn aus betriebswirtschaftlicher Sicht liegt 
bei 49 %, aus Sicht der ausgabewirksamen Kosten bei 53 % und aus volkswirtschaftlicher 
Sicht bei 60%, unter der Berücksichtigung des Schienenbonus bei den Lärmemissionen 
bei 50 %. Selbst das TMS ist der Bahn auf dieser Relation überlegen. Es hat einen be-
triebswirtschaftlichen Vorteil von 41 %, einen ausgabewirksamen Vorteil von 45 % und 
einen volkswirtschaftlichen Vorteil von 54 % bzw. unter Berücksichtigung des Schienenbo-
nus einen Vorteil von 44 %. 
 
Abbildung 9-70: Ökonomischer Vergleich der Verkehrsträger beim Chemietrans-
port auf der Relation Antwerpen - Ludwigshafen 
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9.4.6 Zusammenfassung 
Wie zu erwarten war ist der Lkw auf keiner der 13 Relationen unter Kostengesichtspunkten 
konkurrenzfähig. Das er in der Realität auf einigen Relationen dennoch zum Einsatz 
kommt, liegt u. a. daran, dass er flexibler einsetzbar und schneller ist. Diese Vorteile wer-
den durch die kostenseitige Betrachtung nicht hinreichend abgebildet. Auch unter volks-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist er unterlegen. In der Regel weist er die größten exter-
nen Effekte auf. Aus volkswirtschaftlicher Sicht unter Berücksichtigung der externen Effek-
te ist die Binnenschifffahrt der vorteilhafteste Verkehrsträger auf allen untersuchten Relati-
onen. Unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten ist die Bahn auf drei Relationen 
günstiger. In diesen Fällen kommt es in der Regel zur volkswirtschaftlich suboptimalen 
Verkehrsträgerwahl. Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die betriebs- und 
volkswirtschaftlichen Gesamtkosten der Verkehrsträger auf den Relationen. 
 
Tabelle 9-24: Verkehrsträgervergleich der betriebs- und volkswirtschaftlichen 
Kosten auf ausgewählten Relationen in Euro je Tonne bzw. Euro 
je TEU 
 Betriebswirtschaftliche Kosten Volkswirtschaftliche  Gesamtkosten 
Relation Lkw Bahn Binnenschiff Lkw Bahn Binnenschiff
Futtermittel Hamburg 
- Decin 53,48 22,61 8,98 44,16 21,15 9,89
Kohle Hamburg - 
Salzgitter 23,87 5,83 4,50 19,45 6,85 3,68
Kohle Rotterdam - 
Duisburg 24,25 6,37 2,98 21,14 8,17 3,13
Kohle Rotterdam - 
Großkrotzenburg 51,77 7,85 8,61 43,76 12,31 8,45
Eisenerz Rotterdam - 
Dillingen 40,79 7,29 10,85 36,66 11,12 10,88
Container Rotterdam 
- Duisburg 158,15 162,29 92,71 154,34 167,42 81,84
Container Rotterdam 
- Basel 501,08 266,92 163,22 472,06 277,20 167,78
Container Hamburg - 
Berlin 206,68 178,37 147,93 190,00 175,99 146,02
Container Hamburg - 
Decin 347,64 223,73 181,22 324,35 231,62 190,66
Container Rotterdam 
– Stuttgart * 437,36 247,16 168,78 411,58 252,28 156,57
Eisen/Stahl Linz - 
Nürnberg 33,59 11,55 10,41 28,18 12,19 9,03
Mineralöl Hamburg - 
Hannover 17,25 6,13 6,88 14,08 6,79 5,88
Chemie Antwerpen - 
Ludwigshafen 45,35 10,89 5,59 38,04 13,28 5,59
* Auf der Relation Rotterdam - Stuttgart wird der Einsatz eines Neckarschiffs mit Zwischenstopp in 
Mannheim unterstellt. 
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Auf den Massengutrelationen ist der Primärenergieverbrauch beim Lkw am höchsten, bei 
der Bahn bis auf eine Ausnahmen am zweit höchsten und bei der Binnenschifffahrt mit 
Ausnahme der Relation Rotterdam – Dillingen am niedrigsten. Im Durchschnitt verbraucht 
die Bahn rund 50 % und das Binnenschiff 67 % weniger Primärenergie als der Lkw. Der 
durchschnittliche Energieverbrauch des Binnenschiffs ist auf den untersuchten Relationen 
35 % niedriger als derjenige der Bahn. 
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Betrachtet man die monetär bewerteten Klimagasemissionen der Verkehrsträger auf den 
Massengutrelationen im Vergleich, so schneidet die Bahn deutlich besser als beim Ener-
gieverbrauch ab. Die Ursache dafür liegt in der Energieerzeugung (Stromerzeugung) für 
die Bahn. Die Bahn emittiert durchschnittlich 60 % weniger und das Binnenschiff 67 % 
weniger Klimagase als der Lkw. Der Vorteil des Binnenschiffs gegenüber der Bahn liegt 
auf den untersuchten Massengutrelationen durchschnittlich bei 19 %. Auf drei der acht 
Relationen liegen hierbei Vorteile bei der Bahn (Rotterdam – Dillingen, Hamburg – Hanno-
ver und, in geringem Umfang, Linz – Nürnberg). 
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Bei den monetär bewerteten Luftschadstoffemissionen weist der elektrisch betriebene Ei-
senbahngüterverkehr gegenüber Lkw und Binnenschiff auf allen betrachteten Massengut-
relationen erhebliche Vorteile auf. Im Durchschnitt liegen die entsprechenden externen 
Kosten der Bahn um 85% unter denjenigen des Lkw und um 71% unter denjenigen der 
Binnenschifffahrt. Der Vorteil der Binnenschifffahrt gegenüber dem Lkw liegt bei rd. 49%. 
 




Betrachtet man die durchschnittlichen Externen Kosten nach den einzelnen externen Ef-
fekten so fällt auf, dass die Kostenarten je nach Verkehrsträger ein unterschiedlich starkes 
Gewicht haben. Die externen Kosten der Unfälle und des Lärms werden je Tonnenkilome-
terleistung für die einzelnen Verkehrsträger berechnet, d. h. sie sind unabhängig von den 
übrigen Rahmenbedingungen wie z. B. der Geschwindigkeit des Transports. Die Unter-
schiede zwischen den Verkehrsträgern erklären sich hier direkt aus ihren jeweilig unter-
schiedlich hohen Wertansätzen. Daraus resultiert im Weiteren auch die unterschiedliche 
Gewichtung der einzelnen externen Kosten je Verkehrsträger. Zum Beispiel machen die 
relativ hohen Kosten der Lärmemissionen bei Lkw und Bahn jeweils den größten Teil der 
externen Kosten aus. Bei der Binnenschifffahrt haben sie hingegen keine Bedeutung. 
Auch die Unfallkosten sind beim Lkw deutlich höher als bei der Bahn und bei der Bahn 
wiederum deutlich höher als beim Binnenschiff (s. Abschnitt 8.1). 
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Tabelle 9-25: Durchschnittliche Aufteilung der externen Kosten nach Kostenar-
ten auf ausgewählten Massengutrelationen 
Kostenart Lkw Bahn Binnenschiff 
Klimagase 24 % 16 % 43 %
Sonstige Luftschadstoffe 16 % 4 % 45 %
Lärm 39 % 75 % 0 %
Unfälle 21 % 5 % 12 %
Durchschnitt Externe Kosten insgesamt je 
transportierter Tonne  7,25 4,31 1,25
 
Hinsichtlich des Primärenergieeinsatzes ergibt sich auf den KV-Relationen ein ähnliches 
Bild wie auf den Massengutrelationen, wobei die Vorteile der Bahn und des Binnenschiffs 
in der Regel etwas niedriger ausfallen. Dies ist u. a. im zusätzlichen Umschlag, sowie im 
Vor- bzw. Nachlauf begründet. Dennoch verbraucht die Bahn auf den KV-Relationen im 
Durchschnitt 24 % und das Binnenschiff 52 % weniger Energie als der Lkw. Damit ist das 
Binnenschiff im Energieverbrauch 37 % günstiger als die Bahn. 
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Auch bei den Externen Kosten aus Klimagasemissionen ist die Bahn 39 % und das Bin-
nenschiff 52 % günstiger als der Lkw. Trotz des Vorteils der geringeren spezifischen CO2-
Emissionen bei der Stromerzeugung emittiert das Binnenschiff auf den KV-Relationen im 
Durchschnitt 21 % weniger Klimagase als die Bahn. 
 




Bei den externen Kosten sonstiger Luftschadstoffemissionen liegen auch auf den betrach-
teten KV-Relationen die Vorteile eindeutig beim elektrisch betriebenen Eisenbahngüter-
verkehr. So liegen die durchschnittlichen Kosten der Bahn um 79% unter denjenigen der 
Lkw und um 73% unter denjenigen der Binnenschifffahrt. Im Vergleich zwischen Binnen-
schiff und Lkw ergibt sich hier ein differenziertes Bild. Während das Binnenschiff auf den 
drei Rheinrelationen deutlich geringere Kosten aufweist, ist dies, in geringerem Umfang, 
auf den Relationen Hamburg – Berlin und Hamburg – Decin beim Lkw der Fall. Im unge-
wichteten Durchschnitt der betrachteten KV-Relationen ergibt sich hieraus ein Vorteil der 
Binnenschifffahrt in Höhe von rd. 23%. 
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Die Aufteilung der externen Kosten auf die einzelnen Kostenarten hat bei den KV-
Relationen qualitativ dieselbe Struktur wie bei den Massengutrelationen.  
 
Tabelle 9-26: Durchschnittliche Aufteilung der externen Kosten nach Kostenar-
ten auf ausgewählten KV-Relationen 
Kostenart Lkw Bahn Binnenschiff 
Klimagase 15 % 14 % 36 %
Sonstige Luftschadstoffe 10 % 3 % 53 %
Lärm 48 % 77 % 0 %
Unfälle 26 % 5 % 11 %
Durchschnitt Externe Kosten insgesamt je 
TEU  99,84 65,47 20,49
 
Es bleibt festzuhalten, dass das Binnenschiff zumindest auf den untersuchten Relationen 
volkswirtschaftlich der günstigste Verkehrsträger ist. Es emittiert zwar mehr Luftschadstof-
fe als die Bahn, aber dafür ist es bei den übrigen bewerteten Externalitäten so günstig, 
dass es diesen Nachteil überkompensiert. Auf drei der untersuchten Relationen ist das 
Binnenschiff zwar volkswirtschaftlich vorteilhaft, aber aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
unterlegen.  
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9.5 Fazit 
Die Ergebnisse des Kostenvergleichs der Verkehrsträger hängen sowohl aus ökonomi-
scher Sicht als auch aus ökologischer Sicht im starken Maße von den Rahmenbedingun-
gen der jeweiligen Transportrelationen ab. 
Aus ökonomischer Sicht ist auf der Mehrzahl der untersuchten Relationen das Binnen-
schiff der günstigste Verkehrsträger. Sie weist auf allen untersuchten KV-Relationen sowie 
auf fünf von acht Massengutrelationen die jeweils geringsten betriebswirtschaftlichen 
Transportkosten auf.  
Auch unter dem Gesichtspunkt der Energieeffizienz ist das Binnenschiff auf allen KV-
Relationen und auf sieben von acht Massengutrelationen der günstigste Verkehrsträger. 
Im Durchschnitt verbraucht das Binnenschiff auf den Massengutrelationen 35 % und auf 
den KV-Relationen 37 % weniger Energie als die Bahn. Der spezifische Energieverbrauch 
der Binnenschiffe liegt hierbei auf den untersuchten Massengutrelationen mit 4,7 Gramm 
Treibstoff je Tonnenkilometer deutlich unter dem Wert von 10 g/tkm, der als Durch-
schnittswert im TREMOD-Modell verwendet wird. 
Der deutlich niedrigere Energieverbrauch der Binnenschifffahrt führt dazu, dass sie in vie-
len Fällen auch bei den Klimagasen durchaus mit der Bahn konkurrieren kann. So liegen 
die CO2-Emissionen je TEU bzw. Tonne auf drei von fünf KV-Relationen und auf fünf von 
acht Massengutrelationen unter denjenigen des Eisenbahngüterverkehrs. 
Bei den sonstigen erfassten Luftschadstoffen ist hingegen der Eisenbahngüterverkehr klar 
im Vorteil. So liegen die externen Kosten dieser Emissionen je TEU bzw. Tonne auf allen 
betrachteten Relationen teils deutlich unter denjenigen der Binnenschifffahrt. 
Im Vergleich zum Lastkraftwagen ist das Binnenschiff auf allen betrachteten Relationen 
sowohl ökonomisch als auch ökologisch deutlich überlegen. Dies gilt auch unter Berück-
sichtigung eines 20 km langen Vor- bzw. Nachlaufs per Lkw einschließlich des zusätzli-
chen Umschlags im Containerverkehr. Lediglich bei isolierter Betrachtung der externen 
Kosten sonstiger Luftschadstoffe ergeben sich auf den KV-Relationen Hamburg – Berlin 
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B Besondere Aspekte der Binnenschifffahrt 
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1 Der Verkehrsweg Bundeswasserstraße als Lebens-
raum 
Wasserstraßen können im Gegensatz zum Asphaltband der Straßen oder dem Gleiskör-
per der Bahn – je nach Ausbauzustand – höchst komplexe und wertvolle Lebensräume 
darstellen. Dies gilt nicht nur für natürliche, sondern kann - wenn auch abgestuft - für 
künstliche Wasserstraßen (Kanäle) gleichermaßen zutreffen. Kennzeichnend hierfür ist die 
hohe Anzahl an gemeldeten FFH- und EU-Vogelschutzgebieten als Bestandteil des euro-
päischen Schutzgebietssystems NATURA 2000 sowie die relativ dichte Kulisse von Natur- 
und Landschaftsschutzgebieten entlang der Bundeswasserstraßen.  
Ausschlaggebend für die ökologische Wertigkeit ist im Wesentlichen die vorhandene 
Strukturvielfalt, hydrologisch-morphologische Dynamik, Wasserqualität sowie die Vernet-
zung mit den umgebenden semiaquatischen und terrestrischen Biotoptypen. Am Beispiel 
der mittleren Elbe, die noch in größeren Abschnitten als naturnah bezeichnet werden 
kann, sollen die potentiellen Lebensräume einer Wasserstraße kurz skizziert werden. Die 
Übertragbarkeit auf andere Wasserstraßen ist vom jeweiligen Ausbauzustand abhängig 
und variiert somit von Fluss zu Fluss und auch von Abschnitt zu Abschnitt.  
Der eigentliche Stromlauf der Mittelelbe bietet – sofern unverbaut – einer hochwertigen, 
artenreichen und strömungsliebenden Fischfauna Laich-, Nahrungs-, Überwinterungs- 
oder Durchwanderungsmöglichkeiten. Repräsentative Arten sind z. B. Flussbarbe, Aland, 
Rapfen, Flussneunauge oder Lachs. Ungesicherte, flache Ufer stellen Lebensraum sowohl 
für weitere wertgebende Fischarten als auch einer äußerst artenreichen Wirbellosenfauna 
zur Verfügung. Fallen die Ufer trocken, bilden die dann freiliegenden, hinsichtlich des Sub-
strates höchst heterogenen Flächen den Wuchsort für einjährige Uferfluren, die z. B. mit 
Hirschsprung, Schlammling oder Braunem Zypergras zahlreiche geschützte bzw. gefähr-
dete Pflanzenarten aufweisen und als FFH-Lebensraumtyp eingestuft sind. Insbesondere 
an Prallufern aber auch auf gerader Strecke können bei vorhandener Fließgewässerdy-
namik Steilufer entstehen, die je nach Alter und Stabilität Eisvogel oder Uferschwalbe Brut-
raum zur Verfügung stellen.  
Natürliche durch Verlandung entstandene oder künstlich abgetrennte Flussschlingen stel-
len ebenfalls äußerst wertvolle Strukturelemente einer Flussaue dar – sind sie doch letzte 
Rückzugsgebiete für Steinbeißer, Bitterling oder Schlammpeitzger und bilden wertvolle 
Reproduktionsräume für zahlreiche weitere Fischarten. Entscheidend für die Besiedlung 
sind neben dem Substrat vorhandene Anbindungen an den Fluss, so dass zumindest 
zeitweise ein Artenaustausch stattfinden kann. Wärmebegünstigte, wenig beschattete Ne-
bengewässer weisen oftmals eine artenreiche Wasserpflanzenvegetation auf, die z. B. 
durch die Rote-Liste-Arten Wassernuss und Schwimmfarn repräsentiert wird.  
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Entsprechend der natürlichen Zonierung eines Flusses schließen sich an die beschriebe-
nen amphibischen Lebensräume die Weich- und Hartholzauen an. Beide Biotoptypen stel-
len bei entsprechender Größe, struktureller Vielfalt und Unzerschnittenheit höchste ökolo-
gische Wertigkeiten dar, sind sie doch in Verbindung mit dem Fluss die artenreichsten 
Biotoptypen Mitteleuropas. Geprägt werden die länger überflutungstoleranten Weichholz-
auen natürlicherweise von Weiden und Schwarz-Pappeln während in den Hartholzauen 
Eichen, Eschen und Ulmen vorherrschen. Heute sind diese Lebensräume jedoch auch an 
noch relativ naturnahen Flüssen wie der Elbe durch Nutzungen (Landwirtschaft, Schiff-
fahrt, Hochwasserschutz, Erholung etc.) auf Relikte geschrumpft und ihre Funktionen 
durch Eindeichungen eingeschränkt. Ausdruck findet diese Tatsache u. a. darin, dass bei-
de Biotoptypen nach Anhang I der FFH-Richtlinie besonders geschützt sind, wobei den 
Weichholzauen als sogenannter „prioritärer Lebensraum“ europaweit eine besondere Be-
deutung zukommt.  
Sicherlich weichen die heutigen Wasserstraßen in der Mehrzahl von der oben dargestell-
ten Flusslandschaft ab. Lediglich Elbe und Oder weisen – trotz Begradigung, Buhnenregu-
lierung und Eindeichung – auch noch in längeren Abschnitten Zonierungen auf, die einem 
natürlichen Fluss sehr nahe kommen. Viele Flüsse sind begradigt, staureguliert, die Ufer 
mittels Steinschüttungen oder Pflasterungen gesichert, ehemals vorhandene Inseln, Kolke 
und Sandbänke sind oder werden im Rahmen von Ausbau/Unterhaltung beseitigt, Auwäl-
der mussten landwirtschaftlich genutzten Flächen weichen oder wurden durch Eindei-
chungen und zum Hochwasserschutz auf Fragmente reduziert. Ökologisch führte dies zu 
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einer Artenverarmung, Alltagsarten ersetzten Spezialisten, strömungsliebende Arten wur-
den durch Stillwasserarten verdrängt. Ausdruck finden diese Veränderungen in der 2005 
im Rahmen der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie erfolgten Einstufung der Bundes-
wasserstraßen. Mit wenigen Ausnahmen wurden alle Bundeswasserstraßen als „künstlich 
und erheblich veränderte Wasserkörper“ (HMWB) eingeschätzt. 
Dennoch sind die Bundeswasserstraßen – trotz aller Einschränkungen – und dies wird 
nicht nur durch Schutzgebietsausweisungen belegt, teilweise wertvolle Lebensräume so-
wie letzte Rückzugsgebiete für geschützte und gefährdete Arten und unterscheiden sich 
somit wesentlich von den anderen Verkehrstrassen. 
Bundeswasserstraßen, gleich ob natürlich oder künstlich, sind je nach Gestaltung und un-
mittelbarem Umfeld teilweise ökologisch wertvolle Lebensräume. Zahlreiche Schutzge-
bietsausweisungen belegen diese Aussage. Dennoch zeugen die aktuellen WRRL-
Einstufungen, die mit wenigen Ausnahmen alle Bundeswasserstraßen als HMWB ein-
schätzen, davon dass Verbesserungspotenziale im Sinne einer ökologischen Aufwertung 
reichlich vorhanden sind.  
Im Vergleich zu den Verkehrsträgern Straße und Schiene sind die momentanen ökologi-
schen Wertigkeiten und Möglichkeiten jedoch ungleich höher. 
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2 Mehrfachnutzung der Bundeswasserstraßen 
2.1 Wassertourismus, Wassersport, Freizeit, Erholung 
2.1.1 Einleitung 
Meist erfolgt die Benutzung der Verkehrswege mit der Absicht, Personen und Güter mög-
lichst schnell und kostengünstig von Ort A nach Ort B zu transportieren. Im Gegensatz zu 
den Straßen und Schienen, die nur im begrenzten Umfang weitere Funktionen erfüllen 
können, bieten die Wasserstraßen ergänzend alternative Nutzungsmöglichkeiten wie 
Hochwasserabfuhr, Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung, Bewässerung, Kraft-
werksnutzung, Fischerei, ökologische Biotopfunktionen sowie Erholungs- und Freizeitakti-
vitäten.148 
Ziel dieses Kapitels ist es, die Funktion der Wasserstraßen als Lebens- und Erholungs-
raum darzustellen und ökonomisch zu bewerten.  
Hierzu erfolgt in einem ersten Schritt die thematische und definitorische Abgrenzung des 
Wassertourismus. Im Anschluss daran wird gemäß der Definition im engeren Sinne die 
Marktstruktur im Wassersport- sowie im Schifffahrtsegment in Deutschland näher unter-
sucht. Aufbauend auf diesen Ergebnissen wird in einem dritten Schritt die ökonomische 
Bedeutung des Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen herausgearbeitet. Abschlie-
ßend wird in Verbindung mit einer kurzen Zusammenfassung das ökonomische Entwick-
lungspotenzial für die Zukunft vorgestellt und ein Fazit gezogen. 
 
2.1.2 Thematische Abgrenzung 
Angesichts der steigenden Wachstumsraten im Inlandstourismus149 - zuletzt um 2 % - so-
wie der zunehmenden Beliebtheit von Hafenanlagen und Wasserstraßen als Erholungsge-
biete, entwickelt sich der Wassertourismus und hier insbesondere die Segmente Wasser-
sport sowie Schifffahrt zu einem wichtigen Faktor für die Regionalentwicklung. Kommunen 
mit einer Anbindung an das Wasserstraßennetz erhöhen durch ein vielseitiges Angebot an 
Freizeitaktivitäten und Erholungsmöglichkeiten ihre Standortattraktivität.  
Um den direkten und indirekten Nutzen der Bundeswasserstraßen in diesem Zusammen-
hang einschätzen zu können, ist es erforderlich, den Begriff Wassertourismus exakt zu 
definieren. Unter Wassertourismus werden allgemein die Tourismussegmente verstanden, 
für die das offene Meer, Küstengewässer, Seen, Flüsse und Kanäle eine Grundvorausset-
                                                
 
148  Vgl. Hartmut Dehn, Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen, Berlin 2002, S. 2. 
149 Inlandstourismus im Jahr 2005: 2% mehr Gästeübernachtungen, Pressemitteilung vom 9. Februar 2006, 
Statistisches Bundesamt 2006. 
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zung touristischer Aktivitäten sind.150  
Gegenstand dieser Studie ist der Wassertourismus im engeren Sinne (in Abbildung 2-1 
der linke Bereich mit den Segmenten Wassersport und Schifffahrt), bei dem der Aufenthalt 
im oder auf dem Wasser Hauptmotiv der Reisenden ist. 
Segmente, bei denen das Wasser zwar eine Rolle spielt, in seiner Bedeutung jedoch hin-
ter anderen Reisemotiven oder Beschäftigungen zurücksteht (Wassertourismus im wei-
teren Sinne) oder das Wasser zwar wichtig ist, aber eher passiv erlebt wird (mit dem 
Wassertourismus verbundene Segmente), besitzen im Vergleich zum Wassertourismus 
im engeren Sinne nur eine untergeordnete wirtschaftliche Bedeutung und werden daher im 
Weiteren nur peripher behandelt. 
 










  (v. a. Kanutourismus )





- Angeln / Fischen
- Trendsport (Rafting, 







- Strand- / Badetourismus
- Campingtourismus am Wasser
- Strandsport




- Maritimer Industrietourismus 




 Quelle: PLANCO in Anlehnung an dwif / BTE 2002.  
 
Eine quantitative Abgrenzung im Bereich des Wassertourismus ist nur sehr schwer mög-
lich, da das verfügbare Datenmaterial unzureichend ist und keinen einheitlichen Definitio-
nen folgt. Dies gilt insbesondere bei der Abgrenzung zwischen Freizeitaktivitäten und Tou-
rismus. Daher ist es ohne eine umfangreiche Datenerhebung nicht möglich, empirisch ab-
gesicherte Daten über den Wassertourismus in ganz Deutschland zu bestimmen. 
 
2.1.3 Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen 
Wasserstraßen haben in der Vergangenheit in vielen Städten und Regionen einen wesent-
lichen Beitrag zur industriellen Entwicklung geleistet und dadurch den Wohlstand geför-
dert. Auch heute üben Wasserstraßen einen positiven Einfluss auf die regionale Entwick-
                                                
 
150  Vgl. dwif / BTE, Grundlagenuntersuchung Wassertourismus in Deutschland, Berlin 2003, S. 6. 
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lung aus. Dieser ergibt sich u. a. aus den vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten der Ver-
kehrswege im Wassertourismus sowie im Freizeit- und Erholungsbereich rund um das 
Wasser. 
Aufgrund seiner geographischen Gegebenheiten mit einem rund 10.000 km langen Netz 
von Bundes- und Landeswasserstraßen, den zahlreichen landschaftlich reizvollen Binnen-
seen sowie den 23.000 km² Seewasserstraßen an Nord- und Ostsee zählt Deutschland zu 
den attraktiven Wassersportrevieren in Europa.151 
Ein Beleg für diese Attraktivität findet sich in der Verkehrsleistung der Binnenschifffahrt in 
Deutschland bei Passagierfahrten auf allen deutschen Flüssen, Seen und Kanälen, sowie 
auf der Nord- und Ostsee, da hier zusammengenommen mehrere Millionen Fahrgäste 
jährlich transportiert werden.  
Der Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen ist gekennzeichnet durch eine kleinteilige 
Angebots- und Nachfragestruktur, die eine umfassende und präzise Ermittlung der Markt-
volumina erschwert. Bundesweit variiert das Engagement für den Wassertourismus und 
dessen quantitative Erfassung sehr stark. Dies ist zum einen auf die ungleiche naturräum-
liche Ausstattung der einzelnen Bundesländer zurückzuführen, zum anderen auf die unter-
schiedlich stark eingestufte wirtschaftliche Bedeutung. 
Bei der Förderung des Wassertourismus nehmen die Bundesländer Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt sowie Nordrhein-Westfalen Spitzenreiter-
positionen ein. Dies drückt sich durch umfassende Grundlagenuntersuchungen und voll-
zogene Maßnahmen zur Erfüllung der Anforderungen an den Wassertourismus aus.152 Es 
zeigt sich eindeutig, dass diese Regionen durch ihr Engagement die Zahl der 
Wassersportler in ihrer Region deutlich erhöhen konnten. 
Die Bundeswasserstraßen lassen sich in zwei Gruppen unterteilen. Während die Bundes-
wasserstraßen mit Güterschifffahrt von sämtlichen Schiffen befahren werden, wird das 
Netz der Freizeitwasserstraßen des Bundes fast ausschließlich durch den Wassertouris-
mus genutzt. Beispiele für Freizeitwasserstraßen sind Oberweser mit Fulda und Werra, 
Aller, Obere Saale, Lahn sowie die ostdeutschen Reviere in Brandenburg und Mecklen-
burg-Vorpommern. Eine traditionell große Bedeutung für den Wassertourismus haben 
auch die Küstengewässer von Nord- und Ostsee mit Eider, Stör und Peene. 
 
2.1.3.1 Wassersport 
Für den Wassersport153 sind die Bundeswasserstraßen sehr attraktiv, da sie nicht nur eine 
Verbindung zu den europäischen Nachbarn in Ost und West ermöglichen, sondern auch 
                                                
 
151 Vgl. Hartmut Dehn, Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen, Berlin 2002, S. 2. 
152  Vgl. z. B. PLANCO (1995 und 2004), Standortkonzept für Sportboothäfen an der Ostseeküste Mecklen-
burg-Vorpommerns oder PLANCO (1997), Standortkonzept für Wassersportanlagen an Binnengewässern 
Mecklenburg-Vorpommerns. 
153  Zum Wassersport „Angeln“ s. Abschnitt B 2.2.2. 
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einen Zugang zum Mittelmeer und schwarzen Meer liefern. Zudem bieten einige Regionen 
in Deutschland ein landschaftlich reizvolles und für den Wassersport gut nutzbares Was-
serstraßennetz.154 
Allein das Gebiet zwischen Elbe und Oder umfasst ein Netz an Bundeswasserstraßen von 
insgesamt 2.500 km. Durch Addition von 1.000 km schiffbarem Landesgewässer ergibt 
sich ein touristisch nutzbares ostdeutsches Wasserstraßennetz von 3.500 km. Auf den 
kleineren Bundeswasserstraßen in dieser Region betragen die Wassertiefen zwischen 1,4 
m und 1,6 m. Zudem sind die Schleusen auch ausreichend für größere Schiffe dimensio-
niert, da sie in der Regel eine Länge von 41 m bis 56 m und eine Torbreite von 5,1 m bis 
6,6 m aufweisen. 
Mit einer Länge von 200 km bietet das Berliner Bundeswasserstraßennetz in Verbindung 
mit den Seenstrecken der Unteren Havel, dem Wannsee, dem Tegeler Seengebiet, dem 
Müggelsee und den Seenflächen von Spree und Dahme sehr gute Nutzungsmöglichkeiten 
für sämtliche Wassersportler. 
Brandenburg gilt durch sein 1.000 km langes Bundeswasserstraßennetz sowie seine 700 
km schiffbaren Landeswasserstraßen als wasserreichstes Bundesland. Die Untere Havel 
mit ihren weiten Seenstrecken von Potsdam über Brandenburg bis Rathenow und Havel-
berg, die Dahme mit den Storkower/Teupitzer Gewässern und dem Scharmützelsee, die 
Obere Havel bis Fürstenberg mit den Ruppiner, Rheinsberger, Templiner und Lychener 
Gewässern, der Finowkanal und der Werbellinsee sind namhafte Wassersportreviere, die 
extensive Rundfahrten erlauben. 
Mecklenburg-Vorpommern weist ein Bundeswasserstraßennetz von 400 km Länge mit 
zahlreichen zum Teil großen Binnenseen auf. Zu diesen gehören neben dem Schweriner 
See auch die Mecklenburger Oberseen, die sich hauptsächlich aus dem Plauer See, Flee-
sensee, Kölpingsee sowie der 117 km² großen Müritz zusammensetzen. Insbesondere die 
Mecklenburger Oberseen gelten als ein hervorragendes Segelrevier.  
Nach Schätzungen des Bundesverbandes Wassersportwirtschaft e.V. (BWVS) gibt es ü-
ber 7 Mio. deutsche Bürger, die aktiv Wassersport betreiben. Eine Hochrechnung auf der 
Basis von Angaben zur Wunschsportart beziffert das Potenzial an Wassersportlern in 
Deutschland auf fast 32 Mio. Personen, so dass von einem positiven Wachstumstrend 
auszugehen ist.155  
Basierend auf Im- und Exportstatistiken, Absatzzahlen von Bootsmotoren sowie Experten-
befragungen der Produzenten und Händler wurde für das Jahr 2002 ein Bestand von 
443.000 Booten ermittelt. Der Gesamtumsatz des Wassersportmarktes in Deutschland 
summierte sich im Jahr 2003 auf über 1,7 Mrd. €. Gegenüber dem Stand des Jahres 1999 
ergibt sich eine jahresdurchschnittliche Zuwachsrate von knapp 1,7 % (vgl. die folgende 
Abbildung 2-2). 
                                                
 
154 Im Folgenden vgl. Dehn, H., Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen, Berlin 2002, S. 3f. 
155 Vgl. Bundesverband Wassersportwirtschaft e.V. (BVWS), Branchenbericht 2004, Köln, S. 14. 
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Quelle: PLANCO auf Basis des Datenmaterials vom BWVS (2004). 
 
2.1.3.1.1 Segeln 
Die bedeutendsten deutschen Segelreviere auf den Bundeswasserstraßen erstrecken sich 
entlang der gesamten Ostseeküste sowie auf der Alster als auch Unterelbe. Zunehmender 
Beliebtheit erfreuen sich zudem die ostdeutschen Reviere in Mecklenburg-Vorpommern 
und Brandenburg. Die Anzahl der Segler wird auf etwa zwei Millionen geschätzt. 
 
2.1.3.1.2 Motorboot 
Motorbootfahrten sind auf allen Bundeswasserstraßen, auf denen auch kommerzielle Bin-
nenschiffe verkehren, uneingeschränkt möglich. Ferner gibt es kaum Bundeswasserstra-
ßen, die nicht von der Sportbootschifffahrt genutzt werden. Angaben über die Anzahl der 
Motorbootfahrer schwanken aufgrund der kleinräumigen und schwer zu erfassenden 
Marktstruktur stark. Es ist davon auszugehen, dass es mindestens eine Million Motorboot-
fahrer in Deutschland gibt. 
Einen Hinweis über die Entwicklung dieses Segments in den letzten Jahren gibt die Anzahl 
der geschleusten Sportboote. Allein auf ausgewählten Wasserstraßen im Bereich der 
WSD Ost wurden im Jahr 2005 nahezu 540.000 Sportbootschleusungen durchgeführt. 
Gegenüber dem Stand des Jahres 2000 ergibt sich ein Anstieg um insgesamt knapp 22 % 
bzw. gut 4 % pro Jahr (vgl. die folgende Tabelle). 
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Tabelle 2-1: Anzahl der geschleusten Sportboote auf ausgewählten Wasser-
straßen im Bereich der WSD Ost im Zeitraum 2000 bis 2005 
Bereich 2000 2001 2002 2003 2004 2005 
Obere Havel Wasserstraße 144.094 154.396 158.678 173.378 162.684 190.454 
Müritz-Havel-Wasserstraße 126.986 131.747 138.767 149.197 130.764 165.319 
Müritz-Elde-Wasserstraße 71.786 80.856 81.247 70.847 74.717 80.507 
Berliner Großraum  98.263 101.259 109.361 111.976 97.885 101.390 
Insgesamt 441.129 468.258 488.053 505.398 466.050 537.670 
Quelle: Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost, Verkehrsbericht 2005 – Binnenschifffahrt in Zahlen. 
 
Die höchsten Aufkommen an Sportbootschleusungen sind im Jahr 2005 auf den genann-
ten Wasserstraßenbereichen an der Schleuse Neue Mühle (Dahme Wasserstraße südl. 
Berlin ⇒ 15.777 Schleusungen), an der Schleuse Lehnitz (Havel-Oder-Wasserstraße ⇒ 
11.130 Schleusungen) und an der Schleuse Mühlendamm (SOW, Stadtmitte Berlin ⇒ 
10.179 Schleusungen) zu verzeichnen. 
Für die Bundeswasserstraßen außerhalb des Zuständigkeitsbereiches der WSD Ost ste-
hen derzeit (noch) keine aktuellen Daten über die Anzahl der Sportbootschleusungen zur 
Verfügung. Von besonderer Bedeutung dürften hier Rhein, Main, Neckar, Mosel und Saar 
sowie Donau und MDK sein. Diese Wasserstraßen sind nicht nur landschaftlich reizvoll 
sondern auch kulturell interessant, denn entlang der Ufer befinden sich viele Städte mit 
Sehenswürdigkeiten, die gut vom Wasser aus erreichbar sind.  
Aktuelle Trends zeigen, dass sich das Sportbootsegment hin zu kürzeren Fahrt- und län-
geren Liegezeiten entwickelt und dass der Anspruch an Motorisierung, Komfort und Be-
nutzerfreundlichkeit stetig steigt. 
Eine nähere Betrachtung der Nachfrager zeigt, dass diese sich aus allen Altersschichten 
zusammensetzen. Erkennbar ist hierbei, dass mit steigendem Alter die Dauer der Reise 




Das Nachfragepotenzial von Kanuwanderern beziffert sich auf 1,3 bis 1,38 Mio. Personen. 
Räumlich betrachtet befinden sich u. a. in Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern 
und Nord-Brandenburg sowie auf Donau, Lahn und Saale große Kanureviere. Auch im 
restlichen Bundesgebiet gibt es relativ viele Gebiete, in denen Kanusport betrieben wird.  
Von den Bundeswasserstraßen gehören Teilbereiche der Fulda, Ems, Werra, Lahn und 
Saale als auch der Eider sowie der Peene zu den herausragenden Kanurevieren.  
Anders als bei den Motorbootfahrern sind Kanutouristen eine homogene Gruppe. Sie sind 
jung und reisen in einer Gruppe oder mit der Familie. Zudem suchen sie die Aktivität im 
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Urlaub und sind dabei natur-, erlebnis- und abenteuerorientiert. Dies äußert sich auch 
durch ihre Unterkunft vornehmlich auf Campingplätzen. Ferner zeigt die Weiterentwicklung 
des Angebots durch Funsportarten wie Canyoning oder Rafting, dass in diesem Bereich 
das Marktpotenzial noch nicht ausgeschöpft ist.156 
 
2.1.3.1.4 Surfen 
Unterschiedlichen Schätzungen zufolge liegt die Anzahl der Surfer in Deutschland bei 
mindestens zwei Millionen. Die klassischen Surfreviere befinden sich entlang der Nord- 
und Ostseeküste sowie auf zahlreichen Binnenseen. Die Bundeswasserstraßen spielen in 
diesem Segment nur eine untergeordnete Rolle. 
 
2.1.3.1.5 Wasserski 
Unter Wasserski werden alle Betätigungen zusammengefasst, bei denen ein Wassersport-
ler entweder von einem Motorboot oder von einer Seilbahn angezogen wird. Es gibt viele 
unterschiedlich praktizierte Varianten wie zum Beispiel Trickski oder Fallschirmfliegen. Mit 
seinen zum Teil kurzlebigen Spezialarten ist Wasserski ein dynamischer Trendsport.  
Wasserski ist grundsätzlich genehmigungspflichtig und nur an besonders gekennzeichne-




Auf insgesamt 230.000 Sitzplätze, verteilt auf ca. 900 Schiffen, beziffert sich das Ange-
botsvolumen der Fahrgastschifffahrt im Binnenbereich.157 Das angebotene Spektrum um-
fasst sowohl Fahrten auf Seen und Flüssen in ganz Deutschland als auch Fahrten in Küs-
tennähe. Haupteinsatzgebiet ist der touristische Tagesausflugsverkehr, der meistens in 
einer landschaftlich und kulturell reizvollen Umgebung stattfindet. 
Aktuelle statistische Angaben über die Anzahl geschleuster Fahrgastschiffe liegen wieder-
um für ausgewählte Wasserstraßen im Bereich der WSD Ost vor. Die Gesamtzahl der 
Schleusungen stieg im Zeitraum 2000 bis 2005 um jahresdurchschnittlich gut 2,7 % auf 
knapp 37.100 Schleusungen im Jahr 2005. Von herausragender Bedeutung ist hierbei der 
Berliner Großraum. Auf diesen Bereich entfallen rd. 88 % der insgesamt ausgewiesenen 
Schleusungen. 
                                                
 
156 Vgl.: PLANCO Consulting GmbH (2004), Möglichkeiten einer nachhaltigen Entwicklung der westmecklen-
burgischen Ostseeküste im Bereich des EU-Vogelschutzgebietes „Küstenlandschaft Wismarbucht“ unter 
besonderer Berücksichtigung touristischer Nutzungen. 
157 Vgl. Hartmut Dehn, Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen, Berlin 2002, S. 3. 
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Tabelle 2-2: Anzahl der geschleusten Fahrgastschiffe auf ausgewählten Was-
serstraßen im Bereich der WSD Ost im Zeitraum 2000 bis 2005 
Bereich 2000 2001 2002 2003 2004 2005 
Obere Havel Wasserstraße 2.122 2.338 2.115 2.002 1.520 1.852 
Müritz-Havel-Wasserstraße 1.425 1.409 1.326 1.345 1.367 1.499 
Müritz-Elde-Wasserstraße 933 1.532 1.141 1.128 1.051 988 
Berliner Großraum  27.913 28.009 28.403 29.181 31.453 32.750 
Insgesamt 32.393 33.288 32.985 33.656 35.391 37.089 
Quelle: Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost, Verkehrsbericht 2005 – Binnenschifffahrt in Zahlen. 
 
Das mit Abstand höchste Aufkommen an Fahrgastschiffsschleusungen im Bereich der 
WSD Ost ist im Jahr 2005 an der Berliner Stadtschleuse Mühlendamm (13.688 Schleu-
sungen) festzustellen. Es folgt das Schiffshebewerk Niederfinow (Oder-Havel-Kanal ⇒ 
4.261 Schleusungen) sowie die Schleuse Plötzensee (Berlin-Spandauer-Schifffahrtskanal 
⇒ 1.588 Schleusungen).  
Die Fahrgastschifffahrt auf bundesdeutschen Wasserstraßen beschränkt sich indes kei-
neswegs auf das Gebiet der WSD Ost. Insbesondere sind hier die „Weißen Flotten“ auf 
dem Rhein und seinen Nebenflüssen aber auch auf der Weser zu nennen. Aktuelle Daten 
der WSD Südwest zur Anzahl von Fahrgastschiffsschleusungen im Jahr 2005 weisen für 
die Mosel (Schleuse Koblenz) 1.832 Schleusungen, den Oberrhein (Schleuse Iffezheim) 
1.242 Schleusungen, die Saar (Schleuse Kanzem) 417 Schleusungen sowie für den Ne-
ckar (Schleuse Feudenheim) 331 Schleusungen nach. 
Neben den klassischen Fremdenverkehrsgebieten spielt die Fahrgastschifffahrt zuneh-
mend auch als besondere Attraktion in bisher touristisch noch weniger erschlossenen Re-
gionen eine Rolle. So wird etwa in einer aktuellen Broschüre des Regionalverbands 
Ruhr158 das umfangreiche Angebot der Linien-, Rundfahrt- und Ausflugsschifffahrt in der 
Region unter dem Motto „Natur und Industriekultur vom Wasser aus erleben“ als besonde-
re touristische Attraktion des Ruhrgebietes herausgestellt. Allein am 45 km langen Rhein-
Herne-Kanal werden in der Broschüre nicht weniger als acht Startpunkte für Rund-, Tages- 
und Ausflugsfahrten mit Fahrgastschiffen benannt.159 
 
                                                
 
158 Regionalverband Ruhr, Fahrgastschifffahrt im Ruhrgebiet – Natur und Industriekultur vom Wasser aus 
erleben, Essen, Juli 2006. 
159 Oberhausen Kaisergarten, Oberhausen Centro, Essen-Dellwig, Essen-Karnap, Gelsenkirchen Nordstern-
park, Gelsenkirchen Stadthafen, Herne Wanne und Henrichenburg; das Angebot umfasst u. a. Schleusen-
Kreuzfahrten auf dem RHK, Fahrten zum historischen Schiffshebewerk in Henrichenburg sowie Fahrten 
zum Duisburger Innenhafen mit Hafenrundfahrt. 
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2.1.3.2.2 Fährschifffahrt 
Die Fährschifffahrt in Deutschland besteht aus im Linienbetrieb fahrenden Schiffen, die 
über einen Fluss, See oder zwischen Inseln verkehren. Ein weiterer Bestandteil der Fähr-
schifffahrt sind die Fährverbindungen zwischen Deutschland und dem Ausland. Sowohl die 
Dauer der Fahrt als auch die landschaftliche Attraktivität der Fährverbindung bestimmen 
meist die Motive der Benutzung. Während eine Flussautofähre hauptsächlich zur Zeiter-
sparnis genutzt wird, sind Fähren auf Seen ein beliebtes Ausflugziel von Touristen. 
 
2.1.3.2.3 Flusskreuzschifffahrt 
Auf landschaftlich reizvollen Bundeswasserstraßen wie zum Beispiel auf Rhein und Donau 
werden vielerorts Flusskreuzfahrten angeboten. Kunden sind meist ältere Menschen. Auf 
Grund der demographischen Entwicklung kann davon ausgegangen werden, dass Fluss-
kreuzfahrten auch in der Zukunft eine steigende Nachfrage verzeichnen werden. 
Mit der Eröffnung des Rhein-Main-Donau-Kanals im Jahr 1992 wurden die beiden Haupt-
absatzgebiete für Flusskreuzfahrten Rhein und Donau vernetzt. Hieraus ergab sich eine 
positive Entwicklung sowohl für das Angebot als auch die Nachfrage. Flusskreuzschiffe 
können seitdem auf beiden Teilmärkten flexibel eingesetzt werden, so dass durch das er-
weiterte Streckenangebot die Nachfrage stieg. 
 
2.1.3.2.4 Traditionsschifffahrt 
Gemäß der gesetzlichen Definition (SportSeeSchV § 1 III) sind Traditionsschiffe histori-
sche Wasserfahrzeuge oder deren Neubauten bis zu einer Rumpflänge von 55 Metern, an 
deren Erhalt und Präsentation ein öffentliches Interesse besteht.  
Die Traditionsschifffahrt findet insbesondere in Verbindung mit maritimen Großveranstal-
tungen statt. Da die meisten dieser Veranstaltungen entlang der Küsten und zu bestimm-
ten Terminen stattfinden, ist deren Bedeutung für die Bundeswasserstraßen gering. 
 
2.1.4 Anforderungen 
2.1.4.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 
Die Nutzung der Bundeswasserstraßen setzt die Einhaltung einer Vielzahl von gesetzli-
chen Regelungen voraus. Diese zeichnen sich jedoch durch eine hohe und kaum über-
schaubare Komplexität für Laien aus, da sie u. a. regional stark differieren. Sowohl eine 
Vereinheitlichung als auch eine Vereinfachung der Bestimmungen sollte daher bundesweit 
angestrebt werden, um die Nutzung des Wasserstraßennetzes zu erleichtern.  
Als ein Hindernis für die Entwicklung des Wassertourismus in Deutschland wird insbeson-
dere die bundesweite Führerscheinpflicht für Sportboote angesehen, da andere europäi-
sche Länder sich mit einer weniger stark restriktiven Politik besser positioniert haben. So 
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muss für die Benutzung der Binnenwasserstraßen des Bundes ein amtlicher Sportbootfüh-
rerschein (SBF-Binnen) vorhanden sein. 
Um hier zu einer Verbesserung zu gelangen, wurde im Jahr 2000 vom BMVBS ein Pilot-
projekt gestartet. Ein einfacher Charterschein ermöglicht, bestimmte Sportboote in einem 
festgelegten Gebiet zu mieten, wenn der Wassersportler eine Überprüfung für das jeweili-
ge Boot bestanden und eine Einweisung in die regionalen Gegebenheiten erhalten hat.  
Da der Wassertourismus langfristig von einer reizvollen und funktionsfähigen Landschaft 
lebt, sind die Akteure in diesem Segment bestrebt, die Natur zu erhalten. Neben gesetzli-
chen Regelungen existieren freiwillige Selbstbeschränkungsmaßnahmen seitens der Ver-
bände, die in Kooperation mit dem Gesetzgeber entstanden sind. 
 
2.1.4.2 Wassertouristische Infrastruktur 
Um Wassertourismus betreiben zu können, ist eine ausreichende Wasserstraßeninfra-
struktur notwendig. Bundeswasserstraßen mit Güterschifffahrt können ohne Restriktionen 
in Bezug auf Abmessung und Tiefgang von der Mehrzahl der Wassersportfahrzeuge ge-
nutzt werden. Einschränkungen wegen der Größe einer Schleuse oder der Brückendurch-
fahrtshöhen existieren in der Regel nicht.  
Ein anderes Bild ergibt sich auf den Freizeitwasserstraßen des Bundes, die in der Mehr-
zahl von Sportbooten und Fahrgastschiffen genutzt werden. Hier können Probleme hin-
sichtlich des Tiefgangs und der Brückendurchfahrtshöhe auftreten. Der überwiegende Teil 
der Schleusen ist rund 40 m lang und 5 m breit.160 
Neben der Wasserstraßeninfrastruktur ist auch eine gute wassertouristische Infrastruktur 
notwendig. Diese setzt sich sowohl aus einem infrastrukturellen Basis-Angebot in Form 
von Anlegestellen, Beschilderungen sowie Versorgungspunkten als auch einer wasser- 
und landseitigen Angebotsverknüpfung zusammen.161 
Optimale Wassersportanlagen sollten alle technischen, baulichen und organisatorischen 
Anforderungen des Wassersports erfüllen und zudem die persönlichen Bedürfnisse in Be-
zug auf Versorgung und Freizeitaktivitäten befriedigen, ohne die Umwelt zu schädigen. Je 
nach Wassersportsegment variieren die Infrastrukturanforderungen deutlich. So kommt 
eine Kanuverleihstation mit einer geringeren Infrastruktur aus als ein Sportboothafen. 
 
                                                
 
160  Vgl.: PLANCO Consulting GmbH (2004), Möglichkeiten einer nachhaltigen Entwicklung der westmecklen-
burgischen Ostseeküste im Bereich des EU-Vogelschutzgebietes „Küstenlandschaft Wismarbucht“ unter 
besonderer Berücksichtigung touristischer Nutzungen. 
161 Vgl.: PLANCO Consulting GmbH (2000), Entwicklung eines Verfahrens zur Bewertung von Investitions-
maßnahmen an Bundesnebenwasserstraßen. 
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2.1.5 Ökonomische Bedeutung des Wassertourismus 
Durch den Wassertourismus werden Einkommen und Beschäftigung generiert. Für viele 
Regionen, in denen Wassersport ausgeübt wird, ist dieser ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. 
Darüber hinaus kann er die Attraktivität einer Region steigern: Für die einheimische Bevöl-
kerung, für sich ansiedelnde Betriebe, für andere Branchen (etwa des klassischen Touris-
mus). 
Für die Quantifizierung der wirtschaftlichen Bedeutung ist eine umfangreiche Datengrund-
lage erforderlich: Wie viele Urlauber kommen pro Jahr in die Region, wie lange halten sie 
sich dort auf, was unternehmen sie in der Region. 
Diese Daten sind schon für den klassischen Tourismus vielfach nicht vorhanden, obwohl in 
diesem Bereich regelmäßige Erhebungen durchgeführt werden.  
Für den Wassertourismus gibt es so gut wie keine offiziellen Statistiken, weshalb die 
Quantifizierung seiner Bedeutung schwierig ist. Da die Quantifizierung der wirtschaftlichen 
Bedeutung eine wichtige Grundlage für viele Förder- und Investitionsentscheidungen sein 
könnte, wäre es wünschenswert, wenn dieser Mangel behoben werden könnte. 
Um in dieser Studie dennoch einen Eindruck über die Bedeutung des Wassersports zu 
vermitteln, wird die Quantifizierungsmethodik allgemein dargestellt und anhand einer Bei-
spielregion durchgeführt. Bei einer entsprechenden Datengrundlage könnte auf diese Wei-




Die Quantifizierung der ökonomischen Bedeutung des Wassertourismus lässt sich, ähnlich 
wie für den allgemeinen Tourismus, in Anlehnung an das Verfahren des dwif162 herleiten. 
Ausgangspunkt sind in umfangreichen Erhebungen ermittelte Ausgaben163 der Touristen 
nach Ausgabearten (Unterkunft [bei mehrtägigen Reisen] bzw. Bootscharter, Verpflegung 
im Gastgewerbe, Einkauf, Freizeit/ Unterhaltung, lokaler Transport sowie sonstige Dienst-
leistungen). Hiermit werden die durch den Wassertourismus generierten Bruttoumsätze 
                                                
 
162 Zeiner, M; Harrer, B.; Scherr, S.; Bengsch, L.: Ausgaben der Übernachtungsgäste in Deutschland; Auftrag-
geber: Bundesministerium für Wirtschaft und Wirtschaftsministerien aller Bundesländer; Heft 49 der Schrif-
tenreihe des dwif. München 2002 sowie Maschke, J.: Tagesreisen der Deutschen – Grundlagenuntersu-
chung, Auftraggeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Wirtschaftsministerien aller Bundesländer; Heft 
50 der Schriftenreihe des dwif. München 2005. 
Seite 16 B Besondere Aspekte der Binnenschifffahrt Schlussbericht 
 November 2007  
(einschl. MwSt) berechnet. Hierzu werden die Ausgaben je Reisenden mit den entspre-
chenden Mengen multipliziert (Übernachtungen, Reisetage, Bootsübernachtungen). 
Zur Bestimmung von Einkommenseffekten werden die Bruttoumsätze um die enthaltene 
Mehrwertsteuer gekürzt. Aus den so ermittelten Nettoumsätzen werden mit Hilfe durch-
schnittlicher Wertschöpfungsquoten die direkt entstehenden Einkommen, bestehend aus 
Löhnen, Gehältern und Gewinnen errechnet. 
Diese Wertschöpfungsquoten stützen sich auf Kostenstrukturanalysen bestehender Be-
triebe. Sie unterscheiden sich je nach Branche erheblich.164 Für die einzelnen Umsatzarten 
kommen Durchschnittswerte zum Ansatz, denn auch innerhalb der Sparten variieren die 
Quoten je nach Unternehmensausrichtung (Servicegrad/ Personalaufwand usw.). 
 










Sonstige DL 55,0%  
Quelle: dwif 
 
Die touristischen Anbieter verwenden einen Teil ihrer Umsätze zur Finanzierung erforderli-
cher Vorleistungen (Einkäufe von anderen Unternehmen). Auch diese Einkäufe generieren 
Einkommen und Beschäftigung, z. B.: 
• in der Landwirtschaft (direkte Belieferung von Gastronomie und Einzelhandel) 
• im Handwerk (Bäcker, Metzger usw.) 
• im produzierendes Gewerbe (Textilien, Küchengeräte usw.) 
                                                                                                                                                  
 
163  Es ist vor dem Hintergrund des stabilen Preisniveaus während der letzten Jahre vertretbar, die um die 
Jahrtausendwende erhobenen Ausgabenhöhen und –strukturen für die Übernachtungsgäste auch für 2004 
zum Ansatz zu bringen. Komplizierte Um- und Hochrechnungen auf ein aktuelleres Preisniveau würden nur 
geringen Nutzen bringen. Zumal Veränderungen, die sich bei einer aktuelleren Erhebung auf Grund verän-
derter Verhaltensweisen der Konsumenten ergeben könnten, sicher einen stärkeren Einfluss hätten als der 
Preisniveaueffekt. Solche Erhebungen liegen jedoch aktuell nicht vor. Für Tagesreisende datiert die Erhe-
bung aus 2004. Für Wassersportler wurden eigene Erhebungen von PLANCO aus den Jahren 2003 und 
2004 herangezogen. 
164  Das dwif hat dazu unterschiedliche Quellen herangezogen: Im Gastronomiebereich die Kostenstrukturana-
lysen und Betriebsvergleiche des DEHOGA; für den touristisch relevanten Einzelhandel Betriebsvergleiche 
des Instituts für Handelsforschung in Köln; für weitere Bereiche konnte auf die sektoralen Kostenstrukturer-
hebungen des Statistischen Bundesamtes zurückgegriffen werden; die Zuspitzung auf den Tourismus wird 
durch eigene Untersuchungen des dwif unterstützt. 
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• bei privaten und öffentlichen Dienstleistern (Energie- und Wasserversorgung, Müll-
abfuhr, Werbeagenturen, Banken usw.). 
Bei der Berechnung der indirekten Einkommenswirkungen konnte das dwif die Differenzie-
rung nach Ausgabearten nicht aufrechterhalten. Es wird vielmehr mit einer durchschnittli-
chen Wertschöpfungsquote von 30 % gerechnet. Zulieferbetriebe haben ihren Standort 
häufig in einer anderen Region (anderes Bundesland, teilweise auch Ausland), so dass 
deren Einkommen nicht dem Reisezielland zufließen. Dennoch plädiert das dwif für deren 
Berücksichtigung mit dem Argument, dass sich interregionale Zu- und Abflüsse zumindest 
teilweise gegenseitig ausgleichen. 
Angaben zu Umsätzen im Wassersport liegen nicht flächendeckend vor. In einigen Bei-
spielregionen wurden sie von PLANCO geschätzt (hier: Mecklenburgische Seenplatte). 
Die nachfolgenden Berechnungen beziehen sich deshalb beispielhaft auf die Mecklenbur-
gische Seenplatte. Dabei sind nicht alle Formen des Wassertourismus in der Mecklenbur-
gischen Seenplatte relevant. In anderen Regionen können sich daher andere Werte erge-
ben. 
 
2.1.5.1.2 Umsätze und Einkommen in einer Beispielregion 
Grundlage der Berechnung ist ein von PLANCO geschätztes Mengengerüst der wasser-
touristischen Nachfrage, aus dem sich die entsprechenden Ausgaben ableiten lassen. 
 
Tabelle 2-4: Volumen des Wassertourismus in der Mecklenburgischen Seen-
platte 
Segment Volumen 
Bootsurlauber einschl. Kanusportlern (einschl. Kurz-
urlauben der einheimischen Bevölkerung) 
832.000 Übernachtungen bzw. Tagesausflüge p.a. 
Fahrgastschifffahrt Jährliches Passagieraufkommen: 150.000 Gäste 
Maritime Großveranstaltungen 60.000 Besucher jährlich 
Quelle: PLANCO, Beschäftigungseffekte des Wassertourismus in den ländlichen Regionen der neuen Bundes-
länder. 
 
Durch Bootsurlauber wird ein jährlicher Bruttoumsatz von 40 Mio. € erzielt. Dieser teilt sich 
wie folgt auf die verschiedenen Ausgabenkategorien auf: 
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Tabelle 2-5: Bruttoumsätze aus Bootstouristen in der Mecklenburgischen 
Seenplatte nach Ausgabenart und Wassertourismussegment pro 















Hausboote 195.075 520.200 2.926.125 2.926.125 585.225 0 13.685.000 20.642.675
Mit eigenem 
Boot angereist 53.372 278.460 800.573 800.573 160.115 0 106.743 2.146.463
Überregionale 
Dauerlieger * 5.750 30.000 86.250 86.250 17.250 0 150.000 369.750
Kanu Tagestour 
eigenes Boot 8.121 0 80.564 75.529 17.623 0 0 173.717
Kanu Tagestour 
gemietetes Boot 9.926 0 98.467 92.313 21.540 0 99.261 311.582
Kanu Urlaub 
eigenes Boot 81.214 812.140 805.642 755.290 176.234 0 0 2.549.306
Kanu Urlaub 




379.615 0 3.568.381 4.517.419 797.192 37.962 379.615 9.300.568
SUMME Boots-
tourismus 832.334 2.633.415 9.350.677 10.176.630 1.990.576 37.962 15.413.234 39.602.493
Quelle PLANCO, eigene Berechnungen. 
* Als Dauerlieger bezeichnet man einen Bootseigner, der sein Boot in einem Hafen ganzjährig liegen hat. 
 
Hinzu kommen Umsätze auf Fahrgastschiffen von ca. 5,4 Mio. €: 
 
Tabelle 2-6: Bruttoumsatz auf Fahrgastschiffen in der Mecklenburgischen 
Seenplatte pro Jahr (2004) in € 







151.598 0 1.425.025 1.804.021 318.357 15.160 1.819.181 5.381.743 
Quelle: PLANCO, eigene Berechnung. 
 
Bei einer Besucherzahl der alljährlich im Mai stattfindenden Müritz-Sail von ca. 60.000 
Gästen165 und durchschnittlichen Ausgaben von 24,50 € pro Person generiert diese Ver-
anstaltung nochmals 1,5 Mio. € Umsatz. 
 
                                                
 
165  Knippenberg, 2004, S. 69, unveröffentlichte Diplomarbeit, bestätigt durch Regionaler Tourismusverband 
Mecklenburgische Seenplatte. 
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Tabelle 2-7: Bruttoumsatz durch Gäste der Müritz-Sail 2004 in € 
Gäste Müritz-Sail 










60.000 0 564.000 71.400 126.000 6.000 60.000 1.470.000
Quelle: PLANCO, eigene Berechnung und Knippenberg 2004. 
 
Die Umsätze aus dem Wassertourismus generieren ein jährliches Einkommen von 
24 Mio. €: 
 
Tabelle 2-8: Direkte und indirekte Einkommenseffekte durch Ausgaben von 
Wassertouristen in der Mecklenburgischen Seenplatte 2004 nach 
Ausgabearten in Mio. €  
Übernachtungs- und Tagesgäste insgesamt 
Touristische Leistungsanbieter  
(1. Stufe) 
Lieferanten von Vorleistungen an 
touristische Leistungsanbieter     















41 17 24 7 24
Tagesgäste insgesamt 




26 12 14 4 16
/*/ bei einer Wertschöpfungsquote von 30 % in allen Regionen 
Quelle: PLANCO, eigene Berechnungen 
 
Damit hat der Wassertourismus in der Region eine erhebliche Bedeutung. Die durch den 
allgemeinen Tourismus induzierten Einkommenseffekte erreichen im gleichen Zeitraum in 
der Mecklenburgischen Seenplatte einen Gesamtwert von 197 Mio. €. Der Wassertouris-
mus hat damit einen Anteil von 12 % des durch den Tourismus induzierten Einkommens. 
Dieser Wert ist nicht ohne weiteres auf andere Regionen übertragbar. Er kann je nach 
relevanten Segmenten des Wassersports erheblich abweichen. 
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2.1.5.2 Beschäftigungseffekte 
2.1.5.2.1 Methodik 
Mit Hilfe branchenspezifischer Umsätze166 pro Beschäftigten können die direkt mit den 
oben genannten Umsätzen verbundenen Beschäftigtenzahlen errechnet werden.  
Diese Zahlen bilden dann die Ausgangsgröße für die Ermittlung der indirekt vom Touris-
mus abhängigen Beschäftigten. Hierbei werden Folgeeffekte berücksichtigt: 
• Beschäftigung bei Lieferanten von Vorleistungen und Investitionsgütern an die o.g. 
Sektoren als Empfänger touristischer Ausgaben; 
• Beschäftigung bei Lieferanten von Konsumgütern und Konsumentendienstleistun-
gen durch Ausgaben der direkt tourismusabhängigen Beschäftigten. 
Für diese Berechnung wird auf die Input-Output-Analyse zurückgegriffen. Vorzug der In-
put-Output-Analyse ist die Berücksichtigung aller indirekten Folgewirkungen über die ge-
samte Kette der Vorleistungsbeziehungen (Ursprungsumsatz - Vorleistungslieferung - Lie-
ferung an Vorleistungslieferanten usw.). Insofern ist sie dem Ansatz bei der Berechnung 
der Einkommenswirkungen überlegen. Ein weiterer Vorzug ist, dass wirtschaftliche Wir-
kungen von Vorleistungslieferungen aus dem Ausland korrekterweise ausgeklammert 
werden. 
Allerdings bestehen zwei Einschränkungen: 
• Die einzig verfügbare Input-Output-Tabelle des Statistischen Bundesamtes gibt es 
nur für Deutschland insgesamt, nicht für einzelne Bundesländer oder gar kleinere 
Gebietseinheiten. Es gelten somit typische Inputstrukturen der erfassten Branchen. 
• Die Branchendifferenzierung der Input-Output-Tabellen ist gröber als wünschens-
wert. Es müssen daher Strukturen der dort enthaltenen gröberen Branchengruppen 
verwendet werden. 
 
2.1.5.2.2 Beschäftigungseffekte in der Beispielregion 
Insgesamt wurden in der Mecklenburgischen Seenplatte 636 direkt tourismusabhängig 
Beschäftigte berechnet (Jahr 2004). Hinzu kommen indirekte Beschäftigungseffekte: 
• Empfänger touristischer Ausgaben kaufen Vorleistungen und tätigen Investitionen. 
Bei den Lieferanten der Vorleistungen und Investitionsgüter entstehen 149 Arbeits-
plätze; 
                                                
 
166  Diese Pro-Kopf-Umsätze liegen beim Statistischen Bundesamt für die Bereiche Beherbergungsgewerbe 
und Gastronomie in genauer Übereinstimmung vor. Für den lokalen Transport wird auf den Bereich „Stra-
ßenpersonenverkehr“ zurückgegriffen. Für die beiden anderen Ausgabenbereiche liegen keine detaillierten 
Werte vor, so dass auf Durchschnittswerte, die vom Statistischen Bundesamt im Rahmen ihrer Berichter-
stattung über den Querschnittsbereich Dienstleistungen (Dienstleistungen in Deutschland - Entwicklung 
und Ergebnisse 2003/2004, Wiesbaden 2004) zurückgegriffen wird.  
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• Beschäftigte bei den Empfängern touristischer Ausgaben (direkt tourismusabhängi-
ge Beschäftigte) geben ihr Einkommen für Konsumzwecke aus. Hierdurch entste-
hende Arbeitsplätze wurden mit 323 berechnet. 
Insgesamt sind zu den 636 direkt tourismusabhängig Beschäftigten 472 indirekte Folgebe-
schäftigte hinzuzurechnen (Summe 1.108). Das bedeutet: zu jedem direkt tourismusab-
hängigen Beschäftigten kommen 1,3 Folgearbeitsplätze hinzu. 
 
Tabelle 2-9: Direkt und indirekt Beschäftigte in der Mecklenburgischen Seen-
platte durch den Wassertourismus insgesamt 2004 

















Direkt tourismusabhängige Beschäftigte (bei Empfängern touristischer Ausgaben)  
51 287 86 28 1 183 636 37.709 1,7 %
Indirekt tourismusabhängige Beschäftigte  
bei Vorleistungslieferanten 148  
bei Lieferanten von Investitionsgütern an die Empfänger touristischer Ausgaben 1  
durch Konsumausgaben der direkt tourismusabhängig Beschäftigten 323  
Zwischensumme indirekt Beschäftigte 472 37.709 1,3 %
Summe direkt und indirekt Beschäftigte 1.108 37.079 2,9 %
Quelle: PLANCO, eigene Berechnungen, *30.06.2004 Kreise MST und MÜR (StaLa M-V 2005). 
 
In der Beispielregion hängen knapp 3 % der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 
vom Wassertourismus ab. 
Bei der Interpretation dieser Zahlen ist zu beachten: 
• Beschäftigungseffekte durch Vorleistungen, Investitionen und Konsumausgaben 
fließen zu einem wesentlichen Teil nicht den touristischen Regionen, nicht einmal 
dem jeweiligen Bundesland zu, sondern verteilen sich auf alle Bundesländer; 
• Die Zahlen sind Rechenergebnisse auf Basis umfangreicher Schätzungen. Sie sind 
daher trotz scheinbarer Genauigkeit nur als Größenordnungen zu sehen; 
• Eine Korrektur für Abflüsse in das Ausland ist nicht erforderlich. Diese wurden bei 
den Berechnungen bereits abgezogen. 
 
2.1.5.3 Steigerung der Standortattraktivität 
Durch eine Steigerung der Standortattraktivität werden erheblich höhere Einkommens- und 
Beschäftigungseffekte ausgelöst, als durch den Wassertourismus selbst. Der allgemeine 
Tourismus wird belebt, die Wohnqualität wird verbessert, was zu einer Ansiedlung von 
Betrieben führen kann. Diese Effekte sind mit der bestehenden Datenlage nicht quantifi-
zierbar. Für eine umfassende Bewertung des Wassertourismus wäre es gut, wenn diese 
Lücke geschlossen werden könnte. Damit würde die Diskussion um die Unterstützung des 
Wassertourismus vereinfacht. 
Seite 22 B Besondere Aspekte der Binnenschifffahrt Schlussbericht 
 November 2007  
2.1.5.3.1 Belebung des allgemeinen Tourismus 
Häfen sind in vielen Orten ein Anziehungspunkt z. B. für Badetouristen, die sich von der 
optischen Attraktivität von Segelbooten und der besonderen Atmosphäre dieser Häfen 
angezogen fühlen. Diese Besucher nehmen häufig neben den Seglern das Gastronomie- 
und Einzelhandelsangebot in den Häfen in Anspruch und sorgen damit für zusätzliche 
Umsätze. Gleiches gilt für die Fahrgastschifffahrt.167 
Segelregatten und andere maritime Großveranstaltungen mit überregionaler Bedeutung 
tragen in erheblichem Umfang zum Image einer Fremdenverkehrsregion bei und üben 
damit indirekt eine Anreizwirkung auf den allgemeinen Tourismus aus. Dies gilt nicht nur 
für den Urlaubs- und Erholungstourismus, sondern auch für den Tagungs- und Kongress-
tourismus. Die hierdurch erzielbaren Umsätze und Wertschöpfungseffekte können gegen-
über den direkten Effekten (Ausgaben der Wassersportler) durchaus bedeutend sein. 
 
2.1.5.3.2 Steigerung der Attraktivität für Industrie und Gewerbe 
Unter den Faktoren für die Standortwahl neuer Betriebe – soweit diese eine überregionale 
Nachfrage bedienen und insoweit nicht regional gebunden sind – gewinnen die sog. „wei-
chen“ Faktoren eine zunehmende Rolle: der Wohnwert für Führungskräfte, das Kultur- und 
Freizeitangebot, das Bildungsangebot usw. So kann es für standortsuchende Unternehmer 
durchaus ein wesentliches – natürlich nicht das alleinige – Argument sein, an einem 
Standort günstige Bedingungen für das eigene Hobby vorzufinden. Ein solcher Standort 
erleichtert auch die Anwerbung von qualifiziertem Personal. 
 
2.1.5.3.3 Erhöhung der Attraktivität des Wohnstandortes 
Der auf und entlang der Bundeswasserstraßen betriebene Wassertourismus erhöht den 
Wohnwert der Regionen für die ansässige Bevölkerung. Auswärtige Fachkräfte, die eine 
Umzugsentscheidung zu treffen haben, können leichter für einen Standort gewonnen wer-




Der Wassertourismus ist in seiner Bedeutung in den letzten Jahren gewachsen und wird 
auch in der Zukunft zu den Wachstumssektoren im Fremdenverkehr gehören. Eine Analy-
se der Umsätze im Wassersportmarkt zwischen 1999 und 2003 zeigt den positiven Trend. 
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Quelle: PLANCO auf Basis des Datenmaterials von BWVS (2004). 
 
Dies ist umso bedeutender, als der allgemeine Tourismus sich in vielen Regionen eher 
rückläufig entwickeln wird. Der Grund ist zum einen die demografische Entwicklung und 
zum anderen ein Rückgang des verfügbaren Einkommens aufgrund gestiegener Aufwen-
dungen für Alters- und Gesundheitsvorsorge. Der Wassertourismus ist in seiner Konsu-
mentenstruktur von dieser negativen Entwicklung nicht betroffen. 
Die 7.354 km des Bundeswasserstraßennetzes werden unterschiedlich intensiv vom Was-
sertourismus genutzt. Während Motorbootfahrten168 auf fast allen Wasserstraßen des 
Bundes betrieben werden, gibt es, abgesehen von der Küstenregion, nur wenige Möglich-
keiten den Segelsport dort auszuüben (vgl. folgende Karte). Zwischen den Segelsport- und 
Surfrevieren besteht eine hohe Kongruenz, da sie sich entlang der Nord- und Ostseeküste 
erstrecken. Ähnlich wie bei den Motorbootfahrten ist das Angeln auf dem überwiegenden 
Teil der deutschen Gewässer möglich. Im Bezug auf den Kanusport auf Bundeswasser-
straßen kann festgestellt werden, dass nur Teile der Fulda, Ems, Werra, Lahn, Saale und 
Eider sowie Peene für diesen Wassersport in einem etwas größeren Umfang genutzt wer-
den. Die Flusskreuzfahrt- und Wasserskistrecken verteilen sich über das gesamte Bun-
desgebiet. 
                                                                                                                                                  
 
167  Vgl. PLANCO Consulting (2004): Standortkonzept für Sportboothäfen an der Ostseeküste. 
168  Motorbootfahrten und Fahrgastschifffahrt werden nahezu auf dem gesamten Bundeswasserstraßennetz 
praktiziert; auf deren Darstellung wird daher in der folgenden Karte aus Übersichtlichkeitsgründen verzich-
tet. 
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Die Fahrgastschifffahrt spielt auf vielen Bundeswasserstraßen eine wichtige Rolle.  
Eine intensivere Betrachtung des Wassertourismus und der durch ihn ausgelösten wirt-
schaftlichen Effekte würde zu einer Versachlichung der Diskussion um die Unterstützung 
dieses Segments beitragen. Öffentliche Förderung des Wassersports (in Infrastruktur) wird 
in der Bevölkerung häufig als unangemessene Unterstützung ohnehin wohlhabender 
Gruppen verstanden. Eine klare Darstellung des Nutzens, den eine Region vom Wasser-
tourismus hat, könnte helfen, dieses Missverständnis zu beseitigen. 
Für Investitionsmaßnahmen in touristische Infrastruktur könnte auf diese Weise eine 
objektivere Entscheidungsgrundlage geschaffen werden. 
PLANCO hat im Auftrag des Bundesverkehrsministeriums ein Verfahren zur Bewertung 
von Investitionsmaßnahmen an Bundesnebenwasserstraßen entwickelt. Dieses Verfahren 
könnte zur Anwendung auf andere Wassertourismusbereiche weiter entwickelt werden. 
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Abbildung 2-4: Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen 
 
Quelle: Modifizierte Karte auf Basis von BMVBW (2000), Bundeswasserstraßen, Bonn, W 162. 
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Der Wassertourismus auf Bundeswasserstraßen besitzt eine Vielzahl von Entwicklungs-
möglichkeiten. In Abhängigkeit von der Attraktivität und der Nutzungseignung können be-
stimmte Bereiche der Bundeswasserstraßen für spezielle wassertouristische Marktseg-
mente genutzt werden.  
Der Bund als Eigentümer und Betreiber der Bundeswasserstraßen kann und sollte die 
Entwicklung des Wassertourismus unter Beachtung regional- und volkswirtschaftlicher 
Kriterien unterstützen. Von besonderer Bedeutung sind in diesem Zusammenhang folgen-
de Maßnahmen:169 
 
1. Keine Erhöhung der von privaten oder kommunalen Bootshafenbetreibern zu zahlen-
den Wasserpacht. Angesichts der engen Margen im Hafenbetrieb droht eine Pachter-
höhung manchem Bootshafen die wirtschaftliche Basis zu entziehen. 
2. Alternative Lösungen für einen kundenfreundlichen Schleusenbetrieb 
An einem Großteil der touristisch interessanten Bundesnebenwasserstraßen findet 
keine oder fast keine Frachtschifffahrt mehr statt. Hier ist eine weitere Anpassung des 
Schleusenbetriebs an die Bedürfnisse der Touristen wünschenswert. Nach dem alters-
bedingten Ausscheiden des von der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung gestellten 
Schleusenpersonals sollten die Schleusen in der Hochsaison nicht nur automatisiert 
betrieben werden. Vielmehr könnte z. B. interessierten Landkreisen oder Gemeinden 
erlaubt werden, Schleusenpersonal selbst einzusetzen. Beispiele aus Frankreich mit 
einem weit verzweigten Netz von reinen Freizeitwasserstraßen zeigen, dass auch so 
ein sicherer Schleusenbetrieb möglich ist. Diesen Personen sollte es auch ermöglicht 
werden, neben dem Schleusenbetrieb durch Dienstleistungen wie Kioskbetrieb, Infor-
mationsvermittlung für Restaurants, Museen etc. ein Zusatzeinkommen zu erzielen. 
Damit würde zugleich die Wartezeit von Booten in der Hochsaison als weniger störend 
empfunden werden. 
Dies könnte in Pilotprojekten an ausgewählten Schleusen getestet werden. Dafür 
müssten bestehende rechtliche Hürden gelockert werden. 
3. Ausbau bzw. Erneuerung von Schleusen 
Für den Ausbau bzw. die Erneuerung von „Nebenwasserstraßen“ hat der Bund ein ge-
samtwirtschaftliches Bewertungsverfahren entwickelt (PLANCO, 1999). Seit der Erar-
beitung dieses Verfahrens haben sich maßgebliche Grundwerte für die Nutzenbewer-
tung verändert. Eine Aktualisierung unter Berücksichtigung der neueren Entwicklungen 
und Erkenntnisse ist anzustreben. Es ist dann Aufgabe der interessierten Bundeslän-
der oder Regionen, für einzelne Ausbauprojekte den Nachweis der regional- und 
volkswirtschaftlichen Rentabilität zu führen. 
                                                
 
169  Vgl. hierzu insbesondere PLANCO Consulting GmbH (2006), Beschäftigungspotenziale des Tourismus in 
den ländlichen Regionen der neuen Bundesländer. 
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Insgesamt bleibt festzuhalten, dass den Bundeswasserstraßen als Lebens- und Erho-
lungsraum eine wachsende Bedeutung zukommt. Steigende Umsätze und Nutzerzahlen 
unterstreichen diese Entwicklung. 
 
2.2 Fischerei  
2.2.1 Einleitung 
Eine Angel- und zum Teil auch eine Berufs- und Nebenerwerbsfischerei wird an praktisch 
allen Bundeswasserstraßen betrieben. Das Fischereirecht, d. h. die Berechtigung zum 
Fang von Fischen, liegt teilweise als Eigentümerfischereirecht beim Bund, z. B. an vielen 
Kanälen, während an den Flussstrecken meist vom Gewässereigentum unabhängige, so-
genannte selbständige Fischereirechte bestehen. Diese liegen bei den jeweiligen Bundes-
ländern oder bei Dritten (Einzelpersonen, Fischerzünfte, etc.). Die Fischereirechtsinhaber 
gehen häufig nicht selbst der Fischerei nach, sondern verpachten ihre Fischereirechte 
oder geben Fischereierlaubnisscheine aus.  
Im Lauf des 20. Jahrhunderts ist es zu einem Wechsel von einer überwiegend auf den 
Nahrungserwerb ausgerichteten Berufsfischerei zu einer vorwiegend zu Erholungszwe-
cken ausgeübten Freizeitfischerei gekommen. Der Rückgang der Berufsfischerei wurde 
durch die Auswirkungen zunehmender Gewässerverschmutzung und Gewässerverbauung 
auf die Fischbestände verursacht. Ein Tiefpunkt war in den 1970er Jahren erreicht. An-
schließend verbesserte sich die Wasserqualität durch den Bau und Ausbau von Kläranla-
gen. Die Folgen des Gewässerausbaus wirken jedoch nach wie vor sehr stark auf die 
Fischbestände und die fischereiliche Nutzung ein. Beispielsweise behindern zahlreiche 
Staustufen den Wiederaufbau wirtschaftlich nutzbarer Bestände an Wanderfischen, wie  
z. B. des Lachses.  
Mit der Renaturierung von Gewässern und dem Bau von Fischwegen, die Fischen die 
Umgehung von Stauwehren ermöglichen, versucht man derzeit gegenzusteuern, z. B. im 
Rahmen der von den Rheinanliegerstaaten geförderten Programme Lachs 2000 und 
Lachs 2020 (s. Berichte und Dokumente unter www.iksr.org). Bis zum Wiederaufbau grö-
ßerer, von den Fischern tatsächlich nutzbarer Bestände an Wanderfischen sind jedoch 
noch weitere erhebliche Anstrengungen erforderlich. 
Im Folgenden werden derzeitige Situation und Perspektiven der Fischerei in den Bundes-
wasserstraßen des Binnenlandes (ohne Seewasserstraßen) betrachtet. 
 
2.2.2 Angelfischerei 
Die Zahl der an Bundeswasserstraßen angelnden Personen ist nur unzureichend bekannt. 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass ein größerer Anteil, d. h. mehrere Hunderttausend 
der rd. 1,5 Mio. Fischereischeininhaber (ARLINGHAUS, 2005), zumindest zeitweilig an 
Bundeswasserstraßen aktiv ist. Dafür sprechen die Ergebnisse vereinzelt durchgeführter 
Analysen, die beispielsweise für die Mosel eine Anzahl von 81 ausgegebenen Angelschei-
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nen je Flusskilometer und Jahr ergaben (Mittel der Jahre 1990 – 2000, LANDWÜST, 
2004). Die intensive Nutzung der Bundeswasserstraßen durch Angler wird dabei, neben 
dem Vorhandensein eines beangelbaren Fischbestandes, durch Faktoren wie die Lage der 
Wasserstraßen in Erholungsgebieten (z. B. Mosel) und in der Nähe von Ballungsräumen 
(z. B. Westdeutsches Kanalnetz) oder durch die gute Erreichbarkeit von Angelplätzen über 
Betriebswege begünstigt. 
Die Angler konzentrieren ihre Fangbemühungen i. d. R. auf einige großwüchsige Zielfisch-
arten wie Zander und Karpfen. Die sehr viel häufigeren Weißfische werden weniger inten-
siv beangelt. Die Menge der pro Jahr in Binnen- und Küstengewässern geangelten Fische 
wird auf ca. 45.000 t geschätzt (ARLINGHAUS, 2005). Welcher Anteil dabei auf die Bun-
deswasserstraßen entfällt, lässt sich nicht sicher einschätzen. Es ist jedoch von einer Grö-
ßenordnung von mindestens einigen Tausend Tonnen/Jahr auszugehen. 
 




Ökonomische Effekte der Angelfischerei ergeben sich aus direkten Ausgaben für Angelge-
räte, Köder, Besatzfische, Angelreisen, Angelzeitschriften, etc. sowie aus indirekten und 
induzierten Ausgaben, z. B. durch Konsumentenaktivitäten der bei Angelgeräteherstellern 
beschäftigten Personen. Zusätzlich können individuelle Wertschätzungen wie „Naturge-
nuss“ in Geldeinheiten ausgedrückt und den ökonomischen Effekten hinzugerechnet wer-
den. Von ARLINGHAUS, der eine umfangreiche sozio-ökonomische Analyse der Angelfi-
scherei in Deutschland vorgelegt hat (ARLINGHAUS, 2004, 2005), wird der gesamt-
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ökonomische Nutzen der Angelfischerei in Deutschland auf 6,4 Mrd. EUR pro Jahr bezif-
fert. Davon sollen 80 % oder knapp 5,2 Mrd. EUR auf direkte und indirekte Ausgabenströ-
me entfallen. Etwa 52.000 Arbeitsplätze sind direkt oder indirekt von der Angelfischerei 
abhängig. Aufgrund der großen Anzahl von Personen, welche die Bundeswasserstraßen 
zum Angeln nutzen, trägt das Angeln an ihnen maßgeblich zu diesen ökonomischen Effek-
ten bei. 
Die Möglichkeiten zur Ausübung der Angelfischerei werden auch bei zukünftig fortschrei-
tendem Ausbau der Bundeswasserstraßen sowie den damit verbundenen Veränderungen 
in der Schifffahrt grundsätzlich erhalten bleiben. Für die beangelten Fischbestände sind 
sowohl weitere Beeinträchtigungen als auch Verbesserungen zu erwarten. Beeinträchti-
gungen können dann entstehen, wenn Ufer (abschnittsweise) stärker befestigt oder durch 
Schiffswellen stärker belastet werden. Beides wirkt sich u. a. nachteilig auf im Uferbereich 
abgelegte Fischeier und auf die dort heranwachsende Fischbrut aus. Werden zum Aus-
gleich vor Schiffswellen geschützte Flachwasserzonen angelegt, wie dies bereits an sehr 
vielen Bundeswasserstraßen geschehen ist, so tragen diese umgekehrt zur Vermehrung 
auch angelfischereilich interessanter Fischarten (z. B. Hecht und Schleie) bei. Positiv auf 
die Fischbestände, einschließlich beangelter Arten, können sich in Zukunft auch Aktivitä-
ten in Zusammenhang mit der Implementierung der EG-Wasserrahmenrichtlinie auswir-
ken, z. B. Verbesserungen der aquatischen Lebensräume im Uferbereich sowie Verbesse-
rungen der Gewässerdurchgängigkeit. 
 
2.2.3 Berufs- und Nebenerwerbsfischerei 
Eine Berufs- und Nebenerwerbsfischerei in den Bundeswasserstraßen findet überwiegend 
in den größeren Flüssen (Fluss- und Seenfischerei) und in den Küstengewässern (Küsten-
fischerei) statt. Kanäle und kleinere als Bundeswasserstraße ausgewiesene Fließgewäs-
ser wie die Lahn werden nicht oder nur in geringem Umfang durch Berufs- und Nebener-
werbsfischer genutzt.  
Die Anzahl der insgesamt in Deutschland tätigen Fischereibetriebe der Fluss- und Seenfi-
scherei wird vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz auf ca. 800 beziffert (BMELV 2006, 2007). Der Schwerpunkt dieser Fischereiform 
liegt in den seenreichen Bundesländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Bayern, 
Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein. An Bundeswasserstraßen sind weit weniger 
als die Hälfte der Betriebe angesiedelt. 
Die Fluss- und Seenfischerei ist sehr stark auf den Aal als Zielfischart ausgerichtet, da 
dieser die mit Abstand höchsten Erlöse einbringt. Die früher an tiefen und stark durch-
strömten Flussabschnitten ausgeübte Hamenfischerei, bei der zum Meer abwandernde 
Aale in feststehende Netze eingetrieben werden, ist heute aufgrund der Stauregulierung 
vieler Flüsse sowie aufgrund des starken Schiffsverkehrs auf wenige Sonderstandorte 
beschränkt. Dort, z. B. am Fahrrinnenrand der Unterelbe, werden die höchsten Erträge 
erzielt. An den übrigen berufsfischereilich genutzten Flussstrecken wird den Aalen mittels 
Reusen- oder Elektrofischerei nachgestellt. Neben dem Aal werden regional unterschied-
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lich noch einige weitere Arten wie z. B. Zander und Elbestint vermarktet. Die sehr häufigen 
Weißfische bleiben aufgrund schlechter Absatzmöglichkeiten (geringer Bekanntheitsgrad 
beim Verbraucher, Konkurrenz zu Seefischprodukten) weitgehend ungenutzt. Das Er-
tragspotenzial wird somit nur zu einem geringen Teil ausgeschöpft. Insgesamt belaufen 
sich die Fangerträge der Fluss- und Seenfischerei in Deutschland auf rd. 3.500 t (Daten 
aus 2003 und 2005 in BMELV, 2007 bzw. BMELV, 2006), davon der überwiegende Anteil 
außerhalb der Bundeswasserstraßen. Damit erzielen die Berufs- und Nebenerwerbsfischer 
deutlich geringere Fangerträge als die Freizeitangelfischer. In der Mosel, für die Angaben 
und Schätzungen der Fangerträge von Berufs- und Nebenerwerbsfischern sowie von Ang-
lern vorliegen, wird beispielsweise von einem mehr als doppelt so hohen Fangertrag der 
Angler im Vergleich zu den Berufs- und Nebenerwerbsfischern ausgegangen 
(LANDWÜST, 2004). 
Die ökonomischen Effekte der Fluss- und Seenfischerei sind bislang nicht mit gleicher Me-
thodik wie diejenigen der Angelfischerei untersucht worden. Erlöse von rd. 11 Mill. EUR 
pro Jahr lassen jedoch auf eine vergleichsweise geringe ökonomische Bedeutung schlie-
ßen (ARLINGHAUS, 2005).  
Die Perspektiven der Fluss- und Seenfischerei – und somit auch die der vergleichsweise 
wenigen an Bundeswasserstraßen ansässigen Betriebe - werden von dramatischen Be-
standsrückgängen der Hauptzielfischart Aal überschattet. Dafür gibt es mehrere Ursachen 
(Veränderungen der Meeresströmungen, welche die Jungfische von den Laichplätzen in 
der Sargassosee an die europäischen Küsten treiben; Überfischung der Jungtiere vor Er-
reichen der Küste und Aufstieg in die Binnengewässer, um sie als Delikatesse in Südeuro-
pa oder als Satzfische für asiatische Aquakulturanlagen zu verkaufen; hohe Verluste an 
Laichtieren, die von den Binnengewässern zu den Laichplätzen im Meer wandern, durch 
Schäden beim Durchschwimmen der Turbinen von Wasserkraftanlagen und durch die Fi-
scherei selbst), deren relative Bedeutung im Einzelnen aber nicht bekannt ist. Wahrschein-
lich werden die Binnenfischer zukünftig vermehrt auf andere Fischarten ausweichen sowie 
sich neue Geschäftsfelder, wie z. B. die Direktvermarktung, erschließen müssen 
(KNÖSCHE, 2004). Im Gegensatz zu den Angelfischern kann bei den Berufs- und Neben-
erwerbsfischern durch anstehende Ausbaumaßnahmen der Wasserstraßen sowie Verän-
derungen des Schiffsverkehrs auch die Fischereiausübung beeinträchtigt werden. Durch 
Fahrrinnenverbreiterungen können z. B. Fangplätze verloren gehen oder das Stellen von 
Reusen und Netzen durch zunehmenden Schiffsverkehr erschwert werden.  
 
2.2.4 Fazit 
Die Bundeswasserstraßen werden sowohl von Anglern als auch von Berufs- und Neben-
erwerbsfischern fischereilich genutzt. 
Die Anzahl der an Bundeswasserstraßen aktiven Angelfischer wird auf mehrere hundert-
tausend Personen geschätzt. Der gesamt-ökonomische Nutzen durch direkte und indirekte 
Ausgabenströme beläuft sich auf mehrere Mrd. EUR pro Jahr. Mehrere zehntausend Ar-
beitsplätze sind von der Angelfischerei in Bundeswasserstraßen abhängig. Die Attraktivität 
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der Bundeswasserstraßen für Angelfischer resultiert aus der Nähe zu Ballungs- und zu 
einigen Erholungsräumen sowie aus der meist guten Erreichbarkeit und Zugänglichkeit der 
Ufer. Die Angler entnehmen Fische in einer Größenordnung von einigen Tausend bis 
Zehntausend Tonnen pro Jahr, vorzugsweise großwüchsige Arten wie Zander und Karp-
fen. 
Die Berufs- und Nebenerwerbsfischerei in den Binnenwasserstraßen hat demgegenüber 
nur noch eine geringe Bedeutung. Weit weniger als die Hälfte der rd. 800 Binnenfischerei-
betriebe Deutschlands sind an den Bundeswasserstraßen angesiedelt. Auf sie entfällt nur 
ein geringer Anteil der rd. 3.500 t Gesamtfangmenge der deutschen Binnenfischerei sowie 
des damit erzielten Verkaufserlöses in Höhe von rd. 11 Mill EUR/Jahr. Einschränkungen 
der berufsfischereilichen Nutzbarkeit der Binnenwasserstraßen sind auf das Fehlen wirt-
schaftlich nutzbarer Bestände der ehemals bedeutsamen Wanderfischarten (z. B. Lachs) 
und auf Behinderungen der Fischereiausübung, z. B. durch Schiffsverkehr auf potenziellen 
Fangplätzen, zurückzuführen. Daneben sind schlechte Absatzmöglichkeiten für viele, heu-
te beim Verbraucher nicht mehr nachgefragte Fischarten des Süßwassers, eine Ursache 
dafür, dass die potenzielle fischereiliche Ertragsfähigkeit der Bundeswasserstraßen derzeit 
nur zu einem geringen Teil genutzt wird.  
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3 Wasserwirtschaftliche Aspekte  
Aufgaben der Wasserwirtschaft sind die Wasserbereitstellung, die Wasserversorgung, die 
Abwasserbehandlung, der Gewässerschutz, der Bau und die Unterhaltung von Gewässern 
sowie der Schutz der Gesellschaft vor Schädigungen durch das Wasser, z. B. bei Hoch-
wasser. Die Bau- und technischen Aufgaben bilden den Bereich der Wassertechnik, die 
naturwissenschaftlichen und sozioökonomischen Aufgaben den Bereich der Wasserbe-
wirtschaftung (GRÜNEWALD, 1999). 
 
3.1 Bundeswasserstraßen und Wasserwirtschaft 
Bundeswasserstraßen stellen ein wichtiges Bindeglied in der Wasserbewirtschaftung nach 
Einzugsgebieten dar. Die Gewässer 1. Ordnung wie Rhein, Donau, Weser, Elbe und Oder 
sind abgesehen von den obersten Kilometern gleichzeitig Bundeswasserstraßen. Bedeu-
tend, durch die Möglichkeit der Überleitung von Wassermengen, sind auch die Kanäle, 
besonders wenn sie Wasserscheiden überschreiten und Einzugsgebiete verbinden.  
Zu betrachtende wasserwirtschaftliche Aspekte sind: 
• Wasserentnahmen aus den Bundswasserstraßen, 
• Uferfiltratgewinnung an den Bundeswasserstraßen, 
• Wassereinleitungen in Bundeswasserstraßen, 
• Transport und Abbau von eingeleiteten Wasserschadstoffen, 
• Abfallentsorgung in Bundeswasserstraßen, 
• Sicherung der Grundlagen für die Ökosysteme im und am Gewässer, 
• Wasserüberleitung über Bundeswasserstraßen in andere Einzugsgebiete, 
• Wasserspeicherung, Hochwasserrückhalt und Niedrigwasseraufhöhung. 
Wasserentnahmen dienen der Sicherstellung des Wasserbedarfs von Kommunen, Indust-
rie, Landwirtschaft und weiteren Wassernutzern. Dazu gehört auch die Uferfiltratgewin-
nung, die eine indirekte Wasserentnahme aus dem Gewässer darstellt. Sie dient allgemein 
der Trinkwassergewinnung. Wasserüberleitungen sind zur Sicherung des Wasserbedarfs 
in Wassermangelgebieten notwendig. Beispiele dafür sind die Überleitung von Wasser aus 
der Ruhr über die Westdeutschen Kanäle in die Lippe oder aus der Elbe über den Elbe-
Havel-Kanal in die untere Havel. Überleitungen ermöglichen häufig erst die Entnahme aus 
Kanälen zur Wasserversorgung kommunaler, industrieller und landwirtschaftlicher Nutzer, 
die sich in der Nähe der Kanäle befinden. In dieser Betrachtung werden Überleitungen 
nicht gesondert aufgeführt, sondern als Entnahme aus einem Gewässer und Einleitung in 
einem anderen Gewässer betrachtet. 
Wassereinleitungen stellen häufig die Rückleitung von Abwasser dar, welches die Was-
sernutzer vorher aus dem gleichen Gewässer, aus einem anderen oder aus dem Grund-
wasser entnommen haben. Einleitungen von Sümpfungswasser des Bergbaus in Bundes-
wasserstraßen spielen nur eine untergeordnete Rolle, obwohl sie für die Wasserbewirt-
schaftung in den Einzugsgebieten von besonderer Bedeutung sind. 
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Die Wassereinleitungen können entweder aus Direkt- oder aus Indirekteinleitungen stam-
men. Beide Wassereinleitungen werden durch das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) gere-
gelt. Bei den Indirekteinleitungen wird nahezu ausschließlich nach dem Stand der Technik 
geklärtes Wasser aus Kläranlagen in die Vorfluten eingeleitet. Bestimmungsgemäß wer-
den Stickstoff (N)-haltige und Phosphor (P)-haltige Verbindungen in der Kläranlage elimi-
niert, um die Eutrophierung des Gewässers zu minimieren. Weitere Stoffe, die potenziell 
fischgiftig sind (z. B. Aluminium, Schwermetalle, halogenierte Verbindungen), sollen aus 
dem Wasser vor der Einleitung in Oberflächengewässer weitgehend eliminiert werden. 
Über die Bestimmung des chemischen Sauerstoffbedarfes (CSB) und des biologischen 
Sauerstoffbedarf nach 5 Tagen (BSB5) kann die biologische Abbaubarkeit von organi-
schen Schadstoffen beurteilt werden. 
Einzelne organische Schadstoffe (z. B. leichtflüchtige Kohlenwasserstoffe, Hexachlorben-
zol, polychlorierte Dibenzodioxine und –furane) werden bereits durch die Abwasserverord-
nung (AbwV) geregelt bzw. ihr zulässiger Höchstgehalt ist bei Vermischung von Abwasser 
und Einleitungen festgelegt.  
Die Wasserspeicherung mit dem Ziel des Hochwasserschutzes und der Wasserversor-
gung in Wassermangelzeiten wird in erster Linie in Talsperren und Speicherseen durchge-
führt. Zu den Bundeswasserstraßen gehören die Talsperren Eder und Diemel. Hierbei 
handelt es sich um Mehrzweckspeicher, die der örtlichen Wasserversorgung, dem Hoch-
wasserschutz, der Niedrigwasseraufhöhung für die Schifffahrt in der Weser, dem Touris-
mus sowie ökologischen Zwecken (Sicherung von Wasserständen während der Laichperi-
ode, Niedrigwasseraufhöhung zur Verdünnung von Abwassereinleitungen) dienen. Einige 
bewirtschaftete Seen sind ebenfalls Bundeswasserstraßen. Der größte davon ist die Mü-
ritz, die zur Müritz-Elde-Wasserstraße gehört. Auch dieser See ist ein Mehrzweckspeicher 
und von großer Bedeutung für die Wasserbewirtschaftung. Dagegen haben die Flussstau-
haltungen in den rückgestauten Wasserstraßen wie Weser oder Havel als Wasserspeicher 
nur örtliche Bedeutung. Das Speichervolumen ist relativ klein und kann nur kurzzeitige 
Schwankungen in der Wasserführung ausgleichen. Bedeutend sind sie jedoch zur Ge-
währleistung von Wasserständen in der Flussstauhaltung und von Grundwasserständen in 
der Aue.  
 
3.2 Methodik 
Im Rahmen der Umsetzung der WRRL wurden die in diesem Zusammenhang berichts-
pflichtigen Einleitungen und Entnahmen in/aus den Gewässern durch die zuständigen 
Umweltverwaltungen der Länder recherchiert und auf der Kommunikationsplattform  
WasserBLIck (www.wasserblick.de) unter den Schablonen SurfaceWaterEmissions 
(SWEmission) und WaterLevelAlteration (WaLevAlt) erfasst. Auf Bitte der BfG wurden die 
Daten zur Nutzung innerhalb dieses Projektes freigegeben und stellen damit die Grundla-
ge für die Zusammenstellung der Wasserentnahmen und –einleitungen dar. Kartengrund-
lage ist das DLM1000W, Objekt 5000 mit Stand 06/2003. Die Daten zu den Wassernut-
zungen in den beiden Schablonen von Wasserblick wurden selektiert und den Bundes-
wasserstraßen aus DLM1000W zugeordnet.  
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Des Weiteren wurde eine Abschätzung nicht erfasster Nutzungen durchgeführt. Dazu wur-
den die Ansprechpartner der einzelnen Bundesländer nach weiteren bedeutenden und 
neuen Nutzungen befragt. Für die Schätzungen wurden Unterlagen, wie z. B. Modelldaten 
der BfG und der Bundesländer für Wasserbewirtschaftungsmodelle, Wasserbücher, Unter-
lagen der internationalen Flusskommissionen sowie Bestandsaufnahmen zur WRRL ge-
nutzt. Für kommunale Klärwerke lagen teilweise nur die Einwohnerwerte vor, die nach 
einer Angabe des Landesamtes Nordrhein-Westfalen in Wassermengen umgerechnet 
wurden. Dadurch konnten für elf Bundesländer die Angaben zu den Entnahmen und Ein-
leitungen ergänzt und/oder aktualisiert werden (WASY - GESELLSCHAFT FÜR 
WASSERWIRTSCHAFTLICHE PLANUNG UND SYSTEMFORSCHUNG, 2007). 
 
3.3 Wasserentnahmemengen aus den Bundeswasserstraßen  
Die durch die Recherchen erhaltenen Angaben zu Wasserentnahmen aus den Bundes-
wasserstraßen wurden den einzelnen Bundeswasserstraßen zugeordnet und nach den 
Kategorien Trinkwasser einschließlich Uferfiltrat, Brauchwasser, Kühlwasser und Land-
wirtschaft zusammengefasst. Die Ergebnisse zeigt Tabelle 3-1. Insgesamt werden ca. 17,3 
Mrd. m³ Wasser pro Jahr aus den Bundeswasserstraßen zur weiteren Nutzung für unter-
schiedliche Zwecke entnommen. Für Deutschland gibt das Umweltbundesamt auf der 
Grundlage der Daten der Statistischen Landesämter im Jahr 2004 eine Wasserentnahme 
von 35,6 Mrd. m³ an (UBA, 2007). Demnach wird fast die Hälfte davon aus den Bundes-
wasserstraßen entnommen. Da der Zeitbezug für beide Erhebungen unterschiedlich ist, 
können keine genaueren Prozentzahlen angegeben werden. 
Die am stärksten als Wasserressource genutzten Bundeswasserstraßen sind Rhein, Ne-
ckar, Elbe, Saale und Weser mit jeweils über einer Mrd. m³ entnommenen Wassers pro 
Jahr. Mehr als 100 Mio. m³/a werden außerdem aus Oder, Spree-Oder-Wasserstraße, 
Main, Teltowkanal, Havel-Oder-Wasserstraße und Untere Havelwasserstraße entnommen. 
Im Vordergrund steht die Nutzung des Wassers für die Kühlung, besonders von Kraftwer-
ken aus den großen Strömen Rhein, Elbe, Weser und dem Neckar. 
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(LW) Summe WSV-Hauptstrecke 
WSV- 
Abkürzung Tm3/a Tm3/a Tm3/a Tm3/a Tm3/a 
Berlin-Spandauer Schifffahrtskanal BSK 0 0 60.843 0 60.843
Dahme-Wasserstraße DaW 6.596 605 0 345 7.546
Datteln-Hamm-Kanal DHK 0 0 17.250 0 17.250
Dortmund-Ems-Kanal DEK 0 1.706 12.060 5 13.770
Elbe El 72.843 95.950 1.825.336 0 1.994.129
Elbe-Havel-Kanal EHK 0 9.461 0 0 9.461
Elbe-Lübeck-Kanal ELK 0 1.752 0 0 1.752
Elbe-Seitenkanal ESK 0 0 0 15.594 15.594
Fulda Fu 1.792 0 0 0 1.792
Havelkanal HvK 0 2.299 0 2.560 4.859
Havel-Oder-Wasserstraße HOW 79.748 20.826 76.339 0 176.913
Main Ma 0 0 585.927 0 585.927
Mittellandkanal MLK 0 1.752 0 1.752 3.504
Müritz-Havel-Wasserstraße MHW 0 0 55 0 55
Neckar Ne 0 3.278.167 1.299.588 0 4.577.755
Obere Havel-Wasserstraße OHW 0 848 0 4.807 5.655
Oder Od 0 676.668 0 315 676.983
Peene Pe 0 94.585 0 0 94.585
Rhein Rh 58.874 511.167 4.912.487 0 5.482.528
Rhein-Herne-Kanal RHK 0 14.683 34.993 3 49.679
Rüdersdorfer Gewässer RüG 2.312 2.617 2.774 0 7.704
Ruhr Ru 20.467 0 0 0 20.467
Saale Sl 29.200 1.261.581 0 0 1.290.781
Spree-Oder-Wasserstraße SOW 80.172 78.840 451.186 0 610.199
Teltowkanal TeK 2.554 0 210.025 0 212.579
Untere Havel-Wasserstraße UHW 70.880 68.023 13.228 7.244 159.375
Wesel-Datteln-Kanal WDK 0 7.947 0 0 7.947
Weser We 46.358 0 1.180.790 0 1.227.148
Summe   471.796 6.129.479 10.682.880 32.626 17.316.781
*) TW einschließlich Uferfiltrat 
 
Aufgrund der Anforderungen an das Rohwasser und der öffentlichen Wahrnehmung kann 
die Trinkwassergewinnung als sensibelste Wasserentnahme angesehen werden. Sie wird 
häufig über das Uferfiltrat realisiert und ist mit ca. 0,5 Mrd. m³/a deutlich geringer als die 
Entnahme für Brauch- und Kühlwasser. In dieser Hinsicht wichtigste Bundeswasserstra-
ßen sind die Spree-Oder-Wasserstraße, die Havel-Oder-Wasserstraße, die Elbe und die 
Untere Havel-Wasserstraße.  
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3.4 Wassereinleitungsmengen in Bundeswasserstraßen  
In Tabelle 3-2 sind die Einleitungsmengen nach Kläranlagen, Brauchwasser und Kühlwas-
ser getrennt und als Summe für die einzelnen Bundeswasserstraßen dargestellt. Die Ge-
samtmenge beträgt ca. 16,3 Mrd. m³/a. Das Umweltbundesamt (UBA, 2007) gibt für 2004 
eine Abwassereinleitungsmenge für Deutschland von 32,4 Mrd. m³ an. Die Einleitungen in 
die Bundeswasserstraßen haben davon einen Anteil von ca. 50 %. Die größte Wasser-
menge nimmt der Rhein auf. Es folgen Elbe, Neckar und Main mit jeweils mehr als einer 
Mrd. m³/a. Weser, Spree-Oder-Wasserstraße und Teltowkanal nehmen jährlich mehr als 
100 Mio. m³ Einleitungswasser auf. 
Insgesamt werden ca. 9,6 Mrd. m³/a Kühlwasser eingeleitet. Die Menge an Brauchwasser 
beträgt ca. 4,8 Mrd. m³/a, die Einleitungen der Kläranlagen liegen bei 1,8 Mrd. m³/a. Die 
Einleitungsmenge von Abwasser der Kläranlagen ist in die Wasserstraßen Rhein, Main, 
Neckar und Elbe am größten. 
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(KW) Summe WSV-Hauptstrecke 
  
WSV- 
Abkürzung Tm3/a Tm3/a Tm3/a Tm3/a 
Aller Al 12.244 0 0 12.244
Berlin-Spandauer Schifffahrtskanal BSK 0 0 60.843 60.843
Datteln-Hamm-Kanal DHK 0 12.709 15.525 28.234
Donau Do 60.775 21.300 0 82.075
Dortmund-Ems-Kanal DEK 22.865 0 6.392 29.257
Elbe El 102.776 8.911 1.642.802 1.754.490
Elbe-Havel-Kanal EHK 1.000 0 0 1.000
Elbe-Lübeck-Kanal ELK 1.810 0 0 1.810
Ems Em 19.021 0 0 19.021
Fulda Fu 46.512 0 0 46.512
Havelkanal HvK 10.750 0 0 10.750
Havel-Oder-Wasserstraße Wod 302 2.958 0 3.261
Lahn La 63.494 45 0 63.539
Leine Le 66.472 0 0 66.472
Main Ma 250.151 365.519 836.016 1.451.686
Main-Donau-Kanal MDK 930 0 0 930
Mosel Mo 30.378 0 0 30.378
Müritz-Havel-Wasserstraße MHW 8.393 96 50 8.539
Neckar Ne 238.632 0 1.299.588 1.538.220
Obere Havel-Wasserstraße OHW 66 0 0 66
Oder Od 8.389 26.616 0 35.005
Peene Pe 2.856 742 0 3.598
Regnitz Re 16.299 0 0 16.299
Rhein Rh 559.363 4.293.050 4.459.645 9.312.057
Rhein-Herne-Kanal RHK 0 18.793 37.492 56.285
Rüdersdorfer Gewässer RüG 0 1.198 0 1.198
Ruhr Ru 58.108 0 0 58.108
Saale Sl 21.659 40.572 24.428 86.659
Saar Sa 83.027 0 0 83.027
Spree-Oder-Wasserstraße SOW 43.061 0 403.006 446.067
Teltowkanal TeK 55.702 0 210.025 265.727
Untere Havel-Wasserstraße UHW 4.011 2.170 1.577 7.758
Werra Wr 3.209 1.411 0 4.620
Weser We 64.924 2.425 600.058 667.407
Summe   1.857.177 4.798.515 9.597.447 16.253.139
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3.5 Abwasserentsorgung in Bundeswasserstraßen 
Abwassereinleitungen in Gewässer benötigen grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaub-
nis. Nach § 7a Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) darf eine Erlaubnis für das 
Einleiten von Abwasser nur erteilt werden, wenn die Schadstofffracht des Abwassers so 
gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweiligen in Betracht kommenden Ver-
fahren nach dem Stand der Technik möglich ist. Vor dem Hintergrund neuer Erkenntnisse 
insbesondere bezüglich gefährlicher organischer Stoffe ist eine Überprüfung des Standes 
der Technik geboten. Grundsätzlich ist daher eine umfassende Abwasservorbehandlung 
notwendig um die Wasserqualität im Vorfluter nicht unnötig zu belasten. Die in der Tabelle 
3-2 angegebenen Mengen der Einleitungen unterliegen o.g. Regelungen.  
Mit Inkrafttreten der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (EU-WRRL) am 22.12.2000 soll 
in einer grenzüberschreitenden Gewässerpolitik erreicht werden, dass Oberflächengewäs-
ser einen „guten chemischen Zustand“ und „einen guten ökologischen Zustand“ innerhalb 
von 15 Jahren erreichen. Die Anhänge der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie enthält 
eine Liste „prioritärer“ und „prioritär gefährlicher“ Stoffe, für die nach gemeinschaftlichem 
europäischen Recht verbindliche Regelungen der Einträge und der nachweisbaren Um-
weltkonzentrationen erarbeitet werden sollen.  
Um den nach der Definition der EU-WRRL geforderten Gewässerzustand zu erreichen, 
erscheint es unumgänglich Grenzwerte für die betreffenden Stoffe zu formulieren. Da Ge-
wässerqualität ausschließlich auf Immissionswerten basiert, müssen diese in einer noch 




Die Bundeswasserstraßen spielen für die Wasserbewirtschaftung nach Einzugsgebieten 
eine herausragende Rolle. Mit Entnahmen von jährlich mehr als 17 Mrd. m³ Wasser die-
nen sie wesentlich der Sicherstellung des Wasserbedarfs von Kommunen, Industrie, 
Landwirtschaft und anderen Wassernutzern. Die Menge der Einleitungen in die Bundes-
wasserstraßen ist mit mehr als 16 Mrd. m³ pro Jahr nur wenig geringer. Dabei ist zu be-
merken, dass die Mengen der vielen kleinen Wassernutzer nicht erfasst wurden. Die Zah-
len stellen damit Minimalwerte dar. Trotzdem entsprechen diese Wassermengen ungefähr 
der Hälfte der Entnahme- und Einleitungsmengen für Deutschland. 
Abwassereinleitungen in Gewässer benötigen grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaub-
nis, die sicherstellt, dass die Schadstofffracht des Abwassers so gering gehalten wird, wie 
dies bei Einhaltung der jeweiligen in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der 
Technik möglich ist . 
Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch einige Mehrzweckspeicher wie die Talsper-
ren Eder und Diemel und die Mecklenburger Oberseen mit der Müritz. Sie dienen der 
Wasserversorgung, dem Hochwasserschutz, der Niedrigwasseraufhöhung, der Ökologie 
und dem Tourismus. 
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4 Einflüsse des Klimawandels 
4.1 Die globale Klimaänderung 
Das Klima beeinflusst viele Bereiche des menschlichen Handelns und der Umwelt. Folg-
lich haben Erkenntnisse über zukünftige Entwicklungen des Erdklimas eine hohe Bedeu-
tung für die Lebensumstände auf der Erde. Deshalb wurden in den letzten Jahren auf in-
ternationaler Ebene abgestimmte Versuche unternommen, die künftige Entwicklung des 
Erdklimas realistisch abzuschätzen. Hierzu muss neben klimageschichtlichem Wissen und 
natürlichen Klimafaktoren auch der „Faktor Mensch” berücksichtigt werden. Dazu wurden 
von dem Sachverständigen-Gremium „Intergovernmental Panel on Climate Change” 
(IPCC) der Vereinten Nationen sogenannte Emissions-Szenarien entwickelt (Abbildung 
4-1).  
 
Abbildung 4-1: CO2 -Konzentrationen, einerseits beobachtet (1850-2000), sowie 
in den IPCC-Szenarien A2, A1B und B1. Einheit: ppmv = millions-
tel Volumenanteil. (MPI-M, 2006) 
 
 
In diese Szenarien fließt ein, wie sich die Weltbevölkerung entwickeln wird, welchen Le-
bensstandard sie anstrebt, welche Energieträger sie verwenden und wie viel Energie sie 
verbrauchen wird. Wie im jüngsten, mehrteiligen 4. Sachstandsbericht (AR4) des Weltkli-
marates (IPCC, 2007) dokumentiert, ist ein anthropogener Anteil an Steigerungen der 
Globaltemperatur unumstritten. Zudem werden weltweit signifikante Auswirkungen des 
Klimawandels bereits beobachtet. 
Für jedes Emissions-Szenario wurden unter Verwendung von Klimamodellen Projektionen 
des zukünftigen globalen Klimas berechnet (Abbildung 4-2). 
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Abbildung 4-2: Durchgezogene Linien sind Mittelwerte verschiedener Modelle 
der global und jährlich gemittelten Temperaturveränderungen in 
Erdbodennähe bezogen auf die Zeitreihe 1980 – 1999 für die E-
missionsszenarien A2, A1B and B1 
 
Schattierung kennzeichnet den Bereich von ±1 Standardabweichung der jährlichen Temperaturmittel der indi-
viduellen Modelle. Die orange Linie gibt das Modellresultat für ein Experiment wieder, bei dem die Konzentrati-
on der Treibhausgase des Bezugsjahres 2000 konstant gehalten wurde. Die grauen Balken auf der rechten 
Seite zeigen die beste Schätzung (durchgezogene Linie in jedem Balken) und einen wahrscheinlichen Bereich 
der Änderungen der globalen Lufttemperatur zum Ende des 21. Jahrhunderts für die sechs SRES Zeigersze-
narios. Die Abschätzung des Unsicherheitsbereiches, der durch die grauen Balken angezeigt wird, wurde aus 
den Ergebnissen der in der linken Seite der Abbildung verwendeten Klimamodelle sowie weiteren davon un-
abhängigen Modellanwendungen und Variationen der Treibhausgasemissionen erzielt. (IPCC, 2007) 
 
Die Modellrechnungen zeigen, dass eine Zunahme der globalen Lufttemperatur von 0,2°C 
pro Dekade für die nächsten 30 Jahre sehr wahrscheinlich ist, wenn die Emission der 
Treibhausgase nicht verringert wird. Es würden dann im Verlauf des 21. Jahrhunderts Än-
derungen im globalen Klimasystem eintreten, die voraussichtlich die des 20. Jahrhunderts 
übertreffen. Selbst wenn die Treibhausgas-Konzentrationen bis 2100 stabilisiert werden 
sollten.  
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4.2 Auswirkungen von Klimaänderungen auf Wasserführung, 
Feststofftransport und Wärmehaushalt der Bundeswasser-
straßen 
Es ist unbestritten, dass der globale ebenso wie der regionale Wasserkreislauf durch Kli-
maänderungen direkt betroffen sein wird. Generell werden sich neben einer Intensivierung 
des Wasserkreislaufes mit seinen wichtigsten Komponenten Niederschlag, Verdunstung 
und Abfluss auch die physikalischen, biologischen und biogeochemischen Eigenschaften 
der Flüsse und Seen verändern. Die wichtigste Kenngröße hierbei stellt die Gewässertem-
peratur dar. 
Die bedeutendsten hydrologischen und gewässerkundlichen Änderungen, von denen aus-
gegangen wird, sind: 
• Änderung (Zu- und Abnahmen) der Wasserverfügbarkeit einschließlich der jahreszeitli-
chen Verteilung, 
• Zunahme der Häufigkeit extremer Wetterlagen und damit verbunden mehr und intensi-
vere Hochwasser sowie auch häufigere und länger andauernde Niedrigwasserperio-
den, 
• Änderung der Erosion und Sedimentation in der Fläche und in den Fließgewässern 
(Anlandungstendenzen ebenso wie großräumige/langfristige defizitäre Flussbettent-
wicklung), 
• Zunahme der Wassertemperatur. 
Somit wirken sich die Klimaänderungen auf die gesamte aquatische Umwelt aus, wodurch 
auch die verschiedenen Nutzungen der Gewässer - wie z. B. als Bundeswasserstraße - 
betroffen sind. 
 
4.2.1 Regionale Klimaszenarien 
Die räumliche Auflösung der globalen Modelle reicht für die Ermittlung und Lokalisierung 
konkreter Folgen des Klimawandels nicht aus. Deshalb werden Regionalisierungsverfah-
ren eingesetzt, durch die globalen Projektionen auf kleinere Rasterelemente (z. B. bis zu 
10 km x 10 km) oder auch standortbezogen (z. B. auf die Standorte der Klimastationen) 
umgerechnet werden (sog. „Downscaling“). Derzeit gibt es jedoch noch kein optimales 
Regionalisierungsverfahren. Deshalb sollten für planerische Aufgaben regionale Klimapro-
jektionen mit verschiedenen Verfahren erstellt werden. Dadurch erhält man eine gewisse 
Bandbreite denkbarer Entwicklungen und ein Maß für verfahrensbedingte Unsicherheiten. 
Diese können in Entscheidungsprozesse, z. B. beim Management von Bundeswasserstra-
ßen(abschnitten), entsprechend einbezogen werden.  
Auf Grund der genannten Unsicherheiten lassen sich derzeit für den Bereich Mitteleuropas 
in dem die Flussgebiete der Bundeswasserstraßen liegen Änderungstendenzen nur quali-
tativ angeben. Bezogen auf den Projektionshorizont 2050 zeigt sich beispielsweise, dass, 
entsprechend dem globalen Temperaturanstieg, auch die Temperatur in Mitteleuropa zu-
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nehmen wird. Im Winter fallen die Temperaturzunahmen dabei vermutlich höher aus als im 
Sommer. Am stärksten steigt die Temperatur in den Monaten Dezember bis Februar. Er-
wähnenswert in diesem Zusammenhang ist, dass dadurch mehr Regen und weniger 
Schnee fällt. Die Zahl der Sommertage (Tage über 25 °C) wird im Vergleich zu heute deut-
lich zunehmen. Ebenso die Anzahl der heißen Tage (über 30 °C). Demgegenüber wird es 
weniger Frosttage (Tiefsttemperatur unter 0° C) und Eistage (Dauerfrost) geben.  
Je höher die Lufttemperatur desto stärker ist die Verdunstung des Wassers. Das wiederum 
beeinflusst das Niederschlagsverhalten maßgeblich. In einigen Szenarienrechnungen wird 
davon ausgegangen, dass sich im Projektionszeitraum der gefundene Trend mit feuchte-
ren Wintern und trockeneren Sommern fortsetzen wird. Für den Sommer berechnen bei-
spielsweise einzelne Modellanwendungen bis zu 10 Prozent weniger Regen, Trockenperi-
oden im Sommer werden zudem länger ausfallen. Im Winter dagegen zeigen einzelne 
Berechnungen in manchen Regionen Zunahmen von bis zu 35 Prozent an. Auch gibt es 
Anzeichen dafür, dass im Winter die Anzahl der Tage mit starken Niederschlägen (über 25 
mm) deutlich ansteigen. 
Da aber gerade in Mitteleuropa noch große Unsicherheiten über die zukünftige Klimaent-
wicklung bestehen, wird die Verwendung der vorliegenden Ergebnisse für konkrete Pla-
nungen - auch an Wasserstraßen - erschwert. 
 
4.2.2 Regionale Abflussprojektionen 
Um Aussagen über die möglichen Veränderungen der für die Binnenwasserstraßen ent-
scheidenden quantitativen Größe „Wasserführung“ machen zu können, müssen regionale 
Abflussprojektionen abgeleitet werden. 
Dazu fließen die Modellergebnisse der regionalen Klimaprojektionen in Wasserhaushalts- 
bzw. komplexe Flussgebietsmodelle ein. Deren Ergebnisse bilden die Grundlage für mor-
phodynamische Modelle des Geschiebe-, Sediment- und Schwebstoffhaushalts. Für wei-
tergehende Untersuchungen zur Gewässerökologie und –güte fließen die Resultate der 
vorhergehenden Modelle schließlich in Wasserqualitätsmodelle sowie ökologische Modelle 
der Vegetation und Fauna ein. Diese hierarchische Verknüpfung von Modellen wird „Mo-
dellkette“ genannt: 
1. Szenarien der zukünftigen globalen Entwicklung  
2. Projektionen durch globale Klimamodelle 
3. Projektionen durch regionale Klimamodelle 
4. Wasserhaushaltsmodelle/Wellenablaufmodelle 
5. Sediment- und Schwebstoffhaushaltsmodelle 
6. Gewässergütemodelle 
7. Modelle ökologischer Systeme 
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Auf jeder Ebene dieser Modellkette müssen zusätzliche Annahmen getroffen werden, die 
wiederum als Szenarien bezeichnet werden können. Darüber hinaus werden verschiedene 
Modellansätze und Daten unterschiedlicher Qualität genutzt, die Ungenauigkeiten 
und/oder Unsicherheiten im Hinblick auf ihre absoluten Werte und ihre zeitliche und räum-
liche Differenzierung beinhalten.  
Weiterhin unterscheiden sich verschiedene Modelle in Bezug auf die abgebildeten Prozes-
se und die Möglichkeiten der Interaktion. Auch hierdurch ergeben sich Ungenauigkeiten 
bzw. statistische Unsicherheiten, die zu einer Vergrößerung der Spanne möglicher Ergeb-
nisse führen.  
Um für planerische Maßnahmen belastbare Abflussprojektionen bereitzustellen, wird zu-
künftig ein Auswerte- und Bewertungsrahmen aufgezeigt werden müssen, der die Aussa-
gen verschiedener Abflussprojektionen vergleichbar macht  
Auf der Basis der vorliegenden Ergebnisse lässt sich derzeit noch nicht quantitativ sagen, 
in welchem Ausmaß und in welchen Regionen Deutschlands und damit in welchen 
Fluss(teil)gebieten Trockenheit und Niedrigwasser zu Problemen führen werden.  
 
4.2.3 Änderung der Erosion in der Fläche und des Feststoffhaushaltes 
in den großen Fließgewässern 
Die Sedimentproduktion im Einzugsgebiet eines Flusses wird von mehreren Faktoren ge-
steuert. Diese sind entweder wie der geologische Aufbau und die Topographie des Ein-
zugsgebietes rein geogener Natur oder werden wie die Landnutzung und das Klima direkt 
oder indirekt vom Menschen beeinflusst. Klimatisch und durch Landnutzung bedingte Än-
derungen des Sedimentflusses in der Vergangenheit sind in Form der dazugehörigen Ab-
lagerungen der Flusstäler und Deltabereiche recht gut dokumentiert. Wie sich der Sedi-
mentfluss in Zukunft entwickeln wird, ist weitgehend unbekannt und konnte bisher noch 
nicht zufriedenstellend abgeschätzt werden. 
Einen Eindruck möglicher Auswirkungen von Klimaänderungen vermittelte ein Starkregen-
ereignis im August 2005 in den Schweizer Alpen. In einem lokal begrenzten Gebiet wurde 
innerhalb weniger Tage Sediment in der Größenordnung der durchschnittlichen jährlichen 
Schwebstofffracht des Rheins produziert und in das Flusssystem eingespeist. Sollten sol-
che Ereignisse im Zuge des globalen Klimawandels zunehmen, müssten unsere Flüsse 
mit einer deutlich erhöhten Sedimentfracht fertig werden. 
Dies hätte u. a. Auswirkungen auf die Höhe der Sedimentationsraten in den Absetzräumen 
der Seen, Stauhaltungen und Hafenbecken, aber auch auf die Sedimentation in Buhnen-
feldern, auf dem Vorland und im Mündungsbereich. Die Betreiber von Flussstauhaltungen, 
Talsperren und Häfen müssten sich aufgrund der verstärkten Sedimentation auf einen 
höheren Unterhaltungsaufwand einrichten. 
Um zu quantitativen Aussagen zu kommen, muss ausgehend von der Niederschlag-
Abfluss-Modellierung über Bodenerosionsmodelle der potentielle Sedimenteintrag in die 
Fließgewässer abgeschätzt werden. Auf dieser Basis lässt sich dann mit Hilfe von Sedi-
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menttransportmodellen die Zunahme der Schwebstofffracht prognostizieren und daraus 
wiederum die Auswirkungen auf das Sedimentationsgeschehen in den einzelnen Absetz-
räumen ableiten. 
Für den Rhein wurde eine solche Abschätzung bereits Ende der 90er Jahre von nieder-
ländischer Seite versucht. Die der Prognose zugrundeliegende Annahme, dass aus der 
verstärkten Bodenerosion im alpinen Raum wegen der Rückhaltewirkung der alpinen 
Randseen keine Erhöhung der Sedimentfracht des Rheins unterhalb Basel resultiert, wur-
de durch das oben angegebene Starkregenereignis im Sommer 2005 widerlegt. Daraus 
lässt sich schließen, dass die für eine gute Prognose notwendigen Systemkenntnisse nicht 
immer in der notwendigen Tiefe vorliegen und die Anwendung von Modellen und DSS-
Systemen nicht unbedingt die richtigen Antworten bringen. 
Grundsätzlich ist für die Binnenwasserstraßen davon auszugehen, dass Klimaänderungen 
in Abhängigkeit von veränderten Abflussverhältnissen zu Änderungen im Transport von 
Geschiebe und der Sohlhöhe führen können. Dies belegen auch erste Abschätzungser-
gebnisse der Bundesanstalt für Gewässerkunde, die mit Hilfe von Szenarienrechnungen 
erzielt wurden (s. Abbildung 4-3). 
 
Abbildung 4-3: Für zwei zeitliche Zwischenschritte (2025 und 2043) berechnete 
Sohlhöhenänderung jeweils für ein maximales und ein minimales 
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4.2.4 Ökologische Auswirkungen in Folge von Änderungen im Wärme-
haushalt 
Der Klimawandel wirkt in vielfältiger Weise auf die aquatische Umwelt, beispielsweise 
durch Temperaturerhöhung und Abflussveränderungen. Außerdem beeinflussen aufgrund 
des Klimawandels erforderlich werdende Bewirtschaftungsmaßnahmen die aquatische 
Umwelt.  
Die Struktur und die Qualität der Binnenwasserstraßen werden durch chemische, physika-
lische und biologische Parameter bestimmt, also durch Art und Menge der gelösten Stoffe, 
durch Temperatur, Geschiebe- und Sedimentbestandteile sowie durch die Flora und Fau-
na im Wasser, in Sedimenten, im Uferbereich und in der Flussaue. Diese Faktoren beein-
flussen sich gegenseitig und werden durch klimatische Veränderungen in unterschiedlicher 
Weise gesteuert.  
Eine Temperaturerhöhung vermindert den Sauerstoffgehalt des Wassers physikalisch und 
biologisch, da sie die Sauerstoff verbrauchenden biologischen Aktivitäten verstärkt und die 
Sättigungsgrenze von gelöstem Sauerstoff herabsetzt. Temperaturerhöhungen sowie kli-
mabedingte Häufungen und Intensitätszunahmen von hydrologischen und meteorologi-
schen Extremereignissen, wie lange Niedrigwasserzeiten mit hohen Lufttemperaturen, 
können somit zu einer Verschärfung der Sauerstoffsituation in Wasserstraßen führen. 
Auch Starkniederschlagsereignisse können die Sauerstoffsituation verschärfen. Dann 
werden in kurzer Zeit große Mengen abbaubaren Materials in die Vorfluter gespült und 
zehren dort Sauerstoff. Die Menge des Oberflächenabflusses beeinflusst zudem direkt die 
Stoffkonzentrationen gelöster Stoffe.  
Ein geringerer Abfluss kann in den Gewässern die Konzentration bestimmter chemischer 
Komponenten, beispielsweise von Nitrat, erhöhen. Höhere Temperaturen und steigende 
Nährstoffkonzentrationen verstärken das Algenwachstum (Eutrophierungseffekte), mit Fol-
gen wiederum für den Sauerstoffgehalt des Gewässers.  
Höhere Temperaturen werden mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer Erhöhung des Biozid-
einsatzes im Einzugsgebiet führen. Sie beschleunigen zudem die chemische Verwitterung 
in den Böden, wodurch der Eintrag von organischen und mineralischen Sedimenten sowie 
potentiell ökotoxikologisch wirksamen Stoffen in die Gewässer, besonders in Verbindung 
mit Starkniederschlägen, erhöht wird.  
In Folge der zu erwartenden Erhöhung der durchschnittlichen Wassertemperatur und der 
damit einhergehenden Schwankung/Erniedrigung des Sauerstoffgehalts könnten sich ein-
getragene gesundheitsrelevante Mikroorganismen (z. B. fäkal-coliforme Bakterien) zukünf-
tig länger im Gewässer halten. Bei Temperaturerhöhung, Abflussrückgang und Zunahme 
von Schichtungsereignissen ist außerdem ein Überhandnehmen teilweise toxischer Blau-
algenarten zu befürchten. Bei organischen Schadstoffen ist bei steigenden Temperaturen 
generell mit einer erhöhten Mobilität zu rechnen. Diese Faktoren können in der Summe 
einen verstärkten Eintrag von Schadstoffen in Sedimente und Baggergut zur Folge haben.  
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Auch die Fauna der Binnenwasserstraßen wird direkt (Temperatur, Abfluss) und indirekt 
(Sauerstoffgehalt, Sedimentstruktur, Toxikologie) durch den Klimawandel beeinflusst. Die 
Temperatur wirkt dabei auf den Stoffwechsel und kann zum Ausschluss, aber auch zur 
Begünstigung bestimmter Arten führen. Sind Schlüsselarten wie z. B. Muscheln betroffen, 
hat dies direkte Auswirkungen auf die Algenentwicklung und die Sauerstoffkonzentratio-
nen.  
Außer für den Stoffhaushalt und den ökologischen Zustand ist die Wassertemperatur wich-
tig für die Kühlwassernutzung, da die Temperatur des in den Fluss zurückgeleiteten Was-
sers je nach Genehmigung maximal 25-28 Grad erreichen darf. Ein möglicher klimabe-
dingter Temperaturanstieg kann somit sowohl zu ökologischen als auch zu ökonomischen 
Beeinträchtigungen führen. Bereits im „Hitzesommer 2003“ wurden wegen der außerge-
wöhnlichen Erwärmung des Flusswassers, bei gleichzeitiger Reduktion der Wasserverfüg-
barkeit (Abfluss) Ausnahmegenehmigungen für die Kühlwassernutzung erteilt bzw. einige 
Kraftwerke entlang von Rhein und Neckar teilweise oder völlig abgeschaltet. Gleichzeitig 
traten großflächig Muschelsterben auf, sowohl bedingt durch trocken fallende Bereiche 
des Flussbetts als auch durch die physiologische Belastung durch die hohen Wassertem-
peraturen. 
 
4.3 Auswirkungen von Klimaänderungen auf die Binnenschiff-
fahrt  
Flüsse und ihre Einzugsgebiete bzw. die Küstenregionen unterliegen vielen, teilweise kon-
kurrierenden Nutzungen. Die Nutzungsfunktion als Bundeswasserstraße für die Schifffahrt 
ist nur eine davon. Die Erfüllung dieser Funktion setzt verlässliche Bedingungen voraus, 
die einen sicheren, leichten und gleichzeitig wirtschaftlichen Betrieb gewährleisten. Erfor-
derlich sind möglichst lagestabile Fahrrinnen von ausreichender Tiefe und Breite sowie 
moderate Fließgeschwindigkeiten. Um diese Randbedingungen, die einer natürlichen Va-
riabilität unterliegen, bestmöglich zu gewährleisten, ist ein umfassendes Management der 
Wasserstraße notwendig. Dazu gehören: 
• Betrieb (Regelung des Verkehrs, Bereitstellung von Informationssystemen, Auszeich-
nung mit Schifffahrtszeichen, Vorhalten von Anlegestellen bzw. Häfen),  
• Unterhalt (Aufrechterhalten des planfestgestellten Zustandes der Wasserbauwerke 
und -materialien sowie der Fahrrinne) und  
• Ausbau der Bundeswasserstraßen (planfestzustellende Veränderungen zur Kapazi-
tätsanpassung oder zur Erhöhung der Fahrsicherheit und des Erosionsschutzes).  
Das System der Verkehrswasserwirtschaft basiert auf einer umfassenden Wirkungskette 
(Abbildung 4-4). Zur Beantwortung der Frage, welche Folgen die angenommene zukünfti-
ge Klimaentwicklung auf Betrieb, Unterhaltung und Ausbau der Binnenwasserstraßen ha-
ben könnte, sind die wichtigsten Glieder der Wirkungskette zu analysieren. Es ist unmittel-
bar einsichtig, dass - qualitativ betrachtet - mit dem Klimawandel ein gewisser Aufwand zur 
Erfüllung der o.g. Managementfunktion an den Bundeswasserstraßen verbunden sein 
wird.  
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Dabei ist auch zu beachten, dass die Auswirkungen eines Klimawandels neben der Bin-
nenschifffahrt selbst auch jene Industrien betreffen, die auf einen kostengünstigen Trans-
port von Massengütern angewiesen sind und die deshalb ihren Standort in Wasserstra-
ßennähe gewählt haben.  
Eine besondere Bedeutung, vor dem Hintergrund der erwarteten Klimaänderung mit ex-
tremen Wetterereignissen, erhalten in unserer mitteleuropäischen Kulturland-
schaft technische Regelmöglichkeiten zur Steuerung des Abflusses. Dies gilt nicht nur für 
die Aufrechterhaltung der Schifffahrt, sondern in besonderem Maße für die Hochwassersi-
cherheit und der Vermeidung bzw. Verringerung von land- und forstwirtschaftlichen Schä-
den. Zum Beispiel konnte bei dem Elbhochwasser 2006 durch die gezielte Steuerung der 
Moldaukaskaden eine größere Katastrophe in Dresden vermieden werden, da der Hoch-
wasserscheitel um entscheidende 50 cm verringert werden konnte (IKSE, 2007). 
 
4.4 Anpassungsoptionen der Binnenschifffahrt 
Analysen der Betroffenheit des Verkehrsträgers infolge eines sich verändernden Wasser- 
und Feststoffhaushaltes stehen zur Zeit, auch auf Grund der genannten Unsicherheiten 
der Modellierungskette, erst am Anfang. Vorrangig gilt es, die derzeit unzureichenden In-
formationsgrundlagen zu verbessern. Darauf aufbauend können beispielsweise Möglich-
keiten von Investitionen in den neuen, den veränderten Bedingungen angepassten Schiffs-
raum, in Wasserstraßenbauwerke oder auch grundsätzliche Fragen der Standortwahl an-
gemessen analysiert und bewertet werden.  
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Generell sind verschiedenartige Maßnahmen denkbar, die die Leistungsfähigkeit der 
Schifffahrt auch unter ungünstigen hydrologischen und gewässerkundlichen Randbedin-
gungen gewährleisten können. Beispielhaft seien hier nur einige der denkbaren Anpas-
sungsmaßnahmen genannt. 
So könnte durch eine Umstrukturierung der Flotten hin zu einem Mix von verschiedenen 
Schiffstypen flexibel auf eine geringere Fahrwassertiefe reagiert werden. Die bei Niedrig-
wasser vermehrt eingesetzten kleineren Fahrzeuge benötigen i. d. R. auch eine geringere 
Fahrrinnenbreite. Eingedenk moderner nautischer Hilfen kann ggf. bei Niedrigwasser mit 
einer geringeren Fahrrinnenbreite ausgekommen werden, in der eine größere Tiefe reali-
siert werden könnte. Die frei fließenden Binnenwasserstraßen verfügen derzeit regional 
über unterschiedliche Ausbauzustände und somit auch über ein regional unterschiedliches 
Ausbaupotenzial im Hinblick auf Niedrigwasserverhältnisse. Diese Potenziale gilt es bei 
einer Verschärfung der Niedrigwassersituation zu nutzen.  
Ein großes Potenzial besteht zudem innerhalb der gesamten Transportkette, beispielswei-
se in einer Anpassung der Strategien zur Lagerhaltung ebenso wie in einer Optimierung im 
Zusammenwirken mit anderen Verkehrsträgern. 
 
4.5 Fazit 
Die regionalen Klima- und Abflussprojektionen lassen weitreichende Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Hydrologie und Verkehrswasserwirtschaft möglich erscheinen. Ne-
ben Veränderungen der Wasserstandsverhältnisse sind auch Änderungen im Feststoff-
haushalt und hinsichtlich der thermischen Belastung der Fließgewässer zu erwarten. Un-
abhängig davon, wie wir die Eintrittswahrscheinlichkeit einzelner Szenarien und Projektio-
nen bewerten, erfordert dies, sich frühzeitig intensiv mit den Folgen eines möglichen Kli-
mawandels auseinanderzusetzen. Dies ist insbesondere für den Verkehrsträger Bundes-
wasserstraße wichtig, da hier Anpassungsmaßnahmen wegen hoher Investitionsvolumina 
und langlebiger Infrastruktur frühzeitige Entscheidungen erfordern. 
Auf der Basis des gegenwärtigen Kenntnisstandes sind eine Reihe von Anpassungsmaß-
nahmen denkbar, die den Beeinträchtigungen des Verkehrsträgers Binnenschifffahrt ent-
gegen wirken könnten. Diese werden allerdings je nach Flussgebiet und –abschnitt unter-
schiedlich ausfallen müssen. Für konkrete planerische Zwecke sind jedoch belastbare 
Klima- und Abflussprojektionen erforderlich, die noch zu erarbeiten sind.  
Auf diese aufbauend können Klimafolgen in ihrem Ausmaß für das Management abge-
schätzt, der Handlungsbedarf räumlich und zeitlich konkretisiert und Anpassungsoptionen 
entwickelt werden. Diese münden schließlich in Anpassungsstrategien zur Sicherstellung 
der Leistungsfähigkeit der Schifffahrt und Wasserstraßen. Mit der Aufstellung entspre-
chender Programme zur Erstellung belastbarer Klima- und Abflussprojektionen wurde be-
gonnen, ebenso wie mit der Analyse der Anpassungskapazitäten der verschiedenen Maß-
nahmen. 
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5 Auswirkungen wasserbaulicher Maßnahmen auf den 
Hochwasserschutz 
5.1 Einleitung 
Bis auf wenige Ausnahmen bestehen flussbauliche Maßnahmen an den deutschen Bin-
nenwasserstraßen heutzutage im Wesentlichen in der Optimierung bereits ausgebauter 
Strecken. Neben der engpassorientierten Verbesserung der nautischen Bedingungen fin-
den dabei in den letzten Jahren zunehmend wasserwirtschaftliche und naturschutzfachli-
che Kriterien Berücksichtigung. In Übereinstimmung von schifffahrtlichen, landeskulturellen 
und ökologischen Zielen bilden Fragen der Geschiebebewirtschaftung zur Erreichung ei-
ner großräumigen und langfristigen Sohlstabilität zentrale Bestandteile flussbaulicher Tä-
tigkeiten. Heutzutage können flussbauliche Fragestellungen nur in einer Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Disziplinen und durch Berücksichtigung der unterschiedlichen Interessen 
bearbeitet werden, wenn sie gesellschaftliche Akzeptanz finden sollen. Dies zeigen ein-
drücklich verschiedene Untersuchungen wie z. B. zur optimalen Ausgestaltung von Flut-
mulden, zu Deichrückverlegungen, zu optimierten Buhnenformen, die ökologische Belange 
berücksichtigen oder auch zur Bewertung von Unterhaltungsmaßnahmen hinsichtlich 
Hochwasserneutralität und naturschutzfachlicher Verträglichkeit. 
Die Aufgaben der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sowie Maßnahmen zur 
Gewässerreinhaltung und zum Hochwasserschutz fallen in die Zuständigkeit der Bundes-
länder. 
 
5.2  Flussregelung 
Grundsätzlich zielen verkehrswasserbaulich initiierte flussbauliche Maßnahmen auf die 
Verbesserung der Schifffahrtsverhältnisse bei Niedrig- bis Mittelwasser. Dies lässt sich 
durch Einsatz geeigneter Regelungselemente wie Buhnen und Parallelwerke ggf. in Ver-
bindung mit einer Bewirtschaftung des vom Fluss transportierten Geschiebes erreichen. 
Der frei fließende Charakter des Flusses bleibt dabei erhalten. Wesentliche Regelungszie-
le sind die Erhöhung der bei Niedrig- bis Mittelwasser nutzbaren Wassertiefe, die Herstel-
lung einer lagestabilen Fahrrinne und der Ausgleich von Gefälleunstetigkeiten unter Bei-
behaltung bzw. Erreichung der - ggf. dynamischen - Sohlstabilität. 
Da es sich bei einem Fluss um ein hydro- und morphodynamisch komplexes System han-
delt, können diese Ziele nur erreicht werden, wenn die Regelungsparameter so gewählt 
werden, dass sie im Einklang mit den den jeweiligen Flussabschnitt prägenden natürlichen 
Prozessen stehen, d. h. der Charakteristik des jeweiligen Flussabschnitts angepasst aus-
geführt werden. Insbesondere die Regelung von Flüssen mit beweglicher Sohle erfordert 
diesbezüglich eine behutsame Vorgehensweise und wird nur dann dauerhaft erfolgreich 
sein, wenn die langfristigen und großräumigen Auswirkungen der geplanten Regelungs-
maßnahmen bereits bei deren Bemessung Berücksichtigung finden. 
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Flussregelung besteht somit in der planmäßigen Modifikation von Regelungsparametern 
(z. B. durchströmte Breite bei Niedrigwasser) unter Beachtung und unter Nutzung der na-
türlichen morphodynamischen Entwicklungsprozesse. Sie ist mit baulichen Maßnahmen 
(Errichtung, Anpassung oder Instandsetzung von Stromregelungsbauwerken, z. B. Buh-
nen, Parallelwerke, Sohlschwellen) verbunden, die in ihrer Wirkung geeignet sind, definier-
te Regelungsziele zu erreichen. Die Regelungsbauwerke selbst sind dabei eine notwendi-
ge aber nicht hinreichende Voraussetzung, d. h. neben den Bauwerken ist der mit der 
Bauwerkswirkung verbundene und bei der Bauwerksbemessung berücksichtigte morpho-
dynamische Prozess ein unabdingbarer Bestandteil der Gesamtmaßnahme. Das Ziel der 
Maßnahme wird daher i. d. R. nicht durch die Bauwerke allein erreicht, sondern bedarf der 
Reaktion des Flusses. Flussregelung setzt somit die Betrachtung des Flusses als ein "dy-
namisches System" voraus, in welchem die Bauwerke Anreger bzw. Modifikatoren natürli-
cher Bildungsprozesse darstellen, die einem (ggf. neuen) dynamischen Gleichgewicht zu-
geführt werden sollen. Entsprechend der Zeitskalen und der Varianz der natürlichen Pro-
zesse wird das planmäßige neue dynamische Gleichgewicht nicht direkt nach Umsetzung 
der baulichen Eingriffe erreicht. 
Aus vorstehenden Überlegungen ergibt sich, dass aus flussbaulicher Sicht weder die Be-
trachtung eines einzelnen Bauwerks (z. B. einer Buhne) noch die Betrachtung des Zeit-
punktes unmittelbar nach Fertigstellung einen sinnvollen Bewertungsmaßstab für eine 
flussbauliche Maßnahme abgeben können. Allein die Betrachtung im Sinne eines Ge-
samtsystems, unter Einbeziehung der langfristigen und großräumigen Prozesswirkungen, 
wird flussbaulichen Regelungsmaßnahmen gerecht. 
Vergleicht man die Bedingungen eines flussbaulich geregelten mit einem ungeregelten 
Fluss, so ist im Hinblick auf das Abflussverhalten von Hochwasserwellen grundsätzlich 
festzuhalten, dass die Auswirkungen an einem ungeregelten Fluss infolge von Uferabbrü-
chen, Bildung von Anlandungsbereichen bis hin zu Inseln sowie durch die Entstehung von 
Nebenarmen bis hin zu Laufverlegungen für die Flussanlieger mit weit verheerenderen 
Schäden verbunden sind als bei einem flussbaulich geregelten Fluss. Dies machen die 
einschlägigen historischen Schriften sehr deutlich. Die für die Niedrig- bis Mittelwasserver-
hältnisse, ausschließlich innerhalb des Flussschlauchs durchgeführten Regelungsmaß-
nahmen haben kompaktere Profile und ein gleichmäßigeres Gefälle und damit eine höhere 
Abflussleistung im Vergleich zum ungeregelten Zustand zur Folge. Insbesondere die für 
viele der Katastrophenhochwasser in der Vergangenheit, vor allem an Elbe und Oder, ver-
antwortlichen Eisversetzungen treten in geregelten Flüssen weit seltener auf. 
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5.3 Bewertung wasserbaulicher Maßnahmen im Hinblick auf den 
Hochwasserschutz170 
Alle Ausbaumaßnahmen der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung werden im Hinblick auf 
ihre Wirkungen auf die hydraulischen und morphologischen Verhältnisse, einschließlich 
der Auswirkungen auf die Hochwasserverhältnisse, durch die Bundesanstalt für Wasser-
bau (BAW) wissenschaftlich eingehend untersucht.  
Die Erarbeitung hochwasserneutraler Lösungen ist dabei Grundvoraussetzung. Untersu-
chungen der BAW (BAW, 2003e) aus Anlass des Elbe-Hochwassers im Jahr 2002 zeigen, 
dass durch sorgsame und fachgerechte Planung die verkehrswasserbaulichen Ziele ohne 
negative Auswirkungen auf die Hochwassersituation erreicht werden können, da die Ein-
flüsse der auf die Niedrig- bis Mittelwasserbedingungen abzielenden verkehrswasserbauli-
chen Maßnahmen auf die lokalen Wasserspiegellagen und auf den Wellenablauf entspre-
chend den morpho- und hydrodynamischen Gesetzmäßigkeiten bei steigenden Wasser-
ständen bzw. Abflüssen asymptotisch ausklingen. Ein nennenswerter Einfluss auf die 
Laufzeit von Hochwasserwellen konnte im Rahmen dieser Untersuchungen in keinem Fal-
le nachgewiesen werden. Abbildung 5-1 zeigt schematisiert am Beispiel von Mittelwasser-
buhnen die Wirkung von Strombauwerken auf den Wasserstand vor Einsetzen der plan-
mäßigen Sohleintiefung. Untersuchungen zu Geschiebebewirtschaftungsmaßnahmen an 
der Binnenelbe (BAW, 2003e) zeigen, dass sowohl die zur Beseitigung lokaler Anlan-
dungsstellen durchgeführten Geschiebeumlagerungen als auch die zur Eindämmung der 
Sohlerosion durchgeführte Geschiebezugabe in der praktizierten Form das Hochwasser-
schutzniveau nicht beeinträchtigen. 
 
                                                
 
170  An der Bearbeitung dieses Kapitels wirkte Herr Dr. Andreas Schmidt von der Bundesanstalt für Wasserbau 
mit. 
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Verkehrswasserbauliche Maßnahmen sind natürlich nicht per se ohne Einfluss auf die 
Hochwassersituation. Es ist jedoch seit langem eine Selbstverständlichkeit, die strombau-
lichen Maßnahmen, ggf. unter Einbeziehung kompensatorisch wirkender Begleitmaßnah-
men, derart zu optimieren, dass das Hochwasserschutzniveau nicht verschlechtert wird. 
Eine Herausforderung besteht allerdings darin, den gestiegenen Anforderungen nach zen-
timetergenauen Prognosen, angesichts der den natürlichen Prozessen immanenten Varia-
bilität und angesichts der messtechnischen Leistungsgrenzen im Rahmen von Naturda-
tenerhebungen, gerecht zu werden. 
Das folgende Beispiel des Ausbaus der Mosel zur Großschifffahrtsstraße illustriert das 
Prinzip, hochwasserneutrale Lösungen zu finden, nämlich die geringen Auswirkungen ei-
ner Stauregelung eines vormals frei fließenden Gewässers auf die Hochwasserverhältnis-
se. 
Nach dem deutsch-französischen Vertrag vom 27. Oktober 1956 wurde die Mosel zur Ver-
besserung der Schifffahrtsbedingungen auf der deutschen Flussstrecke zwischen 1958 
und 1964 durch den Bau von 12 Stauanlagen staugeregelt. Wie bei allen anderen Mittel-
gebirgszuflüssen des Rheins bestehen auf der Mosel aufgrund der jahreszeitlich stark un-
ausgeglichenen Wasserführung, mit großen Abflüssen im Winter und langandauernden 
Niedrigwassersituationen im Sommer, schlechte natürliche Voraussetzungen für eine wirt-
schaftliche Güterschifffahrt, die auf dem Transportsektor des Markts konkurrenzfähig wäre.  
Im Zuge des Genehmigungsverfahrens zum Moselausbau wurde festgelegt, dass sich die 
zu errichtenden Bauwerke einerseits harmonisch in die beschauliche Landschaft des Mo-
seltals einfügen sollen und dass andererseits die Hochwassersituation mit den häufig auf-
tretenden Hochwassern der Mosel durch den Ausbau nicht verschlechtert wird. Aus land-
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schaftsgestalterischen Gründen wurde daher auf Deichbauten vollständig verzichtet, da 
auch für Schifffahrtszwecke keine Deiche angelegt werden mussten. Natürliche Über-
schwemmungsgebiete wurden somit durch den Moselausbau nicht abgeschnitten und die 
Retentionsverhältnisse bei ausufernden Hochwassern in der Mosel vom Ausbau nicht be-
rührt. Der Verzicht auf Deiche hatte andererseits aber auch zur Folge, dass entlang der 
Ausbaustrecke keine Verbesserung des Hochwasserschutzes erfolgte. 
Die mittlere Fallhöhe an den Stauanlagen beträgt aufgrund des Ausbaus ca. 6,30 m und 
ist somit wesentlich geringer als das Wasserstandsschwankungsvermögen der Mosel vor 
dem Ausbau (ca. 8 m). Aus hydraulischen Gründen werden deshalb bei großen Hochwas-
sern die Stauziele an den Wehren meterhoch überschritten und es stellen sich auch nach 
dem Ausbau überall in den Stauhaltungen frei fließende Verhältnisse ein. Um in den Stau-
haltungen jederzeit die erforderliche Mindestwassertiefe in der Fahrrinne garantieren zu 
können, mussten aufgrund der ausgeführten, moderaten Stauhöhen an den Wehren in 
den oberen Hälften der Stauhaltungen Baggerungen im Bereich der Fahrrinnen ausgeführt 
werden, die ihrerseits Wasserstandsabsenkungen für niedrige bis mittlere Moselabflüsse 
zur Folge haben. 
Im Rahmen der Arbeiten der Hochwasserexpertengruppe Mosel/Saar wurden in den 
1980/1990-er Jahren die Wirkungen das Moselausbaus auf Hochwasser untersucht. Ver-
gleichende mathematische Wellenablaufberechnungen mit jeweils kalibrierten Abflussmo-
dellen der Mosel in den Zuständen vor und nach dem Ausbau der Mosel zeigen, dass heu-
te die Wasserstände bei mittleren Hochwasserabflüssen der Mosel gegenüber dem Zu-
stand vor Ausbau um einige Dezimeter abgesenkt sind (aufgrund der Baggerungen, s.o.) 
und für ein hundertjähriges Hochwasserereignis (W(HQ100)) die Hochwasserneutralität 
gegeben ist. Abbildung 5-2 zeigt beispielsweise Ergebnisse entsprechender Modellbe-
rechnungen im Bereich der Stauhaltungen Fankel und St. Aldegund, die diesen Befund 
belegen. 
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Abbildung 5-2: Wasserstände der Mosel bei unterschiedlichen Abflusszuständen 




Flussbauliche Eingriffe finden heutzutage nur dann gesellschaftliche Akzeptanz, wenn 
Lösungen unter Berücksichtigung der Anliegen der unterschiedlichen Interessengruppen 
gefunden werden. Sie müssen daher in Zusammenarbeit unterschiedlicher Disziplinen 
erarbeitet werden. Verkehrswasserbaulich initiierte Maßnahmen der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung zielen auf die Verbesserung der Schifffahrtsverhältnisse bei Niedrig- bis 
Mittelwasser. Sie werden grundsätzlich so geplant und ausgeführt, dass mindestens der 
vor der Maßnahme bestehende Hochwasserschutz gewahrt bleibt. Hierzu werden Aus-
baumaßnahmen im Hinblick auf ihre Wirkungen auf die hydraulisch-morphologischen Ver-
hältnisse und die Hochwasserabfuhr eingehend wissenschaftlich untersucht und hochwas-
serneutrale Lösungen erarbeitet. Dies geschieht wo erforderlich unter Einbeziehung kom-
pensatorisch wirkender Begleitmaßnahmen, wie z. B. durch Reaktivierung von Retenti-
onspotenzialen (Entsiegelungen, Deichrückverlegungen) oder auch durch Eintiefung der 
Fahrrinne. Das Beispiel des Moselausbaus illustriert, dass der bei Niedrigwasser völlig 
staugeregelte Fluss bei einem hundertjährigen Ereignis einen im Vergleich zum Zustand 
vor dem Ausbau praktisch unveränderten Wasserspiegellängsschnitt aufweist, die in die-
sem Fall völlig geöffneten Stauanlagen stellen dann kein wesentliches Hindernis mehr dar.  
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6 Flottenentwicklung und –prognose 
6.1 Einleitung 
Für Entscheidungen über investive und betriebliche Maßnahmen in und an den Bundes-
wasserstraßen sind Informationen über die Binnenschiffsflotte von grundlegender Bedeu-
tung. Dabei ist nicht nur die aktuelle Flotte von Interesse sondern auch die zukünftige Ent-
wicklung.  
Die nachfolgenden Ausführungen geben die Entwicklung der Binnenschiffsflotte im Zeit-
verlauf wieder und zeigen außerdem die wahrscheinliche Entwicklung der Flottenstruktur 
bis zum Jahre 2025. 
 
6.2 Aktuelle Flotten 
Als Basis sowohl zur Ermittlung der aktuellen Flotte als auch zur Prognose der Flottenent-
wicklung dient das IVR Schiffsregister (letztes Berichtsjahr 2006).171 Die Angaben des Re-
gisters wurden durch eigene Recherchen ergänzt. Insgesamt wurden 7.327 Motorgüter- 
und Tankmotorgüterschiffe, 379 Schubmotorschiffe (davon 319 Schubmotorgüterschiffe 
und 60 Schubmotortankschiffe), 3.581 Schubleichter und 1.227 Schubboote erfasst.172 
Die größte Anzahl der Motorgüterschiffe fällt in die Tragfähigkeitsklasse zwischen 1.000 
und 1.500 Tonnen. Ein Blick auf das Durchschnittsalter der Schiffe je Tragfähigkeitsklasse 
macht deutlich, dass mit zunehmender Tragfähigkeit das Durchschnittsalter sinkt. Dies 
liegt u. a. daran, dass die Schiffe eine sehr lange Lebensdauer haben und die größeren 
Schiffstypen erst in jüngeren Jahren gebaut wurden.173 Auch ist es plausibel, dass die grö-
ßeren Schiffseinheiten mit einer höheren Motorleistung ausgestattet sind und einen höhe-
ren Tiefgang haben. 
 
                                                
 
171  Internationale Vereinigung zur Wahrnehmung der gemeinsamen Interessen der Binnenschifffahrt und der 
Versicherung und zur Führung des Binnenschiffsregisters in Europa, Schiffsregister, Rotterdam 2007. 
172  Im IVR sind noch weitere Schiffe, wie z. B. Fahrgastschiffe oder sonstige Fahrzeuge, erfasst, die aber aus 
der gewählten Einteilung herausfallen. 
173  s. Abschnitt 6.3 
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Tabelle 6-1: Motorgüterschiffe ohne Schubmotorgüterschiffe nach Tragfähig-
keitsklassen 
TT-Klasse Anzahl Tragfähigkeit kW Baujahr Länge Breite Tiefgang 
<400 1.422 338 190 1947 38,51 5,21 2,35
401 - 650 829 531 275 1948 52,28 6,45 2,45
651 - 900 810 768 393 1952 63,44 7,33 2,55
901 - 1.000 289 945 474 1951 70,05 8,00 2,62
1.001 - 1.500 1.546 1.198 588 1958 79,05 8,82 2,66
1.501 - 2.000 447 1.725 809 1967 88,32 9,70 2,98
2.001 - 2.500 225 2.246 1.065 1979 102,25 10,35 3,13
2.501 - 3.000 187 2.744 1.288 1990 109,07 11,19 3,32
> 3.000 110 3.363 1.445 1996 115,36 11,78 3,63
Gesamtergebnis 5.865 994 488 1956 66,45 7,65 2,62




Auch bei der Tankschifffahrt zeigt sich dasselbe Bild. Mit zunehmender Tragfähigkeit sinkt 
das Durchschnittsalter und die Motorleistung sowie die Tiefgänge steigen.174 Es fällt das 
deutlich geringere Durchschnittsalter der Flotte im Vergleich zur Gütermotorschiffflotte auf. 
Einen Einfluss auf das relativ niedrige Durchschnittsalter der Tankschiffflotte hat der Über-
gang zu den Doppelhüllenschiffen. Dadurch, dass die Verlader inzwischen gesteigerten 
Wert auf hohe Sicherheit bei den Transporten legen und speziell auch Doppelhüllentech-
nik fordern, kam es zu entsprechenden Neubauaktivitäten. 
 
                                                
 
174  Dass die Tiefgänge mit zunehmender Tragfähigkeit steigen liegt daran, dass aufgrund der höheren Tragfä-
higkeit eine höhere Festigkeit des Kaskos notwendig wird. Dieser Effekt überwiegt den Effekt des größeren 
Auftriebs aufgrund der größeren Abmessungen (s. Europäisches Entwicklungszentrum für die Binnen- und 
Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Duisburg 
2004, S. 24ff.) 
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Tabelle 6-2: Motortankschiffe ohne Schubmotortankschiffe nach Tragfähig-
keitsklassen 
TT-Klasse Anzahl Tragfähigkeit kW Baujahr Länge Breite Tiefgang 
<400 363 154 143 1960 28,46 4,85 1,88
401 - 650 99 510 278 1959 52,74 6,51 2,50
651 - 900 64 763 400 1961 66,25 7,55 2,56
901 - 1.000 27 962 556 1969 73,79 8,50 2,62
1.001 - 1.500 337 1.268 679 1969 82,90 8,96 2,70
1.501 - 2.000 182 1.722 861 1979 90,94 10,09 2,99
2.001 - 2.500 158 2.223 1.059 1983 102,28 10,57 3,18
2.501 - 3.000 114 2.759 1.179 1991 108,67 11,18 3,40
> 3.000 118 3.886 1.498 1996 115,19 12,36 3,88
Gesamtergebnis 1.462 1.399 673 1972 74,17 8,47 2,70
Abgesehen von der Angabe zu den Anzahlen je TT-Klasse sind alle anderen Werte Durchschnittswerte für die 
jeweilige TT-Klasse. 
 
Den größten Anteil an der Motorgüterschiffflotte hat die niederländische Flotte inne. Be-
trachtet man die Schiffszahlen, so sind rund 65 % der Flotte niederländisch oder belgisch. 
Betrachtet man die Tragfähigkeiten so liegt der Anteil dieser Länder sogar bei gut 67 %. 
Deutschland liegt unabhängig von der Betrachtungsweise auf Platz 3, hat allerdings bei 
der Tragfähigkeitdarstellung mit 18,3 % einen deutlich höheren Anteil als bei den Schiffs-
anzahlen mit rund 16 %. Dies liegt u. a. daran, dass die französische Flotte viele kleine 
Schiffe umfasst und somit einen hohen Anteil an den Schiffszahlen, nicht aber am Schiffs-
raum hat. 
 
Seite 58 B Besondere Aspekte der Binnenschifffahrt Schlussbericht 
 November 2007  


















Bei der Tankschifffahrt ergibt sich ein etwas anderes Bild. Über die Hälfte der Flotte ist 
niederländisch. 93 % der Flotte stammt aus den Niederlanden, Deutschland oder Belgien. 
Auch bei den Tankschiffen ist der deutsche Anteil am Schiffsraum (ca. 24 %) größer als 
der bei der Schiffsanzahl (ca. 22 %). Dies liegt u. a. daran, dass die deutschen Tankschiffe 
überdurchschnittlich und z. B. die niederländischen unterdurchschnittlich groß sind. 
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Die Schubmotorgüterschifffahrt hat zunehmend an Bedeutung gewonnen, dies sieht man 
allein daran, dass das Durchschnittsalter der Schubmotorgüterschiffe bei 37 Jahren hinge-
gen bei den Motorgüterschiffen bei 51 Jahren liegt. 98 % der Schubmotorgüterschiffe 
kommen aus vier Ländern (s. Abbildung 6-3). Allerdings gilt hier dasselbe wie bei den Mo-
torgüterschiffen, der hohe französische Anteil relativiert sich, wenn man den Schiffsraum 
als Vergleichsmaßstab heranzieht. Die französischen Schubmotorgüterschiffe sind unter-
durchschnittlich klein und die niederländischen überdurchschnittlich groß. 
 
Tabelle 6-3: Schubmotorgüterschiffe nach Tragfähigkeitsklassen 
TT-Klasse Anzahl Tragfähigkeit kW Baujahr Länge Breite Tiefgang 
<400 119 371 227 1955 39,02 5,06 2,49
401 - 650 27 489 268 1956 47,40 5,23 2,60
651 - 900 12 833 508 1982 63,55 7,14 2,64
901 - 1.000 9 937 482 1968 67,80 7,13 2,81
1.001 - 1.500 27 1.321 796 1960 81,86 9,13 2,69
1.501 - 2.000 29 1.780 981 1980 88,67 10,11 2,99
2.001 - 2.500 23 2.216 1.085 1977 99,61 10,56 3,14
2.501 - 3.000 29 2.706 1.559 1992 104,41 11,32 3,35
> 3.000 44 3.771 1.699 1997 122,49 12,44 3,57
Gesamtergebnis 319 1.437 751 1970 71,53 8,00 2,84
Abgesehen von der Angabe zu den Anzahlen je TT-Klasse sind alle anderen Werte Durchschnittswerte für die 
jeweilige TT-Klasse. 
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Wie bei den Motortankschiffen dominieren die niederländischen und deutschen Schiffe 
auch die Flotte der Schubmotortankschiffe. Allerdings sind in diesem Fall die deutschen 
Schiffe unterdurchschnittlich klein und die niederländischen überdurchschnittlich groß. So 
beträgt der deutsche Anteil gemessen am Schiffsraum lediglich 20 % und der niederländi-
sche sogar 65 %. 
 
Tabelle 6-4: Schubmotortankschiffe nach Tragfähigkeitsklassen 
TT-Klasse Anzahl Tragfähigkeit kW Baujahr Länge Breite Tiefgang 
<400 3 359 197 1957 38,57 5,05 2,30
401 - 650 0 0 0 0 0,00 0,00 0,00
651 - 900 1 896 596 2003 70,00 10,30 2,50
901 - 1.000 0 0 0 0 0,00 0,00 0,00
1.001 - 1.500 9 1.267 808 1970 80,41 9,39 2,73
1.501 - 2.000 7 1.667 1.067 1973 93,85 9,36 2,86
2.001 - 2.500 8 2.343 1.153 1984 102,32 10,68 3,21
2.501 - 3.000 12 2.840 1.455 1997 107,78 11,34 3,50
> 3.000 20 4.080 1.822 2002 121,16 12,77 3,81
Gesamtergebnis 60 2.658 1.317 1988 101,69 10,87 3,28
Abgesehen von der Angabe zu den Anzahlen je TT-Klasse sind alle anderen Werte Durchschnittswerte für die 
jeweilige TT-Klasse. 
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Die bisher gewählte Einteilung nach Tragfähigkeitsklassen ist bei Schubbooten nicht ziel-
führend. Bei ihnen ist die Leistung das Klassifikationsmerkmal. Das relativ hohe Durch-
schnittsalter der Schubboote ist dadurch zu erklären, dass die Tendenz weg von den 
Schubbooten ohne eigene Transportkapazität hin zu Schubmotorgüterschiffen geht (s. 
Abschnitt 6.3). Es zeigt sich, dass die Durchschnittsalter je Leistungsklasse mit zuneh-
mender Leistung sinken, ähnlich wie es bei den „Einzelfahrern“ bei den Tragfähigkeits-
klassen der Fall war.  
 
Tabelle 6-5: Schubboote nach Leistungsklassen 
kW-Klasse Anzahl kW Baujahr Länge Breite Tiefgang 
<100 65 71 1946 11,46 3,25 1,20
100 - 300 509 210 1956 14,66 4,55 1,68
301 - 1.000 520 594 1960 19,96 6,76 1,98
1.001 - 1.500 92 1.175 1976 24,78 9,33 2,48
1.501 - 2.500 25 1.903 1979 31,71 11,20 2,25
>2.500 16 3.702 1980 37,53 13,87 1,99
Gesamtergebnis 1.227 518 1959 18,19 6,05 1,87
 
92 % der Schubboote kommt aus den Ländern Niederlande, Deutschland, Belgien und 
Frankreich. Allerdings kommen die jüngsten Schubboote aus den osteuropäischen Län-
dern. Dort liegt das Durchschnittsalter bei 29 Jahren. Bei den vier oben genannten Län-
dern hingegen liegt es bei 49 Jahren. Aber die osteuropäischen Schubboote sind nicht nur 
jünger, sondern besitzen auch mit 1.015 kW die höhere durchschnittliche Motorleistung 
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(479 kW bei den vier anteilstärksten Ländern). Bei diesen Angaben gilt es allerdings zu 
berücksichtigen, dass in den Flotten der vier „großen“ Schubbootländer viele ältere 
Schubboote enthalten sind, die nicht nur das Durchschnittsalter erhöhen, sondern auch die 
durchschnittliche Motorleistung senken. Denn wie bereits erwähnt ist die Motorleistung bei 
den jüngeren Schubbooten höher. 
 


















Auch bei den Güterschubleichtern wird deutlich, dass mit zunehmender Tragfähigkeit die 
Flotte tendenziell jünger wird. Allerdings ist die Tragfähigkeitsklasse 401 bis 650 Tonnen 
im Durchschnitt jünger als die nächstgrößere Tragfähigkeitsklasse. Diese Tragfähigkeits-
klasse umfasst 25 % der gesamten Flotte der Güterschubleichter. 
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Tabelle 6-6: Güterschubleichter nach Tragfähigkeitsklassen 
TT-Klasse Anzahl Lademenge Baujahr Länge Breite Tiefgang 
<400 368 204 1965 28,85 5,78 1,93
401 - 650 864 472 1978 35,61 7,71 2,34
651 - 900 200 748 1972 55,99 8,06 2,85
901 - 1.000 219 972 1982 62,67 9,84 2,44
1.001 - 1.500 434 1.350 1978 69,07 10,64 2,89
1.501 - 2.000 314 1.743 1981 74,73 10,66 3,05
2.001 - 2.500 305 2.284 1983 78,60 11,33 3,34
2.501 - 3.000 541 2.798 1987 80,38 11,32 4,00
> 3.000 157 3.851 1986 95,25 11,88 4,33
Gesamtergebnis 3.402 1.409 1979 59,55 9,42 2,93
Abgesehen von der Angabe zu den Anzahlen je TT-Klasse sind alle anderen Werte Durchschnittswerte für die 
jeweilige TT-Klasse. 
 
Deutschland hat zwar die größte Anzahl an Güterschubleichtern, aber die Niederlande 
besitzen die Güterschubleichterflotte mit der größten Tragfähigkeit. Unabhängig davon, ob 
man die Leichterzahlen oder die Tragfähigkeiten betrachtet, machen die deutschen, nie-
derländischen und osteuropäischen Leichter 78 % der Güterschubleichterflotte aus. In der 
Flotte sind auch 9 englische Leichter enthalten, die der Rheinflotte zugerechnet werden, 
weil sie für Verkehre von der Themse über die Nordsee und auf den Rhein eingesetzt 
werden. 
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Die Zahl der Tankschubleichter ist deutlich geringer als die der Güterschubleichter. Wäh-
rend bei den Güterschubleichtern die Tragfähigkeitsklasse größer als 3.000 Tonnen nicht 
mehr kanalgängig ist, sind alle Tankschubleichter schmal genug, um auch auf Kanälen 
eingesetzt zu werden. 
 
Tabelle 6-7: Tankschubleichter nach Tragfähigkeitsklassen 
TT-Klasse Anzahl Lademenge Baujahr Länge Breite Tiefgang 
<400 3 249 1968 29,66 5,17 2,21
401 - 650 36 467 1970 41,69 7,46 2,62
651 - 900 10 756 1967 45,56 7,22 2,83
901 - 1.000 15 943 1974 67,61 8,60 2,41
1.001 - 1.500 26 1.333 1975 67,45 10,74 2,97
1.501 - 2.000 31 1.680 1981 72,99 10,49 3,17
2.001 - 2.500 32 2.314 1982 79,31 11,33 3,43
2.501 - 3.000 19 2.697 1976 81,39 11,16 3,76
> 3.000 7 3.532 1983 86,03 11,41 3,84
Gesamtergebnis 179 1.542 1976 65,37 9,73 3,03
Abgesehen von der Angabe zu den Anzahlen je TT-Klasse sind alle anderen Werte Durchschnittswerte für die 
jeweilige TT-Klasse. 
 
Bei der Tankschubleichterflotte fallen die nationalen Anteile weniger stark auseinander, 
wenn man diese nach Schiffszahlen oder nach Tragfähigkeiten betrachtet. Mit 61 Leich-
tern kommen über ein Drittel der Tankschubleichter aus Frankreich. Die französischen, 
niederländischen, deutschen und osteuropäischen Leichter machen zusammen rund 94 % 
der Flotte aus. 
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Bei der Betrachtung der Vergangenheitsentwicklung der Binnenschiffsflotte ist insbesonde-
re das Jahr 2006 als aktuellstes von Interesse. Es wird deutlich (s. Abbildung 6-8), dass 
zwar die meisten Neubauten in der Klasse über 3.000 Tonnen Tragfähigkeit gebaut wur-
den, es aber selbst in der Klasse zwischen 1.000 und 1.500 Tonnen noch Neubauten gab. 
Die häufig vertretene These, dass nur noch große Schiffe gebaut werden, erweist sich 
selbst für das Jahr 2006 als unzutreffend. Insbesondere, wenn man einen Blick auf die 
Kanalgängigkeit der Schiffe wirft fällt auf, dass 25 von 28 Gütermotorschiffen (89 %) mit 
dem Baujahr 2006 kanalgängig sind. Bei den Tankmotorschiffen sind es 20 von 33, d. h. 
immerhin noch 61 %.175 Von der gesamten Flotte des Baujahres 2006 sind 94 % der Schif-
fe und Schubleichter kanalgängig.176 
 
                                                
 
175  Auf eine Unterscheidung zwischen Schubmotorschiffen und nicht für die Schubschifffahrt geeigneten Schif-
fen wurde an dieser Stelle verzichtet. 
176  Eine Betrachtung der Kanalgängigkeit der Schubboote erübrigt sich. Zwar werden bestimmte Schubboote 
bevorzugt auf dem Rhein und andere bevorzugt in Kanälen eingesetzt, prinzipiell sind aber alle Schubboo-
te kanalgängig. 
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Abbildung 6-8: Neubauten nach Tragfähigkeitsklassen im Jahr 2006 
 
* Die Tragfähigkeitsklassen <400 TT, 401 – 650 TT, 651 – 9.00 TT und 901 – 1.000 TT wurden aus opti-
schen Gründen in der Grafik zusammengefasst. 
 
Die Bestandsentwicklung bei den Gütermotorschiffen (inklusive Container- und Schubmo-
torgüterschiffen) zeigt, dass knapp ein Drittel aller Neubauten seit 1996 der Tragfähig-
keitsklasse über 3.000 Tonnen zuzuordnen sind. Zusammen mit der Tragfähigkeitsklasse 
zwischen 2.500 und 3.000 Tonnen sind es bereits 58 % der Neubauten (200 Schiffe). 
Doch selbst in der Tragfähigkeitsklasse bis 400 Tonnen wurden im besagten Zeitraum 2 
Schiffe gebaut. In der Tragfähigkeitsklasse zwischen 1.000 und 1.500 Tonnen wurden in 
diesem Zeitraum 13 Schiffe gebaut, d. h. selbst für kleinere Schiffseinheiten besteht noch 
ein für Neubauaktivitäten hinreichender Bedarf. In der Tragfähigkeitsklasse zwischen 
1.000 und 1.500 Tonnen zusammen mit der Tragfähigkeitsklasse zwischen 1.500 und 
2.000 Tonnen wurden 68 Schiffe, d. h. 20 % der gesamten Gütermotorschiffneubauten, in 
diesem Zeitraum gebaut. Es ist also eine Tendenz zu größeren Schiffseinheiten erkenn-
bar. Dies ist aber nicht damit gleichzusetzen, dass kleinere Schiffseinheiten nicht mehr 
gebaut oder gar überflüssig werden. 
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Insgesamt sind derzeit 96 % der Gütermotorschiffe (inklusive Container- und Schubmotor-
güterschiffe) kanalgängig. Von den seit 1990 gebauten Schiffen sind es 88 %.177 Selbst bei 
der Tragfähigkeitsklasse über 3.000 Tonnen sind zur Zeit 73 % kanalgängig. 
 
Abbildung 6-9: Summe der Gütermotorschiffneubauten nach Tragfähigkeitsklas-
sen von 1996 bis 2006 
 
 
Bei den Tankmotorschiffen (inklusive der Schubtankmotorschiffe) wurden seit 1996 eben-
so wie bei den Gütermotorschiffen nicht ausschließlich große Schiffe gebaut. Mit 16 Schif-
fen wurden immerhin 5 % der Neubauten seit 1996 in der Tragfähigkeitsklasse bis 400 
Tonnen gebaut. Knapp zwei Drittel der Tankschiffneubauten sind den Tragfähigkeitsklas-
sen mit mehr als 2.000 Tonnen Tragfähigkeit zuzuordnen.  
                                                
 
177  Diese Werte sind nicht vergleichbar mit denen, die in „Planco Consulting GmbH, Entwicklungspotenziale 
von Güterschiffen über 110m Länge, 2006“ genannt werden. Dort wurden ausschließlich Schiffe mit einer 
Länge über 110 Metern betrachtet. Einige Schiffe mit einer Länge bis 110 Metern sind aber nicht kanalgän-
gig. Außerdem wurden bei der oben genannten Studie deutsche, niederländische, belgische und schweizer 
Schiffe als Basis herangezogen. Die Angaben hier basieren auf dem IVR und enthalten somit u.a. auch die 
französische Flotte, welche ebenfalls nicht kanalgängige Schiffe umfasst. 
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Allerdings wurden mit 93 Schiffen rund ein Viertel der Neubauten in den Tragfähigkeits-
klassen von 1.000 bis 2.000 Tonnen gebaut.  
Der Bedarf an kleineren Tankschiffseinheiten ist deutlich erkennbar, obwohl auch bei den 
Tankmotorschiffen die Tendenz zu größeren Schiffseinheiten deutlich wird. 94 % der 
Tankmotorschiffe sind kanalgängig. Bei den seit 1990 gebauten sind es immerhin noch 
85 %. Selbst bei der Tragfähigkeitsklasse über 3.000 Tonnen sind zur Zeit 59 % kanal-
gängig. 
 
Abbildung 6-10: Summe der Tankmotorschiffneubauten nach Tragfähigkeitsklas-
sen von 1996 bis 2006 
 
 
Bei den Schubbooten gab es Ende der sechziger bis in die achtziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts große Neubauaktivitäten. Zu Beginn der neunziger Jahre kam es zu einem 
deutlichen Rückgang bei der Zahl der Schubbootneubauten. Diese Entwicklung sieht man 
sehr gut, wenn man den Zeitverlauf der Schubbootneubauten insgesamt von 1990 bis 
2006 betrachtet. 
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Im Durchschnitt wurde seit den neunziger Jahren ein Schubboot (insgesamt 67) pro Leis-
tungsklasse gebaut. Ein Ausbau der Schubbootflotte hat somit in diesem Zeitraum nicht 
mehr stattgefunden. Seit 1996 wurden lediglich 23 Schubboote neugebaut. Dabei lag der 
Schwerpunkt (87 %) auf den Schubbooten der mittleren Leistungsklassen (300 – 
1.500 kW). 
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Abbildung 6-12: Summe der Schubbootneubauten nach Leistungsklassen von 
1996 bis 2006 
 
 
Auch wenn es keinen Neubauboom bei den Schubbooten gab, so wurden doch viele Gü-
terschubleichter seit 1996 gebaut. Mit 295 Neubauten seit 1996 sind die Güterschubleich-
ter nach den Gütermotorschiffen (342) der Schiffstyp mit den meisten Neubauten in besag-
tem Zeitraum. Über ein Drittel der Güterschubleichterneubauten wurde in der Tragfähig-
keitsklasse 2.500 bis 3.000 Tonnen erstellt. 42 % der Neubauten wurden in dieser oder 
der größten Klasse (über 3.000 Tonnen) gebaut. Ein Grund für die relativ hohe Zahl neu-
gebauter Güterschubleichter liegt bei der Zunahme der Schubmotorgüterschiffe. Der Ein-
satz der Güterschubleichter beschränkt sich nicht mehr nur auf die Schubverbände, son-
dern inzwischen kommen Koppelverbände verstärkt zum Einsatz. Auch bei den Leichtern 
ist die Tendenz zu größeren Schiffseinheiten sichtbar. Dennoch zeigen die Zahlen, dass 
auch bei den Güterschubleichtern noch kleinere Einheiten zum Einsatz kommen und auch 
in nicht zu vernachlässigendem Umfang neu gebaut werden. Immerhin gehört rund ein 
Viertel der Neubauten den Klassen bis 650 Tonnen an. 
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Abbildung 6-13: Summe der Güterschubleichterneubauten nach Tragfähigkeits-
klassen von 1996 bis 2006 
 
 
In den 10 Jahren von 1996 bis 2006 wurden lediglich 14 Tankschubleichter gebaut. Damit 
sind die Tankschubleichter der Schiffstyp mit der geringsten Zahl an Neubauten seit 1996. 
Rund 43 % der Neubauten fanden in der Tragfähigkeitsklasse zwischen 2.000 und 2.500 
Tonnen statt. Insgesamt ist die Neubautätigkeit bei den Tankschubleichtern aber so ge-
ring, dass man nur unter Vorbehalt von einem Trend hin zu einer bestimmten Tragfähig-
keitsklasse reden kann. 86 %, d. h. 12 Tankschubleichter, wurden in den Klassen zwi-
schen 1.000 und 2.500 Tonnen gebaut. In der Tankschifffahrt sind Transporte mit Schub- 
oder Koppelverbänden nicht so stark verbreitet wie bei der Trockenschifffahrt. Somit ist 
auch nachvollziehbar, warum ein Ausbau der Tankschubleichterflotte nicht stattgefunden 
hat. 
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Abbildung 6-14: Summe der Tankschubleichterneubauten nach Tragfähigkeits-




Die Prognose ist in Anlehnung an die Prognose aus Planco Consulting GmbH, Entwick-
lungspotenziale von Güterschiffen über 110m Länge, 2006 erstellt worden, d. h. es wurde 
hier lediglich von einer jüngeren, umfassenderen Datenbasis ausgegangen. Das IVR mit 
den Ergänzungen für das Jahr 2006 umfasst nicht nur die deutsche, niederländische, bel-
gische und schweizer Flotte, sondern u. a. auch osteuropäische Schiffe.  
Die allgemeine Entwicklung der Binnenschiffsflotte bis zum Prognosejahr 2015 wurde in 
Vorbereitung der Arbeiten zum BVWP 2003 aus Trendfortschreibungen der Vergangen-
heitsentwicklung des Schiffsbestandes der einzelnen Größenklassen abgeleitet. Die für 
den BVWP entwickelten Prognosefunktionen wurden bis zum Prognosehorizont 2025 an-
gewendet.  
In der Flottenprognose für die Gütermotorschiffe wird der bereits bei der Flottenentwick-
lung beschriebene Effekt deutlich, dass es eine Tendenz zu größeren Schiffseinheiten 
gibt. Allerdings wird ebenfalls deutlich, dass es weiterhin auch kleinere Schiffe geben wird.  
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Tabelle 6-8: Bestandsprognose Gütermotorschiffe (inklusive Container- und 
Schubmotorgüterschiffe) 
Anzahl 
TT-Klasse TT je Schiff 
2006 2015 2025 
<400 340 1.541 1.204 795 
401 - 650 530 856 780 694 
651 - 900 769 822 714 587 
901 - 1.000 945 298 199 73 
1.001 - 1.500 1.200 1.573 1.490 1.397 
1.501 - 2.000 1.729 476 451 423 
2.001 - 2.500 2.244 248 283 331 
2.501 - 3.000 2.739 216 312 414 
> 3.000 3.479 154 260 352 
Summe Anzahl 6.184 5.693 5.065 
Summe TT 6.286.416 6.521.333 6.667.091 
TT je Schiff 1.017 1.145 1.316 
 
Der Anteil der Güterschiffe mit Tragfähigkeiten ab 2.000 TT an der Gesamtzahl steigt von 
10 % in 2006 über 15 % in 2015 auf 22 % in 2025. Bei bis zum Jahr 2025 weiterhin rück-
läufiger Anzahl (minus 18 %) sowie leicht steigender Tragfähigkeit der Flotte (plus 6 %) 
ergibt sich aus diesen Strukturänderungen ein Anstieg der durchschnittlichen Tragfähigkeit 
pro Schiff von 1.017 TT im Jahr 2006 über 1.145 TT im Jahr 2015 auf 1.316 TT im Jahr 
2025, d. h. um insgesamt 29 %. 
Bei der Tankmotorschifffahrt wird die Strukturveränderung der Flotte voraussichtlich noch 
deutlich ausgeprägter verlaufen. Bis 2015 steigt die Gesamttragfähigkeit der Flotte um 
15 %, bis 2025 um 19 %. Bei gleichzeitig rückläufiger Anzahl der Fahrzeuge erhöht sich 
die durchschnittliche Tragfähigkeit bis zum Jahr 2025 gegenüber 2006 um 29 % und dies 
bei einem deutlich höheren Ausgangswert als bei den Gütermotorschiffen. 
Seite 74 B Besondere Aspekte der Binnenschifffahrt Schlussbericht 
 November 2007  
Tabelle 6-9: Bestandsprognose Tankmotorschiffe (inklusive Schubmotor-
tankschiffe) 
Anzahl 
TT-Klasse TT je Schiff 
2006 2015 2025 
<400 155 366 341 327 
401 - 650 510 99 75 55 
651 - 900 765 65 45 40 
901 - 1.000 962 27 13 8 
1.001 - 1.500 1.268 346 266 193 
1.501 - 2.000 1.720 189 146 107 
2.001 - 2.500 2.229 166 153 138 
2.501 - 3.000 2.767 126 221 260 
> 3.000 3.914 138 221 266 
Summe Anzahl 1.522 1.481 1.394 
Summe TT 2.205.461 2.543.805 2.615.577 
TT je Schiff 1.449 1.718 1.876 
 
6.5 Fazit 
Nach vorliegenden Prognosen wird sich der Trend zu größeren Schiffseinheiten sowohl 
bei den Gütermotorschiffen als auch bei den Tankmotorschiffen auch zukünftig fortsetzen. 
Diese Zunahme der Bedeutung der großen Schiffseinheiten ist aber nicht gleichzusetzen 
mit einem Aussterben der kleineren Schiffe. Dass zukünftig nur noch große Schiffe im Ein-
satz sein werden, muss als Fehleinschätzung der tatsächlichen Entwicklung bezeichnet 
werden. 
Ebenso ist festzustellen, dass die Möglichkeit der Kanalfahrt trotz der Tendenz zu größe-
ren Schiffen im Kalkül der Schiffseigener weiterhin eine wichtige Rolle spielt. So ist die 
deutlich überwiegende Anzahl der seit 1996 gebauten Güter- und Tankmotorschiffe nicht 
breiter als 11,45 m und ist somit kanalgängig. 
Die Flottenentwicklung der Schubboote lässt darauf schließen, dass ein Ausbau der 
Schubschifffahrt nicht zu erwarten ist. Dies gilt nicht für Koppelverbände. Bei den Schiff-
neubauten ist eine Tendenz zu Schubmotorschiffen zu beobachten. Dies gilt insbesondere 
für die Gütermotorschifffahrt. 
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7 Flussangepasste Binnenschiffe 
7.1 Einleitung 
Nicht nur von Umweltschutzorganisationen ist der Ruf nach sogenannten flussangepass-
ten Binnenschiffen zu hören. Dieser Ruf wurde insbesondere nach den Hochwassern in 
2002 und den Niedrigwasserperioden in 2003 lauter. Das Motto dieses Wunsches ist: 
„Passt die Schiffe den Flüssen an und nicht umgekehrt.“ Inwieweit dieser Wunsch für den 
Binnenschiffsbau neu ist wird im Rahmen dieses Kapitels diskutiert. Auch ob der Ausbau 
der Wasserstraßen wirklich durch flussangepasste Binnenschiffe überflüssig wird ist Ge-
genstand dieses Kapitels. 
Der Futura-Carrier wird als ein solches flussangepasstes Binnenschiff bzw. je nach Aus-
gestaltung als Fluss-See-Schiff, bezeichnet. So wurde vom damaligen Umweltminister 
Jürgen Trittin eben diese Eigenschaft mit den Worten „Hier wird also das Schiff den Flüs-
sen angepasst und nicht umgekehrt“ herausgestellt. Ob dies tatsächlich der Fall sein wird 
ist ebenfalls Gegenstand dieses Kapitels 
 
7.2 Optimierung eines Binnenschiffs 
Grundsätzlich stellt sich die Frage, was man unter einem flussangepassten Binnenschiff 
bzw. unter einem optimierten Binnenschiff versteht. So können Binnenschiffe speziell für 
einen bestimmten Einsatz oder für verschiedene Einsatzmöglichkeiten optimiert werden. 
Ebenso können Binnenschiffe für eine möglichst große Tragfähigkeit bei gegebenen Tief-
gängen entwickelt werden, wobei sich dann die Frage nach der Wirtschaftlichkeit stellt. 
Für den Fall des für einen speziellen Einsatz optimierten Binnenschiffs kann das Beispiel 
des seit Mitte der neunziger Jahre in Bereich der Oberweser eingesetzten Schubverban-
des angeführt werden.178 Dieser Schubverband besteht aus einem Schubboot, drei Schub-
leichtern und einem Eimerkettenbagger. Dieses System wird bei einem werksinternen 
Transport auf einer 5 km langen Strecke zwischen der Kiesbaggerstelle Hohenrode und 
dem Verarbeitungsbetrieb in Eggern eingesetzt. In diesem Fall sind die Leichter und das 
Schubboot speziell aufeinander abgestimmt und selbst der Eimerkettenbagger weist einige 
Besonderheiten auf, auf die an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden soll. Das 
wichtige an diesem Beispiel ist, dass obwohl ein Binnenschiff speziell für den Einsatz auf 
einem bestimmten Flussabschnitt konzipiert wurde, kann dies nicht der zugrundeliegende 
Gedanke bei flussangepassten Binnenschiffen sein.  
                                                
 
178  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaft-
liche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 47ff. 
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Ein solches System erfüllt nämlich nicht die Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Ein-
satz bei anderen Transporten. Es handelt sich folglich um eine Nische, die nicht mit den 
traditionellen Binnenschiffstransporten im Massengut- und Containerbereich verwechselt 
werden darf.  
Der Grundgedanke, die Schiffe den Flüssen und nicht umgekehrt anzupassen, bezieht 
sich aber genau auf diesen letztgenannten Bereich der Binnenschifffahrt. Eine wichtige 
Nebenbedingung darf dabei aber nicht außer Acht gelassen werden: Die Binnenschiffe 
stehen in Konkurrenz zu den Verkehrsträgern Bahn und Lkw. In diesem Wettbewerb kön-
nen sie nur bei hinreichend günstigen Konditionen bestehen.  
Die technischen Rahmenbedingungen sind durch die maximal zulässigen Abmessungen 
(Länge, Breite), die zur Verfügung stehende Wassertiefe (Tiefgang) und im Fall der Con-
tainertransporte durch die zur Verfügung stehenden Brückendurchfahrtshöhen gegeben. 
Konkretisiert werden diese Rahmenbedingungen in der Regel durch wasserstraßenspezi-
fische technische und sicherheitsrelevante Vorschriften (z. B. Rheinschiffs- oder Binnen-
schiffs-Untersuchungsordnung bzw. Rheinschiffs- und Binnenschiffspolizeiverordnung). 
Die Optimierung eines Binnenschiffs muss sowohl die wirtschaftlichen als auch die techni-
schen Rahmenbedingungen berücksichtigen und dies für das gesamte geplante Einsatz-
gebiet. 
Abgesehen von Binnenschiffen, die ausnahmslos auf dem Rhein verkehren, werden Bin-
nenschiffe in der Regel auf verschiedenen Wasserstraßen mit unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen eingesetzt.179 Sollte hingegen ein Binnenschiff speziell für eine Wasserstraße 
optimiert werden, so stellt sich direkt die Frage nach dem hinreichenden Aufkommen für 
dieses Schiff. Insofern kommt durch die Wahl des Einsatzgebietes eine dritte Dimension 
bei der Optimierung ins Spiel, das Einsatzgebiet. 
 
7.2.1 Umgesetzte Entwicklungen180 
7.2.1.1 Veränderung der Schiffsabmessungen 
Um die ökonomische Wettbewerbsfähigkeit der Binnenschiffe zu steigern hat es die Ten-
denz zu immer größeren Schiffseinheiten (s. Kapitel Flottenentwicklung) gegeben. Insbe-
sondere längere Schiffe kamen immer stärker zum Einsatz. Dies liegt daran, dass mit der 
Vergrößerung der Schiffsabmessungen die Tragfähigkeit und damit bei hinreichender Aus-
lastung auch die Wirtschaftlichkeit steigt. Dies Vorgehensweise hat sich auf dem Rhein 
bewährt. Sie ist allerdings keine Lösung für Wasserstraßen, auf denen nur mit geringen 
Tiefgängen gefahren werden kann.  
                                                
 
179  Selbst die für den Neckar typischen 105-Meter-Schiffe werden nicht ausschließlich auf dem Neckar und 
dem Rhein eingesetzt. 
180  Ausführlichere Informationen zu den einzelnen Maßnahmen sind in VBD Europäisches Entwicklungszent-
rum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Bin-
nenschiffe, Juli 2004 nachzulesen. 
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Die Leertiefgänge der größeren Schiffe sind nämlich durchweg größer als die kleinerer 
Schiffseinheiten. Dies scheint auf den ersten Blick unplausibel. Denn da durch längere und 
breitere Schiffskörper die Verdrängung größer wird, könnte man davon ausgehen, dass 
die größeren Schiffe einen geringeren Tiefgang benötigen würden. Dieser Schluss ist für 
die Praxis allerdings falsch. Die maximale Belastung der Schiffskonstruktion wird bei ma-
ximaler Beladung erreicht. Dieser Belastung durch die Maximalladung muss die Festigkeit 
des Schiffs genügen. Die Festigkeitsanforderungen bedingen bei den größeren Schiffsein-
heiten in der Regel einen größeren Tiefgang, welcher die Verdrängungseffekte 
überkompensiert. 
Eine Tiefgangsverminderung ist bei größeren Schiffen nur dadurch zu erreichen, dass die 
Maximalbelastung und damit die Ladekapazität reduziert wird. Ein derartiges Schiff hat 
aber den Nachteil, dass es bei günstigen Wassertiefen einem Schiff mit größerem Kon-
struktionstiefgang wirtschaftlich deutlich unterlegen ist.181  
Neben der größeren Ladekapazität haben die größeren Schiffe einen weiteren wirtschaftli-
chen Vorteil. Der Leistungsbedarf ist bei größeren Geschwindigkeiten niedriger als bei den 
kleineren Schiffseinheiten. Dies liegt daran, dass die kleineren Schiffe bei höheren Ge-
schwindigkeiten in den Bereich ihrer Grenzgeschwindigkeit kommen.182 Je näher die Bin-
nenschiffe diesem Bereich kommen, umso mehr der zusätzlichen Antriebsleistung geht 
durch zusätzliche Widerstände verloren. Letztlich können größere Schiffseinheiten also mit 
mehr Ladung und höherer Geschwindigkeit bei gleichem Leistungsbedarf fahren als klei-
nere Schiffseinheiten.  
Dieser Effekt des sinkenden Leistungsbedarfs bei zunehmenden Schiffsabmessungen ist 
außerdem von der Wassertiefe abhängig (s. Abschnitt 7.4). Die VBD Europäisches Ent-
wicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt hat in ihrer Studie „Technische und 
wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe“ den Leistungsbedarf folgender 
Binnenschiffstypen dargestellt. 
 
                                                
 
181  Zum Einfluss der Schiffsabmessungen auf die Tragfähigkeit s. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für 
Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, 
Juli 2004, S. 26ff. Dort werden entsprechende Beispielrechnungen durchgeführt. 
182  „Bei der Grenzgeschwindigkeit handelt es sich um die Geschwindigkeit, die aufgrund der hydro-
physikalischen Rahmenbedingungen bei „Verdränger“-Schiffen auch bei deutlicher Erhöhung der Antriebs-
leistung nicht überschritten werden kann.“ VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küs-
tenschifffahrt, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 32. 
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Tabelle 7-1: Ausgewählte Schiffstypen und Hauptabmessungen 
Schiffstyp Länge in m Breite in m max. Tiefgang in m max. Tragf. in t 
Gustav Koenigs verl. 80,00 8,20 2,50 1100 
Johann Welker verl. 85,00 9,50 2,70 1500 
Großmotorschiff 110,00 11,45 3,50 3000 
Schubverband Elbe 1) Ca. 120,00 8,20 2,32 1450 
Schubverband Kanal 2) Ca. 185,00 11,40 2,80 3700 
1) Bestehend aus Elbe-Schubboot, 1 Leichter 65,0 m, 1 Leichter 32,5 m 
2) Bestehend aus Kanal-Schubboot, 2 leichter 76,5 m (Typ Europa II) 
Quelle:  In Anlehnung an: VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Tech-
nische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 24. 
 
Bei größeren Schiffseinheiten ist zusätzliche Wassertiefe für den Verbrauch noch günsti-
ger. Tabelle 7-2 zeigt, dass die Verdoppelung der Wassertiefe von 2,5 Meter auf 5,00 Me-
ter den Brennstoffverbrauch eines GMS auf 26 % reduziert und dies obwohl die Schiffsge-
schwindigkeit fast doppelt so hoch ist. Der Vorteil bei den kleineren Schiffseinheiten fällt 
deutlich niedriger aus. 
 
Tabelle 7-2: Brennstoffverbrauch in Gramm je Tonnenkilometer nach Schiffs-
typen und Wassertiefen 
Schiffstyp Wassertiefe 2,5m 1) Wassertiefe 5,0m 2) Tiefgangsvorteil 
Gustav Koenigs verl. 21,4 8,0 63 % 
Johann Welker verl. 16,8 5,2 69 % 
Großmotorschiff 12,5 3,3 74 % 
Schubverband Elbe 9,3 8,1 13 % 
Schubverband Kanal 5,6 5,6 0 % 
1) Schiffsgeschwindigkeit 9 km/h, Tiefgang 2,00 m, Wassertiefe 2,50 m, seitlich unbeschränktes Fahr-
wasser 
2) Schiffsgeschwindigkeit 17 km/h, Tiefgang 2,50 m, Wassertiefe 5,00 m, seitlich unbeschränktes 
Fahrwasser 
Quelle:  In Anlehnung an: VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Tech-
nische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 35. 
 
Aus der Darstellung des Verbrauchs je Tonnenkilometer wird deutlich, dass die größeren 
Schiffseinheiten unter Kostenaspekten deutlich günstiger sind als die kleineren. Diesen 
Aspekt gilt es zu berücksichtigen, wenn man flussangepasste Binnenschiffe beurteilt. Im 
Wettbewerb der Verkehrsträger kann sich nämlich aufgrund der obigen Zusammenhänge 
ein großes Schiff wesentlich leichter durchsetzen als ein kleines. Besagter Kostenvorteil 
großer Schiffe bezieht sich nicht nur auf den Brennstoffbedarf, sondern auch auf die Bau- 
und Personalkosten. Ein Resultat dieser Optimierung ist die Zunahme kanalgängiger 110- 
und 135-Meter-Schiffe (s. Kapitel Flottenentwicklung). Die Begrenzung auf 11,45 Metern 
Breite erlaubt es auch diesen großen Schiffen weite Teile des Kanalnetzes zu nutzen. An 
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dieser Stelle kommt die Berücksichtigung des gesamten geplanten Einsatzgebietes des 
Schiffes zum Tragen. Durch die Einhaltung der für die Kanalfahrt maximal möglichen Brei-
te halten sich die Eigner dieser Schiffe die Option offen, auch dieses Einsatzgebiet zu be-
dienen. Im Sinne dieses Abschnitts handelt es sich also um einsatzgebietangepasste und 
nicht um speziell flussangepasste Binnenschiffe. 
 
7.2.1.2 Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit 
Neben der offensichtlichen wirtschaftlichen Optimierung gab es auch Entwicklungen, wel-
che die Schiffssicherheit erhöhten, die natürlich durch Risikosenkung auch die Wirtschaft-
lichkeit steigern.  
So wurde für den Transport flüssiger Gase das Drei-Hüllen Tankschiff entwickelt. Vor der 
Entwicklung dieses Schiffs wurden die Druckbehälter für das Gas in ein normales Einhül-
lenschiff integriert. Die erhöhte Sicherheit durch die äußere Doppelhülle senkt u. a. das 
Schadensrisiko bei Grundberührungen. Folglich ist mit diesen Schiffen eine hohe Auslas-
tung bei reduziertem Risiko möglich. 
Eine weitere Maßnahme zur Steigerung des Sicherheitsniveaus sind die Zweischrauben-
schiffe. Für den Fall des Ausfalls einer Antriebsanlage bleibt das Schiff dennoch manöv-
rierbar. Ein weiterer „Nebeneffekt“ dieses Antriebssystems ist die größere zur Verfügung 
stehende Leistung. Da auf Binnenwasserstraßen die Propellergröße beschränkt ist, kann 
eine Mehrschraubenanlage eine entsprechend größere Leistung nutzen. Der Propellerwir-
kungsgrad wird erhöht. Dieser Vorteil macht sich sowohl bei größeren als auch bei gerin-
gen Wassertiefen bemerkbar. Durch das verbesserte Leistungs-Geschwindigkeits-
verhalten sind „Zweischrauber“ auch als schiebende Einheit innerhalb eines Koppelver-
bandes gut für den Einsatz bei geringer Wassertiefe geeignet. 
Ebenfalls der Sicherheit dienen Überwachungselemente, die u. a. bei schneller laufenden 
Motoren Bedeutung erlangen. Diese Überwachungsanlagen erhöhen nicht nur das Sicher-
heitsniveau, sondern senken auch die Betriebskosten, weil sie helfen größere Schäden an 
betriebswichtigen Anlagenteilen zu vermeiden. Durch die Senkung der Betriebskosten wird 
der Transport geringerer Ladungsmengen wirtschaftlicher, d. h. für den wirtschaftlichen 
Betrieb des Schiffes ist ein niedrigerer Auslastungsgrad hinreichend. 
 
7.2.1.3 Weitere Maßnahmen am Schiff selbst 
Die Optimierung der Schiffslinien steht natürlich an erster Stelle bei den Maßnahmen bei 
Neubauten. Für ein bestmögliches Leistungs-, Geschwindigkeits- und Manövrierverhalten 
bei einer möglichst großen Tragfähigkeit wird das Unterwasserschiff optimiert. 
Die Entwicklung und Weiterentwicklung der Hubsteuerhäuser hat der Binnenschifffahrt 
speziell im Containersegment neue Möglichkeiten eröffnet. Durch die Höhenverstellung 
der Steuerhäuser können auch Ladungen transportiert werden, die über das Laderaumsüll 
hinausragen. Speziell bei den Containertransporten ist dies von Bedeutung. So wurden auf 
dem Rhein Hubhöhen zwischen 6 und 8 Metern notwendig, um die Stapelung von vier 
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ser besteht aber weiterhin die Möglichkeit auch auf Wasserstraßen zu verkehren, deren 
Brücken nicht für solche Durchfahrtshöhen ausgelegt sind. Insofern wurden die Schiffe 
den baulichen Restriktionen der Wasserstraßen angepasst. Um niedrige Brücken passie-
ren zu können, müssen die Hubsteuerhäuser gesenkt werden. Damit dennoch manövriert 
werden kann, wurden die Radarscanner vom Hinterschiff in den Vorderschiffbereich verla-
gert. Dies hat außerdem den Vorteil bei kurvenreichen Strecken entgegenkommende 
Fahrzeuge oder Hindernisse früher zu erkennen als aus der Steuerhaus-Sichtposition. 
Eine weitere Maßnahme Binnenschiffe an die Wasserstraße anzupassen sind Gelenkver-
bände. Traditionelle Verbände sind starr gekoppelt. Bei Gelenkverbänden geschieht die 
Verbindung über Hydraulikzylinder. Dies ermöglicht, den Verband an der Koppelstelle 
während der Fahrt zu knicken. Durch diese Maßnahmen wird das „Driften“ in den Kurven 
reduziert und somit werden kleinere Kurvenradien fahrbar. Ebenfalls in die Kategorie „Ma-
növrierbarkeit im begrenzten Fahrwasser“ gehören Bugstrahlanlagen. Diese Anlagen wer-
den in der Binnenschifffahrt im Gegensatz zur Seeschifffahrt nicht nur bei geringen Ge-
schwindigkeiten, z. B. im Hafen, zum manövrieren eingesetzt, sondern auch als Manöv-
rierhilfe während der Fahrt. Auf einigen Wasserstraßen wie dem Main sind diese Anlagen 
mit bestimmten Leistungsparametern bei großen Schiffen vorgeschrieben. 
 
7.2.1.4 Gewichtsersparnis  
Durch schneller laufende Motoren mit Drehzahlen zwischen 1.500 und 1.800 Umdrehun-
gen pro Minute können Gewichtseinsparungen an den Schiffen von 5 bis 10 Tonnen erzielt 
werden. Dieser Effekt kommt dadurch zustande, dass die schneller drehenden Motoren 
kompakter und leichter gebaut werden können. Allerdings sind Gewichtsersparnisse in 
dieser Größenordnung nur von untergeordneter Bedeutung.183 Eine andere Form der Ge-
wichtsersparnis ist die Wahl alternativer Werkstoffe. Zwar ist der Schiffbaustahl beim 
Schiffkörper nicht zu ersetzen, aber in den Bereichen, die nicht in die Festigkeit des Schiffs 
einbezogen sind, gibt es Alternativen. Aluminium und Kunststoffe können bei Steuerhäu-
sern, Lukendächern und sonstige Abdeckungen und Ausrüstungen zum Einsatz kommen. 
Allerdings sind die Gewichtsersparnisse durch den Einsatz leichterer Materialen in diesen 
Bereichen ebenfalls begrenzt. Die Bauteile der Schiffe, welche für die Verwendung leichte-
rer Materialien geeignet sind, machen weniger als 5 % des gesamten Schiffsgewichts aus. 
Die Möglichkeiten Schiffe durch Gewichtseinsparungen besser an die Wasserstraßenbe-
dingungen anzupassen sind somit nicht sonderlich groß.  
Insbesondere bei den Lukendächern wird heutzutage profiliertes Aluminiumblech verwen-
det und somit Gewicht gespart, aber dies hat den Nachteil, dass sie sich nicht für die Auf-
nahme von Decklast eignen. Es gibt Binnenschiffe die entsprechende Lukendächer haben 
                                                
 
183  Auch bei den Propellern als weiterer Bestandteil der Antriebsanlage des Schiffs gab es einige zum Teil 
vielversprechende Entwicklungen (s. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küsten-
schifffahrt, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 65f.). 
Diese beziehen sich aber alle auf einen effizienteren Antrieb und sind insofern für „flussangepasste“ Bin-
nenschiffe von untergeordneter Bedeutung. 
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und somit zusätzlich zum Massengut beispielsweise Container auf den Lukendächern 
transportieren können.184 Dies ist insbesondere auf Relationen mit geringem Containerauf-
kommen eine Möglichkeit Transporte auf das Binnenschiff zu verlagern. Dazu müssen die 
Lukendächer allerdings aus Stahl gefertigt werden. Dies bedeutet bei einem GMS ein zu-
sätzliches Gewicht von 70 bis 90 Tonnen. An diesem Beispiel wird deutlich, dass die ma-
ximale Tragfähigkeit u. a. durch Gewichtsersparnis erreicht im Gegensatz zur flexiblen 
Einsetzbarkeit des Schiffes stehen kann. Nur mit flexibel einsetzbaren Schiffen ist es aber 
möglich, auch Relationen zu bedienen, die kein hinreichendes Aufkommen für eine ganz-
jährige Auslastung haben. 
 
7.2.1.5 Technische Hilfsmittel zur Steigerung der Ablademenge bei an-
sonsten unveränderten Schiffen 
Um eingeschränkte Wassertiefen weitestgehend nutzen zu können, sind Krängungsmes-
ser hilfreich. Durch diese Geräte ist es möglich die Beladung so zu verteilen, dass eine 
Krängung oder Vertrimmung aufgehoben wird. Somit erreicht das Schiff eine größere Ab-
lademenge als im gekrängten Zustand.  
Eine andere Maßnahme zur Optimierung der Abladetiefe ohne weitere Veränderungen am 
Schiff ist der Einsatz des Radarpilot720°. Dieses Gerät ist aus dem ARGO-Projekt hervor-
gegangen. Es handelt sich um ein Gerät, dass die Radar- und die GPS-Informationen mit 
einer Wasserstraßenkarte (Inland-ECDIS) kombiniert. Da die Fahrrinnen wegen einge-
speister Pegeldaten ebenfalls zur Verfügung stehen, ist es möglich die maximale Ablade-
tiefe für eine Reise genauer als bisher zu bestimmen. Bei der Wasser- und Schifffahrtsdi-
rektion Südwest geht man von einer möglichen Steigerung der Abladetiefe von 0,06 Me-
tern aus. Auf den Hinterlandrelationen Hamburgs bedeutet diese Steigerung beispielswei-
se je nach Relation eine Kostenersparnis je Tonne von 1,5 % bis 3,6 % durch zusätzliche 
Ladekapazität.185 Dieses Beispiel macht aber auch deutlich, welche wirtschaftlichen Effek-
te durch größere Abladetiefen erzielt werden. Diese sind durch Maßnahmen wie Gewichts-
reduktion der Schiffe nicht zu erreichen. 
 
7.2.1.6 Empfehlungen für Standard-Motorgüterschiffe 
Die VBD hat in ihrem Gutachten „Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussange-
passte Binnenschiffe“ eine Empfehlung für ein Binnenschiff der Zukunft gegeben. Im 
Rahmen ihrer weiteren Forschungen haben die Ingenieure dort eine Optimalform mit der 
Standardbreite 11,4 Metern und Längen zwischen 80 und 135 Metern entwickelt. Als An-
                                                
 
184  Ein ähnlich innovatives Transportkonzept wie die „Mischladung Massengut und Container“ sind die Palet-
tentransporte mit dem Binnenschiff. Spezialschiffe haben ein Palettensystem an Bord, welches es ermög-
licht während der Fahrt auf jede einzelne Palette zuzugreifen und dabei Serviceleistungen vorzunehmen (s. 
VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaftliche 
Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 65.). 
185  Vgl. Planco Consulting GmbH, Stärkung der Wettbewerbsposition der Binnenschifffahrt im Hinterlandver-
kehr des Seehafens Hamburg, Essen 2001. 
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trieb sind Ein- und Zweipropellerlösungen denkbar. Es wird aber empfohlen auf Propeller-
düsen moderner Bauart (bei GMS mit einem Durchmesser von rund 1,75 Metern) zurück-
zugreifen. Bei Zweischrauben-Entwürfen sollte der Drehsinn „über oben nach innen“ ge-
wählt werden. Die Tunnelführung hinter den Propellern ist mit horizontalem Verlauf des 
Scheitels bis zum Spiegel zu gestalten. Es sind Einflächenruderanlagen dicht hinter dem 
Propeller zu bevorzugen. Diese Ruderlösung hat klare Vorteile bei der Manövrierbarkeit. 
Diese Empfehlungen haben sich bereits beim Chemikalien-Tanker „Alchimist Lausanne“ in 
der Praxis bewährt.186 
 
7.2.2 Innovationen 
Neben den bereits beschriebenen Entwicklungen in der Vergangenheit gibt es natürlich 
auch aktuelle Innovationen, die noch nicht umgesetzt sind bzw. zum Teil bisher reine Ge-
dankenspiele sind. 
 
7.2.2.1 Aktuelle Entwicklungen 
An dieser Stelle werden aktuelle Entwicklungen als Innovationen aufgefasst, die bereits im 
Rahmen von Studien untersucht werden bzw. untersucht worden sind. Diese Innovationen 
beziehen sich in erster Linie auf zwei Dinge: auf die Schiffsform und auf den Antrieb. 
 
7.2.2.1.1 Innovationen bezüglich der Schiffsform 
Durch die Beschränkung im Kanal auf 11,45 Meter Breite ergibt sich eine Laderaumbreite 
von rund 10 Metern, die maximal für die Stauung von vier ISO-1-Containern nebeneinan-
der geeignet ist. Wechselbrücken, Binnen- oder ISO-2-Container können nicht zu viert 
nebeneinander gestaut werden. Eine Lösung wäre die Erhöhung der zulässigen Breite 
beim Befahren kanalisierter Binnenwasserstraßen und breitere Schiffe einzusetzen. Eine 
Alternative bzw. Ergänzung hierzu ist die Veränderung des Gangbords an den Schiffen. 
Das DST hat hierzu verschiedene Möglichkeiten untersucht.187 Diese Maßnahmen erhö-
hen die Kapazität der Kanäle, aber die Niedrigwasserproblematik kann dadurch nicht ent-
schärft werden. Ähnlich zu bewerten sind Maßnahmen, welche die Staukapazitäten der 
Schiffe bei unterschiedlichen Transportbehältern erhöhen. Schwerpunkt dabei ist es die 
Binnenschifffahrt für den Wechselbehältertransport tauglich zu machen. 
Aber auch im hydrodynamischen Bereich wurden und werden Innovationen entwickelt. 
Durch neue analytische Verfahren konnten neue Erkenntnisse über eine Optimierung der 
Hinterschiffsform und der Tunnelform für den Antrieb gewonnen werden. Diese Erkennt-
                                                
 
186  S. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaftli-
che Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 64. 
187  Vgl. www.dst-org.de/projekte/projekte/gangbord/gangbord.htm 
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nisse sollten sich für die Praxis operationalisieren lassen. Es sind allerdings noch weitere 
Untersuchungen über die Wechselwirkungen zwischen Rumpf und Propeller im flachen 
Wasser notwendig, um die Achterschiffsform endgültig zu optimieren.188 
Weiter wurde von der Rosslauer Schiffswerft ein flachgehendes Binnenschiff konzipiert, 
welches aufgrund seiner Abmessungen und seiner Flachwassereigenschaften speziell für 
den Einsatz auf der Elbe geeignet ist. Dieser Schiffsentwurf berücksichtigt die unter Punkt 
7.2.1.6 gegebenen Empfehlungen. Besonders auffällig an diesem Entwurf ist, dass das 
Steuerhaus und die Wohnung im Vorschiffbereich sind. Der Antrieb soll mit Ruderpropel-
lern erfolgen, die von auf Deck stehenden Motoren betrieben werden. 
Auch beim Projekt INBISHIP189 wurde auf eine Bauweise zurückgegriffen, bei der die Mo-
toren der Schiffe nicht mehr zwingend im Heck eingebaut werden müssen. Daraus kann 
u. a. eine günstigere Gewichtsverteilung beim Schiff erreicht werden, so dass Krängung 
und Vertrimmung geringer ausfallen (s. Abschnitt 7.2.1.5). 
Eine gänzlich neue Form weist der Semikatamaran auf.190 Der Semikatamaran gehört zu 
den Flachwasserfahrzeugen. Er ist insbesondere für den Behältertransport (u. a. auch 
Container) geeignet. Das DST (Entwicklungszentrum für Schiffstechnik und Transportsys-
teme e.V.) hat verschiedene Versionen eines Semikatamarans getestet und wirtschaftlich 
mit traditionellen Binnenschiffen verglichen. Es wurde festgestellt, dass die konventionel-
len Binnenschiffe niedrigere Transportkosten aufweisen als ein Semikatamaran. Erst bei 
hinreichend hohen Geschwindigkeiten kippt dieses Verhältnis zugunsten der Innovation (s. 
Abbildung 7-1). Der Semikatamaran ist schneller und teuerer als ein herkömmliches Bin-
nenschiff, aber langsamer und billiger als ein Lkw bei den Kosten pro TEU. Er kann damit 
eine völlig andere Position im Wettbewerb der Verkehrsträger einnehmen.191 Es ist aller-
dings fraglich, ob es einen Markt für teurere aber geringfügig schnellere Behältertransporte 
gibt. In der Regel sind Behältertransporte entweder zeitkritisch oder nicht. Sie sind übli-
cherweise nicht ein bisschen zeitkritisch.  
 
                                                
 
188  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaft-
liche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 67 und 69f. 
189  Vgl. www.dst-org.de/projekte/projekte/inbiship/home.htm 
190  Ein Katamaran ist ein Schiff mit zwei getrennte Rümpfen, die oberhalb der Wasserfläche miteinander ver-
bunden sind. Bei einem Semikatamaran sind die Rümpfe unterhalb der Wasseroberfläche miteinander ver-
bunden. 
191  Vgl. www.dst-org.de 
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Abbildung 7-1: Stückkosten für den Semikat 110 und ein GMS in Abhängigkeit 
der Geschwindigkeit in (Euro/TEU) 
 
Quelle:  www.dst-org.de 
 
Im Rahmen des EU-Projekts INBAT (INovative BArge Trains for effective Transport on 
Inland Shallow Waters) wurden extrem flachgehende Schubverbände für die Elbe und 
Oder entwickelt. Das Konzept verfolgte innovative Ansätze sowohl bei den Bauweisen 
(Leichtbauweise, Sandwichtechnik) als auch bei den Antriebsanlagen. Erste Berechnun-
gen auf Basis der Modellversuche ergaben einen Vorteil von 30 % niedrigeren Betriebs- 
und Instandhaltungskosten. Basis für diesen Vorteil ist die höhere Lebensdauer und die 
günstigeren Material- und Herstellungskosten, sowie eine Steigerung der Nutzlast um 
20 % gegenüber den traditionellen Elbeschubverbänden. Diese günstigen Ergebnisse 
müssen noch im praktischen Einsatz bestätigt werden.192 
 
                                                
 
192  Vgl. VBD; u.a., INBAT -Finale Technical Report, 2005, S. 5. 
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7.2.2.1.2 Innovationen bezüglich der Antriebsform 
Im Rahmen des bereits erwähnten INBISHIP-Projekts (s. Abschnitt 7.2.2.1.1) wurden nicht 
nur Neuerungen bezüglich der Schiffsform, sondern auch der aus der Seeschifffahrt 
stammende Azipod-Antrieb (Azimuthing Electric Propulsion Drive) weiterentwickelt. Durch 
die gesamte Konstruktion, die u. a. durch diese Antriebsform möglich wird, soll der Leer-
tiefgang vermindert, der Laderaum vergrößert und der Antrieb effizienter werden.193 
Eine Antriebsinnovation, die speziell im Flachwassereinsatz Vorteile bietet ist der Whale 
Tail Antrieb. Dieser Antrieb besteht aus horizontal angeordneten profilierten Antriebsflos-
sen. Man verspricht sich von diesem Antrieb einen größeren Antriebsschub im flachen 
Wasser als von herkömmlichen Antriebsvarianten.194 Durch den Whale Tail Antrieb soll 
theoretisch eine Leistungssteigerung von bis zu 50 % erzielt werden können.195 
Im extrem flachen Wasser stellt sich die Frage, ob ein Heckschaufelantrieb, wie man ihn 
aus der Fahrgastschifffahrt kennt, eine Alternative für Schubboote ist. Aufgrund der gerin-
gen Eintauchtiefe der Schaufelradblätter bietet sich diese Überlegung an. Es bleibt aller-
dings die Frage zu klären, ob die Manövrierfähigkeit der Schubverbände mit einem sol-
chen Antrieb in hinreichendem Maße gewährleistet werden kann. 
 
7.2.2.2 Futura-Carrier 
Der Futura-Carrier ist die derzeit meistbeachtete Innovation in der Binnenschifffahrt. Aus 
diesem Grund wird das Konzept dieses Fahrzeugs gesondert dargestellt. Der Futura-
Carrier ist, auch wenn er auf den ersten Blick so aussieht, kein Semikatamaran. Es han-
delt sich um ein Verdrängerschiff. Damit ist bereits ein weitverbreiteter Irrtum bezüglich 
dieses neuen Schiffstypen beseitigt, denn in der Presse wurde der Futura-Carrier als „Ka-
tamarantransporter“ oder „Doppelrumpf“ bezeichnet. 
Angekündigt wurde der Futura-Carrier als neues Schiffskonzept mit einigen deutlichen 
Verbesserungen gegenüber den traditionellen Schiffstypen. So soll er laut der New-
Logistics GmbH einen mindestens 35%igen Leistungs- und Kostenvorteil gegenüber tradi-
tionellen Binnenschiffen aufweisen. Er soll deutlich niedrigere Schadstoffemissionen auf-
weisen und erheblich bessere Manövriereigenschaften besitzen. Außerdem soll die Belas-
tung der Wasserstraßensohle und –böschung durch das neue Antriebskonzept reduziert 
werden.196 Das neue Antriebskonzept basiert auf vier Propellern (zwei vorne in Bugkanä-
len integriert und zwei am Heck) und einer zusätzlichen Luftschmierung, welche die 
Flachwassereigenschaften und den Treibstoffverbrauch positiv beeinflussen soll. 
                                                
 
193  Untersuchungen im Bereich alternativer Antriebsenergien werden an dieser Stelle nicht gesondert aufge-
führt, da es dabei nicht um die Anpassung der Schiffe an die Wasserstraßen sondern um die Verminderung 
der Umweltbelastung durch die Binnenschifffahrt geht. 
194  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaft-
liche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 71. 
195  Vgl. Zentralkommission für die Rheinschifffahrt, Schiffe der Zukunft, 2002, S. 22. 
196  Vgl. www.new-logistics.de/ oder www.bmu.de/foerderprogramme/pilotprojekte_inland/doc/35309.php. 
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Abbildung 7-2:  Modell des Futura-Carriers 
 
Quelle:  www-new-logistics.de 
 
Es stellt sich allerdings die Frage, ob der Futura-Carrier den hohen Erwartungen in der 
Praxis gerecht werden kann. Einige der oben geschilderten Aussagen müssen relativiert 
werden und bei einigen besteht offensichtlicher Diskussionsbedarf. 
Abgesehen von geringerer Schadstoffbelastung aufgrund des niedrigeren Treibstoff-
verbrauchs, soll auch eine Reduktion der Emissionen durch Abgasnachbehandlungsmaß-
nahmen erfolgen. Die emissionsmindernde Wirkung solcher Maßnahmen ist unbestritten. 
Nur handelt es sich um eine Technik, die nicht spezifisch für den Schiffstyp Futura-Carrier 
ist. Diese bereits im Straßenverkehr erprobten Techniken sind bereits auf dem traditionel-
len Binnenschiff Synthese 11 im Einsatz. Der Einbau solcher Geräte ist lediglich vom 
Raumangebot auf dem Schiff abhängig, d. h. diese Technik kann auf Binnenschiffen tradi-
tioneller Bauweise installiert werden, wenn der entsprechende Platz auf dem Schiff zur 
Verfügung gestellt wird (s. Abschnitt 8.3.4.2). 
Selbst die 35 % Leistungs- und Kostenersparnis sind nicht unumstritten. So wird inzwi-
schen darauf hingewiesen, dass die Kostenersparnis in erster Linie aus geringeren Treib-
stoffkosten resultieren muss, da die übrigen Kostenparameter gegenüber einem Ver-
gleichsschiff allenfalls geringen Änderungen unterliegen. Personal- und Versicherungskos-
ten sind vergleichbar mit einem Schiff traditioneller Bauweise und die Herstellungskosten 
des Futura-Carriers dürften denen eines herkömmlichen Binnenschiffs zumindest sehr 
nahe kommen.197  
                                                
 
197  Vgl. Renner, Volker, Der „Futura-Carrier“ Schiffstyp der Zukunft?, in Die Binnenschifffahrt (ZfB), April 2007, 
S. 24. 
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Selbst die New-Logistics GmbH kommt bei einer Vergleichsrechnung bezüglich des Treib-
stoffverbrauchs zwischen dem Futura-Carrier in der Fluss-See-Variante und einem her-
kömmlichen Küstenmotorschiff nur auf einen 22%igen Vorteil. Dieser Vorteil kommt in der 
Beispielrechnung dadurch zustande, dass der Futura-Carrier gemäß der New-Logistics 
GmbH während der Küstenfahrt zwar 18 % mehr Treibstoff verbraucht, aber während der 
Flussfahrt 35 % weniger. Die New-Logistics GmbH gesteht zwar ein, dass der Flussanteil 
noch im praktischen Betrieb getestet werden muss, aber für den Küstenanteil die Werte 
bestätigt wurden.198 Weiter erscheint in der Beispielrechnung die Flussstrecke mit 700 
Seemeilen, dies entspricht rund 1.296 Kilometer, recht lang. Selbst wenn man davon aus-
geht, dass in der Rundreise jede Strecke zweimal gefahren werden muss bleiben rund 648 
Flusskilometer zu bewältigen. Dies entspricht keiner typischen Flussdistanz in einer übli-
chen Fluss-See-Relation. Somit bleibt festzuhalten, dass der Futura-Carrier im Seebetrieb 
einen höheren Treibstoffverbrauch hat als ein herkömmliches Küstenmotorschiff.  
Weiter bleibt der 35%ige Verbrauchsvorteil während der Flussfahrt noch in der Praxis zu 
bestätigen. Dabei sollte der Vergleich zwischen dem Futura-Carrier und traditionellen 
Schiffen in Bezug auf flussangepasste Schiffe dann jeweils echte Binnenschiffe betreffen. 
Dann gilt es zu berücksichtigen, dass ein Binnenschiff auf Binnenwasserstraßen deutlich 
günstigere Verbrauchswerte je tonnenkilometrischer Leistung als eine Küstenmotorschiff 
hat. 
Die schiffbaulichen Bedenken bezüglich des Treibstoffverbrauchs aufgrund der Schiffsform 
(u. a. Hinterschiffform) 199 und des zusätzlichen Leistungsbedarfs wegen der Luftschmie-
rung, wurden durch die Stellungnahme der New-Logistics GmbH nicht vollständig ausge-
räumt. 
Auch scheint der Futur-Carrier keine deutlichen Vorteile bei der Flachwasserproblematik 
zu bieten. Die Luftschmierung, bewirkt keinen geringeren Tiefgang.200 Der geringere Tief-
gang als bei traditionellen Schiffen wird durch eine geringere Vertrimmung erreicht. Neben 
diesem Effekt bleibt der Vorteil der besseren Manövrierfähigkeit des Futura-Carriers ge-
genüber einem herkömmlichen Schiff. Gemäß der New-Logistics GmbH ist der Wirkungs-
grad der beiden Bugpropeller deutlich höher als bei herkömmlichen Navigationshilfen. 
Dem entsprechend wäre der Futura-Carrier für Binnenwasserstraßen mit engen Kurven 
prädestiniert. Dass dabei auch noch die Wasserstraßensohle und Böschung geschont 
werden soll, erscheint fragwürdig. So wird zwar die Bugwelle vermindert. Dies geschieht 
aber auf Kosten einer zusätzlichen seitlichen Strömung durch die Bugkanäle des Futur-
Carriers. Weiter bleibt die Problematik der Heckwelle wie bei jedem Binnenschiff bestehen. 
Diese ist aber mindestens ebenso problematisch wie die der Bugwelle. 
                                                
 
198  Vgl. New-logistics Stellungnahme zum Artikel „Der Futura Carriers – Flop oder Top im Magazin 
Binnenschifffahrt Ausgabe Nr. 4/2007. (www.new-logistics.de) 
199  Vgl. Renner, Volker, Der „Futura-Carrier“ Schiffstyp der Zukunft?, in Die Binnenschifffahrt (ZfB), April 2007, 
S. 12ff. 
200  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaft-
liche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 76. Ein Luftkissen bewirkt bei einem norma-
len Verdrängerschiff wegen des „archimedischen Prinzips“ keinen geringeren Tiefgang. 
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Letztlich muss offen bleiben, ob der Futura-Carrier die angekündigten Vorteile im prakti-




Sollte es eine weitere Größenentwicklung bei den Binnenschiffen ohne entsprechenden 
Wasserstraßenausbau geben, so ist das Forschungsfeld „Interaktion zwischen Schiff und 
Wasserstraße“ ein zentrales Thema. 
Eine Zukunftsidee, die bereits im Untersuchungsstadium ist, sind zusätzliche Auftriebskör-
per an den Binnenschiffen, um Flachstellen passieren zu können. Dabei sind verschiedene 
Ansätze denkbar. Zum einen können zusätzliche Auftriebskörper am Schiff selbst ange-
bracht werden und zum anderen kann ein extrem breites flachgehendes Schwimmdock 
dazu benutzt werden die Flachstellen zu überwinden. Die letzte Variante kann dabei wirt-
schaftlich sinnvoll nur bei Engpässen eingesetzt werden. Für eine Fahrt, beispielsweise 
über die gesamte Elbe bei Niedrigwasser, bietet sich diese Lösung nicht an. 
Die meisten weiteren Zukunftsideen sind weniger Lösungsvorschläge für die Niedrigwas-
serproblematik und somit als direkte Anpassung der Schiffe an die Wasserstraßen zu ver-
stehen, sondern stellen Konzepte dar, neue wirtschaftliche Nischen für die Binnenschiff-
fahrt zu besetzen. 
Die RiverSnake ist dabei ein System, welches zwar nicht wegen der Niedrigwasserprob-
lematik der Wasserstraße angepasst ist, aber bei engen Kurvenradien als schiffsseitige 
Anpassung verstanden werden kann. Die RiverSnake ist eine flexible Verbindung zwi-
schen einer großen Anzahl von Leichtern, welche durch eine Hauptschleppboot und ein 
bis zwei Zwischenschleppboote angetrieben wird. Das System kann temporär auch gestü-
ckelt werden, falls unterschiedliche Häfen angelaufen werden sollen. Es ist in der Lage 
enge Kurvenradien zu durchfahren. Allerdings sind noch Forschungsarbeiten bezüglich 
der Kuppeltechnik, des Leistungsgeschwindigkeitsverhaltens und der Manövrierfähigkeit 
zu bewältigen.202 
Ein anderer Ansatz von „gekoppelten“ Einheiten ist das aus England stammende Split 
Ship. Dabei handelt es sich um ein längsgeteiltes Küstenmotorschiff. Dieses kann zum 
Befahren von Binnenwasserstraßen in zwei einzeln angetriebene Teile geteilt werden. 
Man räumt diesem System geringe Chancen auf eine praktische Umsetzung ein.203 
                                                
 
201  Auf größere Beschädigungsrisiken bei Flachwasserfahrt oder das Risiko, welches durch den Ansaugeffekt 
der Bugpropeller für Wassersportler oder über Bord gegangene Besatzungsmitglieder besteht, sei an die-
ser Stelle lediglich hingewiesen. Vgl dazu. Renner, Volker, Der „Futura-Carrier“ Schiffstyp der Zukunft?, in 
Die Binnenschifffahrt (ZfB), April 2007, S. 12ff. 
202  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaft-
liche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 76f. 
203  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaft-
liche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 76. 
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Um auch in Bereichen Binnenschifffahrtstransporte durchführen zu können, die wegen zu 
hoher Kosten für ein landseitiges Umschlaggerät bisher nicht bedient werden konnten, 
sind bordeigene Umschlaganlagen im Gespräch. Speziell in Nordrhein-Westfalen gibt es 
Überlegungen zur Einführung einer sogenannten RuhrBarge. Die Entstehung neuer Ter-
minals entlang der Kanäle lässt sich wirtschaftlich nicht rechtfertigen. Als Lösung für die-
ses Problem soll die RuhrBarge mit bordeigenem Umschlaggerät Container unabhängig 
von der Ausstattung an den Ladestellen transportieren können. Es bedarf allerdings noch 
des Nachweises der wirtschaftlichen Machbarkeit. Ein technisch ähnliches System ist seit 
Anfang 2006 in Amsterdam in Betrieb. Sollte das RuhrBarge-Konzept wirtschaftlich sein, 
so würde es sich um ein flussangepasstes (kanalangepasstes) System handeln, da trotz 
des geringen Aufkommens und der Einschränkung durch den zweilagigen Transport der 
spezifische Kanalnachteil eliminiert würde. 
Ähnliche Konzepte, welche die Wirtschaftlichkeit erhöhen und damit auch weniger attrakti-
ve Relationen mit dem Binnenschiff bedienbar machen sollen, sind eine automatische 
Kohle-Entladeeinrichtung und das Konzept der Großpalette. Die automatische Kohle-
Entladeeinrichtung wäre eine Lösung für Umschlagengpässe bei Kraftwerken, die nicht 
über eine hinreichend leistungsstarke Umschlaganlage verfügen. Diesem Konzept wird 
eine größere Realisierungschance zugesprochen als dem der Großpalette. Bei der Groß-
palette handelt es sich um einen Tragrahmen, welcher mehrere Container als eine Einheit 
verladbar macht. 
 
7.2.2.4 Wirtschaftliche Bewertung der Innovationen 
Bei den beschriebenen Innovationen und Zukunftsideen stellt sich automatisch die Frage 
nach der Wirtschaftlichkeit. Die Konzepte können auf einem technisch noch so hohen Ni-
veau entwickelt worden sein, letztlich müssen sie der Konkurrenz der anderen Verkehrs-
träger und auch der traditionellen Binnenschiffe wirtschaftlich entgegentreten können. 
Viele der diskutierten Innovationen haben lediglich einen geringen Einfluss auf den Leer-
tiefgang oder die Lademenge bei gegebenen Tiefgang, so dass sie aus wirtschaftlicher 
Sicht auch nur mit sehr geringen Mehrkosten einhergehen dürfen.  
Im Rahmen der bereits mehrfach zitierten Studie über flussangepasste Binnenschiffe hat 
das DST (vormals VBD) eine wirtschaftliche Vergleichsrechnung für innovative Schiffsty-
pen im Vergleich zu traditionellen Schiffstypen durchgeführt. Der Vergleich wurde zwi-
schen fünf existierenden Schiffstypen und zwei Innovativen erstellt. Bei den existierenden 
Schiffstypen handelte es sich um ein auf 80 Meter verlängertes Gustav Koenigs, ein auf 85 
Metern verlängertes Johann Welker, ein 110 Meter Großmotorschiff, einen Elbeschubver-
band, bestehend aus einem Elbe-Schubboot und zwei Elbeleichtern, und einem Kanal-
schubverband, bestehend aus einem Kanalschubboot und zwei Leichtern vom Typ Europa 
II. Bei den innovativen Schiffstypen handelt es sich um ein innovatives Motorschiff und um 
einen innovativen Schubverband. 
Bei dem innovativen Motorschiff handelt es sich von den Abmessungen her um ein verlän-
gertes Johann Welker. Allerdings wird, um auch bei einem geringerem Tiefgang eine La-
dungsaufnahme zu gewährleisten, die achterliche Vertrimmung kompensiert und ein ande-
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res Antriebskonzept gewählt. Der höhere Leistungsbedarf durch das neue Antriebskonzept 
wird teilweise durch ein Optimierung der Schiffsform kompensiert. Weiter wird die Tragfä-
higkeit durch Gewichtseinsparungen und eine Vergrößerung des Blockkoeffizienten er-
höht.204  
Die nachfolgende Tabelle macht deutlich, dass das innovative Motorschiff bei maximaler 
Zuladung zwar mehr Ladung transportieren kann als ein Gustav Koenigs und ein Johann 
Welker, dies aber mit einem deutlich höheren Leistungsbedarf erkauft. Gegenüber einem 
Gustav Koenigs benötigt das innovative Motorschiff 7 % mehr Leistung pro Tonne, gegen-
über dem Johann Welker 21 %. Gegenüber dem Großmotorschiff steigt der Leistungsbe-
darf je Tonne schon fast auf das Doppelte an. Es ist allerdings anzumerken, dass der in-
novative Schiffstyp einen geringeren Leertiefgang hat. Dies kommt in erster Linie durch 
das Fehlen der Vertrimmung. 
 
Tabelle 7-3: Vergleich des innovativen Motorschiffs mit den traditionellen 
Motorschiffen 






Leertiefgang -36 % -42 % -53 %
max. Tragfähigkeit 44 % 5 % -47 %
installierte Antriebsleis-
tung 53 % 28 % 5 %
maximale Leistung pro 
Ladungstonne 7 % 21 % 99 %
Quelle:  Die Basisdaten stammen aus: VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küsten-
schifffahrt, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004. 
 
Bei dem innovativen Schubverband wurden sowohl Modifikationen am Schubboot als auch 
an den Leichtern unterstellt. Zum einen wurde der Tiefgang der Schubboote verringert. 
Dies wurde durch die Wahl eines innovativen Antriebskonzeptes, der Gewichtsverminde-
rung und der Vergrößerung des Blockkoeffizienten erreicht. So kann der Tiefgang des 
Schubbootes um ca. 0,3 Meter reduziert werden, aber gleichzeitig muss der Leistungsbe-
darf um 10 % gesteigert werden. Zum anderen wurde das Gewicht der Leichter reduziert. 
 
                                                
 
204  S. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaftli-
che Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 107ff. 
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Tabelle 7-4: Vergleich des innovativen Schubverbands mit den traditionellen 
Schubverbänden 




max. Tragfähigkeit 2 % -20 %
installierte Antriebsleistung 25 % 0 %
maximale Leistung pro Ladungston-
ne 22 % 25 %
Quelle:  Die Basisdaten stammen aus: VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küsten-
schifffahrt, Technische und wirtschaftliche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004. 
 
Das Ergebnis der innovativen Maßnahmen ist ähnlich wie beim Motorschiff. Die maximale 
Tragfähigkeit wird gegenüber dem Elbeschubverband erhöht, aber durch eine 25 % höhe-
ren Leistungsbedarf erkauft. Der Kanalschubverband hat zwar den selben Leistungsbedarf 
wie der innovative Schubverband, kann dafür aber 20 % mehr Ladung transportieren. 
Letztlich ist der Leistungsbedarf je transportierter Tonne beim innovativen Schubverband 
unter der Annahme der Vollauslastung 22-25 % höher als bei den traditionellen Verbän-
den. 
Die innovativen Schiffstypen können bereits bei niedrigeren Wasserständen eingesetzt 
werden. So gesehen sind sie stärker an den Fluss angepasst. Es stellt sich allerdings die 
Frage nach der Wirtschaftlichkeit. Die VBD hat die Wirtschaftlichkeit der sieben Schiffsty-
pen untersucht. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass auf der Relation Hamburg-Dresden die 
innovativen Schiffstypen gegenüber einem traditionellen Schiffsneubau Kostennachteile 
besitzen. Dies gilt sowohl für das innovative Motorschiff als auch für den innovativen 
Schubverband.  
Die Kosten beim innovativen Motorschiff sind je nach Wasserstand 2 % bis 10 % höher als 
bei dem traditionellen Basisschiff. Beim innovativen Schubverband liegen die Kosten-
nachteile bei 5 % bis 7 %. Derselbe Kostenvergleich wurde für die Relation Hamburg-
Berlin durchgeführt. Dort können die innovativen Schiffstypen bei ungünstigen Wasser-
ständen einen Kostenvorteil von 2 % (Motorschiff) und 4 % (Schubverband) erzielen. Al-
lerdings sind bei günstigen Wasserständen die traditionellen Schiffstypen kostengünstiger. 
Das innovative Motorschiff ist 9 % teurer und der innovative Schubverband 6 % teuer als 
die Vergleichsschiffe. Letztlich sind im Mittel die innovativen Schiffstypen 7 % (Motorschiff) 
und 4 % (Schubverband) teurer als die Vergleichsschiffe.205  
Nur unter für die innovativen Schiffe sehr günstigen Bedingungen sind diese gegenüber 
den traditionellen Schiffen konkurrenzfähig. Bei durchschnittlichen und günstigen Wasser-
ständen sind die traditionellen Schiffe kostengünstiger. Ein Schiffseigner der vor der Wahl 
                                                
 
205  Vgl. VBD Europäisches Entwicklungszentrum für Binnen- und Küstenschifffahrt, Technische und wirtschaft-
liche Konzepte für flussangepasste Binnenschiffe, Juli 2004, S. 137ff.  
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zwischen einem traditionellen Schiff und einem innovativen Schiffstypen steht, wird sich 
insbesondere unter dem Gesichtspunkt der regional flexiblen Einsetzbarkeit seines Schiffe 
für die traditionellen Schiffe entscheiden. 
 
7.3 Fazit 
Der Gedanke, Binnenschiffe an die Flüsse anzupassen, ist auf den ersten Blick verlo-
ckend. Auf den zweiten Blick werden die Probleme eines solchen Ansatzes sichtbar. Unter 
der Maßgabe, dass sich jede Maßnahme wirtschaftlich darstellen lassen muss, sind einige 
technische Innovationen nicht realisierbar. Innovationen wie Hubsteuerhäuser, welche 
z. B. auf Relationen mit niedrigen Brückendurchfahrtshöhen Containertransporte ermögli-
chen, haben sich bereits durchgesetzt. Andere Innovationen wie der Einsatz flachgehen-
der Binnenschiffe konnten nicht realisiert werden. Der steigende Leistungsbedarf bei ge-
ringeren Wassertiefen ist nicht nur ein technisches, sondern auch ein wirtschaftliches 
Problem.  
Antriebssysteme, die für den Einsatz im flachen Wasser geeignet sind, erzielen in der Re-
gel einen schlechteren Wirkungsgrad als herkömmliche Antriebsvarianten. Sie können 
zwar ein Binnenschiff auch bei niedrigeren Wasserständen antreiben, sind aber den tradi-
tionellen Antrieben bei günstigeren Bedingungen wegen eines zu großen Leistungsbedarfs 
unterlegen. Selbst bei niedrigen Wasserständen können sie sich im Verkehrsträgerwett-
bewerb nicht durchsetzen. Binnenschiffe speziell für niedriges Wasser sind bei derzeitigem 
Stand der Technik und auch mit den derzeit absehbaren Innovationen unwirtschaftlich. 
Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund flexibler Einsatzgebiete der Schiffe. Ein opti-
miertes Binnenschiff stellt immer einen Kompromiss für den Einsatz auf mehreren Was-
serstraßen dar. Entscheidend für die Wettbewerbsfähigkeit der Binnenschifffahrt im inter-
modalen Wettbewerb ist die Abladetiefe, da nur über eine möglichst große Abladtiefe die 
Kostenvorteile der Binnenschifffahrt voll zum tragen kommen. 
Aus dieser Sicht sind Innovationen, wie z. B. die Wahl anderer Werkstoffe, die zu einer 
Gewichtseinsparung beim Schiffsköper von 10 oder 40 Tonnen führen, nur dann sinnvoll, 
wenn sie nur unwesentlich teurer als herkömmliche Materialien sind. Maßnahmen wie der 
Einsatz von Bugstrahlanlagen, die zur Befahrbarkeit von Wasserstraßen mit engen Kur-
venradien dienen, haben sich hingegen ähnlich wie Hubsteuerhäuser durchsetzen können. 
Auch für diese Flussanpassungen gilt, dass der Ertrag aus dem zusätzlich realisierbaren 
Aufkommen die Kosten der Innovation decken muss.  
Der Futura-Carrier wird aktuell als eine große Innovation in der Binnen- und Fluss-See-
Schifffahrt dargestellt. Ob die Leistungs- und Kostenersparnis dieses neuen Schiffstyps im 
praktischen Betrieb so groß ausfällt, wie sie aufgrund von Modellversuchen prognostiziert 
wurde, bleibt abzuwarten. Auch ob die angeblich bessere Manövrierbarkeit als traditionelle 
Schiffe mit Bugstrahlanlage signifikant ist, muss erst noch in der Praxis bestätigt werden. 
Neben diesen Aspekten werden derzeit schiffbauliche Bedenken an diesem Konzept ge-
äußert. 
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8 Beschäftigungseffekte von Investitionsmaßnahmen an 
Bundeswasserstraßen 
8.1 Einleitung 
Unabhängig vom Niveau der gesamträumlichen Arbeitslosenquote können strukturelle 
Probleme auf regionalen Arbeitsmärkten zu Unterbeschäftigungssituationen führen. Durch 
den Neu- bzw. Ausbau von Verkehrswegen werden unmittelbar (temporäre) neue Arbeits-
plätze geschaffen, deren Betrieb kann über die Verbesserung der regionalen Standort-
gunst zu dauerhaften positiven Beschäftigungseffekten führen. Die genannten Effekte 
werden im gesamtwirtschaftlichen Bewertungsverfahren des BVWP 2003 unter den Nut-
zenkomponenten „Beschäftigungseffekte aus dem Bau von Verkehrswegen (NR1)“ sowie 
„Beschäftigungseffekte aus dem Betrieb von Verkehrswegen (NR2)“ erfasst. 
 
8.2 Beschäftigungseffekte während der Bauphase (NR1) 
Ausgangspunkt zur Quantifizierung von Beschäftigungseffekten aus dem Neu- bzw. Aus-
bau von Verkehrswegeprojekten ist die Abschätzung der zur Projektrealisierung erforderli-
chen Arbeitskräfte bzw. des Anteils der Arbeitseinkommen an den Investitionskosten. In 
einem ersten Schritt werden für repräsentative Projekttypen Investitionsvektoren nach 58 
Wirtschaftsbereichen zusammengestellt. Durch Multiplikation dieser Vektoren mit den in-
versen Koeffizienten der Input-Output-Tabelle des Statistischen Bundesamtes erhält man 
die direkten und indirekten Produktionseffekte der Investitionstypen. Durch weitere Multi-
plikation mit den sektoralen Arbeitskoeffizienten werden die direkten und durch intersekt-
orale Verflechtungen bedingten indirekten Beschäftigten gewonnen. Im Durchschnitt der 
untersuchten Projekte ergeben sich Gesamtbeschäftigungseffekte von 2.350 Mannjahren 
je 100 Mio. € Investitionsvolumen. Da die Abweichungen der einzelnen Projekttypen vom 
Durchschnittswert mit ± 3 % nur gering ausfielen, wurde dieser Durchschnittswert einheit-
lich für alle Investitionsvorhaben des BVWP 2003 zugrunde gelegt. 
Die gewonnenen Beschäftigungswirkungen müssen auf ihre Regionalisierbarkeit hin über-
prüft werden. Die regionalen Affinitäten einzelner Wirtschaftszweige sind nach heutigem 
Kenntnisstand nicht eindeutig feststellbar. Um Verzerrungen der Ergebnisse zu vermeiden, 
werden im BVWP 2003 analog zu den vorangegangenen Bundesverkehrswegeplänen 
40 % der in allen beteiligten Wirtschaftszweigen auftretenden Beschäftigungswirkungen 
als regional zurechenbar angenommen.  
Folglich ergibt sich ein Gesamtbeschäftigungseffekt von 940 Mannjahren je 100 Mio. € 
Investitionskosten in der jeweiligen Projektregion.  
Die Bestimmung des Anteils ansonsten Arbeitsloser am Gesamtbeschäftigungseffekt in 
den jeweiligen Projektregionen erfolgt im Verfahren des BVWP 2003 anhand empirisch 
abgesicherter Erkenntnisse. Eine aus Zeitreihenanalysen abgeleitete, statistisch hoch 
gesicherte Reaktionsfunktion quantifiziert die Änderung der Arbeitslosenquote bei einer 
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Zunahme der Arbeitskräftenachfrage in Abhängigkeit vom Ausgangsniveau der beste-
henden Arbeitslosigkeit. Der Wert kann als Wahrscheinlichkeit interpretiert werden, dass 
ein durch die Investitionsmaßnahme Beschäftigter ohne Projektrealisierung arbeitslos 
geblieben wäre. 
Die in den Bewertungsansatz einfließenden regionalen Differenzierungsfaktoren pa wurden 
für die 97 Raumordnungsregionen Deutschlands bestimmt. Sie können aus der ermittelten 
Reaktionsfunktion unter Beachtung der regionalen Arbeitslosenquoten unmittelbar abgelei-
tet werden. Da die gesamtwirtschaftlichen Bewertungen zum BVWP generell unter der 
Prämisse eines konjunkturellen Gleichgewichts durchgeführt werden, ist hierbei lediglich 
die strukturelle Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen. 
Zur monetären Bewertung der Beschäftigungswirkungen wird ein einheitlicher Wertansatz 
gewählt der sich zur Vermeidung von Nutzenüberschätzungen am Subventionsaufwand 
zur Schaffung neuer Dauerarbeitsplätze durch die regionale Wirtschaftsförderung orientiert 
(Alternativkostenpostulat). Zum Preisstand des Jahres 1998 ergibt sich ein Wertansatz in 
Höhe von 13.000 € pro Arbeitsplatz und Jahr. 
Die Herleitung sowie die quantitativen Ergebnisse der Nutzen aus Beschäftigungseffekten 
während der Bauphase werden nachfolgend am Beispiel von vier Investitionsmaßnahmen 
an Bundeswasserstraßen erläutert. Bei den Beispielmaßnahmen handelt es sich um 
• den Ausbau des Neckars für den Einsatz von 135 m langen Schiffen, 
• den Ausbau der Nordstrecke des DEK für den Einsatz von 135 m langen Schiffen, 
• den Ausbau der Saale unterhalb Calbe (Schleusenkanal Tornitz) sowie 
• die Vertiefung der Seewasserstraße „Nördlicher Peenestrom“. 
Eingangsdaten und Ergebnisse der Berechnungen sind in der folgenden Tabelle zusam-
mengefasst.  
 





Investitionskosten (1.000 €) 118.963 25.831 72.603 19.286 
Mannjahre pro 100 Mio. € 2.350 2.350 2.350 2.350 
davon regional zurechenbar  40 % 40 % 40 % 40 % 
Regionaler Differenzierungsfaktor 0,125 0,174 0,278 0,474 
Wertansatz pro Arbeitsplatz und Jahr (€) 13.000 13.000 13.000 13.000 
Summe Nutzen NR1 (1.000 €) 1.822 551 2.472 1.117 
Anteil an den Investitionskosten 1,5 % 2,1 % 3,4 % 5,8 % 
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Ausgehend von den jeweiligen Investitionskosten zum Preisstand des Jahres 1998 (netto 
ohne MwSt) ergeben sich die Nutzen durch multiplikative Verknüpfung mit den in der Ta-
belle angegebenen Werten und Faktoren206.  
Im Ergebnis variieren die Nutzengrößen in Abhängigkeit vom jeweiligen regionalen Diffe-
renzierungsfaktor, der die Höhe der strukturellen Arbeitslosenquoten in den jeweiligen 
Raumordnungsregionen berücksichtigt. Bezogen auf die Höhe der Investitionskosten er-
reichen die Beschäftigungswirkungen der Ausbaumaßnahmen an der Seewasserstraße 
Peene mit einem Anteil von 5,8 % der Baukosten die relativ größte Bedeutung. Dies kor-
respondiert mit der hohen strukturellen Arbeitslosenquote in der Projektregion Ostvor-
pommern (10,6 % gegenüber 4,2 % im Bundesdurchschnitt), die zu einem entsprechend 
deutlich überdurchschnittlichen regionalen Differenzierungsfaktor führt. 
 
8.3 Beschäftigungseffekte während der Betriebsphase (NR2) 
Grundlage des Ansatzes zur Abschätzung von Beschäftigungswirkungen aus dem Be-
trieb von Verkehrswegen bildet die Hypothese, dass die strukturellen Probleme auf regi-
onalen Arbeitsmärkten zu einem maßgeblichen Teil von der Faktorausstattung der Regi-
on beeinflusst werden. Neben den klassischen Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital 
zählen hierzu auch die Ausstattung der Region mit technischer, sozialer und kultureller 
Infrastruktur.  
Ein wesentlicher Einfluss wird von der Zugänglichkeit zur Verkehrsinfrastruktur erwartet. 
Eine gute Anbindung des Wirtschaftsraums erhöht den Zugang zu Absatz- und Beschaf-
fungsmärkten, fördert die interregionale Arbeitsteilung und verbessert die Standortgunst 
der Region im interregionalen Wettbewerb. Hierauf aufbauend wird der Zusammenhang 
zwischen der strukturellen Arbeitslosigkeit einer Region und ihrer Anbindungsqualität 
quantifiziert und daraus ein Bewertungsansatz für die Projektbewertung in der Bundes-
verkehrswegeplanung abgeleitet. 
Als Indikator für die Anbindungsqualität wird bei Straßen- und Schienenprojekten auf die 
Luftliniengeschwindigkeit zurückgegriffen. Bei Binnenschiffsverkehren führen dagegen 
vor allem Ausbauvorhaben auch zu einer Vergrößerung der einsetzbaren Schiffstypen. 
Hierdurch ändert sich die Qualität der jeweiligen Wasserstraße nachhaltig, ohne dass 
dies einen ausreichenden Niederschlag in der Veränderung der Luftliniengeschwindigkeit 
findet. Für die Binnenschifffahrt wird daher eine zusätzliche Gewichtung der Luftlinienge-
schwindigkeit erforderlich, die den Ausbauzustand der Wasserstraße berücksichtigt. Dies 
erfolgt anhand relationsspezifischer Faktoren, die aus der durchschnittlichen Tragfähig-
keit der Flotte, die auf einer Wasserstraße möglich ist, abgeleitet werden. Die Gewich-
tungsfaktoren ergeben sich aus dem Verhältnis der durchschnittlichen Tragfähigkeiten 
der Flotte in den jeweiligen Vergleichs- und Planfällen. 
                                                
 
206  Rechengang am Beispiel Peene: 19,286 x 23,5 x 0,4 x 0,474 x 13 = 1.117 (1.000 €)  
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Die Quantifizierung des Zusammenhangs zwischen struktureller Arbeitslosigkeit und An-
bindungsqualität erfolgt über einen multiplen Regressionsansatz. Hierbei werden neben 
dem Anbindungsindikator weitere regionale Standortfaktoren bzw. Variablen zur Erfas-
sung der regionalen Standortqualität berücksichtigt. 
Aus den Schätzergebnissen lassen sich regionale Kenngrößen zur Reaktionsintensität 
ableiten, welche die relative Änderung der strukturellen Arbeitslosenquote aufgrund einer 
relativen Änderung des Anbindungsindikators abbilden. 
Die Abschätzung projektspezifischer Beschäftigungseffekte erfolgt über die folgenden 
Arbeitsschritte: 
• Für die aus dem Umlegungsverfahren bekannten Quell-Ziel-Beziehungen der jeweils 
relevanten Streckenabschnitte werden auf Basis der Vergleichsfallnetze die regions-
spezifischen Kenngrößen „durchschnittliche Tragfähigkeit der Schiffsflotte“ ermittelt. 
• Anschließend wird die durch das erwogene Projekt hervorgerufene Änderung der An-
bindungsqualität bestimmt. Das Projekt wird in das Netz eingefügt und die neue Kenn-
größe „durchschnittliche Tragfähigkeit der Schiffsflotte“ der betroffenen Relationen er-
rechnet. 
• Die Kenngrößen für den Vergleichs- und Planfall werden zueinander in Beziehung ge-
setzt und die relative Verbesserung der Anbindungsqualität bestimmt. 
• Multipliziert mit den Faktoren der Reaktionsintensität sowie der Zahl der Arbeitslosen 
ergibt sich hieraus der jeweils regionsspezifische Beschäftigungseffekt. Dieser wird – 
analog zu den Beschäftigungswirkungen während der Bauphase – mit dem monetären 
Wertansatz je Arbeitsplatz in Höhe von 13.000 € je Arbeitsplatz und Jahr bewertet. 
Eingangsdaten und Ergebnisse der Berechnungen sind für die drei beispielhaft ausge-
wählten Investitionsmaßnahmen an Binnenwasserstraßen wiederum in der folgenden Ta-
belle zusammengefasst. Bei den Anbindungs- und Differenzierungsfaktoren handelt es 
sich hierbei um Durchschnittswerte aus den für die Bewertungsrechnungen relationsspezi-
fisch angewendeten Einzelwerten. Rechnerisch ergeben sich die Jahresnutzen aus einer 
Multiplikation des Veränderungsfaktors der Anbindungsqualität mit dem regionalen Diffe-
renzierungsfaktor sowie dem Wertansatz pro Arbeitsplatz und Jahr207. 
 
                                                
 
207  Rechengang am Beispiel DEK-Nord: 0,0345 x 157 x 13 = 70,5 (1.000 €; Abweichung durch Rundung) 
Verkehrswirtschaftlicher und ökologischer Vergleich der Verkehrsträger Schiff, Straße, Schiene Seite 97 
 Essen  





Anstieg Tragfähigkeit der Flotte 6,3 % 28,7 % 30,1 % 
Veränderung Anbindungsindikator 0,66 % 3,45 % 0,59 % 
Regionaler Differenzierungsfaktor  415 157 1.077 
Beschäftigungsnutzen NR2 pro Jahr (1.000 €) 35,5 70,5 82,1 
Summe Nutzen NR2 (1.000 €) 1.846 1.570 5.257 
Anteil an den Investitionskosten 1,6 % 6,1 % 7,2 % 
 
Neben den Wirkungen aus verbesserten Anbindungsqualitäten können Investitions-
vorhaben an Bundeswasserstraßen im Einzelfall direkten Einfluss auf die regionale Be-
schäftigungssituation ausüben. Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn die zu-
lässigen Schiffsabmessungen (Länge, Breite, Tiefgang) der wasserseitigen Zufahrt einer 
Werft deren technisch mögliches Bauprogramm gravierend einschränken. Wird diese Be-
schränkung durch ein erwogenes Projekt aufgehoben, so können hieraus erhebliche Ar-
beitsplatzeffekte entstehen. 
Die Abschätzung derartiger Effekte ist nicht im Rahmen standardisierter Verfahren mög-
lich. Vielmehr sind auf den Einzelfall ausgerichtete Analysen und Prognosen zu den Wett-
bewerbsbedingungen im Vergleichs- und Planungsfall durchzuführen sowie die hieraus 
resultierenden Beschäftigtenzahlen für das betroffene Unternehmen einschließlich der 
regionalen Vorleistungen (Zulieferer) abzuleiten. 
Relevant sind hierbei aus gesamtwirtschaftlicher Sicht nur die Nettobeschäftigungseffekte 
für die deutsche Volkswirtschaft. Verlagerungen von Arbeitsplätzen zwischen Regionen 
innerhalb der Bundesrepublik bleiben entsprechend unberücksichtigt. 
Die als Demonstrationsbeispiel gewählte Investitionsmaßnahme am nördlichen Peene-
strom gehört zu der Maßnahmegruppe, von der direkte Beschäftigungswirkungen ausge-
hen. Der Peene-Werft in Wolgast wird durch die Vertiefung der Fahrrinne ermöglicht, vor-
liegende Optionen zum Bau von ihr entwickelter 2.000 TEU-Containerschiffe zu verwirkli-
chen. Die hieraus resultierende verbesserte Auslastung der Werft führt zu projektbeding-
ten regionalen Beschäftigungseffekten von insgesamt 444 Arbeitsplätzen bei der Werft 
und ihren Zulieferern208. Da ein Teil dieser Arbeitsplätze bei Nichtrealisierung der Maß-
nahme an anderen deutschen Werftstandorten entstehen würde, sind von diesem regiona-
len Gesamteffekt aus gesamtwirtschaftlicher Sicht nur 333 Arbeitsplätze relevant. Bewertet 
                                                
 
208  Die Abschätzung beruht auf detaillierten Analysen und Prognosen zu den relevanten Teilmärkten des 
Weltschiffbaumarktes einschließlich der Konkurrenzsituation der Peene-Werft; vgl. PLANCO Consulting 
GmbH, Nutzen-Kosten-Analyse zur Anpassung des Seewasserstraße „Nördlicher Peenestrom“ an die ver-
änderten wirtschaftlichen Anforderungen des Hafen- und Werftstandortes Wolgast, Studie im Auftrag des 
Wasser- und Schifffahrtsamtes Stralsund, Schlussbericht, Essen, August 2005 
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mit dem einheitlichen Satz von 13.000 € je Arbeitsplatz und Jahr ergibt sich ein gesamt-
wirtschaftlicher Nutzen in Höhe von gut 4,3 Mio. € pro Jahr. Summiert über die technische 
Lebensdauer der Maßnahme resultiert hieraus ein Nutzenbarwert von gut 48,4 Mio. € ge-
genüber einem Barwert der Investitionskosten von rd. 13,5 Mio. €. Diese Größenordnung 
verdeutlicht, dass die Nutzenkomponente NR2 in Einzelfällen erhebliche Bedeutung für die 




Die gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungseffekte aus dem Neu- bzw. Ausbau von Bun-
deswasserstraßen variieren in Abhängigkeit der Investitionskosten sowie insbesondere der 
Höhe der strukturellen Arbeitslosigkeit in den jeweils relevanten Projektregionen. Ihr Ein-
fluss auf die gesamtwirtschaftliche Rentabilität der Maßnahmen ist in aller Regel eher ge-
ring. 
Dies gilt analog für die Beschäftigungseffekte während der Betriebsphase, soweit sie auf 
verbesserten Anbindungsqualitäten der betreffenden Regionen beruhen. Kommen hinge-
gen direkte Wirkungen auf das regionalen Beschäftigungsniveau zum Tragen, so können 
sie im Einzelfall das NKV bestimmende Größenordnungen erreichen. 
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9 Bewertungsmethodik Verkehrswegeinvestitionen 
9.1 Rahmenbedingungen, Zielsystem und Komponenten des Ver-
fahrens 
Entscheidungen über Investitionsmaßnahmen an der verkehrlichen Infrastruktur des Bun-
des stützen sich seit Anfang der siebziger Jahre auf eine verkehrsträgerübergreifende 
Planung der Bundesverkehrswege für die Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasser-
straße. Die wichtigsten Koordinierungselemente der Bundesverkehrswegeplanung sind 
integrierte Gesamtverkehrsprognosen für alle Verkehrsträger sowie gesamtwirtschaftliche 
Projektbewertungen nach verkehrsträgerübergreifend einheitlichen Maßstäben zur Festle-
gung der Bauwürdigkeit und Dringlichkeit von erwogenen Verkehrswegeprojekten. 
Die Bundesverkehrswegeplanung verfolgt das übergeordnete Ziel die Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur des Bundes so zu steuern, dass ein möglichst großer Beitrag zur 
Wohlfahrt der Bevölkerung erzielt wird. Für die praktische Bewertung konkurrierender In-
vestitionsvorhaben wird dieses Oberziel in Form quantifizierbarer Bewertungskomponen-
ten, wie Verbilligung von Beförderungsprozessen, Erhöhung der Verkehrssicherheit, Ent-
lastung der Umwelt, etc. konkretisiert. 
In aller Regel verursachen Verkehrswege sowohl Vorteile als auch Nachteile. Es kommt 
darauf an, einen möglichst hohen Überschuss der positiven Wirkungen über die negativen 
Wirkungen zu erzielen. Auch unerwünschte Nebenwirkungen müssen entsprechend im 
Bewertungssystem adäquat berücksichtigt werden. 
In Übereinstimmung mit dem BVWP ’92 und seinen Vorläufern bleibt die monetäre Bewer-
tung der Projektwirkungen im Rahmen einer Nutzen-Kosten-Analyse auch im Verfahren 
des BVWP 2003 das zentrale Element der Bewertungsmethodik. Die Monetarisierung von 
Projektwirkungen ist indes nicht für alle Wirkungsbereiche von erwogenen Verkehrswege-
investitionen durchführbar bzw. sinnvoll. Dies trifft auf Teile der Umweltwirkungen, insbe-
sondere die ökologischen Risiken eines Projektes, ebenso zu, wie auf die Erfüllung raum-
ordnungspolitischer und städtebaulicher Zielvorstellungen. Im Verfahren des BVWP 2003 
sind daher umwelt- und naturschutzfachliche Beurteilungen sowie Raumwirksamkeitsana-
lysen neben der Nutzen-Kosten-Analyse eigenständige Bestandteile des Gesamtsystems 
der Wirkungsbeurteilung. 
 
9.2 Methodische Grundsätze der Nutzen-Kosten-Analyse 
Die gesamtwirtschaftliche Bewertung von Projekten der BVWP erfordert eine Gegenüber-
stellung der Investitionskosten mit allen projektbedingten Vor- und Nachteilen (Projektwir-
kungen). Die Quantifizierung und Bewertung der Wirkungen erfolgt durch die Gegenüber-
stellung eines Planfalles mit einem Vergleichsfall. Der Planfall unterscheidet sich vom Ver-
gleichsfall dadurch, dass er die zu bewertenden Verkehrswegeinvestitionen berücksichtigt. 
Erfasst werden hierbei alle Änderungen im Wirkungsbereich des Projekts. 
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Um die Vor- und die Nachteile von Verkehrswegeprojekten unmittelbar gegeneinander 
abwägen zu können, werden sie so weit wie möglich in Wettbewerbspreisen ausgedrückt, 
welche die Bedürfnisse der Betroffenen unmittelbar und unverzerrt widerspiegeln. Fehlen 
für einzelne Wirkungsbereiche geeignete Wettbewerbspreise, so treten abgeleitete Wert-
ansätze an ihre Stelle. Hierbei gilt stets, dass die anzuwendenden monetären Größen den 
Wert des Ressourcenverzehrs widerspiegeln sollen. Verzerrte Preise werden daher berei-
nigt, indem etwa Gewinne und Marktsteuern ausgeklammert werden. 
Die Quantifizierung der Projektwirkungen erfordert in weiten Teilen die Kenntnis der stre-
cken- und belastungsabhängigen Verkehrssituation (Anzahl der Fahrzeuge je Richtung 
und Zeitabschnitt, Geschwindigkeiten, Wartezeiten) in den jeweils relevanten Vergleichs- 
und Planfällen. Als Basis für die Bereitstellung dieses Datengerüstes werden verkehrs-
zweigübergreifend koordinierte Verkehrsprognosen für ein definiertes Prognosejahr (im 
BVWP 2003 das Jahr 2015) erstellt. Zusammen mit dem Ausbauzustand der Verkehrsin-
frastruktur im Prognosejahr bilden die räumlich differenzierten Ergebnisse dieser Prognose 
den Ausgangspunkt für die Simulation des Verkehrsgeschehens in den Vergleichs- und 
Planfällen. 
Die Simulationsrechnungen zum Verkehrsgeschehen im Prognosejahr erfolgen anhand 
verkehrsträgerspezifischer Umlegungsmodelle in einem iterativen Verfahren. Die Modell-
rechnungen umfassen die Vorausschätzung der Fahrzeugstrukturen und Fahrzeugauslas-
tungen sowie der Anteile unbeladener Fahrzeuge, die Bestimmung der Leistungsfähigkeit 
der Netzelemente (Strecken und/oder Knoten), die Vorausschätzung der Strecken- und 
Knotenbelastungen, die Ermittlung des Verkehrsablaufs bei Kapazitätsbeschränkungen 
sowie die Bestimmung der Verkehrsbelastung der relevanten Netzabschnitte in Beförde-
rungs- (Personen, Gütertonnen) und Fahrzeugmengen. 
Durch Verkehrswegeprojekte verändern sich für den Verkehrsablauf maßgebende Merk-
male. In Abhängigkeit vom Ausmaß dieser Veränderungen sowie von der räumlichen Lage 
der Baumaßnahme im Verkehrswegenetz verändern sich hierdurch in aller Regel nicht nur 
die Streckenbelastungen auf dem direkt von den Neu- bzw. Ausbaumaßnahmen betroffe-
nen Streckenabschnitten, sondern darüber hinaus auch in mehr oder weniger ausgedehn-
ten Teilen des übrigen Verkehrswegenetzes. 
Überschneiden sich die Wirkungsbereiche zweier oder mehrerer Projekte eines Verkehrs-
trägers in signifikanter Weise, so ergibt sich bei Betrachtung des Projektbündels gegen-
über der Einzelprojektbewertung eine Verstärkung oder Abschwächung der Belastungen 
einzelner Streckenabschnitte. Es liegen verkehrsträgerinterne Interdependenzen vor. Ne-
ben verkehrsträgerinternen Interdependenzen können auch Wechselwirkungen zwischen 
den Verkehrsträgern auftreten. Derartige verkehrsträgerübergreifende Interdependenzen 
finden ihren Niederschlag in veränderten Verkehrsträgeranteilen (Wirkung auf den Modal 
Split) auf den betroffenen Relationen.  
Die Bewertung verkehrlicher Interdependenzwirkungen umfasst grundsätzlich sämtliche 
Wirkungsbereiche. Entsprechend sind neben den Transportkosten auch die externen Kos-
ten (Unfälle, Lärm, Abgase etc.) zu berücksichtigen. Bei verkehrsträgerübergreifenden 
Effekten sind hier jeweils die Kostenunterschiede zwischen den Verkehrsträgern relevant.  
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Die monetäre Bewertung von Projekten der BVWP erfolgt anhand dynamischer Verfahren 
der Investitionsrechnung. Wesentliches Merkmal dieser Verfahren ist es, die zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten anfallenden Nutzen- und Kostenströme mit Hilfe der Zinseszins-
rechnung auf einen gemeinsamen Bezugszeitpunkt ab- oder aufzudiskontieren. Somit ha-
ben Nutzen und Kosten nicht nur über ihren Betrag, sondern auch über den Zeitpunkt ih-
res Anfalls einen wesentlichen Einfluss auf das Ergebnis. Zur zeitlichen Vereinheitlichung 
der Projektwirkung sowie zur Bildung des Beurteilungskriteriums wurden für die Bewertun-
gen zum BVWP 2003 für alle Verkehrsträger einheitlich die folgenden Festlegungen ge-
troffen: 
• Bezugszeitpunkt 
Die Berechnung vergleichbarer Kennzahlen zur Wirtschaftlichkeit erwogener Ver-
kehrswegeinvestitionen erfordert die Festlegung eines einheitlichen Bezugszeitpunk-
tes für die Aktualisierung der Nutzen- und Kostenströme. Für den BVWP 2003 wird 
dieser Bezugszeitpunkt auf das Jahr 2000 festgelegt. 
• Preisstand 
Damit die Nutzen und Kosten der unterschiedlichen Projekte miteinander vergleich-
bar sind, muss ihnen ein einheitlicher Preisstand zugrunde liegen. Für den BVWP 
2003 wird als Preisstand für sämtliche bewertungsrelevanten monetären Größen 
einheitlich das Jahr 1998 festgelegt. Die Berechnungen erfolgen in konstanten Prei-
sen, d. h. zukünftige Preissteigerungen bleiben sowohl bei den Investitionskosten als 
auch bei den Nutzenkomponenten unberücksichtigt. Eine Ausnahme bilden hierbei 
die Preise für Mineralölprodukte. Um die Bewertungsergebnisse der Nutzen-Kosten-
Analyse nicht durch die kurz- und mittelfristigen Schwankungen der Mineralölpreise 
zu verzerren, werden die Wertansätze für Otto- und Dieselkraftstoffe für die Bewer-
tungsrechnungen zum BVWP 2003 auf der Basis langfristiger Preisprognosen zum 
Preisstand des Jahres 2015 berechnet. 
• Aktualisierungsrate 
Die Bundesverkehrswegeplanung bewertet Projektwirkungen in konstanten Preisen. 
Entsprechend darf auch der zur Aktualisierung der Nutzen- und Kostenströme ver-
wandte Zinssatz keine Inflationserwartungen enthalten. Die Höhe der Aktualisie-
rungsrate wird für die Projektbewertungen des BVWP 2003 mit 3 % festgelegt. Sie o-
rientiert sich damit am Durchschnitt des langfristig in der Bundesrepublik erwarteten 
realen Produktivitätsfortschritts.  
• Prognosehorizont 
Der Prognosehorizont für die Verkehrsmengen aller Verkehrsträger ist einheitlich das 
Jahr 2015. Ab diesem Jahr werden bis zum Ende des jeweiligen Betrachtungszeit-
raums keine weiteren Steigerungen der Verkehrsmengen angesetzt.  
• Betrachtungszeitraum 
Der Betrachtungszeitraum der Nutzen-Kosten-Analyse legt den Zeitraum fest, in dem 
die Wirkungen der jeweiligen Projekte ab dem Jahr der Inbetriebnahme erfasst wer-
den. Die Berechnung erfolgt jeweils projektspezifisch aus dem gewogenen Durch-
schnitt der technischen Nutzungsdauern der einzelnen Projektbestandteile. Bei dieser 
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Verfahrensweise erübrigt sich der gesonderte Ansatz von Re-Investitionen sowie von 
Restwerten am Ende des Betrachtungszeitraums. 
• Beurteilungskriterium 
Als Beurteilungsgröße für die gesamtwirtschaftliche Effizienz der erwogenen Investiti-
onsvorhaben wird das Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) verwendet. Hierbei gilt die 
grundsätzliche Regel, dass der Barwert aller Nutzenkomponenten den Zähler, und der 
Barwert der Investitionskosten den Nenner des Quotienten bildet. Nutzenelemente mit 
projektbedingten Kostenerhöhungen werden somit mit negativem Vorzeichen im Zähler 
erfasst. Ist eine mehrstufige Bewertung eines Projektes mit alternativen Ausbaustan-
dards erforderlich, so ist als Beurteilungskriterium das Differenz-Nutzen-Kosten-
Verhältnis maßgebend. Ausgehend vom Ausbaustandard mit dem niedrigsten Kosten-
barwert wird hierbei geprüft, welchen zusätzlichen Nutzen der verbesserte Ausbauzu-
stand erbringt und welche zusätzlichen Kosten dadurch entstehen. Hierzu wird der 
Quotient aus den summierten Barwerten der Zusatznutzen und Zusatzkosten gebildet. 
 
Die Struktur der Nutzenkomponenten der gesamtwirtschaftlichen Bewertungsrechnungen 
für den BVWP 2003 entspricht grundsätzlich derjenigen des BVWP ’92. Ergänzungen um-
fassen die Berücksichtigung des induzierten Verkehrs sowie die Wirkungen verbesserter 
Anbindungen von See- und Flughäfen. Aufgrund ihrer gesonderten Berücksichtigung im 
Rahmen von Raumwirksamkeitsanalysen entfallen hingegen die Komponenten „Raumord-
nerische Vorteile“ sowie „Verminderung von Beeinträchtigungen der Wohnqualität und der 
Kommunikation“. Detaillierte Erläuterungen zur Quantifizierung der einzelnen Nutzenkom-
ponenten finden sich im Handbuch zum BVWP 2003209 sowie, insbesondere in techni-
schen Details des Verkehrsträgers Wasserstraße noch weiter differenziert, im Kompendi-
um NKA Binnenwasserstraßen210. Einen Überblick über die Nutzenkomponenten gibt die 
folgende Aufstellung. 
 
                                                
 
209  Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (Hrsg.), Bundesverkehrswegeplan 2003 – Die 
gesamtwirtschaftliche Bewertungsmethodik, Schlussbericht zum FE-Vorhaben 96.0790/2003 erstellt von 
PLANCO Essen in Zusammenarbeit mit IVV Aachen und BVU Freiburg, Berlin, Januar 2005. 
210  Unterabteilung Wasserstraßen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (Hrsg.), 
Kompendium Kosten-Nutzen-Analysen (KNA) für Investitionen an Binnenschiffahrtsstraßen, Bonn, Ausga-
be 1999 
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Tabelle 9-1: Nutzenkomponenten der NKA des BVWP 2003 
♦ Verbilligung von Beförderungsvorgängen (NB) 
 NB1 Senkung von Kosten der Fahrzeugvorhaltung 
 NB2 Senkung von Kosten des Fahrzeugbetriebs 
 NB3 Transportkostenänderungen durch Aufkommensverlagerungen 
♦ Erhaltung der Verkehrswege (NW) 
 NW1 Erneuerung der Verkehrswege 
 NW2 Instandhaltung der Verkehrswege 
♦ Erhöhung der Verkehrssicherheit (NS) 
♦ Verbesserung der Erreichbarkeit von Fahrtzielen (NE) 
♦ Räumliche Vorteile (NR) 
 NR1 Beschäftigungseffekte aus dem Bau von Verkehrswegen 
 NR2 Beschäftigungseffekte aus dem Betrieb von Verkehrswegen 
 NR3 Beiträge zur Förderung internationaler Beziehungen 
♦ Entlastung der Umwelt (NU) 
 NU1 Verminderung von Geräuschbelastungen 
 NU2 Verminderung von Abgasbelastungen 
 NU3 Verminderung innerörtlicher Trennwirkungen 
♦ Wirkungen des induzierten Verkehrs (NI) 
♦ Verbesserte Anbindung von See- und Flughäfen (NH) 
♦ Erfüllung verkehrsfremder Funktionen (NF) 
Die den Nutzenkomponenten gegenüberzustellenden Investitionskosten umfassen 
grundsätzlich alle zur Projektrealisierung erforderlichen Aufwendungen. Hierzu zählen 
unabhängig von der Kostenträgerschaft etwa auch Entschädigungszahlungen an Dritte. 
Auch die Mehrkosten für eine ökologisch ausgerichtete bzw. verträgliche Bauausführung 
sind in den Investitionskosten enthalten. Ebenso sind die darüber hinausgehenden Kos-
ten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die zur Kompensation von Eingriffen in den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild erfahrungsgemäß erforderlich werden, in den 
Investitionskosten erfasst, da das Projekt ohne diese Anteile nicht realisierbar wäre. 
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1 Glossar 
Abflussprojektionen Modellbeschreibung des Wasserflusses in strömenden 
Gewässern 
Abgasbypass Umgehung von Abgasnachbehandlungstechniken; in 
der Binnenschifffahrt notwendig, damit in jedem Fall die 
Funktion des Antriebs gewährleistet ist 
AdBlue® AdBlue (DIN 70070 / AUS32) ist der Markenname für 
eine hochreine, wasserklare, synthetisch hergestellte 
32,5%ige Harnstofflösung, die zur Nachbehandlung von 
Abgasen in einem SCR-Katalysator benutzt wird. 
Adhäsion beschreibt die Verklammerungen eines Stoffes in die 
mikroskopisch kleinen Poren und Vertiefungen eines 
festen Körpers 
Affinität hier z.B. binnenschiffsaffin sind Güter( z.B. Massengü-
ter), die besonders für den Binnenschiffstransport ge-
eignet sind 
Aggregation ist das Zusammenfassen von Daten nach bestimmten 
Kriterien, z.B. Unternehmensinformationen wie Umsätze 
nach Branchen zusammenzufassen 
amphibisch als amphibisch bezeichnet man Lebewesen, die sowohl 
im Wasser als auch an Land leben 
aquatisch als aquatisch bezeichnet man in der Biologie Organis-
men, die ihren Lebensmittelpunkt im Wasser haben 
archimedisches Prinzip die Auftriebskraft eines Körpers in einem Medium ( z.B. 
Wasser) ist genau so groß wie die Gewichtskraft des 
vom Körper verdrängten Mediums 
ARGO-Projekt war ein Forschungsprojekt. Es wurde ein Gerät entwi-
ckelt, dass die Radar- und die GPS-Informationen mit 
einer Wasserstraßenkarte (Inland-ECDIS) kombiniert 
Assimilation ist der Stoff- und Energiewechsel, bei dem aufgenom-
mene körperfremde Stoffe unter Energiezuführung 
schrittweise in körpereigene Verbindungen umgewan-
delt werden; z.B. CO2-Aufnahme (Assimilation) beim 
Rapsanbau. 
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Azipod-Antrieb Antriebsform bei Schiffen, bei denen das Schiff durch 
drehbare Propellergondeln angetrieben wird 
Bereithaltungskosten Kosten, die allein durch die Bereithaltung eines Ver-
kehrsträgers entstehen. 
binnenschiffsaffin besonders binnenschiffsgeeignet 
Biodiversität entspricht Artenvielfalt 
Biogeochemie Wissenschaft von den ökologischen Zusammenhängen 
Biotoptypen ist ein abstrahierter Typus aus der Gesamtheit gleichar-
tiger oder ähnlicher Biotope und dient der Beschreibung 
der Landschaft. Jeder einzelne Typ bietet, als Lebens-
raum mit seinen ökologischen Bedingungen einheitli-
che, von anderen Typen verschiedene Voraussetzun-
gen. 
Biozide sind in der Schädlingsbekämpfung eingesetzte Chemi-
kalien und Mikroorganismen 
Blockkoeffizient ist eine Größe, mit deren Hilfe die Schiffsabmessungen 
zusammengefasst beschrieben werden. 
bottom-up-Ansätze bei bottom-up-Ansätzen wird von einzelnen untersuch-
ten Fällen auf eine größere Gesamtheit geschlossen 
Bugstrahlanlagen ist eine Ruderanlage in der Nähe des Schiffsbugs un-
terhalb der Wasserlinie zum besseren Manövrieren 
Canyoning unter Canyoning versteht man das Begehen einer 
Schlucht von oben nach unten 
Cetanzahl Cetanzahl beschreibt die Zündwilligkeit von Dieselkraft-
stoffen. Je mehr unverzweigt aufgebaute Kohlenwas-
serstoffmoleküle vorhanden sind, desto leichter entzün-
det sich der Kraftstoff von selbst. Die Cetanzahl gibt an, 
dass sich ein Kraftstoff genauso verhält wie ein Ge-
misch von n-Hexadecan (Cetan) und  
1-Methylnaphtalin mit dem angegebenen Volumenanteil 
Cetan. 
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Common Rail bei der Common Rail Einspritzung, die auch „Spei-
chereinspritzung” genannt wird, handelt es sich um Ein-
spritzsysteme für Verbrennungsmotoren, bei denen eine 
Hochdruckpumpe den Kraftstoff auf ein hohes Druckni-
veau bringt 
Dauerlieger als Dauerlieger bezeichnet man einen Bootseigner, der 
sein Boot in einem Hafen ganzjährig liegen hat 
Disaggregation ist das Gegenteil der Aggregation, d.h. zusammenge-
fasste Daten werden aufgespalten 
Downscaling im Rahmen von Klimamodellierungen angewendetes 
Verfahren zur regionalen Disagggreagation von Klima-
daten 
Ecotransit Projekt u.a. über den Energieverbrauch der Bahn 
EcoTransIT-Projekt s. Ecotransit 
effektive Maschenweite verhält sich proportional zur Wahrscheinlichkeit, dass 
zwei willkürlich gewählte Punkte barrierefrei verbunden 
werden können. Diese Verbindungswahrscheinlichkeit 
wird durch Multiplikation mit der Gesamtgröße des be-
trachteten Gebietes in eine Flächengröße, die effektive 
Maschenweite, umgerechnet.  
Eintiefung hier Vertiefung der Fahrrinne einer Wasserstraße 
Elektrotraktion Antrieb eines Zuges durch eine Elektrolokomotive 
Emissionswert Menge einer Schadstoffemission bei gegebener Leis-
tung 
Entsiegelung ist die Aufhebung der Versiegelung ehemaliger Ver-
kehrsflächen 
Erosionsschutz sind Maßnahmen Erosion, d.h. das Abtragen von Böden 
oder Gewässerböden, zu verhindern 
Eutrophierung bezeichnet die Überlastung von Gewässern mit anorga-
nischen Nährstoffen wie Phosphor und Stickstoffverbin-
dungen 
Externe Kosten in Geldeinheiten bewertete Effekte auf ansonsten unbe-
teiligte Dritte 
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fäkal-coliforme Bakterien unter dieser Gruppe fasst man Bakteriengattungen zu-
sammen, die bei der Wasseraufbereitung und bei der 
Nahrungsmittelindustrie Verschmutzung meist fäkalen 
Ursprungs anzeigen. 
Feed-Verhältnis optimale Harnstoffzugabe bei einem Oxidationskataly-
sator zur Stickoxidreduktion 
FFH- und EU-
Vogelschutzgebieten 
bestimmt Formen von Naturschutzgebieten auf Basis 
von EU-Richtlinien 
FFH-Richtlinie Fauna-Flora-Habitat Richtlinie der EU 
fiskalische Aspekte Aspekte der Staatseinnahmen und -ausgaben 
Flottenstruktureffekt Erhöhung des Anteils größerer Schiffe an der Binnen-
schiffflotte 
Flottwasser als Flottwasser bezeichnet man den Abstand zwischen 
dem tiefsten Punkt eines Schiffes in Fahrt zur Flusssoh-
le 
frei fließender Fluss Fluss ohne jegliche Stauregulierung 
Ganglinien zeitlicher Verlauf der Wasserstandslinien eines Flusses 
Ganzzüge im Gegensatz zum Wagenladungsverkehr werden vom 
Verlader Transportmengen bereitgestellt, die einen 
ganzen Zug benötigen. Es entfallen Sammelverkehre. 
Gelenkverbände aneinander gekoppelte Schiffseinheiten, die an der 
Koppelstelle seitlich geknickt werden können um engere 
Kurven fahren zu können 
geogene Natur naturbelassene Natur 
Großpalette ist eine Transporthilfsmittel, welches dazu dient mehre-
re Container als Einheit verladbar zu machen 
Hamenfischerei wird als eine der umweltschonendsten Fischfangtechni-
ken bezeichnet. Hamen bestehen meist aus zwei recht-
eckigen Netzen mit einer großen Tasche, die von je 
zwei großen Holz-, oder Eisenstangen horizontal, (bei 
vier Stangen auch vertikal) sowie einem Seilsystem 
auseinander gehalten werden. Diese Hamen werden ins 
Wasser gesenkt 
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Heckschaufelantrieb eine bestimmte Schiffsantriebsform 
Hubsteuerhäuser Steuerhäuser auf Schiffen, die hydraulisch angehoben 
und gesenkt werden können, um bei niedrigen Brücken 
eine Durchfahrt zu ermöglichen. 
hydrologisch-
morphologische Dynamik 
Entwicklung eines Gewässer aus biologischer Sicht 
Hydrolysereaktion ist die Spaltung einer chemischen Verbindung durch 
Reaktion mit Wasser 
indisponibel Maßnahmen sind Maßnahmen des Bundesverkehrswegeplans, die 
mit Sicherheit umgesetzt werden, es sei den deren 
Planfeststellungsverfahren scheitert 




Iso-Geschwindigkeitskurve Kurven gleicher Geschwindigkeit in einem Diagramm, 
z.B. in einem Leistungs-Geschwindigkeitsdiagramm 
iteratives Verfahren durch fortwährendes Einsetzen eines vorherigen Er-
gebnisses als neuer Ausgangspunkt wird ein Ergebnis 
von zufriedenstellender Genauigkeit ermittelt 
Kanal künstliche Wasserstraße 
kanalgängig ein Schiff wird als kanalgängig bezeichnet, wenn seine 
Abmessungen es erlauben das Kanalsystem zu nutzen 
Kasko der Motorschiffe Schiffsrumpf 
Kombinierter Verkehr Verkehre, bei denen der Transport 
Kostendegression Kostendegression beschreibt den Zustand, dass die 
Kosten z.B. einer transportierten Einheit sinken, wenn 
die Anzahl der transportierten Einheiten pro Transport 
erhöht werden. 
Krängung Neigung eines Schiffes 
Krängungsmesser Gerät zur Messung der Krängung 
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Laderaumsüll ist die hervorstehende Einfassung von der Ladaraum-
öffnungen im Deck von Schiffen 
Landschaftszerschneidung bezeichnet in einer relativ weiten Definition ein Zerrei-
ßen von gewachsenen ökologischen Zusammenhängen 
in räumlich getrennte Bereiche der Landschaft (HABER, 
nach JAEGER, 2002) 
Leertiefgänge Tiefgang eines unbeladenen Schiffs 
makroskopische Methode entspricht hier top-down-Ansätze 
Modal Split Aufteilung einer bestimmten Transportmenge auf die 
verschiedenen Verkehrsträger 
Modellierungskette Bestandteile der Modellbildung 
monetär in Geldeinheiten ausgedrückt 
Monetarisierung in Geldeinheiten bewerten 
morphodynamische Modelle sind Modelle des Geschiebe-, Sediment und Schweb-
stoffhaushalts von Gewässern 
NATURA 2000 ist eine europäisches Naturschutzsystem 
Neophyten sind Pflanzen, die bewusst oder unbewusst, direkt oder 
indirekt vom Menschen in Gebiete eingeführt wurden, in 
denen sie natürlicherweise nicht vorkamen. 
Niedrigwasseraufhöhung Eine Niedrigwasseraufhöhung soll schiffbaren Flüssen 
auch in regenarmen Zeiten, insbesondere in den Som-
mermonaten ausreichend Wasser zur Verfügung stel-
len, so dass der Schiffsverkehr nicht eingestellt werden 
muss. 
PlanMax Prognosenetz des BVWP 2003 mit allen derzeit unter 
Verkehr stehenden Netzelementen, ergänzt um Stra-
ßenbauprojekte die in Bau sind bzw. für die der Status 
„indisponibel“ gilt, zuzüglich aller Straßenbauprojekte 
des „Vordringlichen Bedarfs“ des BVWP 2003. 
Planumsschutzschicht ein bestimmte Schicht des Gleisunterbaus bei Eisen-
bahnen 
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Poissonverteilung ist ein Begriff aus der Wahrscheinlichkeitstheorie. Es 
handelt sich um eine diskrete Wahrscheinlichkeitsvertei-
lung, die beim mehrmaligen Durchführen eines Zufalls-
experiments, das nur zwei mögliche Ergebnisse besitzt 
(z.B. „Erfolg“ und „Misserfolg“) entsteht. Letzteres ist ein 
Zufallsexperiment, das nur zwei mögliche Ergebnisse 
besitzt (z.B. „Erfolg“ und „Misserfolg“).  
Primärenergie als Primärenergie bezeichnet man die Energie, die mit 
den natürlich vorkommenden Energieformen oder E-
nergieträgern zur Verfügung steht. Im Gegensatz dazu 
spricht man von Sekundärenergieträgern, wenn diese 
durch einen Umwandlungsprozess aus der Primärener-
gie entstehen. Die vom Verbraucher nutzbare Energie-
menge bezeichnet man schließlich als Endenergie. 
Punkt-Punkt Verkehren Direktverkehre zwischen zwei Punkten ohne Wechsel 
der Verkehrsträger 
Q-v-Funktion ist eine Funktion, welche die Geschwindigkeit (v) auf 
einer Straße in Abhängigkeit der Verkehrsmenge (Q) 
angibt. In diese Funktion fließen streckentypische Pa-
rameter ein. 
Rafting Wassersportart, bei der mit einem Schlauchboot ein 




ist ein Differenzierungsfaktor, der regionale raumwirt-
schaftliche Unterschiede in den Raumordnungsregionen 
quantifiziert 
Regressionsrechnung ist ein statistisches Verfahren zur Bestimmung eines 
Zusammenhang zwischen zwei variablen Größen 
Renaturierung unter Renaturierung versteht man die Wiederherstellung 
von naturnahen Lebensräumen in ihren ursprünglichen 
Zustand 
Retentionspotenzialen Retentionspotenzialen (z. B.: Entsiegelungen, Deich-
rückverlegungen) 
Rückladungsquote Anteil der Transportreisen, auf denen es eine Rückla-
dung gibt im Verhältnis zur Gesamtreisenzahl 
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RuhrBarge ist das Konzept eines Containerbinnenschiffs, welches 
mit bordeigenen Mitteln die Container umschlägt 
Schadstofffracht sind die Schadstoffe, die vom Abwasser mitgeführt wer-
den 
Sedimentfracht ist mitfließendes Sediment in Flüssen 
Semikatamaran ein Katamaran ist ein Schiff mit zwei getrennte Rümp-
fen, die oberhalb der Wasserfläche miteinander verbun-
den sind. Bei einem Semikatamaran sind die Rümpfe 
unterhalb der Wasseroberfläche miteinander verbun-
den. 
Sensitivitätsrechnungen Rechnung wie stark ein Schätzt- oder Prognoseergeb-
nis von bestimmten Parametern abhängig ist 
Siedlungsdruck durch verbesserte infrastrukturelle Anbindung eines 
Ortes entsteht ein „Druck“ für Neuansiedlungen 
Sohlhöhenänderung Änderung der Höhe des Gewässergrunds 
Sohlstabilität Stabilität des Gewässergrunds 
spektrale Eigenschaften des 
Verkehrslärms 
ist die Lautsstärke des Lärms über das Frequenzspekt-
rum 
SRES Zeigerszenario Szenarios über die Entwicklung der Erdtemperatur 
staugeregelter Fluss Fluss mit Staustufen oder Schleusen 
Staugeschwindigkeit maximale Geschwindigkeit bei Stop and go 
Stop and go stärkste Form des Straßenstaus 
Störstunden Fahrzeiten mit mittlerer bzw. starker Störung und Stop 
and Go 
SV Beschäftigte sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
terrestrisch erdbezogen 
Tiefgang Eintauchtiefe eines Schiffs 
top-down-Ansätze sind das Gegenteil von bottom-up-Ansätzen 
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Trade-off beschreibt eine negative wechselseitige Abhängigkeit 
zweier Aspekte 
Train Check Programm zur Kalkulation von Bahntransporten 
Traktion ist die ziehende Kraft, hier die einen Zug ziehende Kraft 
überstöchiometrisches Ver-
hältnis 
der stöchiometrische Einsatz eines Stoffes bei einer 
chemischen Reaktion würde diesen vollständig ohne 
Rest in dem Reaktionsprodukt aufgehen lassen. Bei 
einem überstöchiometrischen Verhältnis bleiben Reste 
des Ausgangsstoffe nach der Reaktion übrig. Beispiel 
NOx_Reduktion: 
Ein hoher NOx-Reduktionsgrad erfordert ein überstö-
chiometrisches Verhältnis von NH3 zu NOx, wodurch ein 
NH3-Schlupf (nicht umgesetztes NH3 im Abgas) ent-
steht, der in einem weiteren Schritt abgetrennt werden 
kann. 
Uferfiltrat gefiltertes Uferwasser eines Gewässers 
Verdrängerschiff ist ein Schiff, welches ausschließlich in „verdrängender“ 
Fahrt fahren kann (üblich bei Güterschiffen); d.h. es 
kann nicht gleiten  
verkehrsträgerübergreifende 
Interdependenzen 
sind Wechselwirkungen zwischen den Verkehrsträgern 
Vertrimmung Ausmaß der unterschiedlichen Eintauchtiefe eines 
Schiffes, z.B. aufgrund unterschiedlicher Lastverteilung 
zwischen Bug und Heck 
Voll- bzw. Grenzkostenkal-
kulation 
Kostenkalkulation auf Basis der Vollkosten, d.h. aller 
betriebswirtschaftlichen Kosten; bzw. auf Basis der 
Grenzkosten, das sind die Kosten, die bei der Produkti-
on einer zusätzlichen Einheit entstehen. 
Vor- bzw. Nachlaufkosten Kosten für den Transport der Güter vom oder zum 
Bahnhof bzw. vom oder zum Hafen.  
Vordringlicher Bedarf Maßnahmen des Bundesverkehrswegeplans mit höchs-
ter Dringlichkeit 
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Vorleistungen Produkte oder Dienstleistungen, die von einem Unter-
nehmen gekauft werden und in den weiteren Produkti-
onsprozess einfließen 
Wasserführung Menge des Wassers, die ein Gewässer zu einem be-
stimmten Zeitpunkt „führt“ 
Wertschöpfungsquote hier Wertschöpfung je Erwerbstätigen 
Whale Tail Antrieb ist eine besondere Form des Schiffsantriebs; er besteht 
aus horizontal angeordneten profilierten Antriebsflos-
sen. 
Zweilagigkeit Binnenschiffstransport von Container, bei dem auf der 
untersten Lage Containern noch eine zweite Lage ge-
stapelt wird 
 
 
